feed Settner 
Der Friebe 
uno die deulſche 
ukunſt 


N > — — — ... — é 


— rn nn 


eu Diener wu nr 


m 


— RT SB 


; 
1 
. 
Se 
Re 
Rs‘ 
„ 


. 
. 
15 BEN 
2 DR * 

55 


Der Friede und die deutſche Zukunft 


ed 
585 fy 


Der Friede 
und die deutſche Zukunft 


Von 


Alfred Hettner 


o. Prof. der Geographie an der Aniverſität Heidelberg 


Deutſche Verlags ⸗Anſtalt 
Stuttgart und Berlin 1917 


e e 


f Seite 

Hulntt ng Var RER ER EN SE 7 
J. Die Arſache des 0 VI. 
1e San? 286 
IN. Deutſchlands Lebensintereſſeen 40 
„ Das dent 11 

2. Die Sicherheit des Neichsgebietes 413 

3. Der heimiſche Lebensraum 0 

4. Selbſtgenügſamkeit oder Deitberätigung? . 

5. Anſer Intereſſe am Orient . . . a ie SO 
nn TE ( 

7. Weltwirtſchaft 76 

8. Verbindung mit der Aupenweit; grebe der Meere 83 

9. Politiſche Macht A 

10. Zuſammenfaſſung „ 

IV. Die Lebensintereſſen unſerer e e 0 
1. Die Lebensintereſſen Oſterreich⸗-Angarns 101 

2. Die Lebensintereſſen Bulgariens. 105 

3. Die Lebensintereſſen der Türke 106 

V. Die Politik des Friedensſchluſſes 111 
/ e „ I19 
1. Die Lage . . . I NEE Re} >. 

2. Die Richtlinien unſeret Griedenspotit V 
. £ N 

4. Baltenland und Litauen Sr „3 

5. Finnland, die Oſtſee und Standinavien N 
%%% / . et 

7. Der Balkan i VVV 

8. Konſtantinopel und die Meerengen T 

9. Armenien und Perſien . FB 

10. Wirtſchaftspolitiſche Abmacpungen E 


11. Zuſammenfaſſung J.. ar VOR 


VO, Der Friede mit den Balkanſtaaten 
1. Der Friede mit Rumänien 
2. Der Friede mit Serbien und Montenegro 
3. Der Friede mit Griechenland N 
VIIl. Der Friede mit Italien 
IX. Der Friede mit Frankreich 
X. Der Friede mit Belgien 8 
XI. Der Friede mit England und Pen 5 
1. Der Grund der Feindſchaft und die Kriegsziele 
2. Der Stand und die Ausſichten des . 
3. Das belgiſche Problem f 
4. Die orientaliſche Frage 
5. Die Rückgabe unſerer Kolonien 
6. Die Freiheit der Meere 
7. Der Wirtſchaftsfriede 
8. Engliſche Weltherrſchaft und deutſche edge 
9. Der Friede mit Portugal a 
XIl. Der Friede mit den amerikaniſchen State 
X Der Friede mit Japan und China 


XIV. Die deutſche Zukunft 


Einleitung. 


Di Erörterungen über die Geſtaltung des Friedens, der dieſen un⸗ 
geheueren unſeligen Weltkrieg zum Abſchluſſe bringen ſoll, ſind 
zu einer gewaltigen Maſſe angeſchwollen, die ſich, anfangs in der Form 
geheimer Denkſchriften, ſeit der Milderung der Zenſur in Artikeln 
der Zeitungen und Zeitſchriften und zahlloſen Broſchüren, wie eine 
Sturmflut über unſer Volk ergießt. Wer ſich an dieſen Erörterungen 
beteiligen, einen neuen Beitrag zu dieſer Friedensliteratur liefern 
will, muß daher ſich und der Öffentlichkeit genau Nechenſchaft dar⸗ 
über geben, in welcher Weiſe er das tun will, inwiefern er glaubt, 

damit Nutzen zu ſtiften. | 
Der Friedensſchluß ift eine politiſche Handlung. Daher gilt von 
ihm, und zwar im höchſten Maße, was von allen politiſchen Hand⸗ 
lungen gilt, daß er aus dem Entſchluſſe eines einzelnen oder doch nur 
einer kleinen Zahl der oberſten Leiter unſerer Politik und unſeres 
Heeres hervorgehen und von deren Verantwortung getragen ſein 
muß; denn nur bei ihnen findet ſich die vollſtändige Kenntnis der 
Tatſachen, auf denen der Friede aufzubauen iſt, namentlich die 
Kenntnis des militäriſchen und wirtſchaftlichen Standes des Krieges 
und damit der Kraftverhältniſſe der beiden Parteien, alſo die Kennt⸗ 
nis, ohne die alle Forderungen in der Luft ſchweben. Es iſt verderb⸗ 
lich, wenn die Parteien oder einzelne, die dieſer vollen Kenntnis ent⸗ 
behren, ſich trotzdem anmaßen, den verantwortlichen Staatsmännern 
ins Handwerk zu pfuſchen, ihnen Anweiſungen für ihre Entſchlüſſe 
zu geben oder auch nur jede politiſche Handlung mit lauter harter 
Kritik zu begleiten. Selbſt wenn die Kritik berechtigt iſt, kann fie leicht 
ſchädlich wirken, weil ſie Aneinigkeit erzeugt und nach außen offenbar 
macht; vielfach aber iſt die ftarfe Kritik, die ſeit Monaten an der 
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Regierung geübt wird, ungerecht, weil ſie von falſcher Würdigung 
der Sachlage ausgeht, dem wirklichen Stande des Krieges zu wenig 
Rechnung trägt. Darum denke ich nicht daran, über die einzelnen 
Forderungen, die wir bei den Friedens verhandlungen zu ſtellen 
haben, oder andererſeits die Zugeſtändniſſe, die wir etwa den Feinden 
machen müſſen, beſtimmte Arteile abzugeben, deren Befolgung ich 
von unſerer Staatsleitung verlangen, wegen deren Nichtbefolgung 
ich ſie anklagen würde; ſolche Aberhebung liegt mir fern. Dazu wäre 
es jetzt auch zu ſpät; denn allem Anſcheine nach ſind von unſerer 
Reichsleitung im Einverſtändnis mit dem gemeinſamen Ausſchuſſe 
des Bundesrates und des Reichstages die für unſere Friedens⸗ 
forderungen maßgebenden Entſchlüſſe in den letzten Wochen gefaßt 
worden. 

Aber wenn der Friedensſchluß ſelbſt als eine politiſche Handlung 
Sache der Regierung fein muß, fo muß doch dieſe Handlung, die auf 
Jahrzehnte, ja Jahrhunderte die Zukunft des deutſchen Volkes be- 
ſtimmen wird, ſich auf die Zuſtimmung des Volkes ſtützen, von der 
öffentlichen Meinung getragen ſein, wenn nicht ein furchtbarer Zwie⸗ 
ſpalt unſer Volk zerreißen und auch nach einem noch ſo glücklichen 
Frieden unſere Zukunft gefährden ſoll. Dieſe Gefahr iſt groß. Zwei 
Parteien ſtehen ſich mit entgegengeſetzten oder wenigſtens ſehr ſtark 
abweichenden Anſichten gegenüber und ſuchen mit lautem Geſchrei 
ihre Anſichten dem Volke wie der Regierung aufzudrängen; gehen 
fie doch fo weit, daß fie einander nicht nur mangelndes Verſtändnis, 
ſondern böſen Willen, ja ſogar Vaterlandsverrat vorwerfen! Die 
Gemäßigten, die tatſächlich wohl die große Mehrheit des deutſchen 
Volkes ausmachen, kommen in der Preſſe und überhaupt in der 
Offentlichkeit viel weniger zum Worte, und es beſteht die Beſorgnis, 
daß auch ſie immer mehr in den Strudel hineingezogen und von der 
Leidenſchaftlichkeit und Gehäſſigkeit des Kampfes der Meinungen 
angeſteckt werden. Aus dem Kreiſe dieſer Gemäßigten heraus möchte 
ich ſprechen, an ſie hauptſächlich mich wenden; denn die Hoffnung, 
die Extremen auf beiden Seiten zu überzeugen, iſt gering. Ich will 
nicht mit lauter Stimme ſtarke Worte ſprechen, ſondern den Weg 
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ruhiger Erörterung gehen, will nicht die Leidenſchaften aufſtacheln, 
ſondern das Verſtändnis zu fördern und dadurch die Aberzeugung 
zu bilden verſuchen. Gewiß brauchen wir heute, wie immer, in unſerer 
Politik einen ſtarken Willen nicht nur der Regierung, ſondern auch 
des deutſchen Volkes; aber der ſtarke Wille darf nicht von blinder 
Leidenſchaft, ſondern muß von verſtändiger Aberlegung getragen 
ſein. Das deutſche Volk muß die Probleme, um die es ſich beim 
Friedensſchluſſe und in unſerer äußeren Politik überhaupt handelt, 
ſowie die Wege zu ihrer Löſung kennen; ſonſt kann es nicht den An⸗ 
ſpruch erheben, ein politiſch reifes Volk zu ſein. 

Der Standpunkt, von dem ich ausgehe und von — aus ich 
hoffe, zur Klärung der öffentlichen Meinung beitragen zu können, 
iſt der des Geographen. Nicht als ob ich meinte, daß die politiſchen 
Fragen unmittelbar geographiſche Probleme ſeien, wohl aber, daß 
ſie in den geographiſchen Bedingungen ihre Grundlage haben. Weit⸗ 
aus die meiſten Friedensbedingungen werden ſich auf Anderungen 
in der politiſchen Karte oder in dem politiſchen, wirtſchaftlichen, mili⸗ 
täriſchen Aufbau der Staaten beziehen, der mit der ganzen geo⸗ 
graphiſchen Eigenart der Länder in engſtem Zuſammenhange ſteht; 
ſie werden eine wahrſcheinlich ſehr große Anderung im politiſch⸗ 
geographiſchen Bilde der Erde bewirken. Wie es die Aufgabe der 
theoretiſchen oder genetiſchen Betrachtung der Geographie iſt, das 
politiſch⸗geographiſche Bild der Erde, ſo wie es heute iſt, beſchreibend 
aufzufaſſen und zu erklären, ſo iſt es die Aufgabe der praktiſchen Be⸗ 
trachtung der Geographie, zu zeigen, wie es ſein ſoll und muß, um 
unſere Wünſche und Forderungen an das Schickſal zu erfüllen. Vor 
dem inneren Auge des Geographen ſteht dann ein allerdings nicht 
rein objektives, ſondern in feiner Nationalität und feiner Welt: 
anſchauung begründetes Idealbild, das er auf Grund ſeiner Kennt⸗ 
niſſe und Vorſtellungen über die Naturbedingungen und die Ur: 
ſachen des Lebens der Staaten ausmalt. Er ſieht auch im Geiſte die 
Aufgabe der Überleitung von dem heutigen Bilde der Staaten zu 
dieſem Idealbild. Inſofern darf er hoffen, von dem Standpunkte 
feiner Wiſſenſchaft aus zur Klärung der politiſchen Probleme bei: 
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tragen zu können. Ohne ſeharfe Grenze verläuft die Aufgabe der 
Wiſſenſchaft in die der praktiſchen Politik, die die Mittel und Wege 
zur Verwirklichung des Ideals zu ſuchen hat und beſtimmen muß, 
wie weit in der Richtung auf das Ideal wir im gegebenen Augenblicke 
gelangen können. Darum können die folgenden Betrachtungen, 
deren Zweck ja politiſch iſt, nicht immer ängſtlich da Halt machen, 
wo die wiſſenſchaftliche Zuſtändigkeit des Geographen aufhört, 
ſondern müſſen in die eigentlich politiſche Betrachtung übergehen. 
Ein von Jugend an reges Intereſſe für die großen Fragen der Politik 
und die auf vielen Reifen gewonnene perſönliche Anſchauung der 
meiſten Länder Europas und mancher außereuropäiſcher Länder geben 
mir dazu vielleicht eine gewiſſe perſönliche Berechtigung. 

Niemand wird von ſich jagen können, daß er alles Beachtens⸗ 
werte geleſen habe, was früher und jetzt über dieſe Fragen geſchrieben 
worden iſt. Ich habe mir Mühe gegeben, wenigſtens das wichtigſte 
in mich aufzunehmen, um womöglich keine in Betracht kommende 
Frage ganz beiſeite zu laſſen und um auch alle Standpunkte zu ver⸗ 
ſtehen. Dieſe Literatur anzuführen oder gar die einzelnen Gedanken 
auf ihre Urheber zurückzuführen, ſcheint mir unmöglich; die meiſten 
Gedanken find, faſt möchte ich ſagen, wie Volkslieder, ſo ſehr Ge⸗ 
meingut geworden, ſind auch ſo ſehr nach und nach entſtanden, 
daß man meiſt nicht mehr erkennen kann, von wem ſie ſtammen 
oder wer dazu beigetragen hat. Es mag fein, daß in meinen Aus⸗ 
führungen kein einzelner Gedanke ganz neu iſt; mein iſt die ſtraffe 
Zuſammenfaſſung unter einheitlichem geographiſchem Gefichtspunfte. 
Dadurch hoffe ich zum Verſtändnis des furchtbaren Kampfes der 
Völker um die Erde beizutragen und dem Wohle des Vaterlandes 
zu dienen; denn das können wir uns ja nicht verhehlen: der kommende 
Friede wird eine der größten Entſcheidungen im Kampfe um die 
Erde ſein und namentlich die Entſcheidung über die Zukunft unſeres 
Vaterlandes bedeuten. 
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J. 
Die Arſache des Krieges. 


Wer ein Verſtändnis für den Frieden gewinnen will, nach dem 
wir uns ſehnen, auf den alle unſere Gedanken und alle unſere 
Anſtrengungen gerichtet ſind, daß er ein guter Friede werde, muß vorerſt 
den Krieg verſtehen, muß genau wiſſen, worum er eigentlich geführt 
wird. Dabei wird er nicht an den Zufälligkeiten und den einzelnen 
willkürlichen Handlungen des Kriegsaus bruches haften bleiben dürfen, 
ſondern auf den Grund der Dinge gehen, nach den großen treibenden 
Kräften fragen müſſen; denn nur ein Friede, der die wirklichen Ar⸗ 
ſachen des Krieges beſeitigt, kann die Krankheit, unter der die Welt 
leidet, heilen und neue, geſündere Zuſtände ſchaffen. 

Der Anlaß des Krieges iſt die Bluttat von Serajevo, bei der 
bald die Mitwirkung ſerbiſcher Negierungsorgane nachgewieſen und 
die Mitwiſſenſchaft des ruſſiſchen Geſandten wahrſcheinlich gemacht 
wurde. Das darauf von Oſterreich⸗Angarn an Serbien gerichtete, 
allerdings ſehr ſcharfe Ultimatum hat alle weitere Ereigniſſe zur 
Folge gehabt. Das iſt der eine Grund, warum unſere Feinde der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie und dem vermeintlich dahinter 
ſtehenden, treibenden und hetzenden Deutſchen Reiche die Schuld am 
Aus bruche des Krieges in die Schuhe ſchieben und warum ſo viele 
Neutrale noch an unſere Schuld glauben. Als Rußland ſich ſchützend 
vor Serbien ſtellte und ſeine ganze Armee mobiliſierte, hat das 
Deutſche Reich Nußland und deſſen Bundesgenoſſen Frankreich den 
Krieg erklärt. Das iſt der zweite Grund, warum wir für die Schul⸗ 
digen gelten. 

Aber auch wenn man ſich nur an dieſe äußeren Anläſſe des 
Krieges hält, liegt die Schuld in Wahrheit auf der anderen Seite. 
Serbien hatte für ſein ſcheußliches Verbrechen die Strafe verdient, 
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und Rußland hatte keine Verpflichtung, es zu ſchützen, ſondern 
ſchützte es nur, weil es ein böſes Gewiſſen hatte, und weil es ſonſt 
ſein Anſehen auf der Balkanhalbinſel gefährdet ſah. Frankreich 
ſprang ſofort bei, weil es den ruſſiſchen Bundesgenoſſen zu verlieren 
fürchtete und den Krieg ja auch ſeit langem herbeiſehnte. And 
England, ohne das jene den Krieg kaum gewagt hätten, gab ſeine 
Bereitwilligkeit zu erkennen, weil es die Gelegenheit gekommen ſah, 
ohne eigenes Riſiko den unbequemen Rivalen niederzuſchlagen. 
Wenn die drei Mächte den ernſten Willen gehabt hätten, den Krieg 
zu vermeiden, ſo hätten ſie doch noch vor dem öſterreichiſchen Alti⸗ 
matum Serbien zu einem Schritte der Sühne veranlaſſen können. 
Oſterreich⸗Angarn mußte um feiner Ehre und feiner Sicherheit willen 
gegen ein widerſpenſtiges Serbien einſchreiten. Anſere Kriegserklä⸗ 
rung war nur ein Akt der Notwehr gegenüber der ruſſiſchen Mobil⸗ 
machung, die, wie ſich jetzt in dem Prozeſſe gegen den damaligen 
Kriegsminiſter Suchomlinow gerichtskundig herausgeſtellt hat, trotz 
deſſen ehrenwörtlicher Ableugnung angeordnet war; wenn wir ab⸗ 
gewartet hätten, bis die ruſſiſche Mobilmachung vollendet war und 
nun Nußland uns den Krieg erklärte, um gleichzeitig mit ſeiner ganzen 
Macht über uns herzufallen, ſo wäre es für uns unmöglich geweſen, 
uns zunächſt mit voller Kraft gegen Frankreich zu wenden. Bittere 
Erfahrung hat ja gezeigt, daß es auch fo ſchon faſt zu ſpät dafür war, 
weil Rußland die Mobilmachung ſchon längſt im geheimen vor⸗ 
bereitet hatte und darum viel ſchneller auf dem Kriegsſchauplatze er⸗ 
ſcheinen konnte, als ſonſt möglich geweſen wäre. Oſterreich⸗Angarn 
und wir haben uns im Verteidigungszuſtande befunden, der Krieg 
iſt von Nußland und ſeinen ihm ſchnell beiſpringenden Bundes⸗ 
genoſſen Frankreich und England verſchuldet worden. Am Zaris mus 
und ſeiner Bureaukratie hat ſich nun bereits das Gottesurteil vollzogen. 

Aber der Mord von Serajevo war, nach dem oft gebrauchten 
Bilde, nur der Funke, der ins Pulverfaß flog. So gewaltige Er⸗ 
eigniſſe wie dieſer Krieg haben große unperſönliche Arſachen. Er 
hatte ſich ſeit langem vorbereitet, er rückte immer näher, und die 
Frage war nur, wann und wie er zum Ausbruche kommen würde. 


12 


Anſere Feinde haben fich, jeder aus eigenen Gründen, ſeit 1904 und 
1907 gegen uns zuſammengefunden, um uns überall entgegenzutreten, 
uns zurückzudrängen und zu ſchwächen, uns, wie der üblich gewordene 
treffende Ausdruck lautet, politiſch und dann auch militäriſch einzu⸗ 
kreiſen. Man braucht ja nicht zu ſagen, daß ſie den Krieg als ſolchen 
wollten; wenn ſie ihr Ziel unſerer Schwächung und der Aufteilung 
der Welt unter ſich ohne einen Krieg erreichen konnten, wäre es ihnen 
natürlich lieber geweſen; aber dieſe offenſive Politik mußte einmal 
zum Kriege führen, wenn wir noch etwas Stolz und Lebenskraft im 
Leibe hatten. In den letzten zehn Jahren vor dem Kriege reihte ſich 
ein feindlicher und unſere Lebensintereſſen verletzender Schritt an den 
anderen, ſo daß wir immer wieder dicht am Kriege ſtanden. 1904 
teilten England und Frankreich unter Beteiligung Spaniens und 
Italiens, aber unter Ausſchluß Deutſchlands Nord⸗Afrika, 1907 Eng: 
land und Rußland das ganze bis dahin neutrale Aſien von Perſien 
bis über Tibet als Intereſſenſphären zwiſchen ſich auf, und in beiden 
Fällen wurden Deutſchland nur widerſtrebend einige kleine Zugeſtänd⸗ 
niſſe gemacht. Als Oſterreich⸗Angarn 1908 unter dem Zwange der 
türkiſchen Revolution das bisherige Okkupationsgebiet Bosnien 
und Herzegowina formell einverleibte, widerſprachen Serbien, Ruß: 
land und auch Italien und gaben erſt nach, als das Deutſche Reich 
ſich offen auf die Seite Oſterreich⸗Angarns ſtellte. Frankreich über⸗ 
ſchritt bald die Befugniſſe, die ihm auf der Konferenz von Algeciras 
in Marokko eingeräumt worden waren, und ſchritt zu deſſen unver⸗ 
hüllter Einverleibung; nur durch ſehr energiſches Auftreten erreichte 
Deutſchland dafür wenigſtens eine gewiſſe Entſchädigung in Zentral⸗ 
Afrika. 1911 überfiel Italien, das zwar dem Namen nach unſer 
Bundesgenoſſe war, aber ganz im Sinne und mit Anterſtützung Eng⸗ 
lands und Frankreichs handelte, Tripolis und begann damit die 
Zerſtücklung der Türkei, mit der wir Freundſchaft geſchloſſen hatten. 
1912 trat unter der Agide Nußlands ein Balkanbund ins Leben, der 
zwar zunächſt den Kampf mit der Türkei aufnahm und dieſe faſt ganz 
aus Europa hinaus drängte, der aber von vornherein ebenſo ſehr gegen 
Oſterreich⸗Angarn gerichtet war. Nur der Zwieſpalt, der ſich bei 
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der Teilung der Beute im Bunde einſtellte, hat uns davor bewahrt, 
daß unſere Einkreiſung auch im Oſten vollzogen wurde. Nußland 
ſelbſt wollte die Bindung der Türkei durch dieſen Krieg und ihre 
Niederlage benutzen, um ſich Armeniens zu bemächtigen, und wurde 
nur durch unſeren Einſpruch daran verhindert. Es unterliegt kaum 
einem Zweifel, daß England und Rußland ſich unter Mitwirkung 
Frankreichs und Italiens über die Aufteilung der Türkei geeinigt 
hatten und fie in derſelben Weiſe wie die Aufteilung Nord⸗Afrikas 
und die Aufteilung Perſiens und Zentral⸗Aſiens ins Werk zu ſetzen 
beabſichtigten, ſobald ſie ſich ihrer militäriſchen Abermacht über die 
die Türkei ſtützenden und ſchützenden Mittelmächte ſicher fühlten. 
So wurden immer neue, bald gelungene, bald mißlungene Verſuche 
gemacht, Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn zurückzudrängen und zu 
demütigen und die Welt ohne ſie aufzuteilen. Wenn wir uns dem 
zugedachten Schickſal nicht kleinmütig fügen, ſondern unſeren Nang 
als Großmächte behaupten wollten, ſo mußte es über kurz oder lang 
zum Kriege kommen. Die eigentliche Urfache des Krieges iſt demnach 
die gegen uns gerichtete Einkreiſungspolitik. 

Wenn ſich drei Mächte, die einander ſeit langer Zeit und noch 
kurz vorher feindlich gegenübergeſtanden hatten, deren Gegenſatz in 
der Natur der Dinge begründet und unverſöhnbar erſchien, wenn 
dieſe Mächte ſich zum gemeinſamen Kampfe gegen uns zuſammen 
fanden, ſo kann, zumal nachdem die meiſten Völker der Erde auf ihre 
Seite getreten ſind, der Verdacht entſtehen, daß die eigentliche Schuld 
bei uns liege, daß wir durch unſer Auftreten alle anderen vor den 
Kopf geſtoßen, ihre Intereſſen und ihr Leben ſo geſchädigt und ge⸗ 
fährdet hätten, daß fie nicht anders gekonnt hätten, als ſich gemein⸗ 
ſam gegen uns zu wehren. Das behaupten ja unſere Feinde; ſie ver⸗ 
ſuchen den Krieg zu einem Kampf gegen Deutſchlands Imperialismus, 
Militarismus und Autokratie zu ſtempeln. Mit beſonders lauten 
Tönen und zugleich mit beſonderer Unkenntnis der Dinge, wie fie wirk⸗ 
lich find, hat der amerikaniſche Präſident Wilſon dieſes Lied geſungen. 

Es klingt ſo ſchön und muß ſowohl bei den in den Krieg ge⸗ 
führten wie bei den neutralen Völkern wirken, wenn man ſagt, daß 
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man nur dem Störenfriede, der, auf eine ſtarke Militärmacht ge- 
frügt, die Welt immer von neuem beunruhige, die Waffen aus der 
Hand ſchlagen und dadurch der Welt die Nuhe geben wolle, deren 
ſie bedürfe, um ganz der Pflege und Förderung der Kultur leben zu 
können. Ein ſolcher ſeit Jahren angeſtimmter, durch eine kenntnis 
loſe oder gekaufte Preſſe überall verbreiteter Schlachtruf mußte die 
Gemüter gefangen nehmen und zum Kampfe gegen uns begeiſtern, 
wenn von unſerer Seite faſt nichts geſchah, um ihm ſeine Kraft zu 
nehmen. In der geiſtigen Regie des Krieges find uns unſere Feinde 
entſchieden überlegen geweſen. Zweierlei können wir den Feinden 
zugeſtehen. Anſer Staatsleben und unſer Heerweſen haben manche 
unſchöne Aus wüchſe gehabt, die zwar großenteils mehr äußerlich 
waren, aber dem fernen Beobachter den Eindruck machen konnten. 
als ob ſie weſentlich ſeien. And die Schriftſteller einer Partei, deren 
laute Stimme im Auslande den falſchen Glauben hervorrufen konnte, 
daß fie einen breiten Refonanzboden im deutſchen Volke beſäßen 
und auch die Meinung der Regierung verträten, haben allerdings 
oft genug Äußerungen getan, die auf eine deutſche Eroberungs⸗ 
politik ſchließen laſſen konnten, wenngleich nicht in höherem Maße 
als die franzöſiſchen, engliſchen und ruſſiſchen Imperialiſten und 
Chauviniſten. Aber in Wahrheit, und die leitenden Männer im feind- 
lichen Lager haben das ganz genau gewußt, ſind das deutſche Volk 
und die deutſche Regierung immer friedlich geſinnt geweſen, eine aus⸗ 
ſchlaggebende, auf den Krieg drängende Militärpartei hat es nicht 
gegeben, der Kaiſer war ſtolz auf die Bezeichnung als Friedens: 
kaiſer. Ein ſtarkes Heer mußten wir haben, weil wir inmitten von 
zwei ſtarken, uns übel wollenden Mächten wohnen, die ihrerſeits in 
höherem Maße als wir ſelbſt Militärmächte ſind; eine ſtarke Flotte 
mußten wir bauen, um unſere Küſten und unfere überſeeiſchen Inter ⸗ 
eſſen gegen engliſche Angriffe zu ſchützen; aber 43 Jahre hindurch 
haben wir von dieſer Wehrmacht keinen Gebrauch gemacht, ſondern 
trotz aller Verſuchung durch die Feinde den Frieden gehalten, und 
auch jetzt ſind wir nur gezwungen in den Krieg gegangen. Wenn 
unſere Verfaſſung nicht dem weſtlichen Ideale der Demokratie ent⸗ 
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fpricht, was tut das den anderen und welches Recht haben fie, ſich 
in unſer Verfaſſungsleben einzumiſchen und gar, wie die Amerikaner 
es jetzt mit ihrer nur ihnen eigenen Anverſchämtheit tun, die Abſetzung 
der Dynaftie der Hohenzollern zu verlangen? Daß der Krieg ein Kampf 
gegen die deutſche Autokratie ſei, iſt ein fadenſcheiniger Vorwand, der 
um ſo lächerlicher iſt, als der Zarismus an dieſem Kampfe teilnahm. 
Seit dem Ausbruche des Krieges haben die Feinde noch ein 
ideales Motiv als Panier entfaltet, nämlich die Behauptung, daß 
fe für die Freiheit und das Selbſtbeſtimmungsrecht der kleinen 
Nationalitäten kämpften. Rußland und ihm folgend Frankreich 
und England hätten für die Anabhängigkeit Serbiens eintreten müſſen, 
England ſei wegen der verletzten Neutralität Belgiens in den Kampf 
gegangen, Italien wolle die von Oſterreich unterjochten Brüder er⸗ 
löſen, durch die Zerſtückiung der Türkei und der öſterreichiſch⸗ungari⸗ 
ſchen Monarchie wolle man den in dieſem Reiche unterdrückten 
Nationalitäten die Freiheit geben, auch die preußiſchen Polen und 
Dänen und die Elſaß⸗Lothringer wolle man von ihrem Joche be⸗ 
freien. Es braucht nicht erörtert zu werden, wie verlogen die Be⸗ 
hauptung Englands iſt, daß unſer Neutralitätsbruch gegen Belgien 
es in den Krieg hineingezogen habe; denn es hat ſich ſchon vorher 
zur Teilnahme am Kriege verpflichtet und es hat ſich geweigert, ſeine 
Neutralität zu verſprechen, auch wenn wir die belgiſche Neutralität 
achten würden. Nachdem die Behauptung ihre Schuldigkeit bei dem 
eigenen Volke und bei den Neutralen getan hatte, hat man ſie ruhig 
fallen laſſen. Der Vorwand, für die Freiheit der kleinen Völker zu 
kämpfen, macht ſich auch ſeltſam im Munde von Staaten, die ſämtlich 
Kulturvölker oder Halbkulturvölker: Frankreich die Nord⸗ Afrikaner 
und Hinterindier, England die Iren, Buren, Ägypter, Inder und 
andere, Nußland die Polen, Litauer, Letten, Eſten, baltiſchen Deut⸗ 
ſchen, Kaukaſier uſw. unterworfen haben und in ihren Reichen ge⸗ 
fangen halten, und die im ſelben Augenblicke, in dem ſie den Schlacht⸗ 
ruf ausſtoßen, an die Eroberung von Ländern mit fremder Bevölke⸗ 
rung gehen. Es iſt wichtig, das zu beachten, wenn die eee 
frage auf dem 8 zur 9 . wird. 
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Diefe idealen Motive mögen von vielen für die wahren Gründe 
des Krieges gehalten werden und ihnen die fittliche Kraft geben, die 
für den Kampf der modernen Volksheere erforderlich iſt; für die 
feindlichen Regierungen aber und die politiſch denkenden und politiſch 
einflußreichen Schichten der Bevölkerung ſind ſie nur ein Deckmantel. 
Es iſt eine furchtbare Torheit mancher unſerer Idealiſten und Pazi⸗ 
fiſten, daß auch ſie den Mantel für den Inhalt halten und darum den 
größeren Teil der Schuld am Kriege Deutſchland zuſchieben. In 
Wahrheit entſpringt der Krieg aus den Lebensintereſſen der Völker, 
wird er um deren Stellung in der Welt geführt, iſt er ein entſcheidender 
Akt in dem Kampfe um die Erde. Die „Schuld“ Deutſchlands be⸗ 
ſteht nur darin, daß es ſich aus dem wirtſchaftlichen und politiſchen 
Niedergange, der es ſeit dem ſechzehnten Jahrhundert betroffen hatte, 
erhoben, daß es aufgehört hat, bloß ein Volk der Dichter und Denker 
zu ſein, ſondern zugleich wieder ein Volk des tätigen Lebens geworden 
iſt, daß es ſich, dank der genialen Führung Bismarcks, zu einem 
ſtarken Reiche zuſammengefügt, eine ſtarke Volkswirtſchaft ausge⸗ 
bildet und danach getrachtet hat, wirtſchaftlich und politiſch nicht 
etwa an der Stelle anderer Mächte, ſondern neben ihnen einen Platz 
in der Welt zu gewinnen, daß es zwar keine Weltherrſchaft oder 
Hegemonie, wohl aber eine gleichberechtigte Stellung im Kreiſe der 
Völker erſtrebt, politiſches Gleichgewicht auf der Erde fordert. Anſere 
Entwicklung iſt wohl etwas zu ſtürmiſch geweſen, ſo daß ſie den 
anderen keine Zeit ließ, ſich daran zu gewöhnen; es mag auch ſein, 
daß unſer Auftreten manchmal etwas rückſichtslos und brüsk war und 
dadurch unnütz verletzte, den Tadel heraus forderte; aber das ſind 
doch Nebenſachen, das hat vielleicht den Gang der Dinge beſchleunigt, 
ihn aber nicht beſtimmt. Der innerſte Grund des Kampfes iſt einfach 
der, daß ſich der mitteleuropäiſche Raum, der bis dahin gleichſam 
leer geweſen war, plötzlich mit einer neu aufſtrebenden Macht füllte, 
die ſich an den anderen ſtieß und ihren Spielraum einengte. Darum 
haben ſie ſich in dem Haſſe gegen Deutſchland zuſammengefunden und 
ſich auf es geſtürzt, um es wieder aus der Welt zu ſchaffen oder wenig⸗ 
ſtens ſo zu ſchwächen, daß es ihre Kreiſe nicht mehr ſtören könne; 
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dadurch würden fie ja auch gegen Dfterreich-Ungarn und die Türkei 
freies Spiel bekommen, denn beide erfcheinen ihnen alt und ſchwach, 
dem Antergange geweiht, zur Aufteilung reif. Weil ſie ſich nicht im 
Stande fühlten, den wirtſchaftlichen und kulturellen Wettkampf im 
Frieden zu beſtehen, ſind ſie in den Krieg gegangen. 

Im einzelnen ſind die Motive der verſchiedenen Feinde verſchieden. 

Frankreich iſt, was bei der jetzt üblich gewordenen einſeitigen 
Wendung gegen England und gegen Nußland oft überſehen wird, 
unſer älteſter Feind und der eigentliche Kern des Bündniſſes, das ſich 
gegen uns geſchloſſen hat; es hat England und Nußland zuſammen⸗ 
geführt. Der Gegenſatz zwiſchen Frankreich und Deutſchland liegt 
auch am tiefſten. Wohl ſpielen, namentlich ſeit dem Marokko⸗ 
konflikte, Gegenſätze der kolonialen Intereſſen hinein, und auch an 
der von uns bekämpften Aufteilung der Türkei will Frankreich teil⸗ 
nehmen; aber die Hauptſache iſt der europäiſche Gegenſatz. Frank⸗ 
reich kann die Niederlage des 70er Krieges nicht verwinden, ſondern 
brütet ſeitdem Rache und Vergeltung; die Nevancheidee beherrſcht 
ſein politiſches Denken und drängt alles andere in den Hintergrund. 
Es will Elſaß⸗Lothringen wieder haben, desannektieren, wie es ſich 
ausdrückt. Aber das iſt es nicht allein, ja vielleicht nicht einmal in 
erſter Linie. Auch wenn wir damals das Elſaß und ein Stück von 
Lothringen nicht genommen hätten, würde Frankreich nichtsdeſto⸗ 
weniger Revanche predigen; denn es will die kontinentale Vorherr⸗ 
ſchaft wiedergewinnen, die ihm durch das Aufkommen eines ſtarken 
Deutſchen Reiches verloren gegangen iſt, um deren Behauptung es 
ja ſchon den Krieg von 1870 geführt hat. Da es an Bevölkerung und 
wirtſchaftlicher Kraft immer weiter hinter Deutſchland zurückbleibt, 
konnte es dieſes Ziel nur durch einen ſiegreichen Krieg zu erreichen 
hoffen. Darum ſtrengte es ſich militäriſch aufs äußerſte an und ver⸗ 
wandelte es auch ſeine Kolonien in Heerlager, darum verbündete es 
ſich zuerſt mit Rußland, dann auch mit feinem alten Gegner England, 
ordnete ſeine ganze Politik ihnen unter und gab ihnen wichtige Inter⸗ 
eſſen preis. Darum trieb es zum Kriege. Von Frankreich wurde die 
Zerſtücklung des Deutſchen Reiches als Ziel des Krieges aufgeftellt, 
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und es wollte die Rheingrenze erringen, nach der es ſchon fo en 
getrachtet hatte. 

Handelt es ſich bei Frankreich hauptſächlich um Kampf gegen 
Deutſchland, in den Oſterreich⸗Angarn und die Türkei nur mit hinein⸗ 
gezogen werden, ſo iſt die Politik des Reiches der Zaren, des größten 
und ausgeſprochenſten Eroberungsreiches der Erde, hauptſächlich 
gegen die Türkei und Oſterreich⸗Angarn und nur nachträglich gegen 
Deutſchland gerichtet. Der Kampf Rußlands gegen die Türkei 
ſtammt aus dem achtzehnten Jahrhundert. Seitdem arbeitet es an 
deren Zurückdrängung und Zerſtücklung. Nachdem die Türkei aus 
der Balkanhalbinſel ziemlich verdrängt war, ſah Rußland, alte 
Ziele weiter verfolgend, es auf Konſtantinopel mit den Meerengen 
und auf Armenien ab. Zugleich wollte es Oſterreich⸗Angarn, feinen 
alten Nebenbuhler auf der Balkanhalbinſel, ganz aus dieſer ver⸗ 
drängen, um dort den eigenen Einfluß zur alleinigen Geltung zu 
bringen. Es wollte die ſüdſlaviſchen Länder ebenſo wie Galizien und 
die Bukowina von Oſterreich⸗Angarn losreißen und dieſes der Zer⸗ 
ſtücklung preisgeben. And weil das Deutſche Reich ſeit langem er⸗ 
klärt hatte, daß es die Vernichtung Oſterreich⸗Angarns nicht zulaſſen 
könnte, und ſich dieſem immer treu zur Seite geſtellt hatte, weil 
Deutſchland auch auf der Anabhängigkeit und Anverſehrtheit der 
Türkei beſtand, weil Rußland alſo wußte, daß der Weg nach Kon⸗ 
ſtantinopel und nach Wien über Berlin führte, wozu dann noch Neid 
und Haß gegen die deutſchen Lehrer und Kultivatoren Nußlands 
und Beſchwerden über den letzten Handelsvertrag kamen, ſtellte es 
ſeine Politik nach mancherlei Schwankungen auch gegen Deutſchland 
ein. Im Falle des Sieges hätte es, wie ſein Vorgehen in Oſt⸗Preußen 
erweiſt, jedenfalls auch Teile des Deutſchen Reiches genommen. Es 
wollte gewaltige Schritte in Mittel⸗Europa und im aſiatiſchen Orient 
vorwärts tun, auf der Balkanhalbinſel und auch auf der ſkandinavi⸗ 
ſchen Halbinſel freie Hand bekommen. 

Der Eintritt Englands in den Krieg iſt von ſehr vielen bei uns 
nicht verſtanden worden; man hat ihn wohl gar für das Werk perſön⸗ 
licher Intrige gehalten, obgleich viele engliſche Stimmen dem Gegen⸗ 
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ſatze gegen Deutſchland laut genug Ausdruck verliehen hatten und die 
engliſche Regierung, gleichgültig ob konſervativ oder liberal, uns oft 
genug in den Weg getreten war. Erſt allmählich hat ſich größeres 
Verſtändnis herausgeſtellt, wenn auch über die Bedeutung der ver- 
ſchiedenen Gründe die Meinungen noch heute auseinandergehen. 
Oſterreich⸗Angarn kommt für England nur nebenbei in Betracht und 
wird von ihm nur als Bundesgenoſſe Deutſchlands bekämpft. Die 
Türkei, deren Schützer England früher geweſen war, iſt jetzt zum 
Gegenſtande ſeiner Eroberungspolitik geworden; es hat ſich, im 
Grundſatz jedenfalls ſchon vor dem Kriege, mit Rußland, Frankreich, 
Italien über ihre Aufteilung geeinigt. Aber mit dieſer Aufteilung 
wäre es ihm wahrſcheinlich nicht ſo eilig geweſen, wenn ſie ihm nicht 
zugleich ein Mittel des Bündniſſes mit Rußland und der Schädigung 
und Zurückdrängung Deutſchlands geweſen wäre. Der eigentliche 
Gegner Englands iſt Deutſchland. And auch Deutſchland gegenüber 
treten die einzelnen Intereſſengegenſätze in den Hintergrund. Sowohl 
über den Kolonialbeſitz in Afrika wie über die Intereſſen im Orient 
wäre eine Verſtändigung möglich geweſen, ja war eine Verſtändigung 
bis zur Unterzeichnung gediehen. Aber die beiden Reiche im ganzen 
waren allmählich in einen Gegenſatz gekommen, der ſich auf friedlichem 
Wege nicht mehr beilegen ließ, ohne daß eines der beiden ſeine An⸗ 
ſprüche und ſein Weſen von Grund auf änderte. England hatte un⸗ 
gefähr ein Jahrhundert lang ein Monopol der Schiffahrt, des Handels, 
der Induſtrie gehabt und ſah dieſes von dem immer höher und kräftiger 
wachſenden Deutſchland bedroht, ja ſchon beſeitigt; es wollte dieſes 
Monopol durch die Macht des Schwertes behaupten oder vielmehr 
wiederherſtellen, indem es die deutſche Schiffahrt, den deutſchen Über- 
ſeehandel, die deutſche Ausfuhrinduſtrie vernichtete oder wenigſtens 
ſo ſchwächte, daß ſie mit dem engliſchen nicht mehr in Wettbewerb 
treten könnten. Es glaubte auch durch den Bau einer ſtarken deutſchen 
Flotte, die zum Schutze der deutſchen Küſte und Seeintereſſen beſtimmt 
war, ſeine Seeherrſchaft gefährdet, auf der ſeine politiſche Vorherr⸗ 
ſchaft in der Welt beruht und die es zum Schutze ſeines Reiches und 
ſeines Lebens für unentbehrlich hält. Es hatte darum ſchon oft ge⸗ 
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droht, daß es eines Tages die deutſche Flotte verſenken würde, hatte 
mehrfach Verhandlungen angeknüpft, um eine Verlangſamung im 
Bau der deutſchen Flotte zu erreichen, und wollte ihr nun, da dieſe 
Verhandlungen geſcheitert waren, im Krieg ein Ende bereiten und 
Deutſchland aus der Liſte der Seemächte ſtreichen. 

Wir brauchen die Kriegsabſichten unſerer anderen Feinde, deren 
Zahl jetzt ja das zweite Dutzend überſchritten hat, nicht ebenſo ein⸗ 
gehend zu beſprechen. Manches darüber wird noch bei der Erörte⸗ 
rung der Friedens bedingungen zu ſagen fein. Auch bei ihnen ſpielen 
die idealen Motive ethiſcher und auch äſthetiſcher Art in Wirklichkeit 
keine Nolle, ſondern dienen nur dazu, den Völkern den Eintritt in 
den Krieg mundgerecht zu machen. Daß ſich der Deutſche, wie es 
heißt, durch Lodenanzug und laute Sprache, bald brüsk heraus⸗ 
forderndes, bald unterwürfiges Auftreten, durch feinen Feldwebel⸗ 
oder Referveleufnantston überall in der Welt unbeliebt gemacht hat, 
iſt kein Grund für die Staaten, in den Krieg zu gehen. Auch nicht, 
daß ſie die deutſche Verfaſſung mißbilligen und für rückſtändig halten. 
Sie gehen nur aus realen Motiven in den Krieg, weil ſie daraus Vor⸗ 
teile für ſich erwarten oder dadurch Nachteile vermeiden wollen. 

Dieſe Motive ſind bei den einzelnen verſchieden geweſen. Serbien 
und Belgien, die vom Anfang an im Kriege ſtehen, haben dafür ihre 
beſonderen Gründe gehabt. Serbien hat den Krieg angeſtiftet, weil 
es ſeit langem nach dem Beſitz der ſüdſlaviſchen Provinzen Oſterreich⸗ 
Ungarns getrachtet hatte. Belgien war durch feine Zwiſchenlage 
dazu verdammt, in den Krieg hineingezogen zu werden; wenn wir nicht 
notgedrungen ſeine Neutralität verletzt hätten, hätten es Frankreich 
und England getan; es ſelbſt hatte fie ja ſchon durch feine Partei- 
nahme für dieſe innerlich gebrochen. Für alle anderen, die erſt 
ſpäter in den Krieg eingetreten ſind, ſind zweierlei reale Arſachen, 
die eine oder die andere oder auch beide zuſammen, maßgebend 
geweſen, ſo ſehr ſie auch, allen voran die Vereinigten Staaten, ihrem 
Vorgehen ein ideales Mäntelchen umzuhängen ſuchen. Bei den 
einen wirkte die Habgier, der Wunſch, aus dieſem Kampfe der 
europäiſchen Großmächte auch für ſich etwas zu gewinnen, und 
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zwar hat dieſes Motiv fie alle auf die Seite der Entente geführt, 
weil ſie dieſe für die ſtärkere Partei hielten oder auch tatſächlich nur 
unter deren Schutz ihre Pläne ausführen konnten. So iſt zuerſt, 
ſchon wenige Wochen nach dem Aus bruche des Krieges, Japan in 
ihn eingetreten. So hat ſich ſpäter Italien auf ſeinen ehemaligen 
Bundesgenoſſen geſtürzt. So wieder ſpäter in ganz ähnlicher Weiſe 
Rumänien, das ebenfalls durch ein langjähriges Freundſchafts⸗ 
bündnis mit Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn verbunden geweſen 
war. So ſind ſchließlich auch die Vereinigten Staaten, die ja längſt 
aufgehört hatten, wahrhaft neutral zu ſein, zum Teil in der Abſicht 
in den Krieg hineingegangen, die großen Gewinne, die ſie in der Zeit 
ihrer „Neutralität“ im Handel mit den Mächten der Entente gemacht 
hatten, ins Trockene zu bringen, zum Teil um ſich den deutſchen Wett⸗ 
bewerb vom Halſe zu ſchaffen. Die anderen ſind mehr oder weniger 
in den Krieg hineingezogen worden, und zwar wurde dieſer Zwang 
hauptſächlich von England, das in ſeiner Seeherrſchaft die Mittel 
dazu beſaß, und ſpäter auch von den Vereinigten Staaten ausgeübt. 
Er iſt bei dem alten Vaſallen Englands, Portugal, und bei China 
beſonders deutlich; aber auch auf die mittel⸗ und ſüdamerikaniſchen 
Staaten hat jedenfalls ein ſtarker Druck ſtattgefunden. Eine un⸗ 
befangene Überlegung hätte allen dieſen Staaten ſagen müſſen, daß 
ſie auf die Seite Deutſchlands treten müßten, um die Zwingherrſchaft 
Englands und der Vereinigten Staaten zu brechen; denn Deutſch⸗ 
land erſtrebt keine Weltherrſchaft, ſondern nur Freiheit von der eng⸗ 
liſchen Weltherrſchaft; aber durch die ſeit Jahren ausgeſtreuten Lügen 
über uns war der Sinn getrübt, und ſo gehorchte man dem Druck 
oder ging dem augenblicklichen Vorteil nach, der bei der Abſperrung 
Deutſchlands von der Welt allerdings auf die Seite der Entente 
wies. So kommt es, daß nur verhältnismäßig wenige Staaten 
neutral geblieben ſind und daß wir nur mit wenigen treuen Bundes⸗ 
genoſſen gegen weit mehr als die halbe Welt kämpfen müſſen. 

Der militäriſche Anteil der meiſten dieſer Staaten am Kriege 
wird wahrſcheinlich gering bleiben; auch die Vereinigten Staaten 
werden doch nur dann militäriſch wirkſam in den Krieg eingreifen 
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können, wenn dieſer fich ſehr in die Länge zieht, und Japan hat ſich 
militäriſch ziemlich auf die Durchführung der einen ihm am Herzen 
liegenden Aufgabe beſchränkt und die erbetene Hilfe auf dem europäi⸗ 
ſchen Kriegsſchauplatze bisher verweigert. Die Bedeutung ihrer Teil⸗ 
nahme am Kriege iſt darum von einem großen Teile der öffentlichen 
Meinung in Deutſchland gering angeſchlagen worden; diejenigen, 
die die Reichsleitung darob tadelten, daß fie nicht eher in den un⸗ 
beſchränkten Anterſeebootkrieg eintreten wollte, haben immer wieder 
den dann zu beſorgenden und ja auch tatſächlich erfolgten Eintritt der 
Vereinigten Staaten in den Anterſeebootkrieg als gleichgültig an⸗ 
geſehen, ja ſogar herbeigewünſcht. Sie haben dabei überſehen, 
daß der Krieg, und gerade dieſer Krieg mehr als irgendein frühe⸗ 
rer, nicht bloß mit den Waffen, als Krieg der Heere und Flotten 
gegen die feindlichen Heere und Flotten, ſondern ebenſo ſehr als ein 
Wirtſchaftskrieg gegen unſere Schiffahrt, unſeren Handel, unſere 
Induſtrie geführt wird, ſie aus der Welt ſchaffen will, daß dieſer 
Wirtſchaftskrieg auch über den Friedensſchluß andauern kann, und 
daß in ihm allerdings die Teilnahme jedes weiteren Staates eine 
ſchwere Schädigung und eine große Gefahr für uns bedeutet. 

Wir und unſere Bundesgenoſſen müſſen uns immer von neuem 
ganz deutlich vor Augen ſtellen, in welcher furchtbaren Gefahr wir 
geſchwebt haben und noch heute ſchweben. Wenn es den Feinden 
gelungen wäre oder noch gelänge, wie ſie ſicher hofften, uns mit den 
Waffen niederzuſchlagen oder uns durch die Abſperrung von der 
Welt an Nahrung und an den für unſere Verteidigung notwendigen 
Nohſtoffen auszuhungern, fo wäre es um uns geſchehen geweſen. 
Die Kriegs ziele der Feinde laſſen ſich ja nicht mit voller Sicherheit 
angeben. Man kann ſie nicht ohne weiteres den Äußerungen der 
feindlichen Preſſe und Literatur entnehmen, weil das zunächſt nur 
private Meinungsäußerungen ſind und es ſich fragt, wie weit ſich 
dieſe mit den Abſichten der Regierungen decken — auch wir ver⸗ 
wahren uns dagegen, daß die Feinde die Äußerungen der Chauvi⸗ 
niſten als Kriegs ziele des deutſchen Volkes auffaſſen. Selbſt die offi⸗ 
ziellen und offiziöſen Forderungen, wie ſie in den Noten und Reden 
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der Regierungen und Staatsmänner ausgeſprochen worden find, 
brauchen noch nicht die wirklichen Abſichten wiederzugeben. Die 
offiziellen Verabredungen der feindlichen Staaten ſind uns nur zum 
Teil bekannt geworden, und die Abſichten haben natürlich auch im 
Laufe des Krieges gewechſelt. Aber im großen und ganzen liegt es 
klar vor Augen, was im Falle einer entſcheidenden Niederlage mit 
uns geſchehen wäre. Am glimpflichſten wäre wohl Bulgarien 
weggekommen, das vielleicht ohne Gebietsverluſte aus dem Kriege 
hervorgegangen, aber zur vierten Nolle auf der Balkanhalbinſel 
verurteilt worden wäre. Die Türkei wäre aufgeteilt worden, und wohl 
nur Kleinaſien, aber auch dieſes nicht ganz, wäre türkiſch geblieben. 
Oſterreich⸗Angarn hätte Galizien und die Bukowina, Siebenbürgen, 
ſeine ſüdſlaviſchen Provinzen, Trieſt und Süd⸗Tirol an Rußland, 
Rumänien, Serbien und Italien abtreten müſſen; dann hätten ſich 
wahrſcheinlich auch Angarn getrennt und die Tſchechen ſelbſtändig 
gemacht, und nur ein zerriſſener und für ſich kaum lebensfähiger 
deutſcher Rumpf wäre zurückgeblieben. Das Deutſche Reich hätte 
das Land weſtlich vom Rhein an Frankreich oder zum Teil vielleicht 
an einen unter deſſen Führung zu bildenden Pufferſtaat, Schleswig⸗ 
Holſtein an Dänemark, Weſt⸗ und Oſt⸗Preußen, Poſen und Ober⸗ 
Schleſien an Rußland, den größeren Teil feiner Kolonien an Eng: 
land, Frankreich und Japan verloren; ſeine Flotte wäre zerſtört, 
ſein Handel und ſeine Induſtrie ſo geſchädigt worden, daß ſie ſich 
ſchwer wieder hätten erholen können. Selbſt wenn dann das deutſche 
Oſterreich zum Deutſchen Reiche geſchlagen worden wäre, wäre 
dieſes doch ein ohnmächtiger Mittelſtaat geworden. 

Anſere Feinde wiſſen ebenſogut wie wir, daß der Ausgang des 
Krieges das Schickſal der Welt auf lange Zeit hinaus beſtimmen 
wird, und machen darum noch verzweifelte Anſtrengungen, den Sieg 
zu gewinnen, nach dem Verſagen der Nuſſen, wenigſtens unſere 
Front im Weſten und die öſterreichiſche Front am Iſonzo zu durch⸗ 
brechen und uns immer hermetiſcher von der Außenwelt abzuſchließen, 
damit wir ſchließlich doch noch am Mangel von Nahrungsmitteln 
und Nohſtoffen zu Grunde gehen. Noch gebärden ſie ſich als die 
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Sieger und ſprechen Friedensforderungen aus, die uns nach Lage 
der Dinge albern erſcheinen müſſen. Aber der Krieg, dieſer furcht- 
barſte Krieg, den die Menſchheit erlebt hat, ſcheint ſich jetzt doch 
einem für uns ſiegreichen Ende zu nähern. Es iſt zweifelhaft, ob wir, 
wie es am Anfange des Krieges ſchien, die Feinde ſo auf die Kniee 
zwingen werden, daß wir den Frieden nach unſerem Belieben diktieren 
können; denn eine Fortſetzung des Krieges bis ins Anendliche iſt nicht 
möglich, und wir dürfen uns nicht verhehlen, daß im amerikaniſchen 
Hintergrunde Gefahren auf uns lauern. Aber das können wir mit 
Sicherheit hoffen, daß wir die Oberhand behalten, daß der Angriff 
der Feinde und ihr Verſuch, uns und unſere Bundesgenoſſen klein 
zu machen und zu vernichten, geſcheitert iſt, daß wir zwar zunächſt an 
Gut und Blut furchtbar geſchwächt, doch mit geſichertem Daſein aus 
dem Kriege hervorgehen und unſere Lebensnotwendigkeiten gegenüber 
. unferen Feinden durchſetzen können. In dieſem Sinne wird der Friede 
ein deutſcher Friede ſein. 


| II. 
Der Sinn des Friedens. 


ie wundervolle Eintracht, die das deutſche Volk beim Aus⸗ 

bruche des Krieges erfüllte, den Streit der Parteien begraben 
ließ, alle in der Liebe zum Vaterlande und in der Abwehr des Feindes 
zuſammenführte, hat leider nicht lange angehalten, ſondern iſt einem 
gehäſſigen Zank gewichen, der über die Grundfragen der inneren 
Politik und über die Friedens frage entbrannt iſt. Aber den Sinn 
des Friedens gehen die Meinungen im deutſchen Volke weit aus⸗ 
einander: der Stand des Krieges wird verſchieden beurteilt, ſeine 
Wirkungen auf das Volksleben und die Volkswirtſchaft je nach 
dem Berufe und den perſönlichen Verhältniſſen verſchieden gefühlt, 
auch perſönliche Intereſſen ſpielen wohl manchmal hinein, nament⸗ 
lich aber macht ſich die Verſchiedenheit der Weltanſchauung und 
des Charakters, die größere Neigung zur Machtbetätigung oder 
zur Verſtändigung mit anderen auch bei der Beurteilung des Ver⸗ 
hältniſſes der Völker zu einander und damit bei der Auffaſſung des 
Sinnes des Friedens geltend. Dieſe Verſchiedenheit der Auffaſſung 
müſſen wir kennen lernen und zu ihr Stellung nehmen, über den Sinn 
des Friedens müſſen wir uns klar werden, ehe wir ſeinen Inhalt im 
einzelnen unterſuchen können. 

Wenn wir von allen kleineren Anterſchieden und Abſtufungen 
abſehen, ſo können wir drei Auffaſſungen des Friedens unterſcheiden: 
die pazifiſtiſche Idee des Wiederherſtellungsfriedens, die imperiali⸗ 
ſtiſche Idee des Machtfriedens und die, man könnte ſagen, evolu⸗ 
tioniſtiſche Idee des Vernunft⸗ oder Ausgleichsfriedens. 

Die pazifiſtiſche Idee in ihrer reinen grundſätzlichen Form, die 
den Krieg ſchlechthin verwirft, hat verhältnismäßig wenige Anhänger, 
die teils dem linken Flügel der Sozialdemokratie, teils bürger⸗ 
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lichen Kreiſen angehören; aber fie ſpielt in die Denkweiſe viel weiterer 
Kreiſe der Sozialdemokratie, des bürgerlichen Liberalismus und des 
ſtrengen Chriſtentums ſo ſtark hinein, daß ſie klar aufgefaßt und in 
ihrer Bedeutung gewürdigt werden muß. Nach dieſer Anſicht iſt 
der Krieg ein Willkürakt, von einzelnen Männern freventlich oder 
leichtſinnig heraufbeſchworen; und da man nicht feſtſtellen könne, 
wen dabei die Hauptſchuld trifft, denn jede Partei ſchiebt ſie der 
anderen zu — und die international geſinnten Pazifiſten ſind dabei 
meiſt geneigt, gegenüber den Feinden gerechter zu ſein als gegenüber 
den eigenen Landsleuten —, ſo dürfe dem beſiegten Feinde keine 
Buße auferlegt werden, ſondern müſſe jeder ſeine Verluſte ſelbſt 
tragen, der Friede alſo ein Friede ohne Annexionen und ohne Ent- 
ſchädigungen fein. Der Krieg ſei ein Rechtsbruch, und die Aufgabe 
des Friedens ſei es demnach, das durch den Krieg geſtörte Recht 
wiederherzuſtellen. Wenn in der Note des Papſtes die Idee des 
Rechtsfriedens im Gegenſatze zum Machtfrieden betont wird, fo iſt 
damit ja wohl das Recht im Sinne des bisherigen Rechtszuſtandes 
gemeint. Der Krieg iſt ein Anſinn und ein Verbrechen; und wie in 
der Zukunft überhaupt Kriege vermieden werden müſſen, ſo müſſen 
die Kriege, die einmal ausgebrochen ſind, nach Möglichkeit in ihren 
Wirkungen aufgehoben werden; die Welt muß wieder auf den Zu⸗ 
ſtand vor dem Kriege gebracht werden, muß ſo weiter gehen, als ob 
der Krieg nicht geweſen wäre; der Friede muß alſo ein Friede ohne 
Annexionen und ohne Entſchädigungen ſein. 

Gegen dieſe Auffaſſung müſſen wir allerdings ſcharfen Wider⸗ 
ſpruch erheben. 

Zunächſt können wir nicht zugeben, daß wir dieſelbe Schuld am 
Kriege haben wie die Feinde und darum mit demſelben Maße ge⸗ 
meſſen werden müſſen. Möge man an die Anläſſe oder an die tiefer 
liegenden Arſachen des Krieges denken, jo fallen fie, wie wir im 
vorigen Kapitel erörtert haben, nicht uns, ſondern den Feinden zur 
Laſt. Nicht Bethmann⸗Hollweg und eine deutſche Militärpartei, 
auch nicht die öſterreichiſche Regierung, ſondern Männer wie Saſonow 
und Suchomlinow, Poincaré und Deleaſſé, Asquith und Grey haben 
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den Ausbruch des Krieges verſchuldet; die von Frankreich, Ruß⸗ 
land und England ſeit langem betriebene Einkreiſungspolitik hat ihn 
unvermeidlich gemacht. Anſere „Schuld“ hat nur in unſerem Wachs⸗ 
tum beſtanden, durch das wir den anderen unbequem wurden; aber 
ſtarkes Wachstum in friedlicher Arbeit iſt doch unſer gutes Recht! 

Eine Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, des status 
quo ante, wie ſie gefordert wird, iſt auch ſachlich ein Anding. Auch 
wenn durch den Frieden kein Grenzpfahl verrückt wird, ſo iſt doch 
die Menſchheit durch den Krieg eine ganz andere geworden. Millionen 
von Menſchenleben, Milliarden von wirtſchaftlichen Werten ſind 
vernichtet; geſchwächt und verarmt müſſen alle Völker im Frieden 
ihr Leben und ihre Arbeit wieder aufnehmen. Der Friede und die 
freundlichen Beziehungen ſind unterbrochen, ein furchtbarer Haß hat 
ſich, namentlich in Folge der Art der Kriegführung unſerer Feinde und 
ihrer entſetzlichen Verleumdungstaktik, bei allen Völkern aufgetürmt. 
Die wirtſchaftliche Kraft und die politiſche Macht haben ſich ver⸗ 
ſchoben, teils zu unſeren Gunſten, teils zu Gunſten unſerer europäiſchen 
Feinde, namentlich aber zu Gunſten der Vereinigten Staaten und 
Japans. Alle dieſe Folgen des Krieges laſſen ſich gar nicht aus der 
Welt ſchaffen, und es macht darum wenig aus, wenn im Friedens⸗ 
ſchluſſe noch weitere Anderungen hinzugefügt werden; ja dieſe können 
und werden doch teilweiſe dazu dienen, die durch den Lauf der Dinge 
bewirkten Anderungen bis zu einem gewiſſen Grade auszugleichen. 

Rückkehr zum alten Zuſtande der Dinge würde auch alle die 
Gegenſätze und Zuſammenſtöße, die in ihm ihre Arſachen hatten, von 
neuem heraufbeſchwören. Das kann nur jemand verkennen, der die 
Welt mit den Augen eines Kindes anſieht und keine Ahnung davon hat, 
daß die Handlungen der Menſchen aus den Verhältniſſen entſpringen. 
Wenn dasſelbe Mißverhältnis zwiſchen der inneren Kraft und dem 
Beſitze der Völker oder, wie Lenſch es kurz ausdrückt, zwiſchen Sein 
und Schein wiederhergeſtellt wird, das vor dem Kriege beſtanden 
hat und die eigentliche Arſache des Krieges geweſen iſt, ſo wäre auch 
der Streit der Völker in der alten Weiſe wieder da, und der Aus⸗ 
bruch eines neuen Krieges würde nicht lange auf ſich warten laſſen. 
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Die Durchführung der pazifiſtiſchen Anſicht wäre der ſicherſte Weg 
zum Kriege. 

Die ganze Auffaſſung iſt rein rationaliſtiſch und verkennt die ge⸗ 
ſchichtliche Bedeutung der Kriege. Sie ſind ein Abel, und nach den 
furchtbaren Eindrücken dieſes Weltkrieges wird ihn ſo leicht niemand 
mehr als Erzieher des Volkes preiſen; aber ſie ſind keine Willkürakte 
böſer Staatsmänner und als ſolche vermeidbar, ſondern der gewalt⸗ 
ſame Austrag der großen Gegenſätze des Völkerlebens, die ſich 
immer von neuem ergeben, wenn die Entwicklung zu einem ſtarken 
Widerſpruche zwiſchen innerer Kraft und Beſitz, zwiſchen Sein und 
Schein geführt hat. Die Menſchheit entwickelt ſich, macht Fort⸗ 
ſchritte in der Beherrſchung und Ausnützung der Erdnatur, und 
jeder Fortſchritt rückt neue Bedingungen in den Vordergrund und 
kommt daher dem einen Volke mehr als dem anderen zugute, kann 
von ihm beſſer als von dem anderen ausgenützt werden. Das neu 
aufſtrebende, an innerer Kraft zunehmende Volk braucht einen weiteren 
Naum zur Entfaltung, beanſprucht ſeinen Teil an den Gütern der 
Erde. Die älteren aber fühlen ſich dadurch beeinträchtigt, wollen die 
neuen Anſprüche nicht anerkennen und wehren ſich gegen den Neuerer. 
Eine Zeit lang findet man Ausgleiche; dann aber werden die Gegen⸗ 
ſätze zu groß, unausgleichbar, und es kommt zum Kriege. Wenn ſich 
der Krieg gegen den neu aufſtrebenden entſcheidet, deſſen Kraft doch 
nicht ausreichend war, und es den älteren gelingt, ihn ganz nieder⸗ 
zuſchlagen, ſo mag der alte Zuſtand wiederhergeſtellt werden. Wenn 
jener aber dank ſeiner inneren Entfaltung auch im Kriege obſiegt, 
ſo kann der Friedensvertrag nicht auf die Wiederherſtellung des alten 
Beſitzſtandes hinauslaufen, ſondern muß den Beſitzſtand der Völker 
mit ihrer inneren Kraft in Einklang bringen. Das iſt der Fall, der 
heute vorliegt: Deutſchland, durch die Angunſt der Verhältniſſe lange 
zurückgeblieben, hat ſich beſonders im Laufe des letzten halben Jahr⸗ 
hunderts aus ſeinem Tiefſtande erhoben, hat eine gewaltige innere 
Kraft gewonnen, iſt in wirtſchaftlicher und kolonialer Betätigung in 
die Welt hinausgegangen und hat ſich dadurch die Feindſchaft der 
anderen Großmächte zugezogen, die gemeinſam über es hergefallen 
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find. Der Krieg wird darum geführt, was Deutſchland in der Welt 
bedeuten ſoll, und der Friede muß ihm eine äußere Seen geben, 
die ſeiner inneren Bedeutung entſpricht. 

Aber dadurch wird das Recht verletzt, wendet der Pazifiſt ein. 
Das geltende Recht natürlich, und wer den augenblicklichen Nechts⸗ 
zuſtand für etwas Abſolutes, Ewiges, von Gott Gegebenes hält, 
muß ſich ſeiner Anderung widerſetzen. Aber man muß ſich wun⸗ 
dern, daß auch Sozialdemokraten ſich auf dieſen Standpunkt ſtellen, 
fie, die das heutige Recht der Geſellſchaft bekämpfen und ihm 
das natürliche Recht der Arbeiterklaſſe gegenüberſtellen! Was 
vom Verhältnis der Bevölkerungsklaſſen gilt, gilt auch vom Ver⸗ 
hältnis der Völker zu einander. Der jeweilige Nechtszuſtand iſt das 
Ergebnis und der Ausdruck einer beſtimmten zeitlichen Entwicklung 
und entſpricht dem in dieſer Zeit herrſchenden Verhältnis der äußeren 
und inneren Kraft der Völker, iſt meiſt nicht durch freundliche Aber⸗ 
einkunft, ſondern durch die Macht des Krieges geſchaffen worden. 
Er gewährt keinen ewigen Anſpruch, wird zum Anrecht, wenn er den 
innerlich gerechtfertigten Anſprüchen der Völker nicht mehr entſpricht. 
Man möchte wünſchen, daß ein neuer, innerlich gerechter Rechts⸗ 
zuſtand durch freundliche Abereinkunft geſchaffen würde; aber dazu 
ſind die Völker wenigſtens bisher meiſt nicht bereit geweſen, und ſo 
muß der Krieg darüber entſcheiden. Er iſt in letzter Linie die 
ſchaffende Kraft des Rechtes der Völker, ihres ſtaatlichen Be⸗ 
ſitzes ſowohl wie des Völkerrechtes im engeren Sinne des Wortes. 
Auch dieſer Krieg muß in beiden Beziehungen neues Recht ſchaffen, 
und das viele Gut und Blut, das er gekoſtet hat, ſind nur dann nicht 
vergeblich geopfert worden, wenn der neue Zuſtand gerecht iſt, d. h. 
der inneren Kraft der Völker entſpricht, oder wenn er wenigſtens 
einen großen Schritt auf dem Wege der Gerechtigkeit bedeutet. 

Der Grundgedanke, daß der Friede nicht eine Rückkehr zum 
alten Zuſtande ſein dürfe, ſondern etwas Neues ſchaffen müſſe, wird 
von den Imperialiſten oder Machtpolitikern, den Alldeutſchen, dem 
unabhängigen Ausſchuß und den vielen ähnlichen Ausſchüſſen richtig 
erfaßt; aber ſie geben ihm eine beſtimmte und, wie gleich geſagt 
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werden ſoll, einfeitige Form, infofern fie die Macht oder, deutlicher 
geſagt, die Gewalt als den einzigen Hebel der Entwicklung anſehen. 
Es iſt charakteriſtiſch, daß eine ſehr große Zahl von ihnen den Berufs- 
klaſſen angehören, die an die Ausübung der Macht gewohnt ſind, oder 
deren Weltanſchauung auch ſonſt das Ideal der Macht hat, oder die 
in ihrem Charakter etwas Gewaltſames haben. Ihre Anſichten und 
Meinungsäußerungen find ſehr abgeſtuft und auch der Art nach etwas 
verſchieden, haben auch im Laufe der Zeit gewechſelt, und beſonders 
die Gemäßigten unter ihnen werden daher vielleicht den Einwand 
erheben, daß die Charakteriſtik und Kritik ſie nicht treffe; denn dieſe 
muß ſich, um den Standpunkt ganz zu erfaſſen, an den reinſten Aus⸗ 
druck der Meinung halten, wie er ſich namentlich in den eigentlich 
alldeutſchen Schriften findet. 

Der Grundgedanke iſt etwa folgender. Wir Deutſchen haben 
viel zu lange die Fahne der Menſchheit und ihrer Kultur vor uns her⸗ 
getragen und ſind dabei ſchlecht gefahren und von den anderen Völkern 
über das Ohr gehauen worden. Jetzt müſſen wir endlich alle Senti⸗ 
mentalitäten fahren laſſen, nur an das Wohl unſeres Volkes denken, 
nehmen, was wir nehmen können. Alſo nichts von Kulturidealen und 
allgemeinen ethiſchen Motiven! Das einzige berechtigte Motiv 
unſeres politiſchen Handelns iſt der nationale Egoismus, der bei der 
Verfolgung ſeiner Ziele keine andere Grenze als die Grenze ſeiner 
Macht kennt. Wir müſſen uns durch den Krieg ſo groß und ſo ſtark 
machen, wie nur möglich, um künftighin nicht nur ganz ſicher vor 
feindlicher Aberwältigung, ja vor jedem feindlichen Angriffe zu ſein, 
ſondern um auch einen maßgebenden Einfluß auf die Welt üben, ſie 
nach unſerem Willen geſtalten zu können. Eroberungen nach allen 
Seiten, ſei es mit Einverleibung in das Deutſche Reich, ſei es in 
anderen Formen ſtaatlicher Angliederung und Anterwerfung, und un⸗ 
geheure Kriegsentſchädigungen ſind die Forderungen, die von dieſem 
Standpunkte aus erhoben werden. 

Es iſt charakteriſtiſch für die meiſten Träger dieſer Machtpolitik, 
daß ſie an unſerer unbedingten Macht zur Durchſetzung unſerer 
Wünſche gar nicht zweifeln. Sie ſagen einfach: „Wir fordern“, und 
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halten die Sache damit für erledigt. Daß unſere Heeresleitung und 
unſere tapferen Soldaten die militäriſche Grundlage dafür ſchaffen, 
nehmen ſie als ſelbſtverſtändlich an; jene müſſen eben kämpfen, bis 
das Ziel, das ſie aufſtellen, erreicht iſt. Nun wird ja jeder, der 
handelnde Staatsmann ebenſo wie der Politiker, ein Idealbild vor 
Augen haben, das er nach Möglichkeit zu verwirklichen ſucht; aber 
bei ſeiner Aufſtellung ſollte man in den Grenzen des Möglichen 
bleiben, ſonſt wird es zum kindiſchen Spiel. Die alldeutſchen Politiker 
kommen mir aber oft vor wie die Kinder, die nach allem, auch nach 
dem Monde, greifen; ſo ſehr entbehren ſie des politiſchen Augen⸗ 
maßes. Der Begriff der Politik als der Kunſt des Erreichbaren 
liegt ihnen ganz fern. 

Wer einigermaßen klar ſieht und innerlich aufrichtig iſt, kann 
nicht verkennen, daß unſeren Aktiven im bisherigen Ergebniſſe des 
Krieges auch großen Paſſiva gegenüberſtehen. Wir können mit 
ſtolzem Bewußtſein und unverlöſchlicher Dankbarkeit auf die großen 
Erfolge blicken, die unſere braven Truppen im Weſten und im Oſten 
und auf dem Balkan gegenüber der rieſigen Abermacht unſerer Feinde 
errungen, indem ſie unſere, des Verteidigers, Waffen überall weit 
ins Feindesland hineingetragen haben. Aber wir dürfen darüber 
nicht vergeſſen oder zu gering einſchätzen, wie es ſo oft geſchieht, daß 
unſere Kolonien mit Ausnahme eines kleinen Winkels von Oſt⸗Afrika 
in den Händen der Feinde ſind und daß Rußland und England recht 
große Teile der Türkei erobert haben. Zwar iſt es unſeren Feinden 
trotz unſerer faſt vollſtändigen Abſperrung von der Außenwelt nicht 
gelungen, uns an Nahrungsmitteln und Nohſtoffen aus zuhungern 
und dadurch auf die Knie zu zwingen; zwar hoffen wir durch unſeren 
Anterſeebootkrieg bis zu einem gewiſſen Grade gegenüber England 
das zu erreichen, was dieſes uns zufügen wollte, und es dadurch zum 
Entſchluſſe des Friedens zu bringen. Aber unſerem Wirtſchaftsleben 
und auch der Geſundheit unſeres Volkes iſt unermeßlicher Schaden 
zugefügt worden; unſere Seeſchiffahrt und unſer Aberſeehandel ſind 
vorläufig vernichtet. Wir alle hoffen, daß wir ſowohl auf den Schlacht⸗ 
feldern des Landkrieges wie in den Ergebniſſen des Anterſeeboot⸗ 
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frieges noch Fortſchritte machen werden; aber in der Beurteilung 
der Größe der noch zu erwartenden oder überhaupt möglichen Erfolge, 
namentlich des Anterſeebootkrieges, ſcheiden ſich die Geiſter. Gewiß 
iſt es verkehrt, den Kampf aufzugeben, wenn uns nur noch eine 
kleine Anſtrengung vom entſcheidenden Siege trennt; aber anderer⸗ 
ſeits müſſen wir immer bedenken, daß uns jeder Tag des Krieges un⸗ 
erfegliche Opfer an Menſchenleben und an Volksvermögen koſtet, 
und daß der Gewinn im richtigen Verhältnis zum Verluſte ſtehen 
muß. Nur die oberſte Heeres⸗ und Staatsleitung können das be⸗ 
urteilen; wenn Anberufene ſich das Arteil darüber anmaßen und zur 
Erreichung ihrer übertriebenen Forderungen unentwegte Fortſetzung 
des Krieges predigen, ſo richten ſie damit nur Schaden an; nach 
außen, weil ſie dadurch den Feinden ein ſtarkes Agitationsmittel an 
die Hand geben, und nach innen, weil ſie die Anzufriedenheit ſchüren 
und den Zwieſpalt ins Volk tragen. Tapferkeit und Vaterlandsliebe 
beſtehen nicht darin, daß man den Mund weit auftut und mit der 
Fauſt auf den Tiſch ſchlägt, ſondern daß man den Dingen gerade ins 
Geſicht ſieht und ſeine Kraft für das einſetzt, was im Bereiche des 
Möglichen liegt. 

Aber dürfen wir denn überhaupt die Macht unſeren einzigen 
Leitſtern ſein laſſen und uns alles aneignen, was wir uns aneignen 
können? Auch wenn wir vorläufig von ſittlichen Bedenken ganz ab⸗ 
ſehen, ſo machen ſich doch ſtarke praktiſche und zwar ſowohl inner⸗ 
politiſche wie äußerpolitiſche Bedenken dagegen geltend. 

Man kann ſich Eroberungen oder Annexionen, wenn wir dieſes 
Wort im weiteren Sinne gebrauchen, in zweierlei Weiſe denken: 
entweder als Einverleibung in das Deutſche Reich und vielleicht auch 
einen einzelnen Bundesſtaat oder als eine loſere Angliederung, die 
aber immer eine Anterwerfung unter den eigenen Staatswillen ſein 
würde. In beiden Fällen muß man fragen, ob das Reich die Er⸗ 
oberung verdauen, d. h. ob es ſich das fremde Land ſo aneignen 
könnte, daß der Vorteil der Angliederung größer wäre als der daraus 
entſpringende Schade und die damit verbundene Gefahr. Der wirk⸗ 
lichen Einverleibung gegenüber muß man vorſichtig ſein, weil ſie in 
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das bisher in der Hauptſache national deutſche Reich eine große Zahl 
fremder Bürger und Wähler bringen würde, deren nationale oder 
auch ſtaats bürgerliche Verſchmelzung zum mindeſten unwahrſcheinlich 
iſt. Aber auch bei jeder Form loſerer Angliederung wird man ſich 
fragen müſſen, ob ſich das unterworfene Volk darein fügen, und ob 
nicht der innere Widerſtand, den es leiſtet, die erſtrebten Vorteile auf⸗ 
heben wird. Dieſe Frage wird bei den Gebieten, um die es ſich handelt, 
im einzelnen zu erörtern ſein; aber das läßt ſich ganz allgemein aus⸗ 
ſprechen, daß bei dem ausgebildeten Nationalbewußtſein der Gegen⸗ 
wart die inneren Schwierigkeiten von Eroberungen und Gebiets⸗ 
abtretungen viel größer ſind, als ſie in früherer Zeit waren. Wenig⸗ 
ſtens von dem Gedanken der Einverleibung in das Reich find darum 
auch ſchon viele abgerückt, die anfangs damit geliebäugelt hatten; 
die Abſichten gehen heute mehr auf andere Formen der Angliederung 
und Anterwerfung. 

Jede Eroberung und Annexion beeinflußt auch das Verhältnis 
zu den anderen Staaten und damit die äußere Politik. Hierfür macht 
es wenig Anterſchied aus, ob ſie in der Form der Einverleibung oder 
anderer Angliederung geſchieht; denn der Zweck und Erfolg jeder 
Annexion iſt die Verminderung der fremden und Vermehrung der 
eigenen Macht. Es kann Annexionen geben, die von dem amputierten 
Staate wenig empfunden werden, weil das abgetrennte Glied nur 
loſe am Körper hing und keinen großen Ertrag brachte. So hat ſich 
Oſterreich mit der Abtretung der Lombardei und Veneziens an Italien 
ziemlich leicht abgefunden. Ebenſo die Türkei mit dem Verluſte faſt 
aller europäiſcher Länder. Ja, in beiden Fällen kann man wohl 
ſagen, daß die Abtrennung, wie es ja auch bei chirurgiſchen Opera⸗ 
tionen der Fall ſein kann, für das Staatsganze eher vorteilhaft als 
ſchädlich geweſen iſt. Dagegen ſteht Elſaß⸗Lothringen noch heute 
zwiſchen uns und Frankreich, obgleich es nach ſeiner Lage und nach 
der nationalen Zuſammenſetzung ſeiner Bevölkerung viel eher bei 
jenem als bei uns ein Fremdkörper war. Wir haben es damals ge⸗ 
nommen und müßten es, trotz unſerer Kenntnis der politiſchen Folgen, 
in der gleichen Lage von neuem nehmen, weil es zum größten Teile 
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deutſches Land iſt und weil ohne es die Sicherheit des Deutſchen 
Reiches gefährdet iſt; aber dieſes Beiſpiel lehrt, daß jede Annexion 
ſorgfältig auf ihre Wirkungen hin geprüft werden muß. Auch unſere 
Annexioniſten motivieren die von ihnen geplanten Eroberungen mit 
Rückſichten der Verteidigung: wir müßten uns ſtarke Verteidigungs⸗ 
ſtellungen ſchaffen, um künftighin gegen ſolche Aberfälle wie im jetzigen 
Kriege gewappnet zu ſein. Aber jede Verteidigungsſtellung iſt zugleich 
eine Angriffsſtellung, die Gegner empfinden ſie als ſolche und wehren 
ſich nach Möglichkeit gegen ſie. Darum hat der auf den erſten Blick 
ſo einleuchtende Gedanke ſeine Kehrſeite. Man muß ſich in jedem 
Falle fragen, welchen Wert das Gebiet für uns und welches für den 
Gegner hat, ob dieſer den Verluſt mehr oder weniger leicht ertragen 
wird und ob der Gewinn die dauernde Feindſchaft aufwiegt, die 
daraus entſpringen kann und uns einen dauernden Verteidigungs⸗ 
zuſtand auferlegt. Anter Amſtänden muß man dieſe Nachteile und 
Gefahren in den Kauf nehmen; aber man darf ſie nicht von vorn⸗ 
herein in den Wind ſchlagen. Man darf nicht vergeſſen, daß eine 
Annexion meiſt der künftigen Verſöhnung im Wege ſteht. Anbe⸗ 
dingte Sicherheit und die Hoffnung auf Verſöhnung müſſen gegen 
einander ausgeglichen werden. Nur ein dringendes Lebensintereſſe 
kann eine Annexion politiſch rechtfertigen; bloß der eine oder andere 
militäriſche oder wirtſchaftliche Vorteil, den wir daraus ziehen, 
genügt dazu nicht. Gerade hier ſcheiden ſich die Geiſter der Annexions⸗ 
politiker ſchlechthin und derjenigen, die auch andere Gründe mit⸗ 
ſprechen laſſen. 

Rückſichtsloſe Eroberungspolitik würde eine vollkommene Wen⸗ 
dung unſerer Politik bedeuten und den verleumderiſchen Vorwürfen, 
die unſere Feinde gegen die deutſche Politik richten, nachträglich 
Recht geben. Die deutſche Politik hat ſich bisher immer, unter allen 
Neichskanzlern, jo verſchiedene Politik fie ſonſt getrieben haben, 
durch Mäßigung ausgezeichnet und im Gegenſatze zu der umfaſſenden, 
mehr oder weniger auf Weltherrſchaft gerichteten Eroberungspolitik 
Englands und Rußlands immer nur nach gleichem Rechte und nach 
gleicher Macht mit den anderen geſtrebt. Gerade die weitgehenden 
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Eroberungspläne der Alldeutſchen ſind ja der Grund geweſen, warum 
ſich unſere Reichskanzler, Bülow ebenſo wie Bethmann⸗Hollweg und 
dem Sinne nach auch ſchon Bismarck, immer ſcharf gegen fie und 
ihre Geſinnungsgenoſſen gewandt haben, und warum wir anderen 
deren Treiben für unheilvoll halten. Es wäre ein Anglück für Deutſch⸗ 
land, wenn ein Reichskanzler dieſe Beſtrebungen zur Nichtſchnur 
ſeiner Politik machen wollte. Eine ausgeſprochene Machtpolitik, die 
uns, wenn ſie erfolgreich wäre, über alle anderen Völker hinaufführte, 
an Stelle des Gleichgewichtes der Macht die deutſche Abermacht 
ſetzte, würde alle anderen Völker gegen uns auf den Plan rufen; ſie 
fürchteten ſchon bisher, wie auch aus ernſten politiſchen Schriften 
herausklingt, die deutſche Macht, die ſich dann in dieſem Kriege ſo 
wundervoll bewährt hat — das iſt ſicher ein Grund der allgemeinen 
Feindſchaft gegen uns, hat wohl auch dazu beigetragen, die Ver⸗ 
einigten Staaten auf den Plan zu locken. Wenn wir dieſe Macht 
jetzt wirklich gebrauchen würden, um uns eine Abermacht zu ſchaffen, 
ſo würden ſie ſich alle, beſſer vorbereitet, von neuem gegen uns kehren, 
und dieſes allgemeinen Anſturmes würden wir uns nicht erwehren 
können. Das Reich Napoleons iſt der letzte Verſuch einer Herrſchaft 
über den europäiſchen Kontinent geweſen, und er iſt zuſammen⸗ 
gebrochen. Heute iſt ein ſolcher Verſuch ein Anding; er würde uns in 
den Abgrund ziehen. Auch wenn wir einen noch ſo glänzenden Sieg 
erfechten, müſſen wir in ſeiner Ausnützung Maß halten, weil wir ſonſt 
die ſchwerſten Gefahren für unſer nationales Leben heraufbeſchwören. 

Ich glaube auch — und trotz des ironiſchen Lächelns, das dieſer 
Glaube auf die Lippen vieler Leſer bringen wird, ſcheue ich mich nicht, 
ihn auszuſprechen —, daß die Sittlichkeit in der Politik eine größere 
Nolle ſpielt, als ihr jetzt oft zugeſtanden wird, und daß alle politiſchen 
Handlungen auch vom Standpunkte der Sittlichkeit aus beurteilt 
werden müſſen. Nur darf man dabei nicht von der Individualethik, 
namentlich nicht von der gewöhnlichen, aus der Bergpredigt er⸗ 
wachſenen Individualethik, ausgehen, ſondern muß zur Nichtſchnur 
eine allerdings noch wenig ausgebildete Völkerethik nehmen, die das 
Wohl und den Fortſchritt der Menſchheit zum Maßſtabe der ſitt⸗ 
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lichen Beurteilung nimmt. Es befteht da wieder ein merkwürdiger 
Anterſchied zwiſchen den Engländern und uns. Die engliſche Politik 
iſt tatſächlich faſt reine Machtpolitik; aber die Engländer hüllen dieſe 
in den Mantel der Sittlichkeit. Anſere Politik iſt in viel höherem 
Maße ſittlich; aber eine ſtarke Partei unſerer politiſchen Schrift⸗ 
ſteller predigt die Angültigkeit ſittlicher Regeln für die Politik und 
poſaunt die Machtpolitik in die Welt hinaus. Darum gelten bei der 
ganzen Welt, die ſich ihr Urteil viel mehr auf Grund der Worte als 
der Handlungen bildet, nicht die Engländer, ſondern wir als die 
Vertreter einer unſittlichen Machtpolitik; dadurch hat ſich die Sym⸗ 
pathie vieler Neutraler von uns abgewandt. Ich bin mein Leben 
lang für Ehrlichkeit geweſen; aber Sünden zu predigen, die man 
gar nicht begeht, erſcheint mir nicht als Ehrlichkeit, ſondern als 
Torheit. 

Der Maßſtab der Sittlichkeit muß auch an den Friedensſchluß 
angelegt werden. Er darf nicht vom Gedanken des Haſſes und der 
Nache — „die Nache iſt mein, ſpricht der Herr“; durch dieſen Spruch 
ſoll ſchon Bismarck den alten Kaiſer Wilhelm für den milden Nikols⸗ 
burger Frieden gewonnen haben —, ſondern muß von vernünftigen 
Aberlegungen getragen ſein. Dieſe müſſen in erſter Linie das Wohl 
der eigenen Nation im Auge haben, weil ein geſundes Streben, ſich 
ſelbſt zu bewahren und durchzuſetzen, im Völkerleben noch wichtiger 
als im Leben der einzelnen iſt; aber ſie dürfen ſich nicht auf einen 
möglichſt großen augenblicklichen Vorteil, ſondern auf das dauernde 
Wohl richten. Sie dürfen auch nie außer Acht laſſen, daß wir nur 
ein Teil der Menſchheit ſind, daß hinter dem Fortſchritte und Ge⸗ 
deihen des eigenen Volkes der Fortſchritt und das Gedeihen der 
Menſchheit ſtehen, und daß wir darum, ſoweit es geht, alles vermeiden 
müſſen, was der Menſchheit dauernd ſchadet. Im einzelnen iſt das 
oft ſchwer zu beurteilen; aber als allgemeine Regel wird man aufſtellen 
können, daß nur Maßregeln, die von eigenen Lebensnotwendigkeiten 
diktiert werden oder die der Kultur dienen, gerechtfertigt, daß dagegen 
Maßregeln, die nur die Schädigung des Feindes bezwecken, ſittlich 
zu verurteilen ſind. Der Friede muß einen neuen ſittlich begründeten 
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Rechtszuftand. ſchaffen, der wohl aus den neuen Machtverhältniſſen 
hervorgeht, aber in dem ſich die Macht mit der Billigkeit vermählt. 
Er darf keinen neuen Krieg heraufbeſchwören; denn die Wunden, die 
der moderne Krieg ſchlägt, ſind ſo entſetzlich, daß man alles daran 
ſetzen muß, die Wiederkehr einer ſolchen ungeheueren Kataſtrophe zu 
verhüten. 

So ergibt ſich uns aus der Kritik der beiden entgegengeſetzten 
Standpunkte, einerſeits des pazifiſtiſchen Verzichtfriedens, anderer⸗ 
ſeits des imperialiſtiſchen Macht⸗ oder Gewaltfriedens, der Weg, den 
wir gehen müſſen. Der Friede darf nicht den früheren Zuſtand wieder⸗ 
herſtellen, mit dem auch die alten Gegenſätze und Zuſammenſtöße 
wiederkehren würden, ſondern muß dem Umftande Rechnung tragen, 
daß die Kriege Faktoren und zwar vielleicht die wichtigſten Faktoren 
im Gange der menſchlichen Entwicklung ſind, daß ſie aus dem Wider⸗ 
ſpruche zwiſchen innerer Kraft und äußerem Beſitz entſtehen und daß 
ihre geſchichtliche Aufgabe darin beſteht, dieſen Wider ſpruch zu 
beſeitigen. Der Friede muß und wird aus einer klaren Auffaſſung 
unſerer und unſerer Bundesgenoſſen Lebensnotwendigkeiten hervor⸗ 
gehen und ſie gegen die Feinde durchſetzen. Aber um dauerhaft und 
ſittlich zu ſein, darf er nicht bloß auf die eigene Macht begründet, 
ſondern muß er auch den Lebensnotwendigkeiten der Feinde gerecht 
werden. Er darf nicht die Keime eines neuen Krieges in ſich tragen; 
er darf kein Machtfriede, der ein Frevel an uns und der Menſchheit 
wäre, ſondern muß ein Friede des Ausgleichs und der Gerechtigkeit, 
muß ein Vernunftfriede ſein. 

Die letzte Arſache des Weltkrieges liegt, wie wir geſehen 8 8 
darin, daß das deutſche Volk, dank dem großen, durch den Dampf 
bewirkten Amſchwung im Verhältniſſe des Menſchen zur Erde, die 
Periode des Niederganges und des Elends, daß es auch die Zeit 
lediglich geiſtiger Vertiefung überwunden und ſich in einem politiſch 
und wirtſchaftlich ſtarken Reiche zuſammengeſchloſſen hat, daß dieſes 
Reich durch ſein Daſein und durch ſeinen Anſpruch auf gleichbe⸗ 
rechtigten Anteil an den Schätzen der Welt den anderen unbequem 
wurde und ihnen als Störenfried erſchien. Darum haben ſich alle, 
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alte Gegenſätze begrabend, gegen das Deutſche Reich zuſammen⸗ 
geſchloſſen, haben es eingekreiſt und ſchließlich mit Krieg überzogen. 
Der Krieg wird über unſere Größe und unſer Recht an der Welt und 
zugleich über den Fortbeſtand unſerer beiden Bundesgenoſſen, Oſter⸗ 
reich⸗Angarns und der Türkei, und die Größe des dritten, Bulgariens, 
entſcheiden. Oder wir dürfen wohl ſchon ſagen, er hat darüber und 
zwar in dem Sinne entſchieden, daß der Angriff der Feinde geſcheitert 
iſt, daß wir uns gegen ſie durchſetzen, ein ſtarkes Reich bleiben und Frei⸗ 
heit der Betätigung in der Welt erringen, daß Oſterreich⸗Angarn 
und die Türkei ihr Leben behaupten und Bulgarien ſeine nationalen 
Anſprüche erreicht. Die Aufgabe der Friedensunterhandlungen wird 
darin beſtehen, für dieſes große Ergebnis die Form zu finden und 
dadurch einen feſten Grund für unſere Sicherheit und Größe zu legen. 

Die Völker ſind durch dieſen Krieg ſo ſehr in eine Atmoſphäre 
der Feindſchaft eingetaucht, der ſcheußliche Charakter, den die Feinde 
der Kriegführung vom erſten Anfange an gegeben haben, namentlich 
die Mobiliſierung der Schwarzen und der Verſuch, das deutſche 
Volk auszuhungern und deutſches Leben und deutſche Intereſſen 
überall in der Welt zu zerſtören, und der dadurch hervorgerufene 
Anterſeebootkrieg haben eine ſolche Glut des Haſſes bei allen Völkern 
erzeugt, daß er auch nach dem Kriege noch lange fortbeſtehen und 
freundliche Beziehungen verhindern wird. Aber wenn wir uns 
dieſem Gefühle des Haſſes ganz hingäben, ſchnitten wir uns ins eigene 
Fleiſch; wir müßten den Haß mit ewiger Rüſtung und vielen Schäden 
bezahlen. Wir müſſen vielmehr an ſpätere Verſöhnung denken und 
uns darum ſchon bei den Friedens verhandlungen vom Geiſte der 
Verſöhnlichkeit leiten laſſen, vermeiden, was Verſöhnung unmöglich 
macht. Wir müſſen wünſchen, daß einmal wieder eine Zeit des Ver⸗ 
kehres der Völker und der gemeinſamen Arbeit an der Kultur kommen 
wird, und müſſen darum ſchon beim Friedensſchluſſe am Wieder⸗ 
aufbau der Verträge und des Völkerrechtes arbeiten. 
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III. 
Deutſchlands Lebensintereſſen. 


ede vernünftige Überlegung über unſere Friedens ziele muß von 
J unſeren Lebensintereſſen, den Bedürfniſſen und Notwendigkeiten 
unſeres Lebens ausgehen; denn wir dürfen nicht auf das Geratewohl 
nehmen, was wir bekommen können, ſondern nur das fordern und 
durchzuſetzen ſuchen, was für unſer Volksleben ein wirkliches Be⸗ 
dürfnis darſtellt, dafür notwendig iſt. In gewöhnlichen Zeiten nimmt 
man die Forderungen des Volkslebens faſt unbewußt hin, ſie ergeben 
ſich als einfache Folge aus den Verhältniſſen; in Einrichtungen ſowohl 
wie in Gedanken knüpft die Zukunft unmittelbar an die Vergangen⸗ 
heit an. Der Krieg aber hat unſer ganzes Leben unterbrochen. Anſere 
Schiffahrt, unſere Kolonien, unſer auswärtiger Handel ſind zum 
größten Teile zerſtört, und im Inneren haben ſich Leben und Volks⸗ 
wirtſchaft vollkommen umgebildet. Wir haben furchtbare Verluſte 
an Menſchenleben erlitten, die wir erſt in einer langen Reihe von 
Jahren einigermaßen wieder einbringen können, unſer Kapital hat 
ſich ſehr vermindert, und im beſonderen ſind die Staatsfinanzen durch 
die rieſigen Kriegsanleihen ganz in Anordnung geraten, ſo daß nur 
wirtſchaftliche Maßregeln durchgreifendſter Art, wahrſcheinlich große 
Monopole, ſie einigermaßen wieder in Ordnung bringen können; 
manche unſerer Lebenseinrichtungen haben ſich wenigſtens in der 
bisherigen Form als nicht haltbar erwieſen. Wir müſſen unſer 
Leben von neuem aufbauen. Bei dieſer Lage der Dinge aber 
erhebt ſich natürlich die Frage, ob wir das Gebäude ähnlich dem 
alten zerſtörten Gebäude oder vielmehr in einem ganz anderen Stile 
aufbauen wollen. And dieſe Fragen müſſen wir uns vorlegen und 
beantworten, ehe wir in die Friedens verhandlungen hineingeben; 
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denn je nach der Antwort müſſen wir einen anderen Frieden 
ſchließen, müſſen wir andere Forderungen an unſere Feinde ſtellen, 
können wir ihnen andere Zugeſtändniſſe machen. 


1. Das deutſche Volksgebiet. 


Bei der großen Rolle, die heute das Nationaliätsprinzip ſpielt, 
könnte die Einbeziehung des ganzen deutſchen Volksgebietes in das 
Deutſche Reich als unſere erſte Forderung gelten. Kein anderes Volk 
in Europa hat eine ſo große Irredenta, d. h. ſo große Teile des Volkes 
außerhalb der Grenzen des Staates, dem der Hauptteil des Volkes 
angehört, wie gerade das deutſche. Schon im Laufe des Mittelalters 
und der früheren Neuzeit waren große Teile des deutſchen Volkes 
aus dem Deutſchen Reiche ausgeſchieden. Der Untergang des Deut⸗ 
ſchen Bundes und die Begründung des neuen Deutſchen Reiches 
hatten das Ausſcheiden der vielen Millionen Deutſchen Oſterreichs zur 
Folge. So ſehen wir heute, daß den beinahe 60 Millionen Deutſchen 
im Deutfchen Reiche 12 Millionen in Oſterreich⸗Angarn und reichlich 
2,5 Millionen in der Schweiz, mehrere Hunderttauſende in den 
baltiſchen Provinzen gegenüberſtehen, wozu noch etwa 2 Millionen, 
die über Nußland, und eine nicht zu beſtimmende Zahl von Millionen 
kommen, die über die ganze Erde verſtreut ſind. Im weiteren Sinne 
müßten auch die 6 Millionen Holländer und die 3,25 Millionen 
Flamen dazu gerechnet werden, die urſprünglich auch Deutſche waren, 
aber durch Ausbildung ihrer Dialekte zu Schriftſprachen mit eigenem 
ſprachlichem Leben und eigener Literatur und Kultur zu beſonderen 
Völkern geworden ſind. Aber wenn es auch unſer heiliges Streben 
ſein muß, einen engeren geiſtigen Zuſammenhang aller außerhalb des 
Reiches lebenden Deutſchen mit uns Reichsdeutſchen aufrechtzuerhalten 
oder wiederherzuſtellen, und wenn wohl auch hier und da noch der 
Wunſch nach ſtaatlicher Einigung beſteht, ſo kann doch von einer 
ſtarken daraufhin gerichteten Bewegung des deutſchen Volkes nicht 
die Rede ſein. In der ſtaatlichen Politik hat dieſer Gedanke nie eine 
Volle geſpielt; ja man muß eher ſagen, daß dieſe die Lebensfragen 
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des auswärtigen Deutſchtums politifchen Bedenken oft zu fehr ge⸗ 
opfert hat. Diejenigen Deutſchen in Oſterreich, die ſich aus ihrer 
nationalen Not heraus nach dem Zuſammenſchluß mit uns ſehnen, 
werden dieſe Sehnſucht begraben müſſen, die Schweizer, Holländer 
und Flamen brauchen keine Angſt vor einer aufgezwungenen ſtaat⸗ 
lichen Vereinigung mit Deutſchland zu haben. Auch Braſilien und 
Chile brauchen nicht zu beſorgen, daß wir uns die dortigen deutſchen 
Siedelungsgebiete ſtaatlich aneignen wollten; nur einzelne unbedachte 
Schreier haben dieſe Forderung erhoben. Das einzige Land, für das 
das völkiſche Motiv als ein Motiv der Vereinigung geltend gemacht 
worden iſt, das man wohl als eine deutſche Irredenta bezeichnet hat, 
iſt das Baltenland. Die deutſchen Balten haben jetzt im Kriege die 
Vereinigung mit dem Deutſchen Reiche laut gefordert und durch die 
Kraft ihres Wortes einen großen Teil des deutſchen Volkes mit⸗ 
geriſſen, ſo daß er in der Gewinnung des alten deutſchen Kolonial- 
landes eine der wichtigſten Forderungen eines guten Friedens ſieht. 
Aber gerade das Baltenland kann man nur in ſehr beſchränktem 
Sinne als deutſches Land bezeichnen: die Deutſchen, etwa zweimal⸗ 
hunderttauſend an Zahl, machen nur die Oberſchicht der Bevölkerung 
aus, während deren Hauptmaſſe aus Letten und Eſten beſteht, bei 
denen in den letzten Jahrzehnten ein ziemlich ſtarkes Nationalgefühl 
erwacht iſt. So ſehr wir wünſchen und uns dafür einſetzen müſſen, 
daß das Deutſchtum, das ſich mit ſo bewunderungswürdiger Kraft 
erhalten und die deutſche Kultur verbreitet hat, dort auch ferner er⸗ 
halten bleibt, ſo werden wir doch das völkiſche Motiv nur in be⸗ 
ſchränktem Sinne für die Angliederung des Baltenlandes ans Deutſche 
Reich geltend machen können. 

Wenn wir darauf verzichten, die deutſchen Volksgebiete außer⸗ 
halb des Reiches an dieſes anzugliedern, weil wir deren beſondere 
Lebensintereſſen achten, fo müſſen wir uns andererſeits dagegen ver⸗ 
wahren, daß Irredentabeſtrebungen gegen uns geltend gemacht 
werden. Das Deutſche Reich iſt im ganzen betrachtet ein National⸗ 
ſtaat und will das auch bleiben; wir wollen keine neuen Fremdvölker 
darin aufnehmen, weil es dadurch innerlich mehr geſchwächt als ge⸗ 
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kräftigt werden würde. Aber es ſchließt auch 3,5 Millionen Polen 
und einige hunderttauſend Dänen und Franzoſen ein, weil die geo⸗ 
graphiſchen Gründe hier ſtärker als die völkiſchen ſind: ohne Poſen 
würde Preußen und damit die Oſtflanke des Deutſchen Reiches zu 
ſehr auseinanderfallen, das franzöſiſche Lothringen mit Metz iſt 
die notwendige Deckung für das Saar⸗ und Moſelgebiet. Der öſt⸗ 
liche Teil Lothringens und das Elſaß mit Ausnahme einiger Tal⸗ 
winkel ſind auch im völkiſchen Sinne deutſch und werden von ge 
reich mit Anrecht als franzöſiſch angeſprochen. 


2. Die Sicherheit des Reichsgebietes. 


Ein viel wichtigeres Lebens gebot und darum eine viel wichtigere 
Erwägung für den Frieden als das völkiſche Motiv iſt die Sicherheit 
unſeres Reichsgebietes gegen feindliche Angriffe. Dieſe Forderung 
erſchöpft in keiner Weiſe das, worauf es uns ankommt; aber da es, 
trotz der dahin gerichteten ernſtlichen Beſtrebungen, vermeſſen wäre, 
für die Zukunft mit einem ewigen Frieden zu rechnen, ſo iſt es die 
elementarſte Forderung. Zuerſt muß unſer eigentliches Wohngebiet 
ſicher geſtellt ſein, ehe wir an etwas anderes denken können; wenn 
der Feind im Stande iſt, ſich großer wertvoller Stücke des Reichs⸗ 
gebietes zu bemächtigen, womöglich bis in deſſen Herz hineinzu⸗ 
dringen, ſo würden uns unſer wirtſchaftliches Gedeihen und aller Be⸗ 
ſitz außerhalb nichts nützen. Inſofern haben die Kontinentalpolitiker 
Recht. Aber — das muß noch einmal ſtark betont werden — dieſe 
Sicherheit des Reichsgebietes iſt nur eine untere Grenze unſerer 
Forderungen; denn wenn wir durch den Frieden auf unſer heutiges 
oder ſelbſt ein erweitertes Reichsgebiet beſchränkt würden und aller 
Betätigung draußen in der Welt entſagen müßten, ſo würde, wie in 
einem folgenden Abſchnitte dieſes Kapitels ausgeführt werden wird, 
unſere heutige Bevölkerung nicht mehr lebensfähig ſein; denn ein ſehr 
großer, etwa auf 15 bis 20 Millionen zu ſchätzender Teil des deutſchen 
Volkes gewinnt ſeinen Lebensunterhalt durch wirtſchaftliche 8 
ziehungen zum Auslande. 
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Für die Sicherheit des Reichsgebietes kommen verſchiedene 
Dinge in Betracht. | 
Das erſtere Erfordernis iſt möglichſte Deckung unſerer 
Flanken durch eine geeignete Politik. Die große Gefahr iſt die 
Einkreiſung nicht nur im politiſchen, ſondern auch im militäriſchen 
Sinne, d. h. der von allen Seiten erfolgende Angriff; ſie iſt für uns 
wegen unſerer zentralen Lage viel größer als für andere europäiſche 
Staaten, die immer wenigſtens den Rücken frei haben. Dieſe Gefahr 
müſſen wir nach Möglichkeit zu vermindern ſuchen. Am beſten würde 
das natürlich erreicht, wenn wir das feindliche Bündnis ſprengen 
und durch ein Bündnis mit Frankreich, wozu aber nicht die leiſeſte 
Hoffnung vorhanden iſt, oder, was eher möglich wäre, mit Nußland 
eine Flanke frei bekommen und dadurch die Gefahr eines neuen Zwei⸗ 
frontenkrieges vermeiden könnten. Aber wie die Dinge liegen, iſt es 
mir fraglich — ich werde die Frage in einem ſpäteren Kapitel er⸗ 
örtern —, ob wir uns bei den Friedens verhandlungen durch dieſen 
Gedanken beeinfluſſen laſſen dürfen. Auch die Frage unſeres Ver⸗ 
hältniſſes zu den drei ſkandinaviſchen Staaten, das ja gleichfalls für 
die Durchführung einer militäriſchen Einkreiſung von Bedeutung iſt, 
ſpielt in die Friedensverhandlungen nur wenig oder nur mittelbar 
hinein und braucht darum hier nicht erörtert zu werden. Praktiſch 
kommt es für die politiſche Deckung unſerer Flanken hauptſächlich 
auf die Aufrechterhaltung und womöglich Verſtärkung unſeres Bünd⸗ 
niſſes mit Oſterreich⸗Angarn, Bulgarien und der Türkei an. Man 
denke ſich einmal Oſterreich⸗Angarn auf der Seite unſerer Feinde, 
wie es im 70er Kriege möglich erſchien; man braucht ja nur einen 
Blick auf die Karte zu werfen und die lange, ſtark gewundene, an 
vielen Stellen ganz offene Grenze zu betrachten, um die furchtbare 
Gefahr zu würdigen, die uns daraus entſpränge. Das Bündnis mit 
Öfterreich-Ungarn war eine politiſch⸗militäriſche Notwendigkeit für 
uns und bleibt es. Aber auch bei dieſem Bündniſſe beſtand noch die 
Gefahr einer Einkreiſung im Süden und Südoſten. Wenn außer 
Serbien auch Italien und Rumänien ſofort in den Krieg eingetreten 
wären, ſo wäre die Einkreiſung ziemlich vollzogen geweſen. Wirk⸗ 
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lich durchbrochen haben wir fie erſt durch die Eroberung Serbiens. 
Erſt dadurch war die Gefahr, daß ſich die Weſtmächte und Rußland 
hier die Hände reichten, mehr oder weniger beſeitigt und die Ver⸗ 
bindung mit Bulgarien und der Türkei hergeſtellt, die Gefahr der 
»Aberwältigung der Türkei abgewandt. Ein Hauptaugenmerk unſerer 
Politik für die Zukunft wird es daher ſein müſſen, der Wiederholung 
der Gefahr der Einkreiſung auf unſerer und Oſterreich⸗Angarns Süd⸗ 
flanke vorzubeugen. Ob eine Verſtändigung mit Italien, die uns und 
namentlich Oſterreich⸗Angarn ſehr entlaſten würde, im Bereiche der 
Möglichkeit liegt, iſt vorläufig ſehr zweifelhaft. Aber Serbien und 
Rumänien oder wenigſtens die Walachei müſſen unter allen Am⸗ 
ſtänden verhindert werden, wieder feindlich gegen uns aufzutreten, 
und das Bündnis mit Bulgarien und der Türkei muß aufrecht erhalten 
bleiben. Das iſt ebenſoſehr eine militäriſche wie eine wirtſchaftliche 
Forderung; und wenn dieſes Bündnis auch keinen Beſtandteil der 
Friedensverhandlungen bildet, ſo iſt es für dieſe inſofern von großer 
Bedeutung, als wir darum die Intereſſen der beiden Staaten ebenſo 
wie die eigenen im Auge haben müſſen. 

Das zweite Erfordernis für die Sicherheit des Reichsgebietes 
iſt die möglichſt gute militäriſche Ausbildung der Grenzen, 
die unſeren möglichen Feinden zugekehrt ſind, alſo, wie die Dinge 
liegen und in abſehbarer Zeit liegen werden, unſerer Küſten und 
unferer Weſt⸗ und unſerer Oſtgrenze. Der ſchwerſte frühere Mangel 
unſerer Küſte iſt durch den Erwerb Helgolands 1890 beſeitigt worden. 
Aber es wird als eine große ſtrategiſche Angunſt unſerer Nordſee⸗ 
küſte beklagt, daß ſie zu ſchmal ſei und nur einen Kriegshafen im 
innerſten Winkel habe; das iſt ja einer der Gründe, die für den Erwerb 
der flandriſchen Küſte angeführt werden. Auch unſere jetzigen Land⸗ 
grenzen haben ſich in mancher Beziehung ungünſtig erwieſen. Der 
ſchwerſte Nachteil beſtand in der vorgeſchobenen Lage Polens, von 
dem aus die Ruflen ſowohl Preußen wie Galizien flankierten; aber 
auch abgeſehen davon lagen Preußen und Galizien offen da. Auf 
unſerer Weſtfront gewährte der Beſitz Belforts und die leichte Zu⸗ 
gänglichkeit des Vogeſenkammes von der Weſtſeite her den Fran⸗ 
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zoſen die Möglichkeit, in das Elſaß einzudringen. Die ftarke Be: 
drohung des rheiniſchen und weſtfäliſchen Induſtriegebietes von Bel⸗ 
gien her haben wir nur durch unſeren ſchnellen Einmarſch in Belgien 
beſeitigt. Ein kommender Krieg würde ſich, wenn keine Anderung 
erfolgt, wahrſcheinlich an der Grenze abſpielen und kaum ohne Schädi⸗ 
gung des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Gebietes verlaufen. Aus dieſen und 
ähnlichen Gründen werden von unſeren Militärs ſowohl an der 
Weſt⸗ wie an der Oſtfront Verſchiebungen der Grenze gefordert. 
Aber leider wird die Politik bei dieſen Forderungen viel Waſſer in 
den Wein gießen müſſen. Nur in Ausnahmefällen wird ſich die mili⸗ 
täriſch beſte Grenze durchſetzen laſſen, ja überhaupt als Forderung 
ausgeſprochen werden dürfen; man hat mit Recht darauf hingewieſen, 
daß ſich Bismarck die militäriſchen Forderungen durchaus nicht immer 
zu eigen gemacht hat. Wir können die Weſtgrenze namentlich an der 
burgundiſchen Pforte und in den Vogeſen ſchon deshalb nicht ſo 
ziehen, wie wir es am Anfange des Krieges träumten, weil wir im 
Kriege dahinter zurückgeblieben ſind. And die militäriſchen Wünſche 
müſſen immer an politiſchen Überlegungen verſchiedener Art geprüft 
werden. Man kann den Begriff der Sicherung nicht ſo weit aus⸗ 
dehnen, wie es geſchieht, wenn man die Eroberung großer Landſtriche 
fordert, um vor dem heutigen Reichsgebiet ein Glacis zu gewinnen. 
Eigentliche Glacisftellungen, die nur die Aufgabe der Deckung haben, 
ſind in dicht bevölkerten Kulturländern nur vorübergehend im Kriege, 
nicht aber auf die Dauer möglich; wenn wir ein Fremdland, ſagen 
wir Belgien, in unſere Gewalt bringen, ſo übernehmen wir damit die 
Verpflichtung, es gegen Feinde zu ſchützen, und die Frage der Sicherung 
erhebt ſich von neuem. Jede Verteidigungsſtellung, die wir uns 
ſchaffen, wird aber zugleich eine Angriffsſtellung und wird von den 
Feinden als ſolche empfunden, erregt bei ihnen den Trieb der Ab⸗ 
wehr. Ich will damit keineswegs ſagen, daß der militäriſche Ge⸗ 
ſichtspunkt überhaupt nicht in Betracht käme — im Gegenteil glaube 
ich, daß er an mehreren Stellen durchſchlagend ſein muß; aber in 
anderen Fällen wird er nicht oder nur gemildert durchgeführt werden 
können. Bei der Behandlung der Friedensverträge mit den ver⸗ 
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ſchiedenen Ländern werden wir darüber im einzelnen zu ſprechen 
haben. f En 
Das dritte Erfordernis für die Sicherheit des Reichsgebietes 
iſt militäriſche Macht. Wir müſſen auch künftighin ein Heer 
und eine Flotte haben, die mit den Heeren und Flotten unſerer 
Bundesgenoſſen zuſammen den Heeren und Flotten unſerer möglichen 
Gegner gewachſen ſind, wobei natürlich unſere ganze Politik darauf 
gerichtet ſein muß, es nicht wieder zu einer ſolchen Anhäufung der 
Feindſchaft wie in dieſem Kriege kommen zu laſſen. Das iſt ja das 
uns durch unſere zentrale Lage auferlegte Los, daß wir immer auf 
einen Zweifrontenkrieg gefaßt ſein und uns ſtark machen müſſen, um 
von den Feinden nicht erdrückt zu werden. Im Kriege hat eine 
gewiſſe Reaktion gegen die Flotte eingeſetzt; aber General von Frey⸗ 
tag⸗Loringhoven hebt mit Recht hervor, daß gerade der Krieg, be⸗ 
ſonders durch den Anterſeebootkrieg, die Anentbehrlichkeit der Flotte 
unwiderleglich bewieſen habe. Welcher Art unſere militäriſche Macht 
ſein muß, iſt Sache der Fachleute; man kann für ihre Größe auch 
keine beſtimmten Zahlen angeben, ja es kommt grundſätzlich überhaupt 
nicht auf die abſolute Größe unſeres Heeres und unſerer Flotte, 
ſondern auf ihr Stärkeverhältnis zu Heer und Flotte der anderen 
Mächte an. Die Forderung ſteht nicht im Widerſpruche zu dem in 
der Papſtnote und in unſerer Antwort auf ſie ausgeſprochenen Ge⸗ 
danken allgemeiner Abrüſtung. Wenn man eine Formel findet, um 
dieſen Gedanken wirklich gerecht durchzuführen, fo kann unſere Nüſtung 
viel niedriger gehalten werden, als es ſonſt der Fall iſt. 

Für die militäriſche Macht handelt es ſich aber nicht nur um 
die Zahl und Tüchtigkeit der Soldaten, Kanonen, Kriegsſchiffe uſw., 
ſondern auch um die Möglichkeit der genügenden Beſchaffung von 
Waffen und Munition und um die genügende Ernährung auch wäh⸗ 
rend eines langen Krieges. Wenn uns die Nohſtoffe der Bewaff⸗ 
nung, dieſes Wort im weiteſten Sinne genommen, oder auch die 
Möglichkeiten ihrer Verarbeitung fehlen, oder wenn das deutſche 
Volk ausgehungert werden kann, ſo ſind wir trotz der Stärke und 
Tüchtigkeit unſeres Heeres verloren. Dieſe Gefahr iſt im jetzigen 
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Kriege zweifellos ziemlich groß geweſen; wir hatten fie vor dem Kriege 
nicht genügend erkannt und keine genügende Vorſorge dagegen ge⸗ 
troffen; nur dank der unglaublichen Tüchtigkeit unſeres Volkes zu⸗ 
ſammen mit einigen glücklichen Zufällen iſt es während des Krieges 
gelungen, ſie zu überwinden. In Zukunft müſſen wir der Gefahr von 
vornherein ſo begegnen, daß ſie überhaupt nicht erſt eine Gefahr wird. 
Wir müſſen unſer heimiſches Nähr⸗ und überhaupt Verſorgungs⸗ 
gebiet ſo ausbauen, daß es im Notfalle ausreicht. In dieſem Kriege 
iſt das nur dadurch der Fall geweſen, daß wir uns gleich anfangs 
wichtiger Produktionsgebiete, wie der Eiſenerzgebiete von Briey 
und Longwy und der belgiſchen Kohlen- und Induſtriegebiete, be⸗ 
mächtigen konnten. Da ſich dieſe Möglichkeit im Falle eines künftigen 
Krieges kaum wiederholen dürfte, müſſen wir darauf bedacht ſein, 
uns ſchon durch den Frieden in dieſer Beziehung ſicherzuſtellen. 


3. Der heimiſche Lebensraum. 


So läuft die Forderung nach militäriſcher Sicherheit des Neichs⸗ 
gebietes in die Forderung nach einem genügenden heimiſchen Lebens⸗ 
raum aus. Dieſer braucht zwar nicht auf die Dauer aus zureichen, 
um das deutſche Volk mit Nahrung und allen übrigen Lebensbedürf⸗ 
niſſen zu verſehen und ihm die Entfaltung ſeiner Kräfte zu gewähren; 


denn das iſt nach unſerer Auffaſſung im Gegenſatze zur Auffaſſung 


unſerer Kontinentalpolitiker eine Anmöglichkeit, weil das deutſche 
Volk längſt über den heimiſchen Lebensraum hinausgewachſen iſt 
und einen beträchtlichen Teil ſeiner Nahrung und ſeiner Bedürfniſſe 
aus dem Auslande beziehen muß, und weil es der übrigen Welt auch 
bedarf, um einen genügenden Spielraum zur Entfaltung ſeiner Kräfte 
zu haben. Wohl aber muß er ausreichen, um im Notfalle, d. h. 
wenn wir durch böswillige Feinde von der Außenwelt abgeſperrt 
werden, unſer Leben für eine Anzahl von Jahren zu friſten. 

Wenn wir das Problem in dieſer Weiſe ſtellen, daß der heimiſche 
Lebensraum nur für begrenzte Zeit aus zureichen braucht, fo wird 
es weſentlich einfacher und leichter, als wenn er es auf die Dauer 
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müßte. Denn während in dieſem Falle die durchſchnittliche Er- 
zeugung dem durchſchnittlichen Verbrauche gleichzukommen hätte, 
kann ſie in jenem Falle durch Vorräte ergänzt werden, die in Friedens⸗ 
zeiten angeſammelt werden, um in der Kriegszeit zur Verwendung 
zu kommen. Die praktiſche Löſung dieſes Problems wird alſo durch 
eine gute Vorratspolitik erleichtert: Nahrungsmittel und Rohſtoffe 
werden auf Lager gelegt. Man hat darauf hingewieſen, daß wir 
noch einige Jahre vor dem Kriege viel größere Getreidevorräte im 
Lande hatten, daß fie dann aber durch eine zollpolitiſche Maßregel 
ſehr vermindert worden ſeien. Das zeigt, daß die Anſammlung von 
Vorräten möglich iſt. Aber natürlich hat ſie bei vielen Dingen an 
der Haltbarkeit und auch am Koſtenpunkte ihre Grenzen, und man 
muß daneben auf andere Mittel ſinnen; die Vorratspolitik iſt ein 
Beitrag zur Löſung dieſes Problemes, aber nicht ſeine vollſtändige 
Löſung. 

Wahrſcheinlich wird ſich die Produktion im Deutſchen Reiche 
beträchtlich vermehren laſſen. Es liegen doch immer noch beträcht⸗ 
liche Flächen als Moore und Riede oder auch als Wald und Buſch 
brach, die als Ackerland oder Wieſen verwertbar ſind. Auch die 
Intenſität der Landwirtſchaft kann vielfach noch geſteigert werden, 
wozu vielleicht die neue Gewinnung des Stickſtoffes beitragen wird. 
Wir können, wie es im Kriege geſchehen iſt, manchen Bergbau wieder 
aufnehmen oder wenigſtens alles für ſeine Wiederaufnahme bereit 
ſtellen, der im Frieden unter der ausländiſchen Konkurrenz liegen ge⸗ 
blieben war. Sehr viel, vielleicht das meiſte, läßt ſich wohl auch durch 
eine beſſere Organiſation des inneren Austauſches erreichen; nament⸗ 
lich muß der Partikularismus, nicht nur der Bundesſtaaten, ſondern 
ſogar der Kreiſe und Kommunalverbände, der jetzt eine gerechte Ver⸗ 
teilung verhindert und immer wieder zu Krähwinkeleien führt, ge⸗ 
brochen, der Gegenſatz von Stadt und Land ausgeglichen werden. 
Aber das find alles Dinge, die unmittelbar mit den Friedens ver⸗ 
handlungen nichts zu tun haben, und auf die darum hier nicht näher 
eingegangen zu werden braucht. Sie berühren den Frieden nur 
mittelbar, inſofern je nach der Möglichkeit, unſer Leben aus dem bis⸗ 
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herigen Reichsgebiete zu friften, das Bedürfnis nach deſſen Er⸗ 
weiterung mehr oder weniger dringend iſt. 

Eine Verbeſſerung der Lage läßt ſich auch aus dem Bündniſſe 
mit Oſterreich⸗Angarn, Bulgarien und hoffentlich auch den übrigen 
Balkanländern und der Türkei erhoffen, da ſie nicht nur Aberſchuß 
an Erzeugniſſen der Landwirtſchaft haben und bei Fortſchritten in 
der Bewirtſchaftung noch viel mehr bekommen können, ſondern auch 
manche wichtige Mineralſchätze beherbergen. Aber in dieſem Kriege 
haben nicht nur wir nichts oder doch nur ſehr wenig aus Oſterreich⸗ 
Ungarn, ſondern ſogar Oſterreich hat nichts aus Ungarn bekommen, 
das vielmehr ſeine Tür feſt zugemacht hatte. Darum wird man ſich 
hüten müſſen, die Rechnung zu ſehr auf Lieferungen aus den be⸗ 
freundeten Ländern aufzubauen, wenn es nicht gelingt, von vorn⸗ 
herein bindende Verträge darüber zu ſchließen. 

Es iſt begreiflich, daß der Gedanke an eine Erweiterung des 
heimiſchen Lebensraumes bei allen Erwägungen über die Kriegs⸗ 
ziele eine große Nolle ſpielt; denn zu dem Gedanken einer Sicherung 
für den Fall des Krieges und einer abermaligen Abſperrung kommt 
ja der Gedanke hinzu, daß die Erweiterung des Lebensraumes auch 
für den Frieden eine Vermehrung der wirtſchaftlichen Kraft bedeute 
und dieſer auch im friedlichen Wettbewerbe der Völker größere 
Wucht verleihe. Die einen, die hauptſächlich unter dem Eindrucke 
des Mangels an Nahrungsmitteln ſtehen, denken dabei beſonders 
an Gebiete, die Nahrungsmittel und zugleich auch landwirtſchaft⸗ 
liche Rohftoffe über den Bedarf ihrer eigenen Bevölkerung hinaus 
erzeugen. Ihr. Blick iſt daher beſonders nach der Oſtſeite gerichtet, 
wo zwar das dicht bevölkerte Polen nur geringe landwirtſchaftliche 
Aberſchüſſe hat, wohl aber Litauen und Kurland und überhaupt 
Baltenland, Weiß⸗Rußland, Wolhynien, Podolien ſchon jetzt Nah⸗ 
rungsmittel im Aberfluſſe haben oder nach innerer Koloniſation 
und Verbeſſerungen der landwirtſchaftlichen Methoden große Aber⸗ 
ſchüſſe liefern und zugleich Hunderttauſende, ja Millionen deutſcher 
Anſiedler aufnehmen können. Die Ausdehnung des deutſchen Reichs⸗ 
gebietes oder wenigſtens der deutſchen Schutzherrſchaft und damit 
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verbunden die möglichſte Ausbreitung deutſchen Volkstumes in 
dieſer Richtung iſt daher von einer ſtarken Partei geradezu als 
das größte Ziel des Krieges ausgeſprochen worden. Die anderen, 
namentlich die Induſtriellen des Weſtens, die geſehen haben, von 
wie großem Werte die lothringiſchen Eiſenerze, die belgiſche Kohle 
und ihre Derivate ſowie die belgiſchen Fabrikate in dieſem Kriege 
für uns geweſen ſind, und die auch eine klare Vorſtellung davon 
haben, wie ſehr dieſe Dinge bei Vereinigung mit uns unſere 
Wirtſchaftskraft ſtärken, einen wie großen Wettbewerb ſie uns im 
Falle der Trennung machen können, legen auf die Angliederung 
dieſer bergbaulichen und induſtriellen Produktionsgebiete den größten 
Wert. 2 

Aber gerade dieſe Erweiterungen des heimiſchen Lebensraumes 
im Oſten und noch mehr im Weſten ſtoßen auf die größten Schwierig⸗ 
keiten, ihnen ſtellen ſich die größten politiſchen Bedenken in den 
Weg: Bedenken der inneren Politik, mögen wir nur an Einverleibung 
oder an andersartige Angliederung denken, weil es ſich mit der halben 
Ausnahme des Baltenlandes nur um Gebiete mit fremder und 
großenteils uns feindlicher oder wenigſtens unfreundlich geſinnter Be⸗ 
völkerung handelt, Bedenken der äußeren Politik, weil unſere Feinde 
uns dieſe Gebiete nicht gönnen und aus ihrer Einverleibung oder 
Angliederung eine zu große Verſtärkung unſerer Macht befürchten. 
Hierauf bezieht ſich, viel mehr als auf etwaigen Kolonialerwerb, 
die Frage nach dem ſittlichen Nechte und politiſchem Werte von 
Annexionen, der Streit der Machtpolitiker und der Verſöhnungs⸗ 
politiker. Wir werden im einzelnen prüfen müſſen, wie weit es 
ſich um Lebensnotwendigkeiten, wie weit bloß um Vorteile handelt, 
auf die wir auch verzichten können, ob uns die Forderungen daher 
gerechtfertigt erſcheinen, und welchen Nachdruck wir hinter ſie ſetzen 
wollen. Es iſt jedenfalls eine Kurzſichtigkeit, wenn man nur dieſe 
Forderungen kennt und anerkennt, und es iſt ein Frevel, wenn man 
nach ihrer Erfüllung das Ergebnis des Krieges überhaupt be⸗ 
urteilt und einen Krieg ohne den Gewinn Belgiens für verloren 
erklärt. 
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4. Selbſtgenügſamkeit oder Weltbetätigung? 
Bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts iſt das deutſche 


Volk daheim geblieben. Während ſich die Völker Weſt⸗Europas feit 


dem ſechzehnten Jahrhundert draußen betätigten und dadurch den 
Grund zu Reichtum und Macht legten, hatten wir nur eine Aus⸗ 
wanderung, die uns verloren ging. Erſt dann haben wir, zuerſt nur 
ſchwach, in ſtärkerem Maße erſt nach der Gründung des Deutſchen 
Reiches, begonnen, Seeſchiffahrt und überſeeiſchen Handel zu treiben, 
die Erzeugniſſe unſerer Induſtrie draußen abzuſetzen, Kolonien zu 
gründen, ſind wir, kurz geſagt, in Weltverkehr, Weltwirtſchaft und 
ſchließlich auch Weltpolitik eingetreten, und haben darin ſo große 
Fortſchritte gemacht, daß wir die Engländer, die um 1870 noch ziem⸗ 
lich ein Monopol beſeſſen hatten, in vieler Beziehung einholten. 
Damit bekam aber das Leben unſeres Volkes einen ganz anderen 
Aufbau. Während die Bevölkerung des Deutſchen Reiches um 1870 
ungefähr 40 Millionen betrug, war ſie vor dem Kriege auf beinahe 
70 Millionen geſtiegen, die ſich nicht mehr aus dem heimiſchen Boden 
nährten, ſondern durch die Arbeit, die ſie für die Welt leiſteten, die 
Einfuhr fremder Nahrungsmittel und Nohſtoffe bezahlten. Die 
auf unſerer Arbeit und dem Austauſch der Erzeugniſſe unſerer Arbeit 
beruhende Weltwirtſchaft war alſo nicht etwa eine Zutat, ein Luxus, 
ſondern war ein notwendiger Beſtandteil unſeres Lebens geworden, 
die Grundlage unſeres wachſenden Wohlſtandes und unſerer Macht, 


ja notwendig für die Ernährung unſeres heranwachſenden Volkes. 


Deutſchland war, wie man geſagt hat, ein Weltreich der Arbeit ge⸗ 
worden, hatte ſich durch feine Arbeit über die Angunſt der unmittel⸗ 
baren natürlichen Lebens bedingungen erhoben. 

Gegen dieſe neu errungene Weltſtellung Deutſchlands war, mehr 
als gegen etwas anderes, der Angriff unſerer Feinde gerichtet. Wohl 
ſpielen in den Krieg auch Motive der europäiſchen Kontinentalpolitik 
hinein; aber ſie allein wären nicht im Stande geweſen, ihn zu entfachen; 
feine eigentliche Arſache iſt das gewaltige Wachstum des deutſchen 
Volkes, das zu Hauſe nicht mehr ſein Genüge fand, ſondern in die 
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Welt hinaus ftrebte und, wie es die anderen Völker ſchon vorher 
getan hatten, aus ihr die Mittel zur Befriedigung ſeines Lebens ge⸗ 
winnen und Kraft ſaugen wollte. Dem neuen Wettbewerber in der 
Welt, der plötzlich zwiſchen die anderen trat und einen Platz an der 
Sonne haben wollte, gilt die Feindſchaft; er ſollte im Kriege nieder⸗ 
gerungen und unſchädlich gemacht werden. Seine Kolonien ſollten 
ihm genommen, ſeine Schiffe von den Meeren verjagt, ſein Handel 
ausgeſchloſſen, ſeine Induſtrie ſo geſchwächt werden, daß ſie den 
Wettbewerb draußen aufgeben müßten; jeder politiſchen Betätigung 
ſollte ein Ende bereitet werden. 

Es iſt eine der eigentümlichſten und pſychologiſch merkwürdigſten 
Tatſachen und erſcheint als ein ungeheuerer Treppenwitz der Ge⸗ 
ſchichte, daß jetzt, nachdem der Angriff der Feinde mißglückt iſt, in 
unſerer Mitte in recht beträchtlicher Anzahl Männer aufſtehen, 
die Weltwirtſchaft und Weltpolitik als einen Abelſtand hinſtellen und 
Verzicht darauf predigen und vielmehr eine ſelbſtgenügſame, autarke, 
Aus bildung der deutſchen Volkswirtſchaft und des deutſchen Lebens 
überhaupt, oder, nach Fichtes Ausdruck, der heute wieder populär 
geworden iſt, Rückbildung in den geſchloſſenen Handelsſtaat fordern, 
die alſo gerade das aus freien Stücken zu tun raten, wozu uns die 
Feinde vergeblich zu zwingen geſucht haben. Der Grund dafür liegt 
in der Erfahrung des Krieges; denn die beinahe völlige, in dieſem 
Maße nie erwartete Abſperrung durch England und die Vernichtung 
des größten Teiles unſerer überſeeiſchen Betätigung müſſen uns 
natürlich für die Zukunft bedenklich machen. Wollen wir uns dieſer 
Gefahr von neuem ausſetzen oder wollen wir nicht lieber von vorn⸗ 
herein darauf verzichten und unſer Leben ſo einrichten, daß wir das 
Ausland gar nicht oder doch nur nebenbei, als angenehme, aber nicht 
notwendige Ergänzung brauchen? Haben wir denn nicht unſer Leben 
im Kriege aller Abſperrung zum Trotz durchhalten können und 
werden wir das nicht auch im Frieden können, wenn wir es wirtſchaft⸗ 
lich anders als bisher aufbauen? Iſt denn nicht überhaupt nur die 
Ernährung und Verſorgung aus dem heimiſchen Lebensraum natür⸗ 
lich, jede Verſorgung von außen aber künſtlich und darum verwerflich? 
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Freilich wäre es ein bitteres Gefühl, ſich ſagen zu müſſen, daß 
das deutſche Volk Hunderttauſende, ja Millionen von Menſchen⸗ 
leben und Milliarden an Geld umſonſt geopfert hätte; denn ein 
ſelbſtgenügſames Deutſchland hätten wir ohne Krieg haben können. 
Aber wenn wir auf dieſem Wege Sicherheit für die Zukunft gewinnen 
und einen neuen entſetzlichen Krieg vermeiden, ſo müßten wir alle 
Bitterkeit hinunterſchlucken und entſchloſſen den Weg betreten, den 
uns unſere Feinde nach unſerer Beſiegung zugedacht hatten, und den 
nun auch wir ſelbſt als den beſten erkennen. 

Sind ſich die Propheten einer ſolchen anderen deutſchen Zu⸗ 
kunft wirklich über das Angeheure der Behauptung ganz klar, daß 
ſich das deutſche Volk ein halbes Jahrhundert lang auf dem falſchen 
Wege befunden habe und daß unſere Feinde ganz Recht gehabt hätten, 
uns auf den richtigen Weg zu weiſen? Zweifellos kann die Politik 
im einzelnen irren, und es mag ſein, daß eine andere Politik uns in 
mancher Beziehung beſſer hätte führen können; aber die Geſamt⸗ 
richtung, die ein Volk einſchlägt, hängt nicht vom Zufall und von 
perſönlicher Willkür ab, ſondern ergibt ſich aus dem Weſen und den 
inneren Entwicklungstendenzen des Volkes, kann daher auch nicht 
willkürlich umgebogen werden. Wir ſind ein Weltvolk geworden, 
weil wir nicht anders konnten, und müſſen ein Weltvolk bleiben, weil 
wir auch heute nicht anders können. 

Verzicht auf Weltwirtſchaft, d. h. auf die durch unſere Ausfuhr 
und überhaupt wirtſchaftliche Arbeit bezahlte Einfuhr von Nah⸗ 
rungsmitteln und Nohſtoffen würde zunächſt bedeuten, daß ein ſehr 
großer Teil unſeres Volkes, man kann ſchätzungsweiſe ſagen 15 bis 
20 Millionen, nicht mehr auf die bisherige Art und Weiſe ernährt 
werden könnte. Das haben ja auch die Erfahrungen des Krieges mit 
voller Deutlichkeit dargetan; nur in den erſten Monaten hat man ſich 
darüber täuſchen können. Obgleich wir mit ziemlich großen Vor⸗ 
räten jeder Art in den Krieg hineingegangen ſind und auch manches 
hereinbekommen konnten, obgleich wir eine Anzahl von Stoffen, die 
wir bisher aus dem Auslande bezogen hatten, in bewunderungs⸗ 
würdiger Weiſe durch heimiſche Materialien, teilweiſe neue Erfin⸗ 
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dungen, erſetzten, hat ſich doch rechter Mangel bemerkbar gemacht 
und haben wir uns große Einſchränkungen auferlegen müſſen. Wenn 
wir uns den Zuſtand erzwungener oder freiwilliger Abſperrung über 
den Krieg hinaus verlängert denken, ſo würde ohne jeden Zweifel 
eine ſtarke Auswanderung und große Sterblichkeit die Folge ſein. 
Nun läßt ſich ja durch innere Koloniſation, durch verbeſſerte Be⸗ 
arbeitung des Bodens und durch neue Herſtellungsmethoden die 
heimiſche Produktion noch erheblich ſteigern; aber daß ſie in abſeh⸗ 
barer Zeit ausreichen könnte, um unſer Volk in ſeiner jetzigen Größe 
zu ernähren, iſt ſehr unwahrſcheinlich, und für eine um Millionen 
gewachſene Bevölkerung — eine ſolche Vermehrung müſſen wir doch 
erhoffen! — reicht die landwirtſchaftliche Produktion Deutſchlands 
oder auch eines größeren Mittel⸗Europas nicht aus. Ob es uns 
unſeren Bedarf an pflanzlichen und tieriſchen Nohſtoffen liefern kann, 
mag dahingeſtellt bleiben; aber ſchon die genügende Erzeugung der 
für die Viehzucht nötigen Futtermittel, die bisher großenteils aus 
dem Auslande kamen, iſt ſehr zweifelhaft, und die Gewinnung der 
Wolle, deren wir für unſere Textilinduſtrie, oder der Häute, deren 
wir für unſere Lederinduſtrie bedürfen, erſcheint aus wirtſchaftlichen 
Gründen ausgeſchloſſen, weil deutſche Wolle nie in Wettbewerb mit 
der Wolle Auſtraliens, Süd⸗Amerikas, Süd⸗Afrikas und auch Süd⸗ 
Rußlands treten könnte. Nicht nur Kaffee, Tee, Kakao, Südfrüchte, 
die man zwar als Luxus bedürfniſſe bezeichnen kann, die jedoch nun 
einmal Beſtandteile unſeres ziviliſierten Lebens geworden ſind, ſondern 
auch ſo unentbehrliche Dinge wie Baumwolle, Siſalhanf und ähn⸗ 
liche Geſpinſtſtoffe, Kautſchuk, Palmkerne und Palmöl uſw. müſſen 
in der Hauptſache aus tropiſchen und ſubtropiſchen Ländern ein⸗ 
geführt werden. Ebenſo ſcheint unſer Bedarf an vielen Mineralien, 
wie Gold, Silber, Kupfer, Zinn und manchen anderen, nur aus über⸗ 
ſeeiſchen Ländern gedeckt werden zu können. Für den Krieg können 
wir uns ja durch Vorratswirtſchaft einigermaßen ſicherſtellen, wenn⸗ 
gleich das nur ein Notbehelf iſt und wir mit aller Kraft nach der 
Aufrechterhaltung unſeres Bezuges aus dem Ausland auch im Kriege 
ſtreben müſſen; aber im Frieden müſſen wir fie unter allen Am⸗ 
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ſtänden, und zwar in recht erheblicher Menge, aus dem Auslande 
beziehen. Nur durch Teilnahme an der Weltwirtſchaft laſſen ſich 
auch die Folgen von Mißernten ausgleichen und Hungersnöte ver⸗ 
meiden, wie ſie früher unſer Vaterland heimgeſucht haben. 

Am unſere Einfuhr bezahlen zu können, müſſen wir auch Aus⸗ 
fuhrinduſtrie haben, Schiffahrt und Handel treiben und unſer Kapital 
draußen arbeiten laſſen. Darüber helfen uns keine Klügeleien hinweg. 
Auf das Verhältnis des Außenhandels zum Binnenhandel, die 
man oft hereingezogen hat, kommt es gar nicht an; die abſolute 
Größe unſerer Ausfuhr und Einfuhr beweiſt, daß wir einen großen 
Teil unſeres Bedarfes von auswärts decken und dafür Erzeugniſſe 
unſerer Arbeit in Zahlung geben müſſen. Jede ſtarke Induſtrie 
empfindet auch um ihrer ſelbſt willen den Drang nach Vergrößerung 
ihres Abſatzes. Es iſt kein Zufall, daß ſie immer nach auswärts 


drängt, neben dem inneren Abſatzmarkt immer auch Abſatzmärkte 


draußen zu erobern ſucht; denn ſie kann um ſo beſſer und billiger 
arbeiten, je größer ihre Erzeugung iſt, und auch je mehr ſie die un⸗ 
vermeidlichen Abſatzſtörungen im Innern durch Abſatz nach anderen 
Ländern ausgleichen kann. 

Auch unſere Betätigung im Auslande durch Reederei und 
Schiffahrt, Handel und in den letzten Jahrzehnten immer mehr auch 
durch große wirtſchaftliche Unternehmungen, wie Eiſenbahnbauten 
oder Elektrizitätswerke und manches andere, iſt nicht von ungefähr 
entſtanden, ſondern ein Lebensbedürfnis geworden und kann nicht 
wieder aufgegeben werden. Sie beſchäftigt ſehr viele Menſchen und 
bringt ſo großen Ertrag, daß wir nicht darauf verzichten können. 
And gerade ſie hat doch einen ſehr großen nationalen Wert. Wenn 
keine deutſchen Schiffe mehr das Salzwaſſer durchfurchten, wenn die 
deutſchen Kaufleute und Techniker aus den überſeeiſchen Ländern 
verſchwänden, die Laute der deutſchen Sprache nirgends mehr er⸗ 
klängen, ſo wäre es um unſer Anſehen draußen geſchehen. 

Deutſchland muß ſich auch künftighin vor der einſeitigen indu⸗ 
ſtriellen und weltwirtſchaftlichen Entwicklung des bisherigen Eng⸗ 
lands bewahren, in der die Gewinnung von Nahrungsmitteln 
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und Rohftoffen durch die eigene Landwirtſchaft ganz zur Nebenſache 
geworden iſt, und muß vielmehr ſeine Landwirtſchaft in vollem 
Amfange aufrecht erhalten und ihre Leiſtungsfähigkeit nach Möglich⸗ 
keit ſteigern, um innerlich geſund zu bleiben und allen Gefahren be⸗ 
gegnen zu können. Aber bei einer auch nur einigermaßen ſtreng durch⸗ 
geführten Selbſtgenügſamkeit kann unſer Volk nicht beſtehen und 
erſt recht nicht an Zahl und wirtſchaftlicher Kraft wachſen, und damit 
wäre auch dem Wachstum unſerer ſtaatlichen Macht eine beſtimmte, 
und zwar ziemlich enge, Grenze gezogen. Wenn Deutſchland auf 
ſeine Betätigung draußen verzichten wollte, ſo hörte es trotz aller 
Vergrößerung ſeines kontinentalen Gebietes auf, eine Weltmacht zu 
ſein, und ſänke auf den Nang einer Mittelmacht herab. Es begäbe 
ſich dann jeden Einfluſſes auf die Welt und überließe dieſe wieder 
ganz wie in früheren Zeiten der Betätigung unſerer Feinde und 
Nebenbuhler. Es iſt ein großes Unglück für uns, daß das während 
der langen Dauer des Krieges der Fall geweſen iſt; eine Abkehr von 
der Weltbetätigung würde daraus einen Dauerzuſtand machen. Wir 
haben doch jetzt zur Genüge geſehen, wie ſehr der politiſche Einfluß 
Englands durch unſere Abſperrung geſteigert worden iſt, wie es nach 
und nach faſt alle Staaten der Welt in den Krieg gegen uns hinein⸗ 
gezogen hat. Wenn wir in der Zukunft überhaupt aus der Welt ver⸗ 
ſchwänden, ſo würde man gar keine Rückſicht mehr auf uns zu nehmen 
brauchen, ja nehmen können; die Politik aller würde ſich gegen uns 
kehren, und das wäre um ſo bedenklicher, da jene Staaten immer mehr 
an Einwohnerzahl und Kraft zunehmen. Auch die deutſche Kultur 
würde in der Welt keine Geltung mehr haben. Jene Patrioten, die 
das neue Deutſchland nur auf dem heimiſchen Boden aufbauen 
wollen, laden eine ſchwere Schuld auf ſich; denn wenn es nach ihren 
Wünſchen ginge, ſo würde die deutſche Wirtſchaft verkümmern, das 
Volk klein, der Staat ſchwach werden und der deutſche Gedanke 
überall aus der Welt verſchwinden. 

Das deutſche Volk hat, ſobald es durch die Werber we der 
Verkehrs- und Produktions bedingungen im Zeitalter des Dampfes 
und durch ſtaatliche Einigung im neuen Deutſchen Neiche die Mög— 
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lichkeit dazu bekam, den Schritt in die Welt hinausgetan, weil es leib⸗ 
lich und geiſtig geſund und kräftig war wie kaum ein anderes, und 
weil es einen unbezwinglichen Drang in ſich fühlte, zu wachſen und ſich 
zu entfalten und zu betätigen. Dieſes Wachstum, dieſe Entfaltung, 
dieſe Betätigung konnten ſich nicht auf den engen Naum des alten 
Vaterlandes beſchränken, ſondern führten es in die Welt hinaus; 
Deutſchland holte damit ja nur die Entwicklung nach, in der ihm 
die Weſtvölker Europas um mehrere Jahrhunderte vorangegangen 
waren. Wenn wir in dieſem Kriege beſiegt worden wären, ſo wäre 
dieſe Entwicklung unterbunden worden, aber nur für eine Spanne 
Zeit; denn wir würden uns wieder aufgerafft und die Feſſeln zer⸗ 
ſprengt haben. Da wir uns gegen unſere Feinde behauptet haben, 
ſo dürfen wir nicht ſo kleinmütig ſein, daß wir in unſerer Entwicklung 
umkehren und dadurch den Weg zur Größe unſeres Volkes verfehlen. 
Die Sicherung des eigenen Landes iſt natürlich das erſte; denn wenn 
uns das eigene Land verloren geht, ſind wir verloren. Aber wenn 
wir uns darauf beſchränkten, blieben wir klein und ſchwach; wirtſchaft⸗ 
liches Elend, politiſcher und geiſtiger Niedergang wären unſer Los. 
Größe kann nur in der Welt erworben werden. Ein großes Volk 
darf nicht nur für ſich ſorgen, ſondern hat die Pflicht, auch am Fort⸗ 
ſchritte der Menſchheit zu arbeiten. And dafür genügt die reine Ge⸗ 
dankenarbeit nicht; wirtſchaftliche und politiſche Arbeit muß ſich damit 
verbinden. Nicht als ein bloßes Kontinentalvolk, ſondern nur als 
ein Weltvolk kann das deutſche Volk die Aufgabe erfüllen, die ihm 
vom Schickſal geſtellt iſt. | 

Die Betätigung in der Welt kann auf verfchiedenen Wegen 
und auf verſchiedene Weiſe erfolgen. Zwei Fragen, die ſich nicht 
ganz von einander trennen laſſen, die man aber oft zu ſehr vermengt 
hat, treten an uns heran. Die eine Frage iſt die im engeren Sinne 
politiſche: wollen wir uns nur in Ländern, die wir ſtaatlich unſerer 
Herrſchaft unterwerfen, alſo in Kolonien, oder auch in fremden 
Staaten, wir können ſagen in Ländern der offenen Tür, ſeien ſie be⸗ 
freundet oder neutral oder ſelbſt feindlich, wirtſchaftlich und kulturell 
betätigen, alſo Weltwirtſchaft im engeren Sinne treiben? Die andere 
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Frage iſt die, ich möchte ſagen, verkehrsgeographiſche: wollen wir, 
wie es jetzt oft verlangt wird, nur auf dem Landwege in die Welt 
hinausgehen, d. h. in der Hauptſache uns auf den Orient beſchränken 
oder auch wieder auf das Meer und nach überſeeiſchen Ländern 
gehen? Ich will dieſe Fragen zu beantworten ſuchen, indem ich 
nach einander unſere Intereſſen im Orient, unſeren Kolonialbeſitz, 
unſere freie Weltwirtſchaft und ſchließlich, als Bedingung ſowohl 
für Kolonialbeſitz wie für freie Weltwirtſchaft, die Freiheit der 
Meere behandele.*) 


5. Anſer Intereſſe am Orient. 


Eine unſerer ſtärkſten Lebensforderungen außerhalb unſeres 
heimiſchen Lebensraumes iſt freie Betätigung im Drient. Es tft 
das eine junge Forderung, die aber innerhalb weniger Jahrzehnte 
große Kraft bekommen hat. Bismarck konnte noch ſagen, Balkan 
und Orient ſeien nicht wert, daß man die geſunden Knochen eines 
pommeriſchen Musketiers dafür einſetze; 1913 haben wir Rußland 
erklärt, daß ſein Einrücken in Armenien den Krieg bedeuten würde, 
und der jetzige Krieg iſt, wenngleich ihm auch allgemeinere Urfachen 
zu Grunde liegen, über den Balkan und den Orient entbrannt. 
Die verſchiedene Beurteilung unſerer orientaliſchen Intereſſen fließt 
auch aus der verſchiedenen Subjektivität der Staatsmänner, denn 
auch noch kurz vor dem Kriege und im Kriege hat ſie geſchwankt; 
die Hauptſache iſt jedoch die tatſächliche Wandlung, die ſich innerhalb 
der letzten Jahrzehnte vollzogen hat. Anſere Betätigung im Orient 
ift der jüngſte Zweig an unſerem Lebensbaum; aber dieſer Zweig iſt 
raſch gewachſen, und wir erwarten von ihm, daß er ſich zu großer 
Stärke auswachſe und ſchöne Blüten und Früchte trage. 

Man muß ſich ganz klar machen, worin unſer Intereſſe am 
Drient beſteht und in welcher Weiſe es verfolgt werden muß. Nachdem 
einzelne Forſchungsreiſende auf die Bedeutung des Orients für uns 


9) Vergl. meine Broſchüre: „Die Ziele unſerer Weltpolitik“ (Der 
Deutſche Krieg, 64. Heft), Stuttgart 1915. 
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hingewieſen hatten und deutſche Wirtſchaftskreiſe unter der Führung 
der Deutſchen Bank an das Anternehmen der anatoliſchen Eiſen⸗ 
bahn und dann der Bagdadbahn herangegangen waren, hat eine 
Bewegung für den Orient eingeſetzt, die allmählich ſtärker wurde 
und während des Krieges ihre größte Stärke gewann, dann aber, 
wie es ſcheint, ſchon wieder abgeflaut iſt. Auch bei dieſer Bewegung 
haben leider wieder ſehr viele Anberufene das Wort ergriffen, denen 
nicht nur jede perſönliche oder auch nur literariſche Kenntnis des 
Orients abging, ſondern die auch über die wirklichen Lebensbedürf⸗ 
niſſe des deutſchen Volkes kein Arteil hatten und nur mit Schlag⸗ 
worten arbeiteten, Leute, die ſich nur einer Modeſtrömung hingaben. 

Der eine Fehler, dem namentlich alldeutſche Politiker ver⸗ 
fielen, war die Einmiſchung machtpolitiſcher Forderungen. Er ent⸗ 
ſprang aus jener unglücklichen, irrtümlichen Auffaſſung, die auch in 
der Marokkofrage ſo viel Verwirrung angerichtet hat, als ob wirt⸗ 
ſchaftliche und kulturelle Betätigung immer an die Ausübung politi⸗ 
ſcher Macht gebunden ſein müſſe. Die Forderung deutſcher Macht⸗ 
betätigung mußte natürlich den Argwohn der Türkei erregen und hat 
dem deutſchen Einfluſſe dort ſicher geſchadet. Nur das klare Auf⸗ 
treten der amtlichen deutſchen Politik und der maßgebenden Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe hat dieſen Argwohn zu beſeitigen vermocht. Heute ſehen 
wohl alle klar darin, daß wir kein Stück der Türkei haben, ſondern 
ſie im Gegenteil gegenüber den Teilungsgelüſten der anderen Mächte 
unverſehrt erhalten wollen, und daß wir unſeren Vorteil nur darin 
ſehen, durch die Verhinderung der Aufteilung ein Gebiet wirtſchaft⸗ 
licher und kultureller Betätigung zu behalten und zugleich unſere 
Einkreiſung zu verhindern. Das große Anternehmen der Bagdad⸗ 
bahn hat gerade den Zweck gehabt, die verſchiedenen Teile der Türkei 
beſſer zuſammenzuſchließen und dieſe dadurch widerſtandsfähiger zu 
machen; wenn ſie dieſe Aufgabe im jetzigen Kriege noch nicht ganz 
hat erfüllen können, ſo liegt das doch nur daran, daß ihre Vollendung 
durch die Intrigen der gegneriſchen Mächte verzögert worden war 

Der andere Fehler war die Propaganda für deutſche Bauern⸗ 


ſiedlung. Gewiß würden wir, trotz der Verminderung der deutſchen 
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Auswanderung, gerne gute Asuwanderungsgebiete haben; aber der 
Orient iſt dafür wenig geeignet. Die fruchtbarſten Gebiete, wie Meſo⸗ 
potamien und die kilikiſche Ebene, ſind für deutſche Bauern viel zu 
heiß und ungeſund, und wenn andere Gegenden, namentlich das klein⸗ 
aſiatiſche Hochland, klimatiſch günſtiger ſind, ſo würde deutſche 
Bauernſiedlung dort, namentlich wegen der Verſchiedenheit der 
Religion, dem größten Widerſtande der Bevölkerung und der türki⸗ 
ſchen Regierung begegnen. 

Dieſen und anderen falſchen Beſtrebungen gegenüber hat man 
mit Recht das Loſungswort ausgegeben: die Türkei nicht für die 
Deutſchen, ſondern für die Türken. Anſer Gedanke konnte und kann 
nur der politiſche Gedanke der Freundſchaft und der wirtſchaftliche 
Vorteil ſein, den wir durch wirtſchaftliche Arbeit im fremden Staats⸗ 
und Volksgebiet erzielen. An das große Eiſenbahnunternehmen 
konnten und ſollten ſich Bewäſſerungsanlagen, induſtrielle und man⸗ 
cherlei andere Anternehmungen anſchließen. Wir hatten hier eine 
große Konzeſſion bekommen, die uns einen Vorſprung vor den 
anderen Völkern gab; aber auch dieſe hatten ähnliche, wenn auch 
kleinere Rechte in anderen Teilen der Türkei erworben. Wir konnten 
hier reichen wirtſchaftlichen Gewinn und auch ein Betätigungs⸗ 
gebiet für viele deutſche Männer erhoffen. Anſere Betätigung in der 
Türkei ſollte keinen weſentlich anderen Charakter als etwa unſere 
Betätigung in den ſüdamerikaniſchen Ländern oder in China haben; 
der Anterſchied beſtand eigentlich nur darin, daß ſie von den anderen 
Völkern nicht nur mit wirtſchaftlichen, ſondern auch mit politiſchen 
Waffen bekämpft wurde, daß von ihnen das Daſein der Türkei ſelbſt 
bedroht wurde. 

Aus Gründen der allgemeinen Politik haben wir dieſer leider 
weder gegenüber dem italieniſchen Angriffe auf Tripolis noch gegen⸗ 
über dem Angriffe des Balkanbundes unſeren Beiſtand gewähren 
können; aber der Weltkrieg, in dem es ja auch um das Daſein der 
Türkei geht, hat ſie auf unſere Seite geführt, und das Bündnis 
hat ſich für beide Teile bewährt. Wenn es auch zeitweiſe durch Miß⸗ 
ſtimmungen getrübt worden fein mag, fo dürfen wir doch ſicher er- 
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warten, daß es auch nach dem Kriege fortdauern und noch enger 


geknüpft werden wird. Die Konzeſſionen der Feinde, die durch den 
Krieg erloſchen ſind, werden zum Teil wohl in unſere Hände über⸗ 
gehen, wir können und müſſen uns in der Türkei wirtſchaftlich noch 
ſtärker als bisher betätigen, weil ſo viel darauf ankommt, ſie wirt⸗ 
ſchaftlich wieder aufzubauen und weiter zu entwickeln; aber von 
ſtaatlicher Herrſchaft in irgendwelcher Form oder von deutſchen An⸗ 
ſiedlungen kann jetzt ebenſowenig wie vor dem Kriege die Rede fein. 

Anſer Gewinn ſoll allerdings nicht nur privatwirtſchaftlich, 
ſondern auch volkswirtſchaftlich ſein, und zwar über den Vorteil 
hinaus, den die Volkswirtſchaft immer aus dem Gewinne der ihr an⸗ 
gehörigen Privatwirtſchaften zieht. Anſer volkswirtſchaftlicher Ge⸗ 
winn, der zugleich ein Gewinn der türkiſchen Volkswirtſchaft ſein wird, 
ſoll nicht nur in der Gewinnung eines Abſatz⸗ und Arbeitsgebietes, 
ſondern auch eines ſicheren Bezugsgebietes beſtehen. Die Türkei kann 
in viel höherem Maße als bisher eine Reihe von Nahrungsmitteln 
und wichtigen pflanzlichen und tieriſchen Nohſtoffen, unter denen 
Baumwolle obenan ſteht, wie auch von nutzbaren Mineralien er⸗ 
zeugen oder gewinnen und darin zu einer ſicheren Bezugsquelle für 
uns werden; denn bei unſerem Bündniſſe mit der Türkei brauchen 
wir nicht zu fürchten, daß ſie uns eines Tages den Bezug verſchließt, 
und bei der beſtehenden Landverbindung mit der Türkei können wir 
auch in einem Kriege, in dem England die Seewege verſperrt, auf 
ungeſtörten Bezug rechnen. 

So gehört das Bündnis mit der Türkei in der Tat zu unſeren 
Lebensintereſſen; aber wir dürfen nicht in den Fehler verfallen, in 
den ſo viele — gute Menſchen, aber ſchlechte Muſikanten — verfallen 
ſind, in dem Bündnis mit der Türkei nun unſere ganze Zukunft zu 
ſehen. Die Türkei, in der Hauptſache ein trockenes Subtropenland, 
hat ſchließlich nur eine beſchränkte Produktions fähigkeit; namentlich 
die Erzeugniſſe des Tropenklimas gehen ihr ab. And auch von ihr 
gilt, was wir von unſeren Kolonien werden ſagen müſſen, daß ihre 
natürlichen Reichtümer noch wenig entwickelt ſind, daß deren Ent⸗ 
wicklung bei der Spärlichkeit der Bevölkerung Jahrzehnte, wenn 
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nicht Jahrhunderte in Anſpruch nehmen wird, und daß fie darum 
in abſehbarer Zeit unſeren Bedürfniſſen nicht genügen kann. Wir 
können auch gar nicht damit rechnen, daß ſie ſich wirtſchaftlich ganz 


an uns binden und nicht auch mit den heutigen Feinden wieder Handel 


treiben will; wenn wir gegen deren Abſperrungspolitik ankämpfen, 
dürfen wir eine ſolche auch von unferer Seite nicht treiben. Zu Mittel- 
Europa tritt demnach der Orient als eine Ergänzung, aber nicht 
als volle Ergänzung hinzu; es ſind weitere Ergänzungen nötig. 


6. Kolo nialbeſitz. 


Ein anderes Intereſſe unſerer Betätigung draußen in der Welt, 
das von den einen höher, von den anderen weniger hoch als unſer 
Intereſſe am Orient eingeſchätzt wird, von den einen in einen ge⸗ 
wiſſen Gegenſatz zu dieſem geſtellt, von den anderen als deſſen Er⸗ 
gänzung betrachtet wird, iſt eigener Kolonialbeſitz. Auch unſere 
Kolonialpolitik iſt noch nicht alt, wenn auch mehrere Jahrzehnte älter 
als unſere Orientpolitik. In den ſiebziger Jahren ſetzte die Kolonial⸗ 
bewegung ein, wurde die deutſche Kolonialgeſellſchaft gegründet. 
Bismarck ging nur zögernd an den Erwerb von Kolonien heran. 
Seine erſte Vorlage, die die Abernahme der Godeffroyſchen Be— 
ſitzungen in der Südſee durch das Reich betraf, wurde abgelehnt; 
aber er hatte ſich auch nicht ſehr energiſch dafür eingeſetzt. Erſt ſeit 
1884 begann durch privaten Anternehmungsgeiſt der Erwerb von 
Kolonien an verſchiedenen Stellen Afrikas und in Neu-Guinea und 
dem Bismarckarchipel. Aber auch weiterhin wurde die koloniale 
Bewegung nur von einem Teile des deutſchen Volkes, hauptfächlich- 
von den Mittelparteien, getragen, während ſich die Ronfervativen 
gegen die aus der kommerziellen und induſtriellen Entwicklung Deutſch⸗ 
lands entſpringende Bewegung ziemlich kühl verhielten und die 
Sozialdemokraten und lange Zeit auch die Freiſinnigen aus doktri⸗ 
nären Anſchauungen heraus, in völliger Blindheit für den Zu— 
ſammenhang der Kolonien mit den von ihnen vertretenen Intereſſen, 
ihr feindlich entgegentraten. Es läßt ſich auch nicht leugnen, daß 
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in den Anfängen unferer Rolonialpolitif viele Fehler gemacht wurden 
und manches Häßliche vorfiel, was das ſittliche Urteil herausforderte. 
Nur allmählich reifte in der Maſſe des deutſchen Volkes das koloniale 
Verſtändnis heran und erwuchs ein Gefühl der Liebe zu unſeren 
Kolonien. Zweierlei hat beſonders dazu beigetragen: die nament⸗ 
lich von Dernburg geleitete Agitation, die dem Volke die große 
wirtſchaftliche Bedeutung der Kolonien klar machte, und der ſüd⸗ 
afrikaniſche Aufſtand, der viele Tauſende deutſcher Männer nach Süd⸗ 
Afrika führte. Im letzten Jahrzehnt waren die deutſchen Kolonien 
in eine Periode ſtarken, ruhigen Fortſchrittes eingetreten. Nun iſt 
der Krieg verheerend über ſie hereingebrochen und hat unſere ganze 
koloniale Entfaltung einer neuen ſchweren Belaſtungsprobe unter⸗ 
worfen. Es fragt ſich nicht nur, ob wir unſere bisherigen Kolonien 
wiedergewinnen und neue hinzu erwerben können, ſondern auch, ob 
wir unſere Kolonialpolitik überhaupt wieder aufnehmen ſollen. Die 
Partei der reinen Kontinentalpolitiker, die allerdings ſchon ſehr im 
Rückgang zu ſein ſcheint, hat dieſe Frage verneint, während anderer⸗ 
ſeits die Sozialdemokraten ihren alten Widerſtand gegen die Kolonien 
aufgegeben und wenigſtens zum Teil wirkliches Verſtändnis dafür 
gewonnen haben. Wir müſſen uns von neuem grundſätzlich ent⸗ 
ſcheiden und müſſen darum die Motive unſerer Kolonialpolitik auf 
ihre Durchſchlagskraft hin prüfen. 

Die Motive unſerer Kolonialpolitik haben im Laufe der wenigen 
Jahrzehnte doch ſchon eine gewiſſe Wandlung durchgemacht. An⸗ 
fangs ſtand der Gedanke an Siedlungskolonien im Vordergrunde; 
maßgebend war der Wunſch, die ſtarke deutſche Auswanderung, die 
beſonders nach den Vereinigten Staaten gerichtet war und uns dort 
national verloren ging, in eigenes Staatsgebiet zu leiten. Aber eine 
unbefangene Prüfung mußte bald erkennen, daß es große, für die 
weiße Raſſe geeignete Siedlungsgebiete eigentlich nur in den ge- 
mäßigten Zonen gibt und daß fie bereits vergeben waren, daß Deutfch- 
land dafür zu fpät kam. Wohl iſt deutſche Bauernſiedlung auch in 
tropiſchen Hochländern möglich; aber dieſe haben, wenigſtens in 
Afrika, keine ſehr große Ausdehnung und ſpielen nur eine unter⸗ 
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geordnete Rolle. Dazu kam etwas anderes. Die induſtrielle Ent⸗ 
wicklung Deutſchlands, die dem Aberſchuſſe der Bevölkerung Arbeit 
und Erwerb in der Heimat gewährte, drückte die Auswanderung herab 
und ließ Siedlungskolonien nicht mehr als ſo notwendig erſcheinen. 
Dagegen mußten nun immer neue Abſatz⸗ und Arbeitsgebiete der In⸗ 
duſtrie und des Kapitals ſowie Bezugsgebiete der nötigen Nohſtoffe 
und Nahrungsmittel für die immer mehr über den heimiſchen Nah⸗ 
rungsſpielraum hinauswachſende Bevölkerung gewonnen werden, und 
obgleich beides auch in fremden Staatsgebieten und Kolonien möglich 
war, ſo war es doch dringend erwünſcht, durch den Beſitz eigener Kolo⸗ 
nien in Abſatz und Bezug eine gewiſſe Anabhängigkeit von fremden 
Staaten zu gewinnen. Eine Anzahl überſeeiſcher Staaten, namentlich in 
Mittel: und Südamerika und in Oſt⸗Aſien, können im ganzen als neutral 
angeſehen werden, obgleich der Krieg jetzt ihre ſtarke Abhängigkeit 
von unſeren Feinden gezeigt hat; aber ganz Afrika, Indien, Auſtralien 
ſind Kolonialbeſitz anderer europäiſcher Staaten oder waren im Begriffe, 
es zu werden; wenn wir damals nicht zugriffen, ſo hätten die anderen 
auch dieſe Gebiete genommen, und wenn wir jetzt darauf verzichten, ſo 
teilen England, Frankreich und andere ſie unter ſich auf, ſo wird unſere 
Betätigung hier ganz von deren Politik abhängig, ſo müſſen wir da⸗ 
mit rechnen, daß uns die Türe vor der Naſe zugeſchlagen wird. 
Was uns früher eigenen Kolonialbeſitz eher entbehren ließ und 
namentlich von den Freiſinnigen immer dagegen angeführt wurde, 
war der im großen britiſchen Kolonialreiche beſtehende Freihandel, 
der, wenigſtens dem Anſcheine nach, dem deutſchen Handel dieſelben 
Rechte wie dem eigenen gewährte. Da der deutſche Handel und 
überhaupt die deutſche wirtſchaftliche Betätigung auch in den Kolonien 
der kleineren europäiſchen Staaten gleichberechtigten Zutritt hatten, 
konnten wir die Abſperrung der franzöſiſchen Kolonien verſchmerzen. 
Aber auch in den engliſchen Kolonien war volle Gleichberechtigung 
nur auf dem Papier vorhanden; tatſächlich wurden die engliſchen 
Fabrikate bevorzugt, und namentlich die großen ſtaatlichen Auf⸗ 
träge und die Lieferungen für Eiſenbahnen und andere Anterneh⸗ 
mungen wurden faſt nur nach England vergeben. And jetzt ſcheint 
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ſich eine weitere Anderung in dieſer Richtung vorzubereiten. Eng⸗ 
land arbeitet auf ſtarken zollpolitiſchen Zuſammenſchluß mit ſeinen 
Kolonien hin, wonach dieſe den engliſchen Fabrikaten Vorzugszölle 
gewähren ſollen; dadurch würde die deutſche Ausfuhr nach den 
britiſchen Kolonien mehr oder weniger aufhören. And wenn es 
England gelingt, Portugal, Belgien, womöglich auch Holland ganz 
auf feine Seite zu ziehen und ſich einen Vorzug in deren Kolonien 
zu verſchaffen, ſo würde der Abſatzmarkt der deutſchen Induſtrie 
noch mehr verkleinert werden. Faſt noch wichtiger aber iſt etwas 
anderes, woran man bisher weniger gedacht hatte, nämlich der 
ſichere Bezug der Nahrungsmittel und Nohſtoffe für unfere Be: 
völkerung und unſere Induſtrie. Bisher konnte man damit rechnen, 
daß jedes Land froh war, wenn es Abnehmer für ſeine Erzeugniſſe 
fand. Jetzt wollen unſere Feinde, als ein Kampfmittel im Wirt⸗ 
ſchaftskriege gegen uns, unſerer Induſtrie die ihr nötigen Rohftoffe 
nicht oder nur zu erhöhten Preiſen liefern und ihr dadurch den Wett⸗ 
bewerb mit der engliſchen, amerikaniſchen, franzöſiſchen uſw. Induſtrie 
unmöglich machen. Wenngleich viele Handelsſachverſtändige meinen, 
daß die Suppe nicht ſo heiß gegeſſen werde, wie ſie gekocht wird, 
daß die Notwendigkeit, die Wolle, die Baumwolle, den Kautſchuk, 
das Kupfer uſw., die erzeugt werden, auch zu verkaufen, und daß 
die Unfähigkeit der anderen Völker, unſere Induſtrie ganz zu erſetzen, 
die Produzenten der Rohſtoffe bald wieder auf den deutſchen Markt 
führen werde, ſo darf man doch wohl über dieſe Gefahr nicht zu 
leicht hinweggehen. Auch wenn jene den Boykott nur in wenigen 
Artikeln durchführen, können ſie uns in unſerer Wirtſchaftskraft und 
damit zugleich in unſerer Wehrkraft ſehr ſchädigen. Ein Mittel der 
Abwehr, wenn auch kein Allheilmittel, haben wir in eigenen Kolonien. 
Wir können aus ihnen, und das um ſo mehr, je größer und wertvoller 
unſer Kolonialbeſitz iſt, wenigſtens einen Teil unſeres Bedarfes be⸗ 
friedigen und uns dadurch vom Weltmarkte weniger abhängig machen. 
Von ihnen aus können wir auch einen Druck auf den Weltmarkt 
ausüben, jenen nötigenfalls Gleiches mit Gleichem vergelten und ſie 
dadurch von Kampfmaßregeln einigermaßen abſchrecken. 
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Neben den wirtſchaftlichen Geſichtspunkten kommen für die 
Wertſchätzung der Kolonien noch andere Geſichtspunkte in Betracht, 
die manchmal zu wenig beachtet werden. 

Die meiſten Kolonien haben neben ihrem Wert als Abſatz⸗ und 
Bezugsgebiete auch verkehrsgeographiſchen und dadurch militär⸗ 
politiſchen Wert; ſie können zu Stationen für die Beherrſchung der 
großen Wege des Weltverkehrs ausgebaut werden. Anter dieſem 
Geſichtspunkte werden ſie uns bei der Betrachtung der Freiheit der 
Meere von neuem zu beſchäftigen haben. 

Die Kolonien liefern dem Mutterlande auch Soldaten und ſtärken 
dadurch unmittelbar ſeine Wehrkraft. Sowohl England wie verhält⸗ 
nismäßig noch mehr Frankreich haben ihre Kolonien in dieſer Be⸗ 
ziehung ſtark ausgenützt; ſie haben nicht nur den Kolonialkrieg faſt 
ganz mit Kolonialſoldaten geführt, ſondern dieſe auch in ſehr erheb- 
licher Anzahl auf den europäiſchen Kriegsſchauplatz gebracht. Auch 
wenn wir darin nicht in ihre Fußſtapfen treten wollen, ſo wollen 
wir doch durch die Ausbildung von Kolonialtruppen nicht nur unſere 
Kolonien zu ihrer eigenen Verteidigung befähigen, ſondern durch 
den von ihnen ausgeübten Druck die Feinde möglichſt verhindern, 
ihre Truppen auf dem europäiſchen Kriegsſchauplatz zu verwenden. 

Zwar iſt die geſchloſſene Anſiedlung deutſcher Bauern, die 
die Feldarbeit zum größten Teile ſelbſt verrichten, in unſeren bis⸗ 
herigen Kolonien und auch in den Ländern, die heute für den Erwerb 
neuer Kolonien in Betracht kommen, nur in ſehr beſchränktem Maße 
möglich; immerhin können ſie eine ſehr große Anzahl von Deutſchen 
als Leiter und Beamte von Pflanzungen, Bergwerken und indu⸗ 
ſtriellen Unternehmungen, als Kaufleute, Beamte, Offiziere uſw. 
aufnehmen, ihnen einen lohnenden Erwerb gewähren und ein Arbeits: 
feld öffnen. Sie bedeuten alſo doch eine weſentliche Entlaſtung für 
den Aberſchuß gerade der oberen Schichten unſerer Bevölkerung, 
gegenüber der Aberbevölkerung, die vor dem Kriege ſicher beſtanden 
hat und trotz der furchtbaren Verluſte im Kriege in einiger Zeit 
wiederkehren kann. Sehr wichtig iſt auch der geiſtige Einfluß auf die 
Deutſchen draußen und mittelbar auf das ganze deutſche Volk. Es 
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läßt fich ja nicht leugnen, daß dieſer in der erſten Kolonialzeit nicht 
immer günſtig geweſen iſt, daß damals der Tropenkoller, durch 
Alkohol und geſchlechtliche Ausſchweifung genährt, etwas ſehr über- 
hand genommen hatte. Aber dieſe Jugendkrankheit iſt nun wohl 
überwunden, und die größere Weite des Blickes und des Raumes für 
die Entfaltung der Kräfte im Vergleich zur Enge des Heimatlandes 
iſt für viele Naturen gut und wird durch Rückwirkung auf die Heimat 
der deutſchen Neigung zur Kleinlichkeit wohltätig entgegenwirken. 

So ſehen wir reale und ideale Motive ſtarker Art ſich verbinden, 
um uns den Wiedererwerb unſerer Kolonien als eine notwendige 
Forderung aufſtellen und die Vergrößerung unſeres Kolonialbeſitzes 
durch den Erwerb feindlicher Kolonien wünſchenswert erſcheinen zu 
laſſen. Anſer heutiger Kolonialbeſitz ſteht in gar keinem Verhältnis 
zum Kolonialbeſitz der anderen Mächte, nicht nur Englands, ſondern 
auch Frankreichs, Rußlands, der Vereinigten Staaten, von Portugal 
und Holland zu ſchweigen. Sie haben nicht nur aus früherer Zeit 
einen großen Kolonialbeſitz übernommen, ſondern auch noch in der 
jüngften Zeit, in der wir bereits in die Reihe der Kolonialmächte 
eingetreten waren, viel größere und wertvollere Kolonien als wir er⸗ 
worben. Freilich iſt das zunächſt nicht ohne unſere Schuld geſchehen: 
Bismarck und wohl auch noch ſeine Nachfolger haben ſowohl Eng⸗ 
land wie Frankreich den Erwerb von Kolonien nach Möglichkeit 
erleichtert, um ihre Aufmerkſamkeit von Europa abzulenken, hinter 
die deutſchen Kolonialbeſtrebungen dagegen keinen vollen Nachdruck 
geſetzt. Aber ſpäter haben die anderen uns nach Möglichkeit zurück⸗ 
gedrängt und die Welt ohne uns aufgeteilt, obgleich ſie, England bei 
ſeinem rieſigen Beſitz, Frankreich bei der geringen Zunahme ſeiner 
Bevölkerung und der geringen Ausbildung ſeiner Induſtrie, eigentlich 
viel geringeres Bedürfnis danach hatten. Englands Erwerb von 
Agypten und dem ägyptiſchen Sudan, Süd. und Südoſt⸗Afrika, 
Nigerien und Birma, Frankreichs Erwerb von Indochina, Mada⸗ 
gaskar, Marokko und großer Teile von Nordweſt⸗Afrika laſſen unfere 
Kolonialerwerbungen weit hinter ſich. Eine Vermehrung unſeres 
Kolonialbeſitzes würde alſo nur einen gerechten Ausgleich darſtellen. 


68 


Unfer heutiger Kolonialbeſitz genügt unſeren Lebens bedürfniſſen 
nicht. Er kann in abſehbarer Zeit weder unſeren Bedarf an Nahrungs- 
mitteln und Nohſtoffen auch nur im entfernteften decken noch unferer 
Induſtrie genügenden Abſatz gewähren. Zur Begründung von 
Siedlungskolonien in der gemäßigten Zone ſind wir leider zu ſpät 
gekommen, und die Übernahme beſtehender fremder Siedlungskolonien 
iſt ausgeſchloſſen. Wir wollen uns auch nicht an der Aufteilung der 
alten orientaliſchen Kulturländer von Nord⸗Afrika und Vorder⸗Aſien 
beteiligen, weil wir der Meinung ſind, daß deren Zukunft in ſelb⸗ 
ſtändiger Entwicklung liegt; aber an den von Naturvölkern bewohnten 
Ländern der Tropen, die nur als europäiſche Kolonien entwicklungs⸗ 
fähig find, wollen wir einen unſerer Größe und unſerer wirtſchaft⸗ 
lichen Leiſtungsfähigkeit entſprechenden Anteil haben. Nicht nur Länder 
wie Frankreich, Belgien, Portugal, die ihre Kolonien nicht genügend 
auswerten können — Frankreich beſonders auch deshalb, weil es ſeine 
Kolonien zur Aus hebung von ſchwarzen Soldaten mißbraucht, die es 
gegen uns ins Feld ſchickt —, ſondern auch England, das an ſich eine 
koloniſatoriſche Macht erſten Ranges iſt, ſich aber in ſeiner Habgier 
an Kolonien übernommen hat, müſſen uns von ihrem Aberfluſſe ab⸗ 
geben. Die Forderung von mehr Kolonien fällt nicht unter den ver⸗ 
pönten Begriff gewaltſamer Annexion. 

Es wird beim Friedensſchluſſe nicht leicht ſein, 8 Forde⸗ 
rung der Wiederherſtellung unſeres bisherigen Kolonialbeſitzes und 
ſeiner Vergrößerung durchzuſetzen, und es bedarf auch vieler Aber⸗ 
legung, um unſere Forderungen in dieſer Beziehung richtig zu ſtellen. 
Hoffentlich geht das Auswärtige Amt dabei nicht wieder auf eigene 
Hand vor wie im Jahre 1911, wo es bei der Auswahl einer Ent⸗ 
ſchädigung für die Aufgabe unſerer marokkaniſchen Anſprüche keine 
ſehr glückliche Hand gehabt hat, ſondern zieht das Kolonialamt und 
vielleicht auch andere Sachverſtändige zu Nate. 

An jeder unſerer bisherigen Kolonien haften Erinnerungen, die 
ſie uns teuer machen, und es iſt ſchwer, ſie nach dem Maße dieſer 
Erinnerungen gegen einander abzuwägen; vielleicht läuft Deutſch⸗ 
Südweſt durch den blutigen Krieg, der hier geführt werden mußte, 

69 


— 


in dieſer Beziehung den anderen den Nang ab. In jeder Kolonie 
ſteckt viel deutſche Arbeit und deutſches Kapital; bei der Hingabe 
jeder von ihnen würden alſo große Privatintereſſen verletzt, für die 
keine volle Entſchädigung möglich iſt. So ſträuben ſich das Gefühl 
und auch die privaten Intereſſen dagegen, daß unſere Kolonien zu 
Tauſchobjekten erniedrigt werden, und drängen auf möglichſte Wieder⸗ 
herſtellung des bisherigen Beſtandes. Dagegen werden aber große 
politiſche Bedenken geltend gemacht. Anſer Kolonialbeſitz iſt nicht 
durch bewußte Auswahl, ſondern durch den Zufall ſo entſtanden, wie 
er iſt, indem wir da Fuß faßten, wo gerade die Möglichkeit dazu 
vorhanden war. Wohl haben gewiſſe Ausgleichungen und Austauſche 
mit den anderen Kolonialmächten ſtattgefunden; aber ſie haben ſich 
mehr auf Einzelheiten als auf die Verteilung im ganzen bezogen. 
Es läßt ſich nicht leugnen und iſt ja auch ſchon vor dem Kriege öfters 
betont worden, daß in der räumlichen Zerſplitterung und der un⸗ 
geſchickten Grenzführung eine große Schwierigkeit für die wirtſchaft⸗ 
liche Ausnutzung und eine noch größere Gefahr für die militäriſche 
Verteidigung unſerer Kolonien liegt; und dieſe Befürchtung iſt durch 
den Verlauf des Krieges beſtätigt worden. Wenn man auch den 
ſchnellen Fall unſerer Kolonien keineswegs bloß, ja nicht einmal in 
erſter Linie darauf ſchieben darf, ſondern zuvörderſt der völligen Ver⸗ 
nachläſſigung des Verteidigungszuſtandes zur Laſt legen muß, ſo 
hätte doch eine geſchloſſene Kolonie wahrſcheinlich größeren Wider⸗ 
ſtand leiſten können, weil es dann den Feinden unmöglich geweſen 
wäre, eine nach der anderen zu überwältigen. Je iſolierter und je 
kleiner eine Kolonie iſt, deſto weniger iſt ſie natürlich im Stande, einem 
ſtarken feindlichen Angriffe zu widerſtehen. Togo und die Südſee⸗ 
inſeln waren ſofort geliefert, nur die größeren ſüdafrikaniſchen Kolo⸗ 
nien haben ſich länger verteidigen können; aber auch ſie konnten ſich 
nicht auf die Dauer halten, und nur in einem kleinen Winkel von Oſt⸗ 
Afrika wird noch der Heldenkampf gekämpft. 

Aus ſolchen Betrachtungen heraus gehen die Gedanken einer 
großen Partei von Kolonialfreunden auf ein geſchloſſenes afrikani⸗ 
ſches Kolonialreich bei Verzicht auf alle außerhalb liegenden Kolo⸗ 
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nien, ER auf unſere Beſitzungen im fiffen Be Im 
einzelnen ſchlagen die Gedanken aber verſchiedene Wege ein. 

Die einen, und es ſind wohl die meiſten, wollen ein mittelafrikani⸗ 
ſches Reich, das ſich vom atlantiſchen Ozean quer durch den afrikani⸗ 
ſchen Kontinent zum indiſchen Ozean erſtreckt, alſo Kamerun durch 
das Kongoland mit Oſt⸗Afrika verbindet. Der Vorteil der inneren 
Landverbindung und des Ausganges nach beiden Ozeanen iſt unleug⸗ 
bar; auch die dadurch bewirkte Anterbrechung des engliſchen Beſitzes in 
Oſt⸗Afrika und am indiſchen Ozean iſt von großem politiſchem Werte, 
wenn mir auch der Gedanke Emil Zimmermanns, daß man von einem 
mittelafrikaniſchen Reiche aus eine Stütze für deutſchen Einfluß in 
Südamerika und in Oſt⸗Aſien gewinne, in der Luft zu ſchweben ſcheint. 
Der wirtſchaftliche Wert des Kongolandes wird in der Zukunft wohl 
recht bedeutend ſein, darf aber, wenigſtens wenn das Erzgebiet von 
Katanga den Engländern zufällt, für die Gegenwart nicht zu hoch 
angeſchlagen werden, weil es noch wenig erſchloſſen, im Gegenteil 
ziemlich ausgeplündert iſt und auch manche Laſten darauf ruhen. 
Ich habe den Eindruck, daß das Kongoland eine gute Vervoll⸗ 
ſtändigung unſeres bisherigen Beſitzes ſein würde, daß man aber 
keine zu großen Werte dafür geben ſollte. Auf Deutſch⸗Südweſt, 
in dem manche das Tauſchobjekt ſehen, dürfen wir keinenfalls 
leichten Herzens verzichten. Ganz abgeſehen von feinem Gefühls⸗ 
wert hat es großen wirklichen Wert. Ich denke dabei gar nicht ſo 
ſehr an ſeine Diamantenlagerſtätten, ſo wertvoll dieſe auch ſind, als 
daran, daß es in höherem Maße als unſere anderen Kolonien ein 
Siedlungsland iſt, und daß es dadurch große politiſche Bedeutung be⸗ 
ſitzt. Wenn Deutſch⸗Südweſt der ſüdafrikaniſchen Anion zufällt, fo 
umfaßt dieſe ganz Süd⸗Afrika und übt von da aus einen ſehr ſtarken 
Druck auf das ganze tropiſche Afrika, wenigſtens ſüdlich vom Aquator, 
aus, einen ähnlichen Druck wie etwa die Vereinigten Staaten auf die 
Amländer des amerikaniſchen Mittelmeeres. Die ſüdafrikaniſche 
Anion würde wahrſcheinlich bald eine ausgeſprochene Eroberungs⸗ 
politik treiben, mit der ſie ja ſchon begonnen hat, und es würde ſchwer 
28 unſere tropiſchen Kolonien gegen ſie zu halten. 
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Andere planen ein weſtafrikaniſches Reich, das ſich entweder 
von Kamerun über das Küſtengebiet des Kongoſtaates und über das 
heute portugieſiſche Angola nach Deutſch⸗Südweſt erſtrecken und wo⸗ 
möglich auch in nordweſtlicher Richtung Britiſch⸗Nigeria umfaſſen 
würde. Der Vorteil des doppelten Zuganges zum Meere und 
der darin gegebenen weltpolitiſchen Stellung käme hier in Wegfall, 
und die Produktions bedingungen wären vielleicht weniger mannig⸗ 
faltig; aber die Breite der nach einer Seite gekehrten Front hätte 
auch ihre Vorteile, und im ganzen iſt das tropiſche Weſt⸗Afrika doch 
wohl fruchtbarer als Oſt⸗Afrika. Beſonders wichtig wäre es, daß ein 
ſolches weſtafrikaniſches Reich zwar nicht bis in die eigentliche ge⸗ 
mäßigte Zone, aber bis in das weißer Siedlung durchaus zugängliche 
Südweſt⸗Afrika hineinreichte und daher am einen Ende eine ſtarke 
weiße Bevölkerung haben könnte. Eine nord⸗ſüdliche Verbindungs⸗ 
bahn, die das Gebiet zu einer Einheit zuſammenſchlöſſe, müßte aller⸗ 
dings erſt gebaut werden. 

Wieder andere denken an ein anderes weſtafrikaniſches Reich, 
das von Kamerun aus weniger nach Süden als nach Norden und 
Nordweſten, in den Sudan und die Küſtenlandſchaften von Ober⸗ 
Guinea, reichen ſoll. Dieſe Gebiete haben den großen Vorzug, daß 
ſie in der Kultur weiter entwickelt und daher jetzt ſchon viel ertrag⸗ 
reicher ſind, daß ſie daher unſere Bedürfniſſe an manchen Erzeug⸗ 
niſſen, beſonders Palmkernen und Palmöl, die in den letzten Jahr⸗ 
zehnten ſo wichtig geworden ſind, beſſer befriedigen, unſerer Induſtrie 
einen beſſeren Abſatzmarkt eröffnen. Die Berührung mit einer ſtarken 
mohammedaniſchen Bevölkerung braucht uns bei unſerer ganzen 
iſlamfreundlichen Politik nicht zu ſchrecken. Anſere Ausdehnung hier 
würde Frankreich die Hauptquelle feiner Rekrutierung von Schwarzen 
verſtopfen. Aber andererſeits würde auch die Gefahr von Rei⸗ 
bungen mit Frankreich hier am größten ſein, und da dieſes über das 
mittelländiſche Meer und Nord⸗Afrika leichteren Zugang hat als wir, 
würde die Verteidigung dieſes Gebietes unter Amſtänden ſchwierig 
werden. Wenigſtens müßten wir dann ſehen, einen Zugang von 
Tripolis durch die Sahara an den Tſadſee in unſere Hand zu be⸗ 
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kommen. Dieſes Reich hat ja auch den Nachteil, daß es ſowohl 
von Dit wie von Südweſt⸗ Afrika getrennt iſt. 

Ebenſowenig wie zu Gunſten eines mittelafrikaniſchen Kolonial⸗ 
reiches auf Südweſt ſollte man zu Gunſten eines weſtafrikaniſchen 
Kolonialreiches auf Oſt⸗Afrika verzichten. Dieſes iſt in mancher Be⸗ 
ziehung die kraftvollſte unſerer Kolonien, und ſchon ſeine heldenhafte 
Verteidigung in dieſem Kriege verbietet, daß wir es anderen Plänen 
zum Opfer bringen. Es hat auch große wirtſchaftliche Eigenwerte. 
In den Händen Englands würde es deſſen weltpolitiſche Stellung am 
indiſchen Ozean ſo ſehr ſtärken, daß wir kaum mehr dagegen an⸗ 
gehen könnten; der Weg über Suez nach Indien und Oſt⸗Aſien wäre 
dann England geſichert, unſer Traum von der Freiheit der Meere 
aus geträumt. 

Auch die Frage unſerer Beſitzungen in Auſtralien und im ſtillen 
Ozean iſt nicht ſo einfach, daß man ſie, wie es jetzt manchmal auch 
ſeitens unſerer Afrikaner geſchieht, mit einer gewiſſen kavaliermäßigen 
Leichtigkeit erledigen könnte. Daß ein Kolonialbeſitz, der auf Afrika 
beſchränkt und hier womöglich zu einem großen Gebiet zuſammen⸗ 
geſchloſſen iſt, leichter verteidigt werden kann als ein Kolonialbeſitz, 
der auf Afrika und den ſtillen Ozean verteilt iſt, und daß uns ein 
ſolcher zerſtreuter Kolonialbeſitz in einem neuen Kriege wieder Schwie⸗ 
rigkeiten bereiten würde, kann nicht beſtritten werden. Ebenſo iſt es 
klar, daß durch Beſchränkung auf Afrika manche politiſche Verwick⸗ 
lungen, namentlich mit Japan, den Vereinigten Staaten und Auſtra⸗ 
lien, in Wegfall kommen, die ſich aus Reibungen im ſtillen Ozean 
ergeben können. Aber gerade darum iſt die Beſchränkung ein Ein⸗ 
geſtändnis der Schwäche, die ſich die Verteidigung des Beſitzes 
nicht zutraut. Denn Wert wird man jenen Beſitzungen nicht ab⸗ 
ſprechen können. Sie ſind im ganzen weniger entwickelt als unſere 
afrikaniſchen Kolonien, haben aber manche wertvolle Erzeugniſſe, 
wie Kopra und Phosphate, und ihre Produktion wird im Laufe 
der Zeit weiter ausgebildet werden können. Ihre eigentliche Be⸗ 
deutung ſehe ich aber nicht in ihrer heutigen oder künftigen welt⸗ 
wirtſchaftlichen Produktion, ſondern in ihrer Lage. Wenn wir, 
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wie wir es im folgenden Abſchnitte als nötig erkennen werden, 
Welthandel auch in den Amländern des ſtillen Ozeans treiben 
wollen, ſo können wir auf Stützpunkte dort nicht verzichten. Können 
wir, was ſehr bedauerlich wäre, das ſchöne Kiautſchau nicht wieder 
bekommen, ſo müſſen wir wenigſtens unſere anderen Beſitzungen 
zu behalten ſuchen. Neu-Guinea und der Bismardarchipel find 
ſchon wegen der Nachbarſchaft der holländiſchen Kolonien wichtig. 
Es ſcheint mir eine Lebensfrage nicht nur für Holland ſelbſt, ſondern 
auch für uns zu ſein, daß es ſeine Kolonien behält. Werden ihm dieſe 
etwa von England oder den Vereinigten Staaten oder Japan ge⸗ 
nommen, ſo würde damit nicht nur Holland die Quelle ſeines Wohl⸗ 
ſtandes verlieren, ſondern auch für uns würde es eine Verengung 
der uns zugänglichen Welt bedeuten. Die Angſt um den Kolonial- 
beſitz iſt von ausſchlaggebendem Einfluß auf die holländiſche Politik; 
Holland muß von ſeiner Furcht vor England befreit werden, um ſich 
politiſch frei bewegen zu können. Wenn wir uns aus dem Oſten ganz 
zurückziehen, ſo kommt ein Zuſammengehen mit Holland in kolonialen 
Dingen nicht mehr in Betracht, Holland muß ſich dann ganz auf 
England ftügen. 

Gerade in der Frage der Kolonien müſſen wir uns hüten, uns 
von einſeitigen und kleinmütigen Ideen leiten zu laſſen. Einſeitig 
und kleinmütig erſcheint mir aber ſowohl die Idee des vollſtändigen 
Verzichtes auf Kolonialbeſitz überhaupt wie die Idee des Verzichtes 
auf alle anderen kolonialen Beſtrebungen zu Gunſten eines mittel⸗ 
afrikaniſchen Kolonialreiches. Die bisherige Entwicklung iſt ja in 
vieler Beziehung vom Zufall diktiert geweſen; aber ſie hat im großen 
und ganzen doch das getroffen, was uns nottut, und ſie hat auch einen 
Zuſtand geſchaffen, an den wir wieder anknüpfen müſſen. Im einzelnen 
ſind Anderungen der Grenzen an vielen Stellen erwünſcht. Auch an 
den einen oder anderen Austauſch mag gedacht werden. Aber die drei 
großen afrikaniſchen Kolonien ſowohl wie unſere pazifiſchen Be⸗ 
ſitzungen haben alle ihren beſonderen, unerſetzbaren Wert, und man 
kann daher keine von ihnen leichten Herzens preisgeben. Das Kongo⸗ 
land, Angola, Nigerien, Uganda u. a. dürfen nicht im Austauſch 
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gegen unſere bisherigen Beſitzungen genommen werden, ſondern ſind 
uns nur als Erweiterungen unſeres Kolonialbeſitzes willkommen. 
Wenn, wie wir hoffen, das Ergebnis des Krieges eine Erweiterung 


erlaubt, ſo muß natürlich einer der wichtigſten Geſichtspunkte ſein, 


unſeren Beſitz beſſer zuſammenzuſchließen und dadurch ſeine Ver⸗ 


teidigung zu erleichtern. 
Nach mehreren Jahrzehnten geringen Kolonialverſtändniſſes 


waren wir endlich mit Energie an den wirtſchaftlichen Aus bau unferer 


Kolonien gegangen und hatten in kurzer Zeit große Erfolge damit 
erzielt. Durch den Krieg iſt viel, ſehr viel zerſtört worden, was von 
neuem aufgebaut werden muß. Der große Mangel an Kapital wird 
natürlich auch die wirtſchaftliche Arbeit in den Kolonien erſchweren; 
aber wir müſſen leiſten, was wir leiſten können. Dazu kommt jetzt 
ein zweites. Wir hatten uns einem falſchen Vertrauen auf die Sicher⸗ 
heit unſerer Kolonien hingegeben und nichts für deren Verteidigung 
getan. Die engliſche Seeherrſchaft unterbrach vom Ausbruche des 
Krieges an unſere Verbindung mit den Kolonien und machte es uns 
unmöglich, deren Wehrkraft zu ergänzen. Künftighin müſſen die 
Kolonien in Verteidigungszuſtand geſetzt werden, damit ſie im Falle 
eines neuen Krieges nicht ſofort wieder den Feinden anheimfallen 
und von ihnen zerſtört und ihrer wirtſchaftlichen Werte beraubt 
werden. And wir müſſen beſtrebt ſein, die Verbindung mit ihnen 
auch für den Kriegsfall zu ſichern. Daß wir über den türkiſchen 
Orient, Agypten und die Nilländer eine Landverbindung mit Oſt⸗ 
Afrika und dann weiter durchs Kongoland mit Weſt⸗Afrika herſtellen 
könnten, wie es öfters ausgeſprochen worden iſt, erſcheint mir jeden⸗ 
falls für die nähere Zukunft als eine Atopie, weil die Zwiſchenländer 
nicht in unſerem Beſitz ſind. Auch der Weg nach Afrika, und zwar 
nach Oſt⸗ und nach Weſt⸗Afrika, geht über das Meer. Sicherheit der 
Verbindung wird nur durch die Freiheit der Meere gewährt, und 
wenn man auch vielleicht mit Recht ſagt, daß man auf Kolonialbeſitz 
nicht zu verzichten brauche, auch wenn volle Freiheit der Meere noch 
nicht errungen ſei, jo wird doch eine wirklich ſelbſtändige Kolonial- 
politik ohne Freiheit der Meere nicht getrieben werden können. 
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So hoch wir den Kolonialbeſitz einſchätzen, jo würde es doch 
ſehr falſch ſein, wenn wir ihn überſchätzten und von ihm Leiſtungen 
verlangten, die ihm durch die Natur der Dinge verſagt ſind. Bei 
unſerer unglückſeligen Neigung zu extremen Anſichten ſcheinen 
manche unſerer Kolonialpolitiker in dieſen verhängnisvollen Fehler 
zu verfallen. Anſere bisherigen Kolonien ſind Gebiete von Natur⸗ 
völkern, wirtſchaftlich noch wenig entwickelt; und alle Neuerwer⸗ 
bungen, an die wir denken können, wür den ähnlichen Charakter tragen. 
Sie werden in der Zukunft vielleicht Produktionsländer erſten Ranges 
werden, die mit Indien oder Braſilien verglichen werden können; 
aber es wird Jahrzehnte dauern, bis ſie einigermaßen ſo weit ſind. In 
der näheren Zukunft werden fie bei aller Bedeutung weder als Bezugs ⸗ 
gebiete von Nahrungsmitteln und Nohſtoffen noch als Abſatzgebiete 
der Erzeugniſſe unſerer Induſtrie genügen. Auch ein noch ſo ver⸗ 
mehrter Kolonialbeſitz kann unſere wirtſchaftlichen Bedürfniſſe nicht 
befriedigen. Der Kolonialbeſitz darf uns nicht die Notwendigkeit 
wirtſchaftlicher Betätigung auf dem freien Weltmarkte, in den Ländern 
offener Tür, überſehen laſſen; die Kolonialwirtſchaft kann nur ein 
Teil, wenn auch ein ſehr wichtiger Teil unſerer Weltwirtſchaft, die 
Kolonialpolitik nur ein Teil unſerer Weltpolitik ſein. 


7. Weltwirtſchaft. 


Ehe wir angefangen haben, uns in ſtarkem Maße im Drient 
zu betätigen und dieſer Betätigung durch Verbindung mit einem 
politiſchen Bündnis eine beſondere Form zu geben, ehe wir Kolonien 
gegründet haben, in denen ſich politiſcher Beſitz mit unſerer wirtſchaft⸗ 
lichen und kulturellen Betätigung verbindet, ſind wir hinaus in alle 
Länder der Erde gegangen, um Schiffahrt und Handel zu treiben, 
unſere Fabrikate abzuſetzen, Nahrungsmittel und Nohſtoffe zu be⸗ 
ziehen. And an dieſer freien, d. h. unpolitiſchen Betätigung in Welt⸗ 
verkehr und Weltwirtſchaft haben wir feſtgehalten, ſie immer weiter 
und ſtärker entwickelt, auch nachdem wir Kolonien gegründet und uns 
dem Orient zugewandt hatten. Erſt der Krieg hat ſie jäh unter⸗ 
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brochen, ebenſo wie er unſere Tätigkeit in den Kolonien jäh unter⸗ 
brochen hat. Aber ebenſo wie dieſe müſſen wir, trotz des Wider⸗ 
ſtandes, der ſich dagegen erhebt, auch jene wieder aufnehmen; denn 
weder der Orient noch unſere Kolonien, auch wenn ſich unſer Kolonial- 
beſitz vergrößert, reichen aus, um unſeren Bedarf zu befriedigen, 
uns unſere Erzeugniſſe abzunehmen und unſere Arbeitskraft zu be⸗ 
ſchäftigen. Sowohl der Orient wie unſere Kolonien haben eine große 
Zukunft vor ſich; aber in der Gegenwart ſind Erzeugung und Verbrauch 
in beiden noch beſchränkt und ſtehen weit hinter denen anderer, weiter 
entwickelter Länder der Erde, Indiens, Chinas, Südamerikas, zurück. 
Beide ſind auch einſeitig begabt: unſere Kolonien ſind zum größten 
Teil Tropenländer, der Orient iſt im weſentlichen ein trockenes Sub⸗ 
tropenland; die gemäßigte Zone mit ihren beſonderen Erzeugniſſen 
und ihrer in der Kultur vorangeſchrittenen Bevölkerung fehlt in beiden. 
Auch manche notwendige Mineralſtoffe, deren Vorkommen ja nichts 
mit dem Klima zu tun hat, ſcheinen ſowohl im Orient wie in unſeren 
Kolonien zu fehlen. Wir können alſo die übrige Welt gar nicht ent⸗ 
behren, müſſen aus ihr Nahrungsmittel und Nohſtoffe beziehen und 
müſſen, um dieſe zu bezahlen, unſere Fabrikate dahin verkaufen; 
auf die eigene Ausübung von Verkehr und Handel und anderer wirt⸗ 
ſchaftlicher und kultureller Betätigung dort könnten wir nur verzichten, 
wenn wir geneigt wären, die großen Vorteile, die gerade daraus 
fließen, ganz den Engländern und Amerikanern zu überlaſſen. Anſere 
Schiffahrt, unſer Handel und ein großer Teil unſerer Aus fuhrinduſtrie 
und dadurch ein ſehr beträchtlicher Teil unſeres nationalen Ein⸗ 
kommens wären allerdings verloren, unſere Hanſeſtädte wären rui⸗ 
niert, unſere Stellung in der Welt ließe ſich ungefähr mit der Stel⸗ 
lung Hollands vergleichen, deſſen Handel und wirtſchaftliche Be⸗ 


tätigung ja im ganzen auf feine Kolonien beſchränkt find, das aber 


einen viel wertvolleren Kolonialbeſitz hat, als wir ihn vorläufig haben. 
Das Deutſche Reich ſchiede damit aus der Weltpolitik aus. 
Natürlich kommen für unſeren Handel und Verkehr nicht alle 
Länder der Erde gleichmäßig in Betracht. Manche Staaten, wie 
namentlich Frankreich, haben ſowohl ihr Heimatland wie ihre Kolo⸗ 
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nien ſchon bisher dem freien Verkehr ziemlich verſchloſſen gehalten, 


und es iſt wohl möglich, daß auch England jetzt ſich und ſeine Kolonien 


abſperren wird. Aber es gibt daneben eine große Anzahl von Ländern 
ſowohl in Europa wie in den übrigen Erdteilen, die durch ihren 
ganzen wirtſchaftlichen und kulturellen Charakter auf Verkehr, Handel 
und wirtſchaftlichen Austauſch mit den wirtſchaftlich, namentlich 
induſtriell vorangeſchrittenen Ländern angewieſen ſind, von ſich aus 
gar nicht daran denken, ihm Hinderniſſe zu bereiten und vielmehr, 
wenigſtens bisher, dem Wettbewerbe aller Induſtrieſtaaten offen ge⸗ 
ſtanden haben. Man kann dieſe Länder kurz als Länder der offenen 
Tür bezeichnen. Am fie handelt es ſich, wenn wir von Weltverkehr 
und Weltwirtſchaft im engeren Sinne, d. h. im Gegenſatze zu kolonialer 
Betätigung, ſprechen. Auch wenn die engliſchen Kolonien aus ihrer 
Zahl ausſcheiden, bleiben immer noch ſehr große Teile der Erde: 
die ſüdeuropäiſchen Länder, das ganze ruſſiſche Reich, der türkiſche 
und perſiſche Orient, der eigentlich doch auch hierher gerechnet werden 
muß, der holländiſche Kolonialbeſitz in Indien, China, der belgiſche 
und portugieſiſche Kolonialbeſitz in Afrika, ganz Mittel⸗ und Süd⸗ 
amerika übrig. 

Der Grund, den man gegen die Weltwirtſchaft anführt, iſt ihre 
Anſicherheit. Die offene Tür im Verkehr mit fremden Staats⸗ 
gebieten ſei nur dazu da, daß man hinausgeworfen werde. Das gelte 
nicht nur für die Kolonien anderer Mächte, ſondern auch für die 
neutralen Staaten, in denen wir durch näher wohnende oder ſtärkere 
Mitbewerber hinausgedrängt würden. In Mittel⸗ und Südamerika 
könnten wir gegen die Vereinigten Staaten, in Oſt⸗Aſien gegen Japan, 
die Vereinigten Staaten und England nicht angehen; nur Afrika 
bliebe uns als Feld unſerer Betätigung übrig, aber auch dieſes an 
ſoweit es in unſerem Beſitze ſei. 

Gewiß iſt richtig, daß unſere Weltwirtſchaft bisher auf un⸗ 
ſicheren Füßen geſtanden hat, mehr als wir uns klar gemacht hatten. 


Der Krieg hat ſie ſofort unterbunden, und wenn wir in den erſten 


Monaten des Krieges hoffen durften, ſie nach deſſen Ende, das wir 
ja bald erwarteten, ſofort in ungefähr der alten Weiſe wieder auf⸗ 
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nehmen zu können, fo hat die lange Dauer des Krieges und feine Aus⸗ 
dehnung auf immer mehr Länder dieſe Hoffnung zu Schanden gemacht; 
wir werden nach dem Kriege ziemlich von neuem wieder anfangen 
müſſen. Aber die Anterbindung der Weltwirtſchaft erfolgte gleich- 
zeitig mit der Abſperrung von unſeren Kolonien und war zunächſt, 
wenn auch nicht allein, ſo doch zum größeren Teile eine Wirkung 
der Anterbrechung alles unſeres Seeverkehrs durch das die See be⸗ 
herrſchende Albion. Befreiung der Meere von Englands Seeherr⸗ 
ſchaft iſt natürlich die Vorausſetzung einer von England unabhängigen 
Weltwirtſchaft, ebenſo wie fie die Voraus ſetzung einer unbehinderten 
Kolonialpolitik iſt; aber das iſt es nicht, worum es ſich handelt, wenn 
man die Weltwirtſchaft in Ländern der offenen Tür in Gegenſatz zur 
Kolonialwirtſchaft ſtellt, dieſe für möglich, jene aber für unmöglich 
erklärt. Hierbei kommen nur Schwierigkeiten in Betracht, die in den 
Ländern ſelbſt liegen. 

Die von England, den Vereinigten Staaten und Frankreich un⸗ 
abhängigen Länder werden ſchwerlich von ſich aus unſerem Handel 
und unſerer wirtſchaftlichen Betätigung Schwierigkeiten in den Weg 
legen. In der nächſten Zeit nach dem Kriege mag die unglaubliche 
Verhetzung durch unſere Feinde auch wirtſchaftlich noch einen ge⸗ 
wiſſen Einfluß haben und ſie lieber mit anderen als mit uns Handel 
treiben laſſen; aber in einiger Zeit wird die Vernunft ſiegen und das 
ſeeliſche Gleichgewicht wieder hergeſtellt ſein, und auch der Abbruch 
der Beziehungen während des Krieges und ihr Erſatz durch andere 
Beziehungen wird allmählich überwunden werden; man wird dann 
ſeinen Weizen, ſeine Baumwolle, ſeinen Kaffee und Tee und alle die 
anderen Dinge, die jene Länder erzeugen, ebenſo gerne nach Deutſch⸗ 
land wie nach anderen Ländern verkaufen und jedenfalls lieber nach 
Deutſchland verkaufen als unverkäuflich liegen laſſen. Wenn die 
deutſchen Waren beſſer oder billiger ſind als engliſche, franzöſiſche, 
amerikaniſche, wird man ſie gern nehmen und man wird ſie ja auch 
nehmen müſſen, um Deutſchland für die Abnahme der eigenen Pro- 
dukte kaufkräftig zu machen. Auch Konzeſſionen für Eiſenbahnen, 
Elektrizitätswerke uſw. wird man wieder an Deutſche verteilen, wenn 
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dieſe beſſere Bedingungen ftellen oder man beſſere Arbeit von ihnen 
erwarten kann. Der Handel im weiteren Sinne wird vom wirtſchaft⸗ 
lichen Vorteil beherrſcht, das Gefühlsmoment kommt nur nebenſäch⸗ 
lich in Betracht, und dieſes braucht auch durchaus nicht gegen uns zu 
gehen, wenn nur unſere chauviniſtiſchen Krakeeler nicht immer wieder 
ſtörend dazwiſchen fahren. 

Die eigentliche Schwierigkeit liegt nicht im Entgegenkommen der 
Länder, mit denen wir Handel treiben und in denen wir uns wirt⸗ 
ſchaftlich betätigen wollen, ſondern in dem Wettbewerbe der anderen 
Induſtrieſtaaten. Es iſt alſo, kurz geſagt, eine Frage unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen und wirtſchaftspolitiſchen Kraft; das ſollte auch auf die 
Gegner der Weltwirtſchaft Eindruck machen, Männer, die ſonſt 
immer die deutſche Kraft betonen und darum Bedenken tragen 
werden, Deutſchland einen feigen Rückzug antreten zu laſſen. Es 
handelt ſich um zweierlei: erſtens, ob wir uns vor dem vom Feinde 
angekündigten Wirtſchaftskriege nach dem Kriege verkriechen oder 
ob wir uns gegen ihn wehren wollen, und zweitens, ob wir den wirt⸗ 
ſchaftlichen Wettbewerb in Amerika und Oſt⸗Aſien aufnehmen oder 
als aus ſichtslos aufgeben wollen. 

Der Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege iſt zweifellos eine große 
Gefahr. Wenn unſere Feinde nicht nur ſelbſt unſere Fabrikate boy⸗ 
kottieren und uns die für unſere Induſtrie notwendigen Nohſtoffe 
gar nicht oder nur zu ſehr erhöhten Preiſen liefern, ſondern wenn ſie 
auch die neutralen Länder dazu bringen, daß ſie ſich an dieſem Boykott 
beteiligen, ſo würde unſere wirtſchaftliche Lage in der Tat ſchwer 
gefährdet ſein, unſer Handel und unſere Induſtrie vom Weltmarkte 
verdrängt werden. Auch England, die Vereinigten Staaten und Frank⸗ 
reich werden ſich manche Maßregel zehnmal überlegen, weil ſie ihnen 
ſelbſt ebenſo großen wirtſchaftlichen Schaden wie uns bringt; die 
anderen, Rußland voran, haben an einem ſolchen Wirtſchafts kriege 
überhaupt kein eigenes Intereſſe, ſondern können nur durch äußeren 
Druck dazu gebracht werden. Aber jene Länder haben ſtarke Druck⸗ 
mittel in der Hand, und wir müſſen darum darauf gefaßt ſein, daß 
der Wirtſchaftskrieg tatſächlich eintritt und uns großen Schaden zu⸗ 
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fügt, wenn wir ihm nicht mit aller Kraft entgegenarbeiten und ſchon 
beim Friedensſchluſſe entſprechende Beſtimmungen durchſetzen. Hier⸗ 
bei ſoll uns, nach der Meinung vieler, das mitteleuropäiſche Bündnis 
helfen; denn eine je größere Maſſe wir darſtellen und je geſchloſſener 
wir nach außen auftreten, um ſo ſchwieriger und verluſtreicher wird 
für unſere Feinde der Wirtſchaftskampf. In ähnlicher Weiſe wird 
die Wiederherſtellung und Erweiterung und die möglichſt ſchnelle wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung unſerer Kolonien wirken, weil wir auch dadurch 
weniger abhängig vom freien Welthandel werden und eigene Pro⸗ 
duktions⸗ und Bezugsgebiete in die Wagſchale werfen können; je 
hartnäckiger die Feinde den Wirtſchaftskampf gegen uns führen, um 
ſo mehr müſſen wir auf den Ausbau unſerer Kolonien bedacht ſein. 
Den wirtſchaftlich neutralen Ländern müſſen wir möglichſt entgegen⸗ 
kommen, auch wenn ſie uns durch ihre törichten Kriegserklärungen 
vor den Kopf geſtoßen haben. Den eigentlich feindlichen Staaten 
aber müſſen wir die Zähne auszubrechen ſuchen; wir müſſen ihnen 
die Macht nehmen, die neutralen Staaten zu zwingen; denn nächſt 
den auch erſt durch ihre Herrſchaft über den Verkehr möglichen Ver⸗ 
leumdungen und Verhetzungen iſt es doch der von ihnen ausgeübte 
politiſche Zwang geweſen, was jene gegen uns geführt hat und weiter⸗ 
hin führen würde, wenn wir dieſen Zwang nicht beſeitigen. Wir 
werden ſie zu Handelsverträgen bringen müſſen, durch die unſere 
Mattſetzung unmöglich gemacht wird; das iſt wichtiger als mancher 
Gebietserwerb. a 
Auch außer dem eigentlichen Wirtſchaftskrieg ſpielt in den 

wirtſchaftlichen Wettbewerb die Politik hinein. Der wirtſchaftliche 
Wettbewerb iſt nicht bloß Sache der einzelnen Kaufleute und Indu- 
ſtriellen, wird nicht nur durch die Güte der Leiſtungen oder die Größe 
der Reklame geführt, ſondern durch politiſche Maßregeln beeinflußt; 
namentlich bei der Vergebung der großen öffentlichen Arbeiten 
macht ſich der ſtaatliche Einfluß geltend. Dieſer ſtaatliche Einfluß 
der Vereinigten Staaten im übrigen Amerika, Japans und auch 
wieder der Vereinigten Staaten und Englands in Oſt⸗Aſien iſt es 
mehr als ihre größeren wirtſchaftlichen Leiſtungen, was unſere wirt⸗ 
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ſchaftliche Tätigkeit in Amerika und Oſt⸗Aſien gefährdet, warum 
viele unſeren Rückzug aus dieſen Ländern für unvermeidlich halten. 
Ich glaube doch, daß dieſe Furcht ſehr übertrieben iſt. In Mittel⸗ 
amerika und im nördlichen Teile von Südamerika kann ſich allerdings 
der politiſche Druck der Vereinigten Staaten wegen ihrer räumlichen 
Nähe ſtark geltend machen, ſo daß wir hier wohl unſeren gewöhnlichen 
Handel aufrechterhalten können, aber bei größeren Unternehmungen 
von jenen aus dem Felde geſchlagen werden. Aber der größere Teil 
Südamerikas kann ſich dieſem Drucke entziehen und wird es immer 
mehr tun, je größer die eigene wirtſchaftliche Kraft wird; der Gegen⸗ 
ſatz gegen die Vereinigten Staaten wird allmählich größer als der 
veraltete Gegenſatz gegen Europa. In China übt Japan jetzt eine 
gewiſſe Vorherrſchaft aus, aber ein Land von ſo großer alter Kultur 
wie China, mit einer Bevölkerung von mehreren hundert Millionen 
Menſchen, die jetzt angefangen haben, die moderne Kultur in ſich 
aufzunehmen, kann nicht auf die Dauer unter Fremdherrſchaft fallen, 
ſondern wird ſich ſeine wirtſchaftliche Selbſtändigkeit bewahren oder, 
wenn es ſie vorübergehend verliert, wiedergewinnen. Alle anderen 
Völker werden gegen ein japaniſches Monopol ankämpfen, und es 
liegt kein Grund vor, warum nicht auch wir an der wirtſchaftlichen 
Ausnützung und Förderung Chinas teilnehmen wollen. Die Be⸗ 
hauptung, daß die Welt in Zukunft nicht mehr dem wirtſchaftlichen 
Wettbewerbe aller aktiven Völker frei ſtehen, ſondern in geſchloſſene 
wirtſchaftliche Einflußſphären einiger weniger größter Mächte auf- 
geteilt werden würde, ſcheint mir in den Tatſachen nicht begründet 
zu fein. Für uns Deutſche wäre eine ſolche Entwicklung verhängnis⸗ 
voll, weil wir bei unſerer geographiſchen Lage kein Gebiet haben, 
in dem wir uns auf die Dauer vor allen anderen betätigen könnten. 
Auch das tropiſche Afrika nicht; denn es liegt für die europäiſchen 
Weſtmächte mindeſtens ebenſo bequem wie für uns, und ſelbſt im 
vorderaſiatiſchen Orient ſtehen den Vorteilen unſerer Lage Nach⸗ 
teile gegenüber. Die Verkehrslage iſt von großer Bedeutung; aber 
ich glaube nicht, daß ſie allein entſcheidet. Das Maß der Betätigung 
hängt vielmehr ebenſo ſehr von der wirtſchaftlichen Tüchtigkeit und 
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auch von der politiſchen Macht ab. Dieſe darf nur nicht bloß konti⸗ 
nentaleuropäiſche Heimatmacht, ſondern muß Weltmacht ſein, d. h. 
muß ſo organiſiert ſein, daß ſie ſich auch draußen geltend machen kann; 
Stationen und Kreuzer müſſen ſie überall in der Welt zum Ausdrucke 
bringen. 


8. Verbindung mit der Außenwelt; 
Freiheit der Meere. 


Mag es ſich um Kolonien oder um wirtſchaftliche und kulturelle 
Betätigung in fremden Ländern handeln, immer muß die Bedingung 
erfüllt ſein, daß uns ein Weg zu ihnen offen ſteht, daß der Verkehr 
mit ihnen nicht oder höchſtens vorübergehend unterbrochen werden 
kann, und daß nicht Dritte uns daran hindern können, nötigenfalls 
ſtaatliche Machtmittel anzuſetzen. Aber die Frage iſt, ob wir dieſe 
Verbindung über Land oder über See oder ſowohl über Land wie 
über See zu ſuchen haben. Bis vor kurzem iſt unſere Verbindung 
mit der Außenwelt, vom Nachbarverkehr abgeſehen, nur über das 
Meer gegangen, zum größten Teile von den Nordſeehäfen aus, 
wenngleich auch der Verkehr über die Mittelmeerhäfen Genua und 
Trieſt eine immer größere Nolle ſpielte; erſt in der letzten Zeit iſt 
dazu ein Landweg in den Orient gekommen, und nun iſt wieder ein⸗ 
getreten, was bei uns einzutreten pflegt, daß jetzt von vielen nur 
das neue anerkannt, das alte, bis dahin bewährte, aber über Bord 
geworfen wird. Eine ſtarke Partei tritt dafür ein, daß wir auf See⸗ 
ſchiffahrt und überſeeiſche Betätigung verzichten, das Meer ganz 
den Engländern überlaſſen, ſelbſt nur den Landverkehr pflegen ſollten, 
auf dem wir nicht nur in den Orient, ſondern über ihn und Agypten 
auch ins tropiſche Afrika gelangen könnten. Ganz abgeſehen davon, 
daß das einen Verzicht auf alle unſere Intereſſen in Oſt⸗Aſien und 
Amerika bedeuten würde, und daß die Landverbindung mit dem 
tropiſchen Afrika eine Atopie iſt, ſo würden wir auf dieſe Weiſe nicht 
einmal die erwünſchte Verſtändigung mit England bekommen. Land⸗ 
verkehr und Seeverkehr laſſen ſich gar nicht ſo reinlich ſcheiden, ſon⸗ 
dern verbinden ſich oder kreuzen ſich; namentlich Kreuzungen führen 
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zu Gegenſätzen. Wie fich unfer Landweg in den Orient bei Konſtan⸗ 
tinopel mit der ruſſiſchen Ausfahrt aus dem Schwarzen Meere kreuzt 
und daraus Intereſſengegenſätze entſtehen, ſo würde ſich unſer Land⸗ 
weg nach Afrika bei Suez mit der für England ſo wichtigen Schiffahrt⸗ 
ſtraße durch den Kanal von Suez kreuzen und der engliſchen See⸗ 
herrſchaft einen empfindlichen Schlag verſetzen. Die Engländer ſind 
ſich der Bedeutung des Landes für die Seeherrſchaft wohl bewußt; 
gerade um der Beherrſchung dieſes Seeweges willen haben ſie 
Agypten beſetzt und erſtreben ſie die Herrſchaft über Arabien und 
Süd⸗Perſien. Ein ſtarker Ausbau unſeres Landweges in den Orient 
iſt für England ebenſo gefährlich wie unſere Seemacht. Mit Eng⸗ 
land kommen wir in jedem Falle in gegenſätzliche Berührung. 
Darum müſſen wir unſere Verbindung mit der Außenwelt ohne 
Rückſicht auf England fo auszugeſtalten ſuchen, wie es unferen Be⸗ 
dürfniſſen entſpricht. Dieſe weiſen aber auf beides, Landverkehr und 
Seeverkehr, hin. 

Dieſe Zweiſeitigkeit, die natürlich mit der Gefahr der Zer⸗ 
ſplitterung verbunden iſt, aber andererſeits einen Vorzug bedeutet, 
iſt in unſerer geographiſchen Lage begründet. England, das Inſel⸗ 
land, iſt auf das Meer angewieſen, hat aber auf dem Meere voll⸗ 
kommene Bewegungsfreiheit; Rußland mit feiner rieſigen konti⸗ 
nentalen Ausdehnung, aber nur an Binnenmeere grenzend, möchte 
wohl den Zugang zum freien Ozean gewinnen, weil es dadurch neue 
Vorteile einheimſen würde, braucht ihn aber nicht und wird in der 
Zukunft den Landverkehr ganz in den Vordergrund ſtellen müſſen. 
Deutſchland in ſeiner Zwiſchenlage iſt für den Seeverkehr viel weniger 
günſtig als England und in der Landverbindung mit der übrigen 
Welt viel weniger günſtig als Rußland geſtellt, hat aber beides und 
kann keines von beiden entbehren, ſondern muß ſowohl den See⸗ 
verkehr wie den Landverkehr pflegen. Alſo auch in der Verkehrs⸗ 
politik ſind uns ſchwerere Aufgaben als den meiſten anderen Völkern 
geſtellt. 

Land verbindung mit der übrigen Welt haben wir teils durch 
Rußland nach Oſt⸗ und Zentral⸗Aſien, teils durch die Balkanhalb⸗ 
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inſel in den vorderafiatifchen Orient. Bei jener find wir ganz von 
Rußland abhängig, und wir können nicht hoffen, uns von dieſer Ab⸗ 
hängigkeit zu befreien. Wir müſſen ſuchen, uns mit Nußland gut 
zu ſtellen, damit es unſerem Handel keine unnützen Schwierigkeiten 
in den Weg legt, müſſen aber immer damit rechnen, daß es unſeren 
Wünſchen nur ſoweit entgegenkommt, als dadurch ſeine eigenen 
Intereſſen nicht geſchädigt werden. Eine Bevorzugung unſerer 
Intereſſen läßt ſich immer nur für kurze Zeit erzwingen und führt 
leicht zum Bruch. Was wir aber beim Friedensſchluſſe verhindern 
müſſen, iſt, daß unſer Handel gegenüber dem engliſchen, amerikaniſchen 
und japaniſchen benachteiligt wird. 

Politiſch bedeutſamer iſt unſere Landverbindung mit dem 
vorderaſiatiſchen Orient, weil ſie uns ein neues Abſatz⸗ und Bezugs⸗ 
gebiet öffnet, das von der engliſchen Seeherrſchaft unabhängig iſt. 
Allerdings wäre es ganz falſch, anzunehmen, daß ſich der Verkehr 
nach dem vorderaſiatiſchen Orient künftig ganz auf dem Landwege voll⸗ 
ziehen wird. Bis vor kurzem kam überhaupt nur der Seeweg in Be- 
tracht, und auch künftighin wird der Seeweg für die Beförderung 
der Maſſengüter und nach den Küſtenlandſchaften Kleinaſiens und 
Syriens auch für die Beförderung von Perſonen und Wertgütern 
den Vorzug haben. Wenn wir im Verein mit unſerem öſterreichi⸗ 
ſchen Bundesgenoſſen den Verkehr mit dem Orient pflegen wollen, 
ſo müſſen wir auch von unſeren Nordſeehäfen und von Trieſt oder 
Genua aus Schiffahrtslinien dahin unterhalten und Maßregeln er⸗ 
grei fen, um die Schiffahrt auch im Kriege aufrechterhalten zu können. 
Beſchränkung auf den Landverkehr iſt immer ein Nachteil; aber es 
iſt doch ein Vorzug, daß der Landverkehr, allerdings mit größeren 
Koſten, als Erſatz für die Seeſchiffahrt einſpringen kann, was ja im 
Verkehre mit den übrigen Ländern der Erde nicht der Fall iſt. Land⸗ 
verbindung iſt natürlich von jeher dageweſen; aber der Landverkehr 
mußte erſt geſchaffen werden. Das iſt durch die anatoliſche Bahn 
mit der daran anſchließenden Bagdadbahn geſchehen. Darum iſt 
dieſer Bahnbau von ſo großer politiſcher Bedeutung, darum hat 
ſich ihm England ſo ſehr widerſetzt. Die Aufgabe der Zukunft muß 
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es fein, die Bagdadbahn zu vollenden und durch ein Netz von Seiten⸗ 
bahnen das ganze türkiſche Vorder⸗Aſien und womöglich auch Perſien 
in den Verkehr einzubeziehen. Aber mit der Verkehrsleitung im 
engeren Sinne mußte ſich und muß ſich auch künftighin politiſche 
Arbeit verbinden. Die Eiſenbahnen können ihre Aufgaben im Kriege 
nur erfüllen, wenn das Bündnis mit der Türkei beſtehen bleibt und 
die Verbindung mit ihr durch das Bündnis mit Bulgarien und 
die Beruhigung Serbiens und Rumäniens geſichert wird. Weſent⸗ 
lich eine politiſche Frage iſt es auch, ob ſich dieſe Verbindung auf die 
aſiatiſche Türkei beſchränken oder weiter greifen ſoll. Nein verkehrs⸗ 
geographiſch betrachtet könnten die Bahnen leicht einerſeits durch die 
Sinaihalbinſel nach Agypten, andererſeits an den perſiſchen Meer⸗ 
buſen herangeführt werden und ſich dort in einer Dampferlinie nach 
Indien fortſetzen. Aber die Frage iſt, ob England ſeinen Wider⸗ 
ſtand dagegen aufgibt, beziehentlich ob ſein Widerſtand gebrochen 
werden kann; ob mit anderen Worten die Schranke durchbrochen 
wird, die England zum Schutze ſeines Seeweges errichtet hat. Sonſt 


läuft der Verkehr hier in eine Sackgaſſe aus, die auch ſchon wert⸗ 


voll iſt, aber die großen Durchgangslinien des Weltverkehrs nicht 
erſetzen kann. 0 

Der Hauptteil unſerer Verbindung mit der Außenwelt muß 
nach wie vor über das Meer gehen. Darauf weiſen uns der blühende 
Handel unſerer Hanſeſtädte, unſere Schiffahrt; die der Stolz der 
deutſchen Nation war, das Bedürfnis unſerer Induſtrie hin. Ebenſo⸗ 
wohl unſere Kolonien wie die überſeeiſchen Länder, die die wichtigſten 
Abſatzmärkte und Bezugsgebiete für uns geweſen ſind und auch 
weiterhin ſein werden, ſind für unſeren Handel nur auf dem Seewege 
zu erreichen. Verzicht auf Seeverkehr heißt Verzicht auf wirtſchaft⸗ 
liche Kraft und nationale Größe. „Anſere Zukunft liegt auf dem 
Waſſer“; dieſes kaiſerliche Wort iſt richtig und gilt auch heute, natür⸗ 
lich nicht in dem Sinne, daß unſere Zukunft nur auf dem Waſſer 
läge, aber daß wir ohne das Waſſer keine Zukunft haben. Wenn 
wir auf das Meer verzichten, iſt es mit unſerer Weltgeltung über⸗ 
haupt vorbei, ſo bleiben wir eine Macht zweiten Ranges, ſo hat 
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England in der Hauptſache erreicht, was es in dieſem Kriege er⸗ 
reichen wollte. 

„Freiheit der Meere“ iſt jetzt von manchen, die ſich beſonders 
klug dünken, für eine Phraſe erklärt worden, der kein beſtimmter 
Sinn innewohne. Wer ſo ſpricht, beweiſt damit nur, daß ſein Denken 
an der Oberfläche haftet. Englands Seeherrſchaft iſt leider keine 
Phraſe, ſondern eine ſehr wirkliche Tatſache; ſie hat uns beim Aus⸗ 
bruche des Krieges ſofort vom Meere verſcheucht. Freiheit der Meere 
heißt: Befreiung von der engliſchen Seeherrſchaft, oder allgemeiner: 
Befreiung von der Seeherrſchaft eines einzelnen Volkes, heißt Mög⸗ 
lichkeit unbehinderter Schiffahrt zu allen Zeiten, im Frieden und auch 
im Kriege. Dieſe Freiheit iſt eines unſerer größten Lebens bedürfniſſe; 
ſie zu erkämpfen muß daher ein Hauptziel unſerer Anſtrengungen ſein. 

Man muß zwiſchen Freiheit der Meere im Frieden und im 
Kriege unterſcheiden. 

Auch für die Friedenszeit war in früheren Jahrhunderten die 
Freiheit der Meere keineswegs anerkannt; die Schiffahrt treibenden 
Völker haben vielmehr dauernden Kaperkrieg geführt. Erſt in einem 
mehrere Jahrhunderte währenden Kampfe iſt ſie gegen die Anſprüche 
der das Meer beherrſchenden Völker, zuerſt der Spanier und Portu⸗ 
gieſen, ſpäter der Engländer, durchgeſetzt und ein Beſtandteil des 
Völkerrechtes geworden. Auch heute arbeitet die Schiffahrt der ver- 
ſchiedenen Nationen unter ungleichen Bedingungen; volle Freiheit 
der Meere im Sinne der Gleichheit für alle Völker beſteht auch 
heute nicht. Auf dem Meere ſelbſt kann jeder fahren, ohne behelligt 
zu werden; aber die Schiffe müſſen in Häfen anlegen, um Paſſagiere 
und Waren abzuſetzen und aufzunehmen und um ſich mit Waſſer, 
Lebensmitteln, Kohle zu verſehen. Durch Maßregeln der Hafen⸗ 
polizei und namentlich durch die Beſtimmungen über die ſogenannte 
Küſtenſchiffahrt (Cabotage), d. h. die Schiffahrt zwiſchen Häfen des⸗ 
ſelben Staates, kann der Staat, dem der Hafen gehört, einen ſehr großen 
Einfluß auf deſſen Benutzung und damit auf die Schiffahrt überhaupt 
ausüben. Weitaus die meiſten Häfen an den großen Wegen des 
Weltverkehrs — man denke nur an Gibraltar, Port Said und Suez, 
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Aden, Colombo, Singapore, Hongkong — find in den Händen Eng⸗ 
lands, und wenn dieſes ſeine Macht bisher wohlweislich nicht aus⸗ 
genützt hat, um die Schiffe anderer Nationen zu ſchikanieren, ſo läßt 
uns doch der Wirtſchaftskrieg, den es uns ankündigt, für die Zu⸗ 
kunft das ſchlimmſte befürchten. Wir werden darum beim Friedens⸗ 
ſchluſſe nach Möglichkeit Garantien verlangen und auch darauf be⸗ 
dacht ſein müſſen, uns durch eigene Häfen und die Häfen befreundeter 
Neutraler von den engliſchen Häfen unabhängig zu machen. 

Für den Krieg war die Freiheit der Meere auch völkerrechtlich 
durch Beſtimmungen über Blockade, Seebeuterecht und Verkehr mit 
Bannwaren beſchränkt; tatſächlich hat ſich England ſofort über alle 
völkerrechtlichen Beſtimmungen hinweggeſetzt, unſere Schiffahrt auf 
allen Meeren, mit Ausnahme der ihm nicht zugänglichen Oſtſee, 
vernichtet, alle Kabel zerſtört, unſeren überſeeiſchen Handel lahm 
gelegt, unſere Verſorgung durch neutrale Länder immer mehr unter⸗ 
bunden, während es ſelbſt bis zum Beginne des energiſchen Anterſee⸗ 
bootkrieges mit allen Ländern der Welt in ungeſtörter Verbindung 
blieb und daraus ungeheure Vorteile zog. Es zeugt von großer Ober⸗ 
flächlichkeit des Denkens, wenn Pazifiſten unſere Forderung nach 
Freiheit der Meere verſpotten, weil unſere Schiffahrt ja im Frieden 
unbehindert geweſen ſei. Hier liegt vielmehr ein reales Problem 
vor. England hat uns dank ſeiner Seeherrſchaft in dieſem Kriege 
unermeßlichen Schaden zufügen können, und wenn darin keine Ande⸗ 
rung eintritt, ſo werden auch in einem neuen Kriege unſere Schiffahrt 
und unſer Handel zerſtört und wir von unſeren Kolonien und der 
Außenwelt überhaupt vollkommen abgeſperrt werden können, ſo muß 
Deutſchland auf ſeine Kolonialpolitik und ſeine wirtſchaftliche Be⸗ 
tätigung in überſeeiſchen Ländern überhaupt verzichten, ſo hört es 
auf, eine Weltmacht zu ſein. Freiheit der Meere von Englands See⸗ 
herrſchaft iſt für uns ein Lebensintereſſe. 

Aber was können wir gegen Englands Seeherrſchaft und für 
die Durchſetzung der Freiheit der Meere tun? 

Die Freiheit der Meere muß völkerrechtlich in viel allgemeinerer 
und beſtimmterer Weiſe als bisher feſtgelegt werden. Man darf ſich 
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nicht mit einzelnen Beſtimmungen begnügen; denn unfere Völker⸗ 
rechtler haben darauf hingewieſen, daß manche völkerrechtliche Be⸗ 
ſtimmung, z. B. die Beſeitigung des Seebeuterechtes, ſolange das 
Blockaderecht beſtehen bleibt, gerade für uns verhängnis voll werden 
könnte. Die größte Gefahr für uns liegt in der engliſchen Blockade 
der Nordſee, die allerdings die vom Völkerrechte erlaubte Form 
der Blockade weit überſchreitet. Eine ſolche Blockade darf nicht 
wiederkehren. Völlige Freiheit der Schiffahrt für Schiffe aller 
Nationen im Frieden und im Kriege muß völkerrechtlicher Grundſatz 
werden. Aber England wird ſich nur ſchwer dazu bequemen, dieſen 
Grundſatz anzuerkennen, und es iſt wenig gewonnen, ſolange er nur auf 
dem Papiere ſteht und man keine Gewähr hat, daß ſich England daran 
hält. Hinter dem Völkerrechte muß darum Macht ſtehen, die Macht 
der Geſamtheit der Völker, und zunächſt müſſen wir, die wir von Eng⸗ 
lands willkürlicher Aufhebung der Freiheit der Meere am ſchwerſten 
betroffen worden ſind, unſere ganze Kraft an deren Erringung ſetzen; 
mit anderen Worten: wir müſſen Englands Seeherrſchaft brechen. 

Anſere Seeſchiffahrt leidet zunächſt und am meiſten darunter, 
daß unſere Berührung mit dem Meere auf den innerſten Winkel der 
Nordſee und die Oſtſee beſchränkt iſt. England liegt vor der Nordſee, 
und mit Hilfe einer überlegenen Flotte kann es, wie die Erfahrung 
dieſes Krieges gezeigt hat, die beiden Ausgänge der Nordſee ver— 
ſperren, fo daß zwar gelegentlich einzelne Schiffe, namentlich Unter: 
ſeeboote, die Abſperrung durchbrechen können, eine regelmäßige 
Schiffahrt aber nicht möglich iſt. Schon dadurch war es uns unmög- 
lich gemacht, uns aus Aberſee mit Nahrungsmitteln und Rohftoffen 
zu verſorgen, Schiffahrt und Handel weiter zu treiben, die Verbin⸗ 
dung mit unſeren Kolonien und anderen Ländern aufrechtzuerhalten. 
»Die geographiſche Lage läßt ſich nicht ändern; England wird hier 
immer eine ſtarke Stellung haben. Auch wenn wir die flandriſche 
Küſte behalten, bleiben wir immer noch diesſeits der Straße von 
Dover. Wir müßten bis Breſt gehen, um frei in den Ozean hinaus: 
fahren zu können; aber obgleich dieſer Gedanke als Kriegsziel aus⸗ 
geſprochen worden iſt, ſo iſt doch ſeine Verwirklichung undenkbar. 
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Was wir tun können, ift nur, den Engländern die Blockade zu er⸗ 
ſchweren. Wenn die engliſche Flotte der unſrigen nicht oder doch 
weniger als heute überlegen iſt, ſo können ſie die Blockade nicht auf⸗ 
recht erhalten. Die Marineleute erklären, daß der Beſitz eines Hafens 
an der flandriſchen Küſte die Operationsfähigkeit ſo ſehr vergrößern 
würde, daß das dieſelbe, ja größere Wirkung als eine Vergrößerung der 
Flotte hätte; denn England müßte dann eine ſtarke Flotte in der 
Nähe des Kanals und der Themſemündung aufſtellen, müßte alſo 
die bei den Orkneys oder ſonſtwo im Norden aufgeſtellte Flotte 
ſchwächen und könnte die Abſperrung nicht mehr durchführen. Aber 
unſere Beſetzung der flandriſchen Küſte ſcheint auf ſehr große politiſche 
Bedenken zu ſtoßen, worauf wir bei der Beſprechung des belgiſchen 
Friedens zurückkommen müſſen. 

Als ein deutſches Lebensintereſſe muß auch ein freier Zugang 
zum mittelländiſchen Meere bezeichnet werden; denn der Amweg 
um die Weſtſeite Europas in das mittelländiſche Meer iſt ſo groß, 
daß Perſonen- und Wertgüterverkehr ihn abſchneiden müſſen. Von 
Süd⸗Deutſchland iſt es ja faſt fo nahe ans mittelländiſche Meer wie 
an die Nordſee. Der größte Teil unſeres Verkehrs auf dem mittel⸗ 
ländiſchen Meere erreichte dieſes bisher über Genua, und wenn dieſer 
Verkehr auch durch den italieniſchen Krieg unterbrochen worden iſt, 
ſo wird er doch wegen der ungeheueren Vorzüge der Lage Genuas 
zu Süd⸗Deutſchland in abſehbarer Zeit wieder erſtehen müſſen. Aber 
auf ihn allein können wir uns bei der zweifelhaften Stellung Italiens 
nicht verlaſſen; für Oſt⸗Deutſchland liegt Genua auch etwas ſeitab. 


Darum iſt daneben der Verkehr über Trieſt nötig. Was bei der Be⸗ 


ſprechung der Lebensintereſſen Oſterreichs über Trieſt zu ſagen ſein 
wird, gilt in etwas vermindertem Grade für uns; namentlich müſſen 


auch wir Wert darauf legen, daß das adriatiſche Meer nicht zuge⸗ 


ſperrt werden kann. Der Verkehr über die Häfen der Balkanhalb⸗ 
inſel: Saloniki, Athen, Konſtantinopel, Conſtanza und die Donau⸗ 
häfen, ſtellt zwar kein unbedingtes Lebens bedürfnis dar, wird aber 
unſer Wirtſchaftsleben ſehr erleichtern und fördern; unſere Balkan⸗ 
politik wird uns dieſen Verkehr bringen. 
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Aber auch die Ozeane find nicht frei. England hat fait über 
alle Meere ein Netz von Flottenſtationen geſpannt, hat die meiſten 
wichtigen Meerengen im Beſitz und beherrſcht dadurch fait alle wich⸗ 
tigen Meeresſtraßen. Dieſe Beherrſchung der Meere läßt ſich nur 
dadurch ganz beſeitigen, daß dieſe Stützpunkte England genommen 


und ſchwachen neutralen Mächten übergeben werden. Nur wenn 


Gibraltar wieder ſpaniſch, Malta ſelbſtändig oder italieniſch, Suez 
ägyptiſch, Aden türkiſch oder ein Freihafen geworden iſt uſw., iſt wirk⸗ 
liche Freiheit der Meere erreicht. Aber das liegt noch in der Ferne. 
Wir dürfen uns nicht darüber täuſchen, daß das nicht das Ergebnis 
des jetzigen Krieges ſein kann; nur die Neutraliſierung des Kanals 
von Suez könnte vielleicht, wenn das Kriegsglück uns wohl will, 
ſchon jetzt erzwungen werden. Vorläufig wird für uns der gegebene 
Weg fein, auch eigene Stationen zu errichten, in denen unſere Handels 
ſchiffe, die beim Ausbruche eines Krieges draußen ſind, Zuflucht 
finden, und in denen unſere an Zahl zu vermehrenden Auslandskreuzer 
Stützpunkte haben. Wenn wir in dieſem Kriege eine Anzahl ſolcher 
Stationen, genügend befeſtigt und mit Munition und Lebensmitteln 
verſehen, gehabt hätten, ſo wären uns viele unſerer Handelsſchiffe 
erhalten geblieben, und die „Emden“ und die „Möve“ und wie dieſe 
mutigen Schiffe alle heißen, hätten dann mit noch viel größerem 
Erfolge operieren und der Schiffahrt unſerer Feinde noch viel er- 
heblicheren Schaden zufügen können. Wir werden ſie am liebſten 
in unſeren Wirtſchaftskolonien anlegen, weil ſie dann zugleich zu 
deren Schutze dienen, und weil dann auch das Hinterland in unſerem 
Beſitze iſt. Die pazififchen Inſeln find vielleicht mehr noch als Flotten⸗ 
ſtützpunkte denn unmittelbar wirtſchaftlich wertvoll. Aber es iſt 
fraglich, ob wir uns damit begnügen können. Namentlich im atlan⸗ 
tiſchen Ozean würde uns bei der abſeitigen Lage unſerer weſtafrikani⸗ 
ſchen Kolonien ein geeigneter Stützpunkt fehlen. Hier müſſen wir 
nach dem Erwerb eines ſolchen trachten, und zwar ſollte das eine 
Inſel oder Inſelgruppe ſein, weil Stationen auf dem Kontinent ohne 
ein großes Hinterland, woran wir in dieſer Gegend kaum denken 
können, zu ſehr gefährdet ſind; das iſt doch die traurige Lehre, die 
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wir durch die japanifche Eroberung Kiautſchous bekommen haben. Die 


Azoren oder die Kapverden würden, jede mit e Vorteilen, 


unſerem Bedürfnis am beſten entſprechen. 

Als das für die Zukunft zu erſtrebende Ziel ſteht wirkliche all⸗ 
gemeine Freiheit der Meere vor uns, bei der das Meer im Frieden 
und im Kriege der Schiffahrt aller Nationen frei iſt und Kriegs⸗ 
handlungen auf hoher See ausgeſchloſſen ſind; denn das Meer, das 
der menſchlichen Beſiedlung entzogen iſt, kann auch nicht das Eigen⸗ 
tum eines Staates ſein und darf von keinem einzelnen Staate be⸗ 
herrſcht werden. Aber dieſes Ziel liegt noch in weiter Ferne und iſt 
nur dämmrig umriſſen; auch die Theorie des Völkerrechtes hat es 
noch kaum ausgearbeitet; nur allmählich kann ſich die Menſchheit 
ihm nähern. Solange Englands Seeherrſchaft beſteht, hängt ſie wie 
ein Damoklesſchwert über uns und allen Schiffahrt treibenden Völkern 
und hindert uns in der freien Entfaltung unſerer Kräfte; ihre Be⸗ 
ſeitigung oder zunächſt wenigſtens Milderung iſt eines unſerer ſtärkſten 
Lebensintereſſen. Wir müſſen daran arbeiten, indem wir unſere 
eigene Seemacht weiter ausbilden und ſie der engliſchen gegenüber⸗ 
ſtellen; aber wir müſſen auch beim Friedensſchluſſe ſorgſam darauf 
achten, wovon bei der Erörterung des Friedens mit England noch 
weiter geſprochen werden muß, daß Englands Stellung geſchwächt 
wird, und daß es nicht etwa gar mit verſtärkter Stellung daraus 
hervorgeht. Natürlich beſteht ein Gegenſatz dieſer Forderung gegen 
die Friedensforderungen der reinen Kontinentalpolitik, die von 
unſerer Betätigung auf dem Meere und über See überhaupt nichts 
oder doch nur wenig wiſſen will; dagegen ſcheint mir darin kein 
Gegenſatz gegen die Forderungen der Kolonialpolitik zu liegen. 
Vielmehr unterſtützen ſie ſich gegenſeitig: erfolgreiche Kolonialpolitik 
iſt auf die Dauer ohne Freiheit der Meere nicht möglich, Kolonien 
aber gewähren ihrerſeits der Seemacht Stützpunkte und bis zu einem 
gewiſſen Grade auch die wirtſchaftliche und finanzielle Grundlage. 
Ein Widerſpruch entſteht nur dann, wenn man die Befreiung von 
Englands Seeherrſchaft lediglich durch den Beſitz der flandriſchen 
Häfen für möglich hält; denn der Beſitz der flandriſchen Häfen und 
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Wiederherſtellung und Erweiterung unſeres Kolonialbeſitzes ſcheinen, 
ſo wie die Dinge liegen, allerdings einander widerſtreitende Forde⸗ 
rungen zu ſein. 


9. Politiſche Macht. 


Aber dieſe unmittelbaren Lebensintereſſen hinaus, mögen ſie in 
der Heimat oder draußen liegen, muß die allgemeine Forderung 
politiſcher Macht als ein beſonderes Lebensintereſſe aufgeſtellt werden. 
Zwar hat der öſterreichiſche Reichskanzler kürzlich das Bild einer 
Zukunft entworfen, in der die Völker friedlich neben einander leben 
und alle Meinungsverſchiedenheiten durch Schiedsgerichte geſchlichtet 
werden. Es iſt eine ſchöne Vorſtellung, die ſich gerade jetzt, mitten 
in den Greueln des Weltkrieges, jeder empfänglichen Seele ein⸗ 
ſchmeicheln muß; aber es iſt keine Vorſtellung, mit deren Verwirk⸗ 
lichung wir in näherer Zeit rechnen können. In der Herde der friedlich 
neben einander weidenden Völker dürfte ſich bald ein Wolf in Schafs⸗ 
kleidern finden und über die anderen herfallen. Vorläufig werden nur 
Kleinſtaaten den Schutz ihrer Lebensintereſſen der Eiferſucht der 
Großen anvertrauen dürfen; Großſtaaten müſſen ihr Leben aus 
eigener Kraft verteidigen und hinter ihre Lebensforderungen den 
Nachdruck ihrer Macht ſetzen können. Ich habe mich ja gegen den Ge⸗ 
danken gewandt, daß das politiſche Leben nur in einem Machtkampfe 
beſtehe, wie es viele behaupten, ſondern dagegen die Bedeutung des 
Rechtes und der Sittlichkeit hervorgehoben; aber darüber kann kein 
Zweifel ſein, daß, wie im bürgerlichen Leben, ſo auch im Leben der 
Völker Recht und Sittlichkeit ſich nicht von ſelbſt, ſondern nur durch 
die Macht durchſetzen. Die Abermacht eines einzelnen beugt Recht 
und Sittlichkeit; innerhalb eines Volkes und Staates bringt der 
Machtwille der Geſamtheit dieſe zur Geltung, im Leben der Völker 
und Staaten können ſie nur aus einem Gleichgewichte der Macht 
hervorgehen. Wir Deutſche wollen weiter nichts als unſer Necht; 
aber die anderen wollen unſer Recht durch ihre Übermacht unter- 
drücken. Wir haben es in dieſem Kriege verteidigt und müſſen es auch 
weiter verteidigen; denn noch berechtigt uns nichts zu der Hoffnung, 
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daß die anderen es freundwillig anerkennen werden. Darum müſſen 
wir politiſche Macht haben. Wir wollen ſie nicht zur Verletzung der 
Rechte anderer mißbrauchen, ebenſowenig wie wir ſie bisher miß⸗ 
braucht haben; aber unſer eigenes Recht wollen wir ſchützen. 

Die deutſche Macht muß das deutſche Leben überall daheim und 


draußen auf See und über See ſchützen. Sie iſt bisher nach dem 


Grundſatze geſtaltet worden, daß ihr Schwerpunkt ganz in Europa 
liegen müſſe, daß auch unſere Kolonien und unſere maritimen und 
überſeeiſchen Intereſſen in Europa verteidigt würden. Dieſem Grund⸗ 
ſatze gemäß haben wir lediglich in Deutſchland ſelbſt ein Heer gehabt, 
und auch die Flotte war ganz überwiegend eine Heimflotte; die 
Schutztruppen der Kolonien waren nicht viel mehr als Polizeitruppen, 
nur gegen die Aufſtände der Eingeborenen, nicht gegen äußere Feinde 
beſtimmt. Mit Ausnahme von Kiautſchau waren unſere Kolonien 
nicht befeſtigt, und wir hatten auch nur wenige und ſchwache Auslands⸗ 
kreuzer; nur durch die bewunderungswürdige Tapferkeit unſerer See⸗ 
leute, den Grafen Spee an der Spitze, iſt es möglich geweſen, draußen 
ſo viel zu machen, wie ſie gemacht haben. Heute wird man doch die 
Frage erheben müſſen, ob jener Grundſatz richtig war, und ob wir ihn 
auch künftighin zur Nichtſchnur nehmen wollen; denn auch wenn wir 
beim Friedensſchluſſe alles wiederbekommen, was wir im Kriege 
verloren haben, ſo hat uns doch der zeitweilige Verluſt unermeßlichen 
Schaden gebracht, und ſchon das hat uns in der Meinung der Welt 
ſehr viel geſchadet, daß Schiffahrt und Handel und der größere Teil 
unſerer Kolonien faſt ohne Widerſtand von unſerer Seite verloren 
gingen. Wir können auch gar nicht mit Sicherheit darauf rechnen, 
daß wir alles wiederbekommen, daß namentlich Japan, Auſtralien 


und Neu⸗Seeland, die ſüdafrikaniſche Anion, die Vereinigten Staaten 


und Braſilien uns das wieder herausgeben oder erſetzen werden, was 


fie uns genommen haben. In unſerer Rechnung find zwei Fehler 


geweſen: erſtens, daß wir den auch aus einem zeitweiſen Verluſte 
erwachſenden realen und moraliſchen Schaden nicht genügend ein⸗ 
geſchätzt, und zweitens, daß wir nur mit europäiſchen Feinden, an die 
wir auch in Europa herankommen, und nicht mit überſeeiſchen Feinden, 
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ſeien es ſelbſtändige Staaten, ſeien es die halb ſelbſtändigen engliſchen 
Kolonien, gerechnet haben. Auch künftighin iſt die Hauptſache 
natürlich die Verteidigung des Heimatlandes; aber wenn wir Kolonial⸗ 
und Weltpolitik treiben und auch ſchon, wenn wir uns weltwirtſchaft⸗ 
lich betätigen wollen, müſſen wir uns die Machtmittel ſchaffen, um 
unſeren Beſitz und unſere Intereſſen draußen zu ſchützen und zu 
vertreten. 

Aber es gibt noch einen anderen, nicht ſo offenkundigen, aber, 
wie mir ſcheint, noch ſtärkeren Grund für unſere Machtentfaltung 
draußen, als es der Schutz unſeres Beſitzes und unſerer unmittelbaren 
wirtſchaftlichen Intereſſen iſt. Das iſt, um es in einem eigentlich viel 
zu ſchwachen Worte zuſammenzufaſſen, unſer politiſcher Einfluß. 
Wir haben uns oft zu ſehr in unſerer Macht geſonnt und uns dabei 
ſelten genügend klar gemacht, daß unſere Macht faſt nur europäiſch 
war und in der übrigen Welt keine große Geltung hatte. Denn dazu 
genügte es nicht, wenn gelegentlich einmal ein Kriegsſchiff die deutſche 
Flagge zeigte. Die überſeeiſchen und auch manche europäiſche Länder 
konnten gar keine größere Vorſtellung von der deutſchen Macht 
haben, weil dieſe nicht bis zu ihnen reichte. Der Irrtum lag nicht bei 
ihnen, ſondern bei uns. Der Krieg hat es offenbart; aber ich fürchte, 
daß viele auch dieſe Offenbarung noch nicht begriffen haben. Wenn 
jetzt, mit wenigen Ausnahmen der uns nächſt benachbarten Länder, 
faſt alle Staaten der Erde auf die Seite unſerer Feinde getreten ſind 
oder doch eine ihnen wohlwollende Neutralität zeigen, ſo hat das 
doch nicht oder nur zum kleinſten Teile darin ſeinen Grund, worin 
manche Aberweiſe ihn ſehen wollen, daß der Deutſche im Auslande 
Lodenanzüge trägt, laut ſpricht und überhaupt ſchlechte Manieren 
hat, und auch nicht daran, daß er im Geſchäfte den anderen zu ſehr 
den Rang abläuft, ſondern darin, daß wir durch England von der 
ganzen Welt abgeſperrt ſind, daß jene nur durch unſere Feinde von 
uns hören und alle deren Verleumdungen über unſere Schlechtigkeiten 
und Greueltaten auf Treu und Glauben annehmen, ja annehmen 
müſſen, daß ſie auch nur mit unſeren Feinden Verkehr und Handel 
aufrecht erhalten können, alſo wirtſchaftlich ganz auf ſie angewieſen 
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And, von ihnen Vorteile zugewieſen bekommen, aber auch ſchwer 
geſchädigt werden können, während wir dem allen mit ohnmächtigem 
Zähneknirſchen zuſehen müſſen. Die engliſche Seeherrſchaft hat ſich 
eben als die Quelle einer ungeheueren politiſchen Macht erwieſen, der 
wir nichts entgegenſtellen können. Das muß künftighin anders werden. 
Wir müſſen die engliſche Seeherrſchaft nicht nur deshalb brechen, um 
unſeren Kolonialbeſitz, unſere Schiffahrt und unſeren Handel ſchützen 
zu können; wir müſſen ſie auch aus dem noch viel wichtigeren Grunde 
brechen, den auch die einſeitigſten Rontinental- und Kolonialpolitiker 
anerkennen werden, daß wir in allen überſeeiſchen Staaten, zu 
denen in dieſem Sinne auch europäiſche Staaten wie Nor⸗ 
wegen und Portugal gehören, politiſchen Einfluß gewinnen müſſen, 
damit wir nicht noch einmal die ganze Welt zum Feinde bekommen 
können. Wir müſſen uns in die Lage ſetzen, allen jenen Staaten 
nützen, aber auch ſchaden zu können, damit ſie uns als politiſch gleich⸗ 
wertig mit den anderen Großmächten, namentlich mit England und 
den Vereinigten Staaten, anſehen. 


10. Zuſammenfaſſung. 


Man kann ſich den Aufbau des deutſchen Lebens durch einen 
Vergleich klar machen. Das deutſche Volk hat ſich in einem Hauſe 
eingerichtet, deſſen unteres Stockwerk die Heimat, deſſen oberes Stock⸗ 
werk die Fremde iſt. Es iſt klar, daß wenn das unterſte Stockwerk 
zerſtört wird, das ganze Haus zuſammenfällt; darum iſt das wichtigſte 
natürlich der gute Ausbau dieſes unteren Stockwerkes und ſein Schutz 
gegen alle von außen drohenden Gefahren. Aber es iſt auch klar, 
daß es eine große Einſchränkung unſeres Lebens bedeutet, wenn das 
obere Stockwerk zerſtört wird und wir uns auf das untere beſchränken 
müſſen; ja wir müſſen ſagen: die große Familie, zu der unſer deutſches 
Volk herangewachſen iſt, hat in dieſem nicht mehr Platz, ſondern 
ein Teil des Volkes müßte ausziehen und würde der Familie ver⸗ 
loren gehen. Daraus ergibt ſich die Hauptregel unſerer Politik: 
europäiſche Kontinentalpolitik war das erſte, konnte aber nur genügen, 
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ſolange das deutſche Volk klein war; fie befriedigt nur das Eriftenz- 
minimum des heutigen deutſchen Volkes und muß ihre Ergänzung in 
Weltpolitik finden. Wir müſſen unſer deutſches Heimatland ſichern 
und wirtſchaftlich ausbauen, ſo gut wie es überhaupt nur möglich iſt, 
dürfen uns aber nicht ſcheuen — denn das wäre kurzſichtig und feige —, 
hinaus zugehen und draußen Beſitz zu erwerben und uns in der Welt⸗ 
wirtſchaft zu betätigen, und wir müſſen Beſitz und Wirtſchaft durch 
unſere politiſche Macht decken. Man warnt uns vor Zerſplitterung. 
Gewiß beſteht dieſe Gefahr. Wir dürfen nicht überall wahllos zu⸗ 
greifen, ſondern müſſen jeden Schritt in die Welt überlegen und 
manchmal darauf verzichten. Aber es liegt in der Natur Deutſch⸗ 
lands, daß es ſich nicht nur nach einer beſtimmten Seite hin betätigen 
kann, was überhaupt nur Kleinſtaaten vergönnt iſt, ſondern ebenſo 
wie England und Frankreich, noch mehr als Rußland und die Ver⸗ 
einigten Staaten, ſeine Kräfte verteilen und ſich in allen Teilen der 
Erde betätigen muß. Es kann ſich nicht auf die Heimat beſchränken, 
auch wenn es dieſe durch Angliederung von Nachbargebieten er⸗ 
weitert, weil nur eine Macht, die ihre Wurzeln auch in der übrigen 
Erde einſenkt, groß ſein kann. Es kann ſeine Betätigung draußen 
nicht auf den Orient und nicht auf Afrika beſchränken, weil weder 
der Drient noch Afrika ihr genügende Nahrung geben. Es muß 
ſeine Kraft aus der ganzen Erde ſaugen und die ganze Erde befruchten, 
wie es das bisher getan hat. Das Ergebnis dieſes Krieges, in dem 
wir uns heldenhaft der furchtbaren Abermacht erwehrt haben, darf 
nicht ſein, daß wir auf die Größe, die wir bisher unwillkürlich er⸗ 
ſtrebt haben, verzichten, ſondern muß vielmehr ſein, daß wir ſie mit 
vollem Bewußtſein erſtreben und unſere ganze Kraft dafür einſetzen. 
Dieſes Streben ſoll nicht etwa unerſättliche Eroberungsgier bedeuten, 
fondern im Gegenteil, daß wir nicht Phantomen der Konti⸗ 
nentalpolitik nachjagen wollen, weil wir dabei aus dem Kriegs- 
zuſtande gegen die anderen europäiſchen Kontinentalmächte nicht 
herauskämen und an wirklicher Kraft mehr verlören als gewännen. 
Es ſoll auch nicht bedeuten, daß wir irgend einem ſelbſtändigen Staate 
über See zu nahe treten wollen; aber an den Ländern der Erde, die 
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als die Gebiete von Naturvölkern europäiſcher Herrſchaft bedürfen, 
wollen wir gleichberechtigten Anteil mit den übrigen europäiſchen 
oder außereuropäiſchen Kolonialmächten haben, und in den anderen 
wollen wir uns, wieder den übrigen gleichberechtigt, wirtſchaftlich und 
kulturell betätigen können. Der Gedanke an eine Weltherrſchaft, der 
uns von unſeren Feinden untergelegt wird, liegt uns ganz fern, viel 
ferner als ihnen — darum möchte ich auch nicht von deutſchem Imperia⸗ 
lismus ſprechen —; aber eine Weltmacht und ein Weltvolk wollen 
wir ſein. 
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IV. 
Die Lebensintereſſen unſerer Verbündeten. 


Di meiſten der Erörterungen über die Kriegs ziele, die ſich in jo 
unendlicher Zahl über uns ergießen, beſchränken ſich auf unſere 
eigenen deutſchen Kriegsziele und nehmen auf die unſerer Verbündeten 
keine Nückſicht; höchſtens wird einmal die Bemerkung gemacht, daß 
jene ihre Forderungen ſelbſt aufzuſtellen hätten. Ich halte das nicht 
für richtig und glaube, daß es leicht zu Verſtimmungen und Miß⸗ 
verſtändniſſen führen kann. Wir ſind gemeinſam in den Krieg hinein⸗ 
gegangen und führen ihn gemeinſam; darum müſſen wir auch gemein⸗ 
ſam wieder aus ihm herausgehen. Das erfordert die Treue; das iſt 
aber auch ein Gebot der politiſchen Klugheit. Wir dürfen nicht 
vergeſſen, daß unſere Feinde ſchon mehrfach verſucht haben und 
immer von neuem verſuchen werden, uns unſere Bundesgenoſſen ab⸗ 
ſpenſtig zu machen. Dieſe Verſuche ſind an deren Treue und Einſicht 
geſcheitert; aber wir müſſen uns der Gefahr immer bewußt ſein. Wir 
wollen auch nach dem Kriege Bundesgenoſſen bleiben und unſer Leben 
in vieler Beziehung gemeinſam einrichten, unſer Bündnis noch enger 
geſtalten; darum darf der Friede, der den Grund für die Zukunft 
legt, nicht von jedem für ſich, ſondern muß gemeinſam geſchloſſen 
werden. | 

Das ſcheint mir in doppelter Beziehung nötig zu fein. 

Einerſeits dürfen wir ſelbſtverſtändlich keine Forderungen auf⸗ 
ſtellen, die den Intereſſen unſerer Bundesgenoſſen widerſtreben, und 
dürfen ſie auch nicht vor unſere Intereſſen einſpannen wollen, müſſen 
in der Aufſtellung von Forderungen, an denen ſie kein Intereſſe 
haben, ſehr zurückhaltend ſein; denn ſie würden dafür ihre Kraft nur 
widerſtrebend einſetzen, und wir ſtellen dadurch ihre Bundestreue 
unnütz auf die Probe. Wir dürfen nur Forderungen aufſtellen, für 
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die fie mit ganzem Herzen eintreten können, für Die fie bereit find, ihr 
Leben in die Schanze zu ſchlagen. Sie haben ein großes Intereſſe 
daran, daß wir ungeſchmälert und mit geſicherter Exiſtenz aus dem 
Kriege hervorgehen, was unſere Reichskanzler übereinſtimmend als 
unſer Kriegsziel bezeichnet haben; denn nur ein ſtarkes Deutſchland 
gewährt ihnen die Hilfe, die ſie brauchen, und ſichert ſie in ihrer 
Exiſtenz. Aber ſie haben kein Intereſſe daran, ja können nicht einmal 
wünſchen, daß wir überſtark werden; denn dann könnte uns die Ver⸗ 
ſuchung kommen, ſie zu unterdrücken. Sie müſſen wünſchen, daß wir 
eine Weltmacht bleiben, müſſen aber einer deutſchen Weltherrſchaft 
widerſtreben. Wir müſſen auch auf den Stand ihrer Kräfte Rück⸗ 
ſicht nehmen, dürfen uns über die bei ihnen zweifellos noch mehr als 
bei uns vorhandene Kriegsmüdigkeit nicht leichten Herzens hinweg⸗ 
ſetzen. Das beachten diejenigen, die den Krieg fortführen möchten, 
bis wir alle unſere Ziele erreicht haben, nicht genügend; die Juli⸗ 
kriſis hat zum Teil darin ihren Grund gehabt, daß man ſich plötzlich 
der in Oſterreich herrſchenden Stimmung bewußt wurde. Wohl hat, 
nachdem wir den Feind aus Oſterreich⸗Angarn vertrieben haben, 
dieſes die Pflicht, uns und auch der Türkei bei der Bewältigung der 
Feinde, die den Kampf gegen uns fortführen, zu helfen, und iſt auch 
bereit, dieſe Pflicht zu erfüllen; aber wir dürfen den Krieg nicht länger 
fortſetzen, als es nötig iſt, um unſere wirklichen Lebens forderungen zu 
befriedigen. 

Andererſeits müſſen wir die Lebensintereſſen unſerer Bundes⸗ 
genoſſen in unſer eigenes Programm aufnehmen und ebenſo wie 
unſere eigenen Lebensintereſſen verfechten; denn wenn wir ſie beim 
Friedensſchluſſe im Stiche ließen und wichtige Lebensintereſſen von 
ihnen opferten, ſo würden ſie ſich für einen ſolchen Bundesgenoſſen 
bedanken und künftighin ihre eigenen Wege gehen. Natürlich können 
und müſſen wir dabei von ihnen dieſelbe Nückſicht verlangen, die wir 
ihnen gewähren, nämlich daß ſie nur Forderungen aufſtellen, an deren 
Erfüllung auch wir unmittelbar oder mittelbar ein Intereſſe haben. 
Wir haben das Recht, ihre Forderungen daraufhin zu prüfen; wir 
brauchen unſere Kräfte nur für das einzuſetzen, was wir für recht halten. 
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Unter dieſen Geſichtspunkten will ich die Lebensintereſſen unſerer 
Bundesgenoſſen beſprechen, weniger ausführlich als unſere eigenen, 
weil es ſich ja mehr um eine Prüfung als um eine ſelbſtändige Auf⸗ 
ſtellung handelt, und auch immer im Hinblick auf unſer eigenes Intereſſe. 


1. Die Lebensintereſſen Oſterreich-Angarns. 


Führen wir Deutſche den Krieg, wenngleich manche unſerer 
Feinde an unſere Zerſtücklung dachten, doch hauptſächlich um unſere 
politiſche und wirtſchaftliche Größe, ſo iſt er dagegen für Oſterreich⸗ 
Angarn ein Kampf um die Exiſtenz im engſten Sinne des Wortes, 
ein Kampf um ſeinen Fortbeſtand als Staat. Die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie, aus ganz verſchiedenen Ländern zuſammen⸗ 
geſchweißt, zehn verſchiedene Nationalitäten zuſammenſchließend, galt 
als der kranke Mann, erſchien als ein morſches Gebilde, an das man 
nur anzuſtoßen brauche, damit es auseinanderfalle. Von allen 
Seiten her waren die Blicke begehrlich darauf gerichtet, und als die 
ſerbiſche Agitation den Krieg zum Aus bruche gebracht hatte, fiel die 
Meute von allen Seiten über Oſterreich⸗Angarn her, von dem ſich 
jeder ein Stück abreißen wollte. Der erſte Gegner war Serbien, das 
einen großen ſerbiſchen Staat errichten und dazu Bosnien und wo⸗ 
möglich auch Dalmatien, Kroatien und das von Slowenen bewohnte 
Krain erobern wollte. Rußland, das ſchützend hinter Serbien ſtand, 
hätte für ſich Galizien, die Bukowina und auch das nördlichſte Ungarn 
genommen. Bald erhob Italien, der Bundesgenoſſe, Anſprüche, 
nicht nur auf das von Italienern bewohnte Trentino, ſondern auf das 
ganze ſüdliche Tirol bis an den waſſerſcheidenden Kamm, auf Trieſt 
und Stücke von Dalmatien, und trat, obgleich Oſterreich⸗Angarn den 
größeren Teil dieſer Anſprüche zu bewilligen bereit war, in den Krieg 
gegen es ein. Anderthalb Jahre ſpäter tat Rumänien denſelben 
Schritt, weil es alles überwiegend oder auch nur zum Teil rumäniſche 
Volksgebiet, nämlich die Bukowina, Siebenbürgen und das Banat, 
haben wollte. Wenn Oſterreich-Angarn unterlegen wäre, fo wären 
ihm alſo ſehr große Teile, über die Hälfte feines bisherigen Staats 
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gebietes, verloren gegangen; es wären nur das den inneren Teil 
Angarns einnehmende Magyarenland, die Alpenländer ohne Krain 
und Böhmen mit Mähren übriggeblieben, alſo Gebiete, die nur in 
lockerem räumlichen Zuſammenhang geſtanden hätten und wahrſchein⸗ 
lich auch auseinandergefallen wären. Außer den Magyaren hätten 
dann auch die Tſchechen mit den ihnen verwandten Mähren und 
Slowaken auf das heftigſte nach Selbſtändigkeit geſtrebt und ſie bei 
einem ſo geſchwächten Oſterreich vielleicht durchſetzen können. Dieſe 
Gefahr des Auseinanderfallens und der Zerſtückelung iſt mit unſerer 
Hilfe abgewandt worden. Durch die letzten glänzenden Offenſiven 
in Galizien ſind die Ruſſen faſt ganz hinausgeworfen, und auch die 
Italiener haben nur kleine Stücke öſterreichiſchen Bodens erobert. 
Wenngleich bei den Tſchechen und den Nuthenen recht häßliche Fälle 
des Vaterlands verrates vorgekommen find und der Streit der Na⸗ 
tionalitäten von neuem erwacht iſt, ſo hat ſich doch auch der innere 
Zuſammenhang der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie feſter er⸗ 
wieſen, als die Feinde gedacht hatten. Noch macht Italien, von 
Frankreich und England unterſtützt, immer neue verzweifelte An⸗ 
ſtrengungen, die öſterreichiſche Front am Iſonzo zu durchbrechen; 
aber nachdem elf Angriffe geſcheitert ſind, dürfen wir wohl hoffen, 
daß auch die folgenden ſcheitern werden.“) Der ruſſiſche Anſturm iſt 
wohl abgeſchlagen. Der Beſtand Oſterreich⸗Angarns kann demnach 
als geſichert gelten. Nur es ſelbſt wird darüber zu entſcheiden haben, 
ob es ſich nicht um des äußeren und des inneren Friedens willen ein⸗ 
zelner kleiner Landesteile entäußern will. Selbſtverſtändlich würde 
jeder Verzicht, jetzt nach einer ſiegreichen Verteidigung noch mehr 
als vorher, ein ſchweres Opfer bedeuten; aber das Opfer würde ſich 
vielleicht dadurch lohnen, daß eine Angriffsfläche wegfiele und un⸗ 
willige Volkselemente ausſchieden. Oſterreich⸗Angarn würde viel⸗ 
leicht an Geſchloſſenheit und innerer Einheit mehr gewinnen, als es 
an Ausdehnung verlöre. 

Die verantwortlichen Träger der öſterreichiſch⸗-ungariſchen Politik 

) Inzwiſchen hat die großartige Offenſive der deutſchen und öſter⸗ 
reich iſchen Truppen die Italiener bis zum Piave zurückgeworfen. 
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haben wiederholt erklärt, daß fie über die Bewahrung des bisherigen 
Staatsgebietes hinaus keine Gebietsanſprüche erhöben, an keine 
Annexionen dächten. Die Länder, um die es ſich hätte handeln können, 
ſind Serbien, Rumänien und Albanien, nach der anderen Seite hin 
Polen. Für den Verzicht auf ihre Annexion ſcheinen in erſter Linie 
innerpolitiſche Gründe maßgebend zu ſein, eine gewiſſe Eiferſucht 
zwiſchen Oſterreich und Ungarn und die Furcht der Magyaren vor 
einer Vermehrung der Slaven und der Rumänen im Reiche. Dazu 
kam die allgemeine politiſche Rückſicht, daß beim Friedensſchluſſe 
jede Annexion auf Schwierigkeiten ſtoßen würde. Oſterreich⸗Angarns 
Intereſſe auf der Balkanhalbinſel iſt weniger ein Intereſſe an Er⸗ 
weiterung ſeines Staatsgebietes als ein Intereſſe an der Beſeitigung 
der Gefahr, die ihm hier immer gedroht hat, und an der Herſtellung 
von Frieden. Serbien muß ſeinen großſerbiſchen Traum aufgeben 
und ſich dazu verſtehen, Ruhe zu halten, und auch Rumänien muß 
ſich bei ſeiner bisherigen Größe und der Stellung beſcheiden, die es 
bisher eingenommen hat. Die Hauptſache für Oſterreich⸗Angarn iſt 
aber, daß die beiden auswärtigen Mächte, die bisher immer ihre 
Hände auf der Balkanhalbinſel im Spiele gehabt haben und deren 
eine eine Art Oberherrſchaft erſtrebte, nämlich Rußland und Italien, 
ſich daraus zurückziehen. Oſterreich⸗Angarn will keinen Gebiets⸗ 
erwerb, aber wirtſchaftliche und politiſche Bewegungsfreiheit. 

Aber ſein eigenes Staatsgebiet und die Balkanhalbinſel hinaus 
hat es bisher keine eigentlich politiſchen Intereſſen. Allerdings iſt 
manchmal der Gedanke ausgeſprochen worden, daß es, wenn auch 
in beſcheidenem Maße, eine Kolonialmacht werden ſolle, und man 
hat die Blicke wohl auf Tripolis oder die italieniſchen Beſitzungen 
am roten Meere gerichtet. Aber der Gedanke iſt nur wenig auf⸗ 
genommen worden, und man wird darin kaum ein dringendes 
Lebensintereſſe ſehen können. Die Monarchie hat noch zu viel mit 
ſich ſelbſt zu tun und iſt auch zu ungünſtig zum Meere gelegen, zu 
ſehr Kontinentalmacht, um mit voller Kraft in die Welt hinaus- 
gehen zu können. 

An wirtſchaftlicher Betätigung draußen, wie es ſie ſchon bisher 
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ausgeübt hat, wird es feſthalten und fie möglichſt fteigern. Es liegt 
im natürlichen Gange der Dinge, daß Oſterreich und auch Angarn 
ihre Induſtrie ſtärker entwickeln, und für dieſe wird es immer ein 
Vorteil ſein, wenn ſie nicht auf den Abſatz im Inneren beſchränkt iſt, 
ſondern auch im Auslande Märkte hat. Bisher ſind dies hauptſäch⸗ 
lich Rußland, die Länder der Balkanhalbinſel, der türkiſche Orient 
und auch Süd⸗ und Oſt⸗Aſien geweſen. Nach dieſen Ländern hat 
es auch Schiffslinien gehabt. Die politiſche Verbindung mit der 
Balkanhalbinſel und dem Orient wird es ihm ebenſo wie uns er⸗ 
lauben, den Handel dorthin künftig zu ſteigern und ſeiner Induſtrie 
dort größeren Abſatz zu eröffnen. Natürlich darf es den Handel nach 
anderen Ländern darüber nicht vernachläſſigen; es hat an Handels⸗ 
verträgen mit unſeren Feinden gleichfalls ein Intereſſe, wenn auch kein 
ſo ſtarkes Intereſſe wie wir. 

Der Handelsverkehr muß auch fernerhin zum größeren Teile 
über das Meer gehen. Darum muß Oſterreich⸗Angarn freie Ver⸗ 
bindung mit dem Meere haben. Die Aufgabe von Trieſt, die ihm 
Italien anſinnt, wäre ein Todesſtoß für ſeinen Handel; denn Fiume 
kommt nur für Ungarn in Betracht. Ebenſo wie wir und noch mehr 
als wir muß Oſterreich⸗Angarn auch Zugang zu den Häfen der 
Balkanhalbinſel und namentlich der Donaumündung erſtreben. Seine 
Verbindungen mit dem Meere müſſen auch im Kriege frei bleiben 
und auch ſeinen Kriegsſchiffen offen ſtehen. Es würde ein großer Ge⸗ 
winn fein, wenn Rußland von der Donaumündung abgedrängt werden 
könnte; die Hauptſache aber iſt, daß Italien das adriatiſche Meer 
nicht zuſperren kann. Dieſes darf kein mare nostro werden, ſondern 
muß ein mare libero bleiben. Darum darf ſich Italien nicht an deſſen 
Oſtküſte feſtſetzen. Durch die Eroberung des Lowtſchen hat ſich 
Oſterreich die Bucht von Cattaro und die dalmatiniſche Küſte über⸗ 
haupt geſichert; aber ſolange Italien in Valona gerade gegenüber 
ſeinem Brindiſi ſitzt, kann es das adriatiſche Meer verſchließen und 
dadurch einen ſehr ſtarken Druck auf Oſterreich ausüben. Die Aus⸗ 
treibung Italiens aus Valona ſcheint mir eines der wichtigſten Kriegs⸗ 
ziele Oſterreich⸗Angarns zu ſein. 
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2. Die Lebensintereſſen Bulgariens. 


Anſer in geographiſcher Reihenfolge zweiter Bundesgenoſſe, 
Bulgarien, war zuerſt Parteigänger Rußlands, dem es hauptſäch⸗ 
lich ſeine Freiheit von der türkiſchen Herrſchaft verdankte. Aber 
ſpäter änderte ſich das Verhältnis zu Rußland. Dieſes ließ Bul⸗ 
garien ſeine Abhängigkeit zu ſehr fühlen und trat ihm mehrfach in 
den Weg, weil es kein zu ſtarkes Bulgarien wollte; es begünſtigte 
mehr und mehr deſſen Nivalen Serbien, den es als Hebel gegen Oſter⸗ 
reich⸗Angarn brauchte. In dem balkaniſchen Bruderkriege von 1913, 
der Bulgarien faſt den ganzen Gewinn des vorangehenden Krieges 
gegen die Türkei und obendrein die ſogenannte Neu⸗Dobrudſcha 
koſtete, war Rußland der Beſchützer der Feinde Bulgariens. Als 
der Weltkrieg ausbrach, ſuchten Rußland und ſeine Bundesgenoſſen 
dieſes auf ihre Seite zu zwingen; es bewahrte aber ſeine Neutralität 
und trat dann im geeigneten Augenblicke zu uns, weil es deutlich ein⸗ 
ſah, daß der Sieg Rußlands, namentlich wenn dieſes Konſtantinopel 
beherrſchte, es für immer in Abhängigkeit von ihm bringen und 
Serbien gegenüber in den zweiten Rang rücken würde, daß es dagegen 
an der Seite Deutſchlands und Oſterreich⸗Angarns, im Kampfe gegen 
Rußland und namentlich gegen Serbien ſich an dieſen rächen und 
eine Vorrangſtellung auf dem Balkan erringen könne. Für uns iſt 
dieſer Zutritt Bulgariens von ſehr großer Bedeutung geweſen, weil 
er uns die Niederwerfung Serbiens erleichterte und die Verbindung 
mit der Türkei herſtellte, die in ihrer Abſonderung einen ſchweren 
Kampf gegen die Feinde führte. Wir ſind ihm dankbar dafür und 
legen auch für die Zukunft auf ſeine Freundſchaft und Bundesge⸗ 
noſſenſchaft großen Wert. 

Bulgariens Wünſche ſind nicht nur auf die Wiederherſtellung 
ſeines alten Beſitzes, ſondern darüber hinaus auf den Beſitz des in 
der Hauptſache wohl von Bulgaren bewohnten Mazedoniens gerichtet, 
das ihm vor dem Angriffe auf die Türkei aus der türkiſchen Beute 
von den Bundesgenoſſen zugeſagt, dann aber entriſſen worden war. 
Es will auch das ſtaatlich bisher zu Serbien gehörige, aber in völkiſcher 
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Beziehung bulgarische Bergland, das öftlich von der Morawa bis 
an die Donau heranreicht, gewinnen. Von Rumänien, deſſen Aber⸗ 
tritt auf die Seite der Feinde es mit einer gewiſſen heimlichen Freude 
begrüßt haben mag, will es ſein altes Eigentum, die Neu⸗Dobrudſcha, 
die ihm 1913 von den Rumänen entriſſen worden war, zurückbe⸗ 
kommen; ſeine Blicke ſind wohl auch auf die eigentliche Dobrudſcha 
gerichtet, deren Bewohner überwiegend Bulgaren ſind. Allem An⸗ 
ſcheine nach iſt ihm die Erfüllung der meiſten dieſer Wünſche von uns 
und Oſterreich-Angarn zugeſagt worden. Es muß uns darauf an⸗ 
kommen, hier einen ſtarken und zuverläſſigen Bundesgenoſſen zu 
haben, und es kann uns auch nur recht ſein, wenn ſich deſſen Gebiet 
zwiſchen Rumänien und Serbien einſchiebt und wenigſtens mit einem 
ſchmalen Halſe in unmittelbare Verbindung mit Oſterreich⸗Angarn 
kommt. Auf das Küſtengebiet am ägäiſchen Meere mit Kawalla 
und Saloniki hat Bulgarien verzichtet, um die Griechen nicht zu 
ſchädigen, die ſtandhaft gegenüber allen Bedrohungen der Entente 
ihre Neutralität bewahrten. 


3. Die Lebensintereſſen der Türkei. 


Die Türkei, deren Daſein in dieſem Kriege auf dem Spiele ſtand, 
hat ihr Kriegsziel erreicht, wenn ſie als ein ſelbſtändiges und in der 
Hauptſache unverſehrtes Reich daraus hervorgeht, wenn ſie endlich 
Frieden und Ruhe bekommt und in den Stand geſetzt wird, ihre 
volle Kraft dem inneren Aufbau zu widmen. Noch iſt das nicht 
ganz erreicht. Ihre Hauptſtadt zwar iſt gerettet, ſeitdem der An⸗ 
griff der Engländer und Franzoſen auf die Dardanellen ſiegreich ab⸗ 
geſchlagen worden iſt; denn bei einem Erfolg dieſes Angriffes wäre 
Konſtantinopel in die Hände der Feinde gefallen, und es wäre von ihnen 
kaum wieder herausgegeben worden. Jetzt könnte nur eine völlige 
Wendung des Krieges die Gefahr erneuern. Aber große Teile des 
türkiſchen Reiches ſind noch in den Händen der Feinde: Armenien in 
denen der Ruſſen, das mittlere und ſüdliche Arabien und Meſopotamien 
in denen der Engländer. Wir hoffen, daß es uns gelingt, dieſe Verluſte 
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noch im Verlaufe des Krieges wieder einzubringen; ſonſt müßten wir 
an anderen Stellen Opfer bringen, um der Türkei wenigſtens den 
größeren Teil ihres Eigentumes zurückgeben zu können. 

Man wird ſich nicht verhehlen dürfen, daß die Türkei weder ein 
national einheitliches noch ein geographiſch und wirtſchaftlich ge⸗ 
ſchloſſenes Reich iſt; auch nach dem Verluſte des größten Teiles der 
europäiſchen und afrikaniſchen Gebiete ſind in ihrem Beſtande noch 
ziemlich verſchiedene Länder zuſammengeſchweißt. Inſofern konnten 
unſere Feinde den Gedanken faſſen, die Türkei in Stücke zu reißen, 
Konſtantinopel und Armenien an Rußland, Teile Kleinaſiens an 
Italien, den größeren Teil Syriens an Frankreich, Meſopotamien 
und große Teile Arabiens an England zu geben, ſo daß vielleicht nur 
Kleinaſien übriggeblieben wäre. Sie können dafür das Nationalitäten⸗ 
prinzip anführen, obgleich ſie tatſächlich nicht für die Selbſtändigkeit 
der Nationalitäten, ſondern für die Erweiterung ihres eigenen Be⸗ 
ſitzes kämpfen. Auch für Oſterreich⸗Angarn und ung find in erſter Linie 
eigene Lebensintereſſen beſtimmend, die uns aber umgekehrt zur Erhal⸗ 
tung der Türkei und ihrer Selbſtändigkeit führen. Wir ſetzen uns für 
den Beſtand der Türkei ein, weil wir nicht zugeben können, daß wieder 
ein ſo großes und wertvolles Stück der Erde, in dem wir ſtarke Inter⸗ 
eſſen haben, über unſere Köpfe hinweg aufgeteilt wird, ſondern an 
ſeiner wirtſchaftlichen Ausnützung und kulturellen Entwicklung teil⸗ 
nehmen wollen. Wir ſetzen uns dafür ein, weil wir nicht glauben, daß 
bei einer Aufteilung der Fortſchritt der Kultur in Wahrheit gefördert 
wird, weil wir vielmehr meinen, daß der Fortſchritt organiſch an die 
beſtehenden Verhältniſſe anknüpfen müſſe. Wir hoffen, daß durch 
unſere Freundſchaft und unſeren Beiſtand die Türkei erhalten bleibt 
und zu äußerer und innerer Ruhe gelangt, und daß fie auch ohne Ver⸗ 
luſt der nationalen Freiheit und Selbſtändigkeit die Segnungen der 
europäiſchen Kultur aufnehmen kann und eine lebensfähige orienta⸗ 
liſche Kultur entwickeln wird. Durch die Aufhebung der Kapitulationen, 
die ſie während des Krieges mit unſerer Zuſtimmung vollzogen hat, 
hat ſie ſehr an Anabhängigkeit und an Bewegungsfreiheit gegenüber 
fremden Staaten gewonnen. Auch andere Reformen haben ſchon 
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jetzt eingeſetzt, und wenn erſt der Friede eingekehrt ift, wird die Türkei 
in größerem Amfange an inneren Reformen arbeiten können. Es iſt 
hier nicht der Ort, über dieſe des weiteren zu ſprechen; nur das muß 
geſagt werden, daß ihr Deutſchland dabei ein Freund ſein muß, 
aber kein aufdringlicher und überheblicher Freund ſein darf, wenn 
es nicht die Freundſchaft und damit auch den Fortſchritt gefährden 
will. Auch das mag wiederholt werden, daß wir nun nicht mit einem 
Male, wie Schwarmgeiſter es wollen, unſere ganze Zukunft auf 
unſere Freundſchaft mit der Türkei ſetzen dürfen, ſondern daß ſie 
immer nur einen Teil unſeres Lebens ausmachen kann. 

Bei dem lockeren Zuſammenhange des türkiſchen Reiches, auch 
nach ſeinem Nückzuge aus Europa und Afrika, iſt die Möglichkeit 
weiterer Gebietsabtretungen nicht von vornherein abzuweiſen; man 
kann nicht behaupten, daß alle Gebietsabtretungen an den Lebens- 
nerv der Türkei rühren würden. Aber man muß dabei eine deutliche 
Anterſcheidung machen: es iſt nicht dasſelbe, ob die Türkei ein Stück 
überhaupt verliert, oder ob ſie es an eine Großmacht verliert, die 
dann von hier aus einen ſtarken Druck auf ſie ausüben kann. So iſt 
Armenien ein Nandland mit national fremder Bevölkerung, das an 
ſich der Türkei für ihr Leben nicht nötig iſt; wenn Armenien in ſich 
lebensfähig wäre oder künftig einmal lebensfähig würde, ſo könnte 
die Türkei es verſchmerzen und würden auch wir in ſeine Anabhängig⸗ 
keit willigen können. Aber weder die Türkei noch wir können es ver⸗ 
tragen, daß Rußland ganz Armenien feiner Herrſchaft unterwirft 
und hier eine Kleinaſien und den nördlichen Teil des ſyriſchen Tafel⸗ 
landes bis ans mittelländiſche Meer und Meſopotamien heran be⸗ 
herrſchende Stellung gewinnt. Die Türkei könnte auf Süd⸗Arabien 
wohl verzichten; aber es iſt bedenklich für ſie und für uns, wenn 
ſie hier von England umklammert wird, und es kann eine Gefahr für 
ihren Beſtand werden, wenn England die heiligen Stätten von 
Mekka und Medina unter ſeinen Einfluß bringt. Meſopotamien und 
Syrien ſind für die Türkei und zugleich für uns wertvoll ſchlechthin: 
Syrien wegen ſeiner Produktion und noch mehr wegen ſeiner Ver⸗ 
kehrslage, da eine Macht, die vom mittelländiſchen Meere aus 
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Syrien beherrſcht, leicht auch ins Innere vordringen kann; Meſopo⸗ 
tamien als ein Land, das durch künſtliche Bewäſſerung zu einem der 
wichtigſten Produktionsgebiete der Erde gemacht werden kann und 
auch reiche Petroleumlagerſtätten hat. Hier liegen die größten wirt⸗ 
ſchaftlichen Werte für die Türkei und für uns. Zweifelhaft kann man 
ſein, ob auch der Zugang zum perſiſchen Meerbuſen und deſſen Be⸗ 
herrſchung ein unmittelbares Lebens bedürfnis der Türkei iſt, die doch 
eine ausgeſprochene Kontinentalmacht iſt und auf lange hinaus 
bleiben wird; wohl aber bedeutet ſeine Beherrſchung durch England 
und die darin gegebene Möglichkeit der Abſperrung eine Gefahr für 
unſere Weltſtellung, und wir müſſen darum die engliſche Stellung 
hier zu ſchwächen ſuchen. R 
In den Eingangsworten dieſes Kapitels iſt hervorgehoben 
worden, daß uns unſer Bündnis mit Oſterreich⸗Angarn, Bulgarien 
und der Türkei Pflichten auferlegt: einerſeits die Pflicht des Ver⸗ 
zichtes auf die Verfolgung von eigenen Zielen, die nicht als eigent⸗ 
liche Lebensnotwendigkeiten anzuſehen ſind, für deren Durch⸗ 
ſetzung wir daher den Einſatz der Kräfte unſerer Bundesgenoſſen 
nicht verlangen können; andererſeits die Pflicht, uns auch für Ziele 
einzuſetzen, die nicht unſeren eigenen Leib, ſondern den Leib unſerer 
Bundesgenoſſen betreffen, die erſt dadurch zu eigenen Zielen werden. 
Wir müſſen jetzt die Konſequenzen unſerer Bündnispolitik ziehen; 
aber wir tun es bereitwillig, weil wir auch heute glauben, daß dieſe 
richtig geweſen iſt. Das Bündnis mit Oſterreich⸗Angarn ſtammt von 
Bismarck, und es beſteht wohl ziemlich allgemeine Abereinſtimmung 
darüber, daß es ſich bewährt hat. Wir müſſen auf unſerer Südſeite 
ein ſtarkes befreundetes Reich haben. Das iſt eine dauernde Not⸗ 
wendigkeit; darum muß das Bündnis nicht nur beſtehen bleiben, 
ſondern noch enger geknüpft werden, aus dem Bündniſſe muß ein 
Bund werden. Ob und in welcher Weiſe er auch eine wirtſchafts⸗ 
und zollpolitiſche Vereinigung einbegreifen ſoll, darüber gehen die 
Meinungen bei uns und auch in Oſterreich⸗Angarn noch weit aus 
einander; aber politiſch und militäriſch muß ein „Mittel⸗Europa“ ge⸗ 
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ſchaffen werden. Die Freundſchaft mit der Türkei iſt jünger und hat 
erſt während des Krieges zu einem Bündniſſe geführt. Man ſoll ſich 
nicht darüber täuſchen, daß Schwierigkeiten beſtehen, die nicht in 
Hurraſtimmung, ſondern nur durch ernſtes Wollen und durch manche 
Entſagung auf beiden Seiten gelöſt werden können; aber auch dieſes 
Bündnis iſt für beide Teile ſo vorteilhaft und ſegensreich, daß man 
die Schwierigkeiten überwinden wird. Schützt es uns vor der Am⸗ 
klammerung, ſo iſt es für die Türkei die einzige Gewähr ihres Be⸗ 
ſtehens. Es öffnet uns ein großes Feld der Betätigung und der 
Türkei die Möglichkeit wirtſchaftlichen und kulturellen Fortſchrittes 
ohne Gefährdung ihrer ſtaatlichen Anabhängigkeit. Die Freundſchaft 
und das Bündnis mit Bulgarien ſind am jüngſten und gehören erſt 
dem Kriege an. Aber auch dies Bündnis muß und wird dauernd ſein. 
Für uns und Öfterreich-Ungarn iſt Bulgarien die Brücke zur Türkei; 
es erhält von uns die Sicherheit vor Aberwältigung durch Nußland 
und ſeine Nachbarn auf der Balkanhalbinſel. Wir und Bulgarien 
ergänzen einander wirtſchaftlich. Man kann der deutſchen Politik 
der letzten Jahrzehnte manche Fehler vorwerfen; aber mit dieſer 
Bündnispolitik hat fie das Richtige getroffen. Der mitteleuropäiſch⸗ 
orientaliſche Block iſt ein geſundes, für alle Teile notwendiges Gebilde. 
Er muß und wird feine Standhaftigkeit zunächſt in den Friedens⸗ 
verhandlungen bewähren. Nicht das Deutſche Reich, nicht Oſterreich⸗ 
Ungarn, nicht Bulgarien, nicht die Türkei, ſondern der mitteleuropäiſch⸗ 
orientaliſche Block tritt in die Friedens verhandlungen ein und ſetzt 
ſich mit dem gemeinſamen Feinde auseinander. 
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V. 
Die Politik des Friedensſchluſſes. 


Wee uns auch die Feinde einheitlich und geſchloſſen gegen⸗ 
übertreten oder werden wir mit ihnen einzeln unterhandeln 
können? 

Bald nach dem Ausbruche des Krieges haben unſere Feinde 
auf Drängen Englands einen Vertrag geſchloſſen, in dem ſie ſich 
verpflichtet haben, keinen Sonderfrieden zu ſchließen, und auch die 
fpäter eintretenden Mächte Italien, Rumänien und andere haben 
ſich dieſem Vertrage angeſchloſſen; nur die Vereinigten Staaten 
ſind eine ſolche formelle Bindung nicht eingegangen. Wenn die Ver⸗ 
träge eingehalten werden, würde demnach der Friede auf einer Kon⸗ 
ferenz aller im Kriege beteiligten Mächte verhandelt werden, was 
bei der Aberzahl der Feinde zu unſerem Nachteil ſein würde. Es iſt 
die ſehr ſchwierige Aufgabe unſerer Diplomatie, ſei es durch Ver⸗ 
hinderung einer ſolchen allgemeinen Konferenz, ſei es wenigſtens durch 
eine geſchickte Geſchäftsordnung, eine Form der Verhandlungen zu 
ſchaffen, die für uns nicht allzu ungünſtig iſt. Erleichtert wird dieſe 
Aufgabe dadurch, daß die Einigkeit unſerer Feinde innerlich von 
vornherein nicht ſo groß war, wie ſie ſich nach außen gab, und daß 
fie im Laufe des Krieges noch manchen Niß bekommen hat. Anſere 
Feinde ſind nicht nur räumlich von einander getrennt, ſondern haben 
auch, von ihrem Gegenſatze gegen Deutſchland abgeſehen, ganz ver— 
ſchiedene Intereſſen, ja ſind bis kurz vor dem Kriege ausgeſprochene 
Gegner geweſen. Rußland und Frankreich haben kaum ein poſitives 
Intereſſe gemeinſam, allerdings auch keinen in ernſten Betracht 
kommenden Grund des Zwieſpaltes. Frankreich und England waren 
bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts ſcharfe Gegner in der Kolonial- 
politik und haben nur dadurch zu Freunden werden können, daß 


111 


jenes fich unterordnete und England daraufhin in ihm einen geringeren 
Gegner als in Deutſchland ſah; Frankreich muß die Freundſchaft und 


Waffenhilfe durch Demütigung erkaufen. England und Rußland 
ſtanden einander in Aſien auf der ganzen Front gegenüber; ihr Bünd⸗ 
nis iſt nur dadurch möglich geworden, daß Rußland auf weiteres 
Vordringen gegen das britiſche Reich und die britiſchen Intereſſen 
verzichtete, England dafür ſeine türkiſche Politik umwarf und ſich 
mit Nußland und den anderen über eine Teilung der Türkei einigte, 
ihm Konſtantinopel und die Dardanellen zugeſtand. Aber der Gegen⸗ 
ſatz in Aſien iſt wohl nur vertagt, nicht behoben. Wohl nicht mit 
Anrecht hat man geſagt, daß England von dieſem Kriege nicht nur 
eine Niederlage Deutſchlands, ſondern auch eine Schwächung Nuß⸗ 
lands erhofft habe. 

Seit der Revolution hat Rußland den Gedanken an einen Er- 
oberungsfrieden aufgegeben und ſich mit der Forderung eines Friedens 
ohne Annexionen und Entſchädigungen ganz von ſeinen Bundes⸗ 
genoſſen entfernt. Auch wenn es zu keinem Sonderfrieden mit ihm 
kommt, den man wohl eine Zeit lang erhoffen konnte, ſo werden doch 
weder Rußland für die Wünſche ſeiner Verbündeten noch dieſe für 
die Wünſche und Intereſſen Rußlands ſtark ins Zeug gehen; der 
Friede mit Nußland wird ſeinem Inhalte nach mehr oder weniger 
eine Sache für ſich ſein, wenngleich die Engländer und Amerikaner 
jedes wirtſchaftliche Zugeſtändnis Rußlands an uns zu verhindern 
ſuchen werden. Japan wird ſchwerlich daran denken, ſich für die 
Intereſſen der europäiſchen Mächte ſtark einzuſetzen und ſich von 
ihnen auch nicht viel hineinreden laſſen. Auch zwiſchen Italien und 
den Weſtmächten ſcheinen Meinungsverſchiedenheiten über die Kriegs⸗ 
ziele beſtanden zu haben und zu beſtehen, und wenngleich Italien 
nur ſchwer einen Sonderfrieden ſchließen kann, weil es ſich kaum 
ſelbſt zu ernähren und zu verſorgen vermag, ſo wird doch auch 


ſein Friede inhaltlich mehr oder weniger eine Sache für ſich ſein. 


Die Vereinigten Staaten ſollen gegen ein ſehr wichtiges Kriegs ziel 
Englands, nämlich den Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege, Einſpruch 
erhoben haben. So iſt die Einigkeit auf der feindlichen Seite ge- 
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ringer als bei uns, und wir dürfen wohl hoffen, die Feinde auf einem 
Friedenskongreſſe nicht in geſchloſſener Phalanx vor uns zu ſehen. 
Anſere Diplomatie wird dieſe Gunſt nach Möglichkeit aus nützen müſſen. 
Frankreich und England werden uns allerdings bei den Friedens ⸗ 
verhandlungen ziemlich eng verbunden gegenüberſtehen; an ſie werden 
ſich die Vereinigten Staaten von Amerika anſchließen, und in die 
Verhandlungen mit dieſen Mächten wird auch Belgien hineinfallen. 
Sie haben den Krieg im ganzen gemeinſam geführt und werden, von 
Belgien abgeſehen, voraus ſichtlich auch in der Zukunft mit einander 
gehen: Frankreich kann des engliſchen Schutzes nicht entbehren, und 
England und die Vereinigten Staaten können gegen Deutſchland 
nichts Entſcheidendes ausrichten, wenn ſie nicht franzöſiſches Gebiet 
benützen können und den Beiſtand der franzöſiſchen Armee haben. 
Aber auch wir müſſen, wenn ſich die militäriſche Sachlage nicht noch 
ganz ändert, mit ihnen gemeinſam abrechnen. Bisher haben wir 
nur Teile Frankreichs und Belgien als Pfänder in der Hand, wäh⸗ 
rend England und auch die Vereinigten Staaten unſere Kolonien ge⸗ 
nommen und unſerer Schiffahrt und unſerem Handel ſchwere Schäden 
zugefügt haben, für die wir ſie bisher, d. h. ſolange der Anterſeeboot⸗ 
krieg England nicht auf die Knie zwingt, nicht direkt haftbar machen 
können. Wir müſſen für die Rückgabe des beſetzten Gebietes an Frank⸗ 
reich und gegebenen Falles für die Räumung und Wiederherſtellung 
Belgiens die Rückgabe unſerer Kolonien und der von den Feinden 
beſetzten Teile der Türkei ſowie Schadenerſatz für die großen, zum 
Teil völkerrechtswidrigen Schädigungen verlangen, die ſie und ihre 
Trabanten unſerer Schiffahrt und unſerem Handel zugefügt haben. 
Bei dieſem Frieden ſteht Deutſchland im Vordergrunde; aber auch 
die Türkei iſt unmittelbar daran beteiligt. Für Oſterreich⸗Angarn und 
Bulgarien iſt das Intereſſe daran nur mittelbar, in dieſer Mittelbar⸗ 
keit jedoch ſehr ſtark; denn nur ein guter Friede mit England, Frank⸗ 
reich und allen den anderen Staaten um ſie herum kann Deutſchland 
die Stärke geben, die es zu einem wertvollen Bundesgenoſſen macht. 
Wenn ſomit der Friedensſchluß, vielleicht ſchon in der äußeren 
Form, jedenfalls aber ſeinem Weſen nach in eine Anzahl mehr oder 
Hettner, Der Friede und die deutſche Zukunft 8 113 


weniger ſelbſtändiger Friedensſchlüſſe zerfällt, die wir mit einzelnen 
Feinden oder mit Gruppen von Feinden ſchließen, ſo werden wir 
ihn in verſchiedenen Richtungen politiſch verſchieden geſtalten können. 
Wir haben in unſerer Erörterung über den Sinn des Friedens geſehen, 
daß er weder ein Verzichtsfriede noch ein Machtfriede ſchlechthin 
ſein kann, ſondern aus den Lebensbedürfniſſen und Lebensnotwendig⸗ 
keiten des Deutſchen Reiches wie ſeiner Bundesgenoſſen heraus er⸗ 
wachſen und dieſe nicht nur an dem Widerſtande der Feinde, ſondern 
auch an deren Lebensnotwendigkeiten meſſen, daß er alſo ein Ver⸗ 
ſtändigungs⸗ oder Vernunftfriede und womöglich ein Verſöhnungs⸗ 
frieden ſein muß. Aber unſere Gegenſätze ſind den verſchiedenen 
Feinden gegenüber verſchieden ſtark und dringlich. Es wäre daher 
denkbar, daß wir gewiſſe Bedürfniſſe zurückſtellten, um nach der einen 
oder der anderen Seite hin einen Frieden ſchließen zu können, der die 
feindlichen Intereſſen möglichſt wenig verletzte und die Anbahnung 
künftiger Freundſchaft geſtattete. Denn der Zuſtand, in den wir jetzt, 
ſei es durch den unentrinnbaren Zwang der Verhältniſſe, ſei es durch 
Fehler unſerer Diplomatie, hineingeraten ſind, daß wir faſt alle 
anderen Großmächte zu Feinden haben, darf in der Zukunft nicht 
wiederkehren; ein zweiter Krieg in derſelben Konſtellation der Mächte 
könnte verhängnisvoll für uns werden. Es wird ſich einmal darum 
handeln, kleinere oder wenigſtens für uns erſt in zweiter Linie 
ſtehende Mächte, wie Rumänien und Serbien, Japan und vielleicht 
auch Italien, ſowie alle die überſeeiſchen Mitläufer von den Feinden 
abzuſpalten, wovon im einzelnen die Rede ſein ſoll. Namentlich 
aber wäre es erwünſcht, mit einer der drei Großmächte, die unſere 
Hauptfeinde ſind, zu einer Verſtändigung zu gelangen. Von Frank⸗ 
reich iſt dabei wohl mit Recht weniger die Rede geweſen; es ſteht an 
Macht doch hinter den beiden anderen zurück, und ſeine Verſöhnung, 
von der am Anfange des Krieges manche bei uns geträumt haben, 
erſcheint leider bisher als ein ausfichtslofes Beginnen. Solange die 
beiden anderen gegen uns zuſammenhalten, wird auch Frankreich gegen 
uns gekehrt ſein; nur Verſtändigung mit einem von ihnen könnte es 
vielleicht herüberziehen. Es handelt ſich um England und Rußland. 
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Schon vor dem Kriege ftanden fich zwei Parteien gegenüber, 
die man als die Nuſſophilen oder Ruſſenfreunde und die Anglo⸗ 
philen oder Englandfreunde, oder vielleicht beſſer als die Anglo⸗ 
phoben oder Englandhaſſer und die Nuſſophoben oder Nußland⸗ 
haſſer bezeichnen kann. In den politiſchen Erörterungen während 
des Krieges iſt dieſer Gegenſatz noch viel mehr hervorgetreten; man 
ſpricht wohl auch mit geſchmackloſem Modeworte von einer öſtlichen 
und einer weſtlichen Orientierung, d. h. von einer Verſtändigung 
im Oſten oder im Weſten. Die eine Partei wünſcht, daß wir 
uns mit Nußland verſtändigen, den Frieden mit ihm in dem⸗ 
ſelben Sinne ſchließen, in dem Bismarck den Nikolsburger Frieden 
mit Oſterreich geſchloſſen hat, und daß wir unſere ganze Kraft 
gegen England wenden. Die andere erblickt umgekehrt in Ruß⸗ 
land die größte Gefahr und ſtrebt darum eine Verſtändigung mit 
England an. Jene will Rußland möglichſt günſtige Friedens⸗ 
bedingungen bewilligen, dieſe dagegen alles tun, um Rußland zu 
ſchwächen und dafür lieber einen geringeren Erfolg gegen England 
in den Kauf nehmen. 

Eine ſolche nach einer Seite gekehrte Politik wäre eine Abkehr 
von der bisher, namentlich unter dem Fürſten Bülow, befolgten 
Politik, die ſich nach keiner Seite binden wollte, ſondern zwiſchen 
den beiden Mächten hin und her lavierte, um unſere Lebens bedürf⸗ 
niſſe ſowohl nach der einen wie nach der anderen Seite zu gewinnen 
und zu ſichern. Man kann im Zweifel ſein, ob dieſe Politik richtig 
geweſen iſt; denn ſie hat ſchließlich zur Verſöhnung der beiden Mächte 
geführt und beide und zugleich Japan zu unſeren Feinden gemacht. 
Aber eine andere Frage iſt es, ob, nachdem wir ſowohl die Lebens⸗ 
forderungen, die uns in Gegenſatz zu Rußland, wie die Lebens forde⸗ 
rungen, die uns in Gegenſatz zu England bringen mußten, energiſch 
aufgenommen haben und darüber in Krieg mit beiden gekommen 
ſind, ob jetzt eine ſolche einſeitige Wendung unſerer Politik überhaupt 
noch möglich iſt, und ob wir fie zur Nichtſchnur bei den Friedens⸗ 
verhandlungen nehmen dürfen, die den Zuſtand Europas auf lange 
hinaus beſtimmen ſollen. 
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Zunächſt ift es fraglich, ob der laute Austrag dieſer Streitfrage 
während des Krieges gerade politiſch klug iſt. Setzen wir einmal den 
Fall, es wäre Abereinſtimmung in dem einen oder dem anderen Sinne 
erzielt worden, ſo würde gerade die allgemeine Erklärung: „Wir 
wollen um jeden Preis Frieden mit Nußland (oder umgekehrt mit 
England) haben, um uns ganz gegen England (oder umgekehrt Ruß⸗ 
land) wenden zu können,“ unſere politiſche Stellung beim Friedens⸗ 
ſchluſſe mit Nußland (oder umgekehrt mit England) empfindlich ge⸗ 
ſchwächt haben, denn wir hätten damit doch alle Trümpfe aus der 
Hand gegeben. Der Staatsmann, der die Friedensunterhandlungen 
führt, muß in dieſer Beziehung freie Hand haben. 

Nachdem uns einmal unſere ganze Politik, mit Recht oder 
Anrecht, ſowohl in Streit und Krieg mit Rußland wie mit England 
geführt hat, müſſen wir den Kampf auch politiſch durchführen und 
uns und unſerer Bundesgenoſſen Lebensnotwendigkeiten beiden gegen⸗ 
über durchſetzen; denn was wir jetzt ausdrücklich aufgeben, werden wir 
auch ſpäter nicht wieder einbringen können. Nur auf Forderungen, die 
keine Lebensnotwendigkeiten ſind, dürfen wir verzichten. Ob eine Ver⸗ 
ſtändigung eintritt oder die Feindſchaft fortdauert, hängt gar nicht allein 
von uns, ſondern auch davon ab, ob der Feind die Streitaxt begraben 
will. And deſſen Wille wird ebenſo ſehr durch ſeine Macht wie durch 
ſeine Wünſche beſtimmt, iſt alſo keine unveränderliche und berechen⸗ 
bare Größe, ſondern ändert ſich im Verlaufe des Krieges. Im ganzen 
erſten Teile des Krieges hat uns nur die Pflicht obgelegen, ihn nach 
beiden Seiten hin mit aller Kraft, die wir nur aufbringen konnten, zu 
führen, um ihn zu einem möglichſt ſiegreichen Ende zu bringen; ſo 
lange war alle Rederei über die politiſche Richtung des Friedens 
vom Abel. Erſt jetzt, da ſich der Krieg gegen das Ende hin neigt, 
kann man ſie überhaupt beſtimmter ins Auge faſſen, obgleich man 
immer darauf gefaßt ſein muß, daß unvorhergeſehene Wendungen 
eintreten. Jetzt liegt Rußland am Boden, während England 
und Frankreich, um von anderen zu ſchweigen, den Kampf noch 
in voller Stärke, wenn auch durch den Anterſeebootkrieg ſtark ge⸗ 
fährdet, weiter führen. Rußland hat ſeine alten Kriegsziele auf⸗ 
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gegeben, ſpricht von Frieden ohne Annexionen und würde Frieden 
ſchließen, wenn ſeine Bundesgenoſſen es ihm erlaubten; England und 
Frankreich dagegen ſtellen noch maßloſe Forderungen. Nußland 
erſcheint durch ſeine Revolution auf Jahre hinaus geſchwächt und der 
Ruhe bedürftig, während England und Frankreich zwar auch ſtark 
geſchwächt ſind, aber mit größter Energie weiterkämpfen. Aber wer 
will dafür Bürgſchaft leiſten, daß in Nußland künftig eine friedliche 
und deutſchfreundliche Richtung zur Herrſchaft kommt? And auch 
dafür, daß es bei ſeinem Kräftezuſtand überhaupt in der Lage iſt, 
uns einen erheblichen Beiſtand zu leiſten? Wer, der nicht ganz 
verrannt iſt, kann auf der anderen Seite die Möglichkeit in Ab⸗ 
rede ſtellen, daß England, von der Nutzloſigkeit ſeines Kampfes 
gegen uns überzeugt, lieber darauf verzichtet und uns die Hand zur 
Verſöhnung reicht? Wer will die Verantwortung dafür übernehmen, 
auf jene Hoffnung hin die Sicherheiten preis zugeben, die wir 
gegen ein feindliches Rußland haben müſſen? Wer die Verant⸗ 
wortung, auf dieſe Hoffnung hin England gegenüber die Erfüllung 
der Forderungen aufzugeben, die wir zum Schutze unſerer Kolonien 
und überhaupt unſerer Betätigung auf und über See nötig haben? 
Auch wenn wir der Freundſchaft des einen oder des anderen im Augen⸗ 
blicke ſicher wären, dürften wir auf Sicherheiten nicht verzichten. Die 


Erfahrung zeigt, daß die Konſtellation der Mächte vergänglich iſt, 


daß Bündniſſe, aber auch Feindſchaften ſelten mehr als einige Jahr⸗ 
zehnte andauern, weil dann andere Intereſſen wichtiger werden und 
zu anderen Bündniſſen und Gegenſätzen führen. Das würde auch 
von einem Bündniſſe mit Nußland oder mit England oder auch mit 
Frankreich gelten, das wir jetzt eingingen. Der Friede aber ſoll 
Dauerzuſtände ſchaffen, zwar nicht für die Ewigkeit, jedoch für lange 
Zeit, für längere Zeit, als Bündniſſe zu währen pflegen. Er muß 
uns über die Dauer eines jetzt zu ſchließenden Bündniſſes hinaus 
ſchützen. Darum ſollte er, wie ich ſchon am Schluſſe der Erörterungen 
über den Sinn des Friedens ausgeſprochen habe, um nicht ſofort 
einen neuen Krieg heraufzubeſchwören, nach keiner Seite hin ein 
reiner Machtfriede, ſondern überall nach Möglichkeit ein Ver⸗ 
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ftändigungsfriede fein, d. h. ein Friede, der unſere Lebens bedürfniſſe 


befriedigt, aber auch den Lebens bedürfniſſen der anderen gerecht 
wird. In dieſem Sinne müſſen wir an den Friedensſchluß mit 
allen unſeren Feinden herangehen. 


Zur Dauerhaftigkeit des Friedens gehört aber notwendiger⸗ 


weiſe, daß er ein vollſtändiger Friede iſt. Es geht nicht an, daß 
nur der Kampf mit den Waffen ruht und der Wirtſchaftskrieg 
weitergeht, wie unſere Feinde es planen. Darüber würden wir 
zu Grunde gehen, darein können wir uns nicht fügen, einen ſolchen 
Frieden können wir nicht ſchließen. Solange ſie uns die Befriedi⸗ 
gung unſerer Lebensbedürfniſſe nicht gönnen und die Entfaltung 
unſerer Kräfte unterbinden wollen, ſo lange müſſen ſie die Schärfe 
unſerer Waffen fühlen. 
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VI. 
Der Friede mit Rußland. 


1. Die Lage. 


ir beginnen die Betrachtung mit Rußland, dem Feinde, der 

den Krieg angefangen hat, der aber auch, von den kleineren 

abgeſehen, zuerſt zuſammengebrochen iſt, ſo daß der Friede mit ihm 

vielleicht zuerſt in Aus ſicht ſteht. Aber gerade ihm gegenüber gehen die 

Meinungen über die Richtung, die unſere Friedenspolitik einzuſchlagen 

habe, vielleicht am meiſten auseinander oder kommt der Gegenſatz 
der Meinungen jedenfalls am ſtärkſten zum Ausdrucke. 

Auf der einen Seite ſtehen zunächſt diejenigen, die ſich von 
früher, aus der Zeit der „traditionellen Freundſchaft“ mit Rußland 
her, Gefühle der Freundſchaft bewahrt haben, die eigentlichen Ruſſo⸗ 
philen; ihre Zahl hat ſich allerdings wohl ſeit der Revolution ver⸗ 
mindert, da ſie ſich hauptſächlich aus den Konſervativen rekrutierten, 
die für die zariſche Regierung Sympathie hatten. Zu ihnen kommen 
alle, deren Gedanken ganz von der Feindſchaft gegen England be- 
herrſcht werden und die darum Frieden mit Rußland um jeden Preis 
predigen. Der Frieden mit dieſem müſſe ſo geſchloſſen werden, daß 
er alle Streitpunkte aus der Welt ſchaffe und den Grund zur Freund⸗ 
ſchaft und womöglich zu einem Bündniſſe lege. Sie erklären die 
Befreiung Polens für einen Fehler, weil Rußland ſie als einen Schlag 
ins Geſicht habe empfinden müſſen, und liebäugeln ſogar mit dem 
Gedanken einer Rückgabe Polens an Nußland. Sie ſcheinen geneigt, 
ihm Armenien zu überlaſſen, und wollen, damit das arme Rußland 


) Die fachliche Grundlage dieſes Kapitels iſt mein Buch: Rußland, 
eine geographiſche Betrachtung von Volk, Staat und Kultur. 3. Auflage. 
Leipzig, B. G. Teubner, 1916. 
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ja nicht zu ſchlecht wegkomme, es für den erzwungenen Verzicht auf 
Konſtantinopel und die Meerengen nötigenfalls durch einen freien 
Auslaß über die ſkandinaviſche Halbinſel zum atlantiſchen Ozean 
und durch einen freien Zugang zum perſiſchen Meerbuſen entſchädigen. 

In vollem Gegenſatze zu dieſen ruſſenfreundlichen Politikern 
ſtehen diejenigen — namentlich ſind das viele Balten —, die eine 
Verſöhnung mit Rußland nicht für möglich halten und in ihm die 
größte Gefahr für unſere Zukunft erblicken. Der Eroberungsdrang 
ſei Rußland angeboren, und im beſonderen ſei der Drang zum 
offenen Meere für es eine Notwendigkeit; es würde immer wieder 
Vorſtöße gegen den atlantiſchen Ozean, die Oſtſee und beſonders 
das offene mittelländiſche Meer machen, aus denen Konflikte mit uns 
hervorgehen müßten. Jetzt hätten wir es noch niederwerfen können, 
aber da ſich ſeine Bevölkerung jährlich um 3 Millionen vermehre, 
und da es auch an wirtſchaftlicher Kraft, ſowohl in Landwirtſchaft 
wie in Induſtrie, ſtändig wachſe, ſo würde es uns in wenigen Jahr⸗ 
hunderten ſo überlegen ſein, daß wir ihm rettungslos preisgegeben 
wären. Nur eine Zertrümmerung Nußlands könne uns vor dieſer 
Gefahr retten; darum dürften wir die Gelegenheit, die ſich uns jetzt 
dafür biete, nicht vorübergehen laſſen. Es genüge nicht, daß wir die 
weſtlichen Fremdländer befreiten; die Hauptſache ſei, daß wir die 
Ukraine von Rußland trennten, daß wir dieſes nicht nur vom Weſten, 
ſondern auch vom ſchwarzen Meere abſperrten, daß wir es, wie ſie 
meiſt ſagen, nach Aſien zurückdrängten. Die engliſche Gefahr ſei 
immer noch geringer als die ruſſiſche; wir ſollten uns darum lieber 
mit England zu verſtändigen ſuchen, als daß wir Nußland unge⸗ 
ſchwächt oder doch nur wenig geſchwächt aus dem Kriege hervor⸗ 
gehen ließen. Nur Eroberungen auf Koſten Rußlands könnten uns 
auch die Siedlungsgebiete und Gebiete landwirtſchaftlicher Produktion 
in unmittelbarem Zuſammenhang mit dem Deutſchen Reiche ge⸗ 
währen, deren wir zur Entwicklung unſerer Volkskraft und zu unſerer 
wirtſchaftlichen Sicherung bedürften. | 

Am dieſen großen, ſchweren Fragen gegenüber Stellung zu 
nehmen, müſſen wir uns klar darüber zu werden ſuchen, warum Ruß⸗ 
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land in den Krieg gegen uns und unſere Bundesgenoſſen gegangen 
iſt, und ob es feinen diesmal abgeſchlagenen Angriff voraus ſichtlich 
wiederholen wird. Wir müſſen uns einerſeits überlegen, ob es zwiſchen 
Rußland und uns eine Verſöhnung gibt, andererſeits, ob eine Schwä⸗ 
chung Rußlands, wie fie verlangt wird, überhaupt möglich iſt, und 
ob wir und unſere Bundesgenoſſen beſſer fahren, wenn wir ein ver⸗ 
ſöhntes oder wenn wir ein geſchwächtes Rußland neben uns haben. 
Gerade bei Rußland müſſen wir noch mehr als auf unſere eigenen 
Intereſſen auf die Intereſſen unſerer Bundesgenoſſen achten, da ja 
der ruſſiſche Angriff hauptſächlich gegen dieſe gerichtet war und uns 
nur traf, weil wir jenen beiſprangen. 

Nußland iſt ſeinem Weſen nach ein kontinentaler Eroberungs⸗ 
ſtaat, der ſich von feinem urſprünglichen Gebiete im heutigen Weſt⸗ 
Nußland aus allmählich über das ganze europäiſche Tiefland, ganz 
Nord⸗Aſien, große Teile von Zentral⸗Aſien und die Kaukaſusländer 
ausgedehnt hat und auch heute in ſeinem Eroberungsdrange noch nicht 
Halt macht, ſondern in unerſättlicher Ländergier immer weiter vor⸗ 
zuſtoßen und neue Länder feinem Reiche anzugliedern ſucht. Dieſer 
ruſſiſche Imperialismus iſt verſchieden von dem Imperialismus der 
Weſtmächte; während dieſer zu einem großen Teile wirtſchaftlicher 
Natur iſt, gehört jener einer älteren Stufe an und erinnert in mancher 
Beziehung an den Eroberungsdrang der aſiatiſchen Deſpotien. Auch 
wenn kein zu großes Gewicht auf den Wunſch nach perſönlicher Be⸗ 
reicherung einflußreicher Perſonen gelegt wird, der zweifellos hinein⸗ 
ſpielt und z. B. den Ausbruch des japaniſchen Krieges verſchuldet 
hat, ſo iſt doch die eigentliche Abſicht Gebietsgewinn und die 
dadurch bewirkte Vermehrung der ſtaatlichen Macht. Im einzelnen 
entſpringt, ähnlich wie im römiſchen Reiche, die Eroberung oft aus 
der Verteidigung gegen Aberfälle und Angriffe; aber die Wirkung 
auch dieſer Verteidigungsmaßregeln iſt ein fortgeſetzter Angriff. Man 
ſtrebt in ſüdlichere, mildere und fruchtbarere Gegenden. Man ſtrebt 
auch nach dem Meere, obgleich dieſer Drang nach dem Meere nicht 
zu hoch eingeſchätzt werden darf. Auch der Gedanke des Panſlavismus 
und der Wunſch nach Aus breitung der orthodoxen Kirche ſpielen hinein, 
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jedoch wohl mehr als eine Fahne, um die das Volk fich ſammelt, denn 
als wirkliche Arſache. | 

Dieſer Eroberungsdrang hat fich nach allen Seiten geltend ge⸗ 
macht und zu der ungeheuren Ausdehnung des Reiches geführt. 
Auch in der Gegenwart lebt er noch an allen Seiten des rieſigen 
Halbkreiſes; nur die Stellen des Vorſtoßes wechſeln von Zeit zu 
Zeit. Nach dem türkiſchen Kriege vom Jahre 1877 und dem Berliner 
Kongreß wandte Rußland ſeine Aufmerkſamkeit eine Weile Zentral⸗ 
Aſien zu. Dann machte es in den neunziger Jahren ſeinen ſtarken Vor⸗ 
ſtoß in Oſt⸗Aſien. Nach der ſchweren Niederlage im japaniſchen Kriege 
und der darauf folgenden Verſtändigung mit England kehrte es wieder 
nach dem Weſten zurück. Vor allem faßte es das alte Ziel ſeiner 
Sehnſucht, den Beſitz Konſtantinopels und der Meerengen und damit 
zugleich die Oberherrſchaft auf der Balkanhalbinſel und den Beſitz 
Armeniens und des nördlichen Kleinaſiens, wieder ins Auge, und da 
es wußte, daß ihm Oſterreich⸗Angarn und das Deutſche Reich bei 
dieſer Abſicht in den Weg treten würden, wollte es die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie zertrümmern und das Deutſche Reich fo 
ſchwächen, daß es ihm keinen Widerſtand mehr leiſten könnte; es 
wollte ſich die ſlaviſchen Landſchaften Öfterreich-Ungarns, in erſter 
Linie das von Ruthenen bewohnte Dft-Galizien, angliedern oder 
wenigſtens in Abhängigkeit von ſich bringen, Ober⸗Schleſien mit ſeinen 
reichen Kohlen⸗ und Erzlagerſtätten und die beiden, Polen auf der 
Seeſeite vorgelagerten Provinzen Preußen gewinnen. Es hoffte, 
daß ihm durch die Niederwerfung Deutſchlands auch der maßgebende 
Einfluß auf der Oſtſee und in der ſkandinaviſchen Halbinſel in den 
Schoß fallen werde. Es hatte demnach kein kleines Programm auf 
ſeine Fahnen geſchrieben. Eine furchtbare Gefahr iſt durch unſere 
tapferen Truppen von uns abgewendet worden. 

"Rußland hat, trotz feiner ungeheuren Überzahl an Menſchen, 
trotz der enormen Anſtrengungen, die es mit Hilfe Frankreichs für 
die Bewaffnung ſeiner Truppen, den Bau von ſtrategiſchen Eiſen⸗ 
bahnen und überhaupt die Vorbereitung des Krieges gemacht hatte, 
eine völlige Niederlage erlitten, weil es an wirtſchaftlicher und kulturel⸗ 
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ler Kraft doch zu ſehr hinter uns zurückſtand. Dieſe Niederlage war 


. ſchon unter der zariſchen Regierung entſchieden; ſie hat den Anlaß 


zu deren Sturz gegeben und ihn möglich gemacht. Wie es ſcheint, 


hat jene Friedensunterhandlungen anknüpfen wollen und haben Eng 


land und Frankreich gerade darum die ruſſiſche Revolution begünſtigt. 
Dieſe hat nochmals alle Kraft zuſammengerafft; aber ihr Angriff 
gegen uns iſt geſcheitert. Im Gegenteil haben wir nach anfänglichem 
Warten große Vorſtöße gemacht, und es hat den Anſchein, als ob 
die ruſſiſche Kraft gebrochen ſei und die größte Kriegsmüdigkeit das 
ruſſiſche Volk und die ruſſiſche Armee beherrſche. 

Der unglückliche Ausgang des japaniſchen Krieges hatte zur 
Revolution geführt und den Anſtoß zu einer durchgreifenden Agrar⸗ 
reform gegeben, und ſo konnte man auch bei einem unglücklichen Aus⸗ 
gange dieſes Krieges einer Revolution entgegenſehen. Aberkluge 
Kenner Rußlands meinten zwar, daß die Agrarreform ihr die Spitze 
abgebrochen hätte; aber ſie bedachten dabei nicht, daß die damalige 
Revolution in erſter Linie nicht das Werk der Bauern, fondern der 
Intelligenz und der Arbeiter geweſen war, und auch nicht, daß die 
Bauernſchaft noch keineswegs befriedigt iſt. Zweifelhaft konnte 
eigentlich nur ſein, ob ſie noch während des Krieges oder erſt nach 
dem Kriege ausbrechen würde. Die lange Dauer des Krieges und 
ſeine verheerende Wirkungen haben es ſchon im Kriege dazu kommen 
laſſen, und wir haben beim Friedensſchluſſe damit zu rechnen. 

Die Revolution hat bereits eine Reihe von Entwicklungs ſtadien 
durchgemacht und iſt noch nicht abgeſchloſſen.“) Hatte zuerſt das 
liberale Bürgertum die Führung, ſo ſind allmählich immer mehr 
die Sozialiſten in den Vordergrund getreten, und heute wird der 
Kampf beſonders zwiſchen den gemäßigten und den radikalen Sozia⸗ 
liſten geführt. Verſuche der Reaktion ſind bisher unbedeutend ge⸗ 
weſen und abgeſchlagen worden. Die Wiederkehr der alten Auto- 
kratie muß als unwahrſcheinlich gelten; aber wie ſich der ruſſiſche 
Staat in Zukunft geſtalten wird, ob mehr im Sinne einer gemäßigten 


) Eben kommt die Nachricht von der Revolution der Maximaliſten 
mit dem Sturze Kerenskis. 
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Monarchie oder einer vom Bürgertum geführten oder einer ſozialiſti⸗ 
ſchen Republik, läßt ſich heute noch nicht abſehen. Darum wird ſich 
auch unſere Politik mit der größten Vorſicht bewegen müſſen und ihre 
Entſchlüſſe nicht auf den Glauben an eine beſtimmte Partei hin faſſen 
dürfen. Es war ein großer, unter dem Einfluſſe altpreußiſcher Tradi⸗ 
tionen begangener Fehler unſerer früheren Politik, daß ſie ſich oft 
auf den Zarismus feſtgelegt und dadurch das Volk und das gebildete 
Bürgertum vor den Kopf geſtoßen hatte; ſolche Fehler dürfen nicht 
wiederholt werden. 

Die Frage, um die es ſich für uns hauptſächlich handelt, iſt die 
Frage, ob der ruſſiſche Imperialismus an die zariſche Regierung ge⸗ 
knüpft war oder das ruſſiſche Volk durchdringt, eine Lebensfrage des 
ruſſiſchen Volkes iſt oder von dieſem wenigſtens als ſolche aufgefaßt 
wird; denn während wir in jenem Falle künftig mit einem fried⸗ 
liebenden Nachbarn rechnen können, müſſen wir in dieſem Falle auf 
eine Fortdauer ſeiner Eroberungspolitik gefaßt ſein, bei der es nur 
zweifelhaft bleibt, nach welcher Seite ſie ſich zunächſt wendet. Ich 
glaube, daß man unterſcheiden muß. Man hat vor dem Kriege und 
im Kriege vom ruſſiſchen Volksimperialismus geſprochen und ihn 
mit dem Landhunger der Bauern in Verbindung gebracht. Das iſt 


doch wohl nicht richtig; denn dieſer Landhunger würde bei Erobe⸗ 


rungen im Weſten kaum Befriedigung finden. Nicht die Bauern, 
auch nicht die Arbeiter, die, wie es ſcheint, von der Eroberungspolitik 
nichts wiſſen wollen, ſondern nur das Bürgertum iſt mit der zariſchen 
Regierung zuſammen Träger des ruſſiſchen Imperialismus geweſen 
und iſt es noch heute; Miljukow war politiſch ein intimer Freund 
von Saſonow und wandelt in ſeinen Bahnen. Die Stimmung in der 
Revolutionsregierung ift um fo friedlicher, je mehr die Sozialiſten 
obenauf ſind. Der Wunſch nach Ruhe und Fortſchritt im Innern 
überwiegt bei ihnen über den Wunſch nach Ausdehnung; ſie haben 
ſich ſofort für einen Frieden ohne Annexionen erklärt und auf Kon⸗ 
ſtantinopel glattweg verzichtet. Welche Wünſche und Beſtrebungen 
in der nächſten Zeit und künftighin in der ruſſiſchen Staatsleitung 
zur Geltung kommen, wird daher doch auch von der Geſtaltung des 
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ruſſiſchen Staates, von dem Siege der einen oder der anderen Partei 


14 und Regierungsform abhängen. 


Eine auch für die äußere Politik ſehr bedeutſame Anderung 
des ruſſiſchen Staates wird aber mit ziemlicher Sicherheit eintreten 
Während das zariſche Rußland ganz zentraliſtiſch war, hat die 
Revolution eine ſtarke Bewegung für den Föderalismus entfacht, 
und dieſe Bewegung wird ſich kaum zurückdämmen laſſen. Eine 
abſolute Monarchie kann die verſchiedenen Nationalitäten gleich⸗ 
mäßig beherrſchen, eine parlamentariſche Regierung oder gar eine 
Republik kann das in dieſer Weiſe nicht; denn der Anſpruch einer 
Nationalität auf Herrſchaft über die anderen wird von dieſen nicht 
anerkannt werden und wird zum Kampfe führen. In Oſterreich iſt 
der Nationalitätenkampf mit dem Sturze des Abſolutismus ent⸗ 
brannt, und in Rußland wird es dasſelbe fein. Der Gegenſatz der 
Nationalitäten hatte hier ſeit der Einrichtung der Duma faſt noch 
ſchärfere Formen angenommen und zur Anterdrückung der Fremd⸗ 
völker durch die Groß-Ruffen geführt. Die Revolution, die nicht nur 
den Zarismus, ſondern auch die bisherige Duma bei Seite gedrängt 
hat, hat ſtarke Autonomiebeſtrebungen aller Fremdvölker ausgelöſt, 
und die republikaniſche Regierung hat ihnen große Zugeſtändniſſe 
machen müſſen. Der ruſſiſche Staatsverband iſt gelockert, und wenn 
das Reich auch keineswegs zu zerfallen braucht, ja das nicht einmal 
wahrſcheinlich iſt, ſo wird doch das gelockerte Reich nach außen 
geringere Stoßkraft entfalten; der großruſſiſche Imperialismus hat 
jetzt nicht mehr denſelben Einfluß auf das Staatsganze. Auf dieſe 
Veränderung der Verhältniſſe können und müſſen wir Nückficht 
nehmen. 

Augenblicklich iſt Rußland trotz aller Schwäche und Kriegs- 
müdigkeit noch nicht zum Frieden bereit, weil es noch ganz im Banne 
ſeines Verhältniſſes zu ſeinen Bundesgenoſſen ſteht. Das zariſche 
Rußland ift das Bündnis eingegangen und hat ſich verpflichtet, den 
Frieden nur mit ihnen gemeinſam zu ſchließen, und wenn auch das 
Kaiſertum inzwiſchen einer Republik Platz gemacht hat, ſo iſt dieſe 
doch die Rechtsnachfolgerin des Kaiſertums und kann ſich nicht ohne 
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weiteres von deſſen Verpflichtungen losſagen. Auch fie ſelbſt hat 
von ihnen noch große Darlehen gegen das Verſprechen der Fortſetzung 
des Krieges bekommen. Wenn ſie ſich auch vielleicht nicht ſcheuen 
würde, den Staatsbankrott zu erklären und die Bezahlung der 
Milliardenſchulden zu verweigern, ſo iſt ſie doch auch jetzt in hohem 
Maße geldbedürftig. Durch einen Sonderfrieden würde ſie ihre 
bisherigen Bundesgenoſſen als Geldgeber verlieren, ganz auf uns 
angewieſen ſein und auch ſonſt überall mit deren Widerſtand zu 
rechnen haben. Eine ſolche Zwangslage wird ſie natürlich möglichſt 
zu vermeiden ſuchen. 

Anſere Politik ſcheint ſchon in der Zeit der zariſchen Regierung 
und dann in der erſten Zeit der Revolution auf einen Sonderfrieden 
mit Rußland hingeſtrebt zu haben. Die klugen Leitartikler einer ge⸗ 
wiſſen Seite verhöhnen fie allerdings wegen des Mangels an pfycho- 
logiſchem Arteil, das ſie dadurch bewieſen hätte; aber ſie verurteilen 
alles, was der frühere Reichskanzler getan hat, eben weil dieſer es 
getan hat. Hätte er keine Friedensfühler ausgeſtreckt, ſo würden ſie 
ihn deswegen tadeln, und das mit Recht. Bisher haben die Be- 
ſtrebungen auf Frieden keinen Erfolg gehabt; aber ob nicht der 
Gegenſatz zwiſchen der furchtbaren Ermüdung und Kampfunfähig⸗ 
keit Rußlands und der unverſöhnlichen Hartnäckigkeit und Kriegs⸗ 
treiberei der Weſtmächte ſchließlich doch zum Bruche führen und 
Rußland zu einem Sonderfrieden bereit machen wird, läßt ſich 
ſchwer vorausſagen. Natürlich werden wir bei jedem Friedens⸗ 
ſchluſſe mit Rußland wegen der Anbeſtimmbarkeit der inneren Ver⸗ 
hältniſſe große Vorſicht walten laſſen müſſen. So wie die Dinge 
liegen, werden wir überhaupt nicht ſicher ſein können, ob nicht die 
Regierung, die den Frieden geſchloſſen hat, am nächſten Tage von 
der Bildfläche verſchwindet und ihre Nachfolgerin andere Wege 
einſchlägt. | | 

Wir müſſen uns vor beiden Extremen hüten. Wir dürfen den 
Frieden mit Rußland nicht als einen durch den Haß gegen England 
beſtimmten Verzichtsfrieden ſchließen; denn wenn in Rußland der 
Imperialismus die Oberhand gewinnt, ſo genügt ihm unſer Verzicht 
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auf Eroberungen nicht, ſondern wird er von neuem verfuchen, Kon⸗ 
ſtantinopel und die Meerengen, Armenien, Galizien zu erringen. Wir 
müſſen uns unter allen Amſtänden gegen die Erneuerung ruſſiſcher 
Angriffe ſicher ſtellen und auch die aus unſeren Lebensnotwendigkeiten 
entſpringenden Forderungen erheben. Aber andererſeits müſſen wir 
uns hüten, aus Furcht vor künftigen Angriffen Rußlands mehr als 
nötig in ſein Leben einzugreifen und ihm Gebiete zu nehmen oder 
ihm Dinge zu verſagen, die ihm wirkliche Lebensnotwendigkeiten ſind; 
denn dadurch würden wir auch die Pazifiſten vor den Kopf ſtoßen, 
das ganze ruſſiſche Volk zu unſerem unverſöhnlichen Feinde machen 
und ſchon im Friedensſchluſſe den Keim zu einem neuen Kriege legen. 


2. Die Richtlinien unſerer Friedenspolitik. 


Ehe wir von dieſem Geſichtspunkte aus unſere Friedenspolitik 
gegenüber Rußland im einzelnen beſtimmen, müſſen wir zwei all⸗ 
gemeine Fragen beantworten. Erſtens: iſt die weitere Ausdehnung 
und im beſonderen die Ausdehnung auf der Weſt⸗ und Südweſtſeite 
für Rußland eine Lebensnotwendigkeit, iſt daher ſeine Eroberungs⸗ 
politik und im beſonderen ſeine nach Weſten und Südweſten gerichtete 
Eroberungspolitik, aus der der Weltkrieg hervorgegangen iſt, inner⸗ 
lich gerechtfertigt? Und zweitens: iſt der jetzige Beſtand des Reiches 
für Rußland eine Lebensnotwendigkeit, oder iſt es vielmehr ſchon 
über ſein wirkliches Bedürfnis hinausgewachſen, können wir daher 
mit Recht daran denken, ihm einen Teil feines Beſitzes zu nehmen, 
es nach Oſten zurückzudrängen? 

Als die Motive, die Rußlands Eroberungspolitik nach Weſten 
beſtimmt, es in dieſen Krieg geführt haben, haben wir in erſter Linie 
ſeinen Wunſch auf die Herrſchaft über Konſtantinopel und die Meer⸗ 
engen, auf den Beſitz Armeniens und auf den maßgebenden Einfluß 
auf der Balkanhalbinſel, in zweiter Linie den Wunſch auf die Zer⸗ 
ſtücklung Oſterreich⸗Angarns und die Einverleibung Galiziens und 
der Bukowina, in dritter Linie den Wunſch nach Schwächung des 
Deutſchen Reiches und die Bereinigung der Weſtgrenze im Sinne 
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eines Vorſchreitens nach Welten kennen gelernt. Am dieſer letzteren 
Ziele willen hätte es den Krieg kaum angefangen; aber nachdem es 
ſich einmal zum Kriege entſchloſſen hatte, wollte es auch ſie erreichen. 
Der Satz, daß es zwiſchen uns und Rußland keine Gegenſätze und 
Streitpunkte gäbe, war doch immer nur opportuniſtiſch gedacht, 
wollte beſagen, daß es keine Dinge wären, um derentwillen man in 
den Krieg ginge, nicht aber, daß es überhaupt nichts zu bereinigen 
gäbe. Der Verlauf der deutſch⸗ruſſiſchen Grenze iſt geographiſch 
unnatürlich; namentlich der große Vorſprung des ruſſiſchen Reiches 
in Weichſel⸗Polen war für beide Teile eine Quelle von Schwierig⸗ 
keiten. Auch Rußland mußte die Amſchließung von drei Seiten als 
eine Gefahr empfinden und mußte, da es nun Weichſel⸗Polen einmal 
beſaß, auch nach dem Beſitze des Anterlaufes der Weichſel und ihrer 
Mündung in das Meer trachten. Auch die Zerteilung des polniſchen 
und des kleinruſſiſchen Volksgebietes zwiſchen ihm und den beiden 
Mittelmächten hatte ihm manchmal Schwierigkeiten bereitet und 
konnte den Wunſch nach einer Aneignung der zum Deutſchen Reiche 
und zu Oſterreich⸗Angarn gehörigen Teile erwecken. Die rutheniſche 
Bevölkerung Oſt⸗Galiziens erſchien ihm als eine Irredenta. 

Den meiſten dieſer Eroberungspläne ſetzen wir wohl alle über⸗ 
einſtimmend ein glattes Nein entgegen. Aber eines der Motive, 
die den ruſſiſchen Eroberungsplänen zu Grunde liegen, wird doch von 
vielen deutſchen Politikern als berechtigt anerkannt, nämlich ſein 
Drang nach dem offenen Meere. Ein großes Reich wie das ruſſiſche 
müſſe, um atmen und leben zu können, offenen Ausgang zum Welt⸗ 
meere haben; gerade der Krieg habe ja dieſe Notwendigkeit bewieſen, 
da Rußland weder ſein Getreide ausführen noch Waffen und Mu⸗ 
nition ſo bequem, wie es wünſchen müßte, einführen konnte. Wir 
Deutſchen ſind doch gute Seelen, immer bereit, fremde Bedürfniſſe 
anzuerkennen, auch wenn deren Befriedigung uns ſelbſt den größten 
Schaden bringt. Weil wir Rußland den Ausgang aus dem ſchwarzen 
Meere nicht in die Hand geben und ihm auch die Herrſchaft über die 
Oſtſee nicht einräumen könnten, müßten wir ihm wenigſtens den 
Zugang durch das nördliche Schweden und Norwegen zum offenen 
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atlantiſchen Ozean und den Zugang durch Perſien zum perſiſchen 
Meerbuſen oder zum indiſchen Ozean verſchaffen. 

Zunächſt iſt es ein Irrtum, zu glauben, daß das den Nuſſen 
einen Erſatz für Konſtantinopel und die Meerengen bieten könnte; 
denn neben dem Drange nach einem offenen Meere ſpielen hier andere, 
ideale Motive mit, und wenn auch jede Berührung mit dem Meere 
wirtſchaftlich und politiſch wertvoll iſt, ſo kann doch kein Meer das 
andere erſetzen. Durch den Bosporus und die Dardanellen wird der 
größte Teil des ſüdruſſiſchen Getreides ausgeführt; und da dieſes 
weder den Weg über Norwegen noch über den perſiſchen Meer⸗ 
buſen nehmen kann, bliebe die wirtſchaftliche Hauptforderung, das 
Getreide jeder Zeit unbehindert ausführen zu können, unbefriedigt. 
Auch für die politiſche Betätigung im mittelländiſchen Meere und 
auf der Balkanhalbinſel hätte Rußland nichts gewonnen. Der 
Drang hierher würde alſo nicht gemindert und die Angriffspolitik 
gegen die Türkei nicht aus der Welt geſchafft. Wohl aber würden 
andere ſchwere Schädigungen eintreten, die nachher zu erörtern ſind. 

Man wird überhaupt fragen müſſen, ob der Zugang zum offenen 
Meere eine Lebensnotwendigkeit für Rußland iſt, ob es ein Recht 
darauf geltend machen kann, und ob es dieſes Recht verfechten wird, 
bis es es durchgeſetzt hat. Man ſagt zwar oft, nicht auf das objektive 
Recht, auf das Vorhandenſein einer Lebensnotwendigkeit komme 
es an, ſondern nur darauf, ob die Ruſſen ſelbſt von dieſer Lebens⸗ 
notwendigkeit und von ihrem Rechte überzeugt ſeien. Ich glaube 
nicht, daß das richtig iſt. Meinungen entſtehen und vergehen: von 
einzelnen ausgeſprochen, verbreiten ſie ſich durch Suggeſtion und 
erheben für eine Weile den Anſpruch allgemeiner Gültigkeit, um 
aber dann, wenn ſie ſich an der Macht der Tatſachen ſtoßen, wieder 
aufgegeben zu werden. Dauer haben ſie nur, wenn ſie richtig ſind. 
An der ſachlichen Richtigkeit aber kann man gegenüber jener Be⸗ 
hauptung zweifeln. Nußland iſt mit ſeiner Beſchränkung auf Binnen⸗ 
meere, namentlich wenn das Verbot der Durchfahrt von Kriegs- 
ſchiffen durch die Dardanellen aufgehoben wird, kaum ſchlimmer 
daran als wir mit der Lage an der durch England abgeſperrten Nord: 
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fee. Wir brauchen es darum nicht befonders zu bedauern und uns 
um Abhilfe ſeines Leidens zu bemühen. Kein Staat kann alle geo⸗ 
graphiſchen Vorteile haben, jeder muß ſich irgendwie abfinden. Das 
ruſſiſche Reich iſt ein Kontinentalreich und hat alle Vorteile eines 
ſolchen; es kann darum die Vorteile ſtarker Berührung mit dem 
Ozean entbehren. Ein Kontinentalreich von ſolcher Ausdehnung hat 
in ſich ſein Genüge, muß nicht auf Weltwirtſchaft aufgebaut werden, 
ſondern kann auch ohne ſie leben, braucht ſie nur zur Ergänzung ſeiner 
Eigenwirtſchaft. Die ruſſiſche Volkswirtſchaft iſt heute in der Weiſe 
in die Weltwirtſchaft verflochten, daß ſie Getreide und andere Gegen⸗ 
ſtände der Landwirtſchaft aus⸗ und dafür hauptſächlich Erzeugniſſe 
der Induſtrie einführt; fie ſteht alſo auf der Stufe der Kolonial- 
länder. Die Entwicklung iſt ſchon ſeit einigen Jahrzehnten, nament⸗ 
lich unter der Führung von Witte, dahin gegangen, die Induſtrie 
auszubilden und Rußland hierin vom Auslande weniger abhängig 
zu machen, ſie alſo nach der Lehre Friedrich Liſts und dem Beiſpiele 
Bismarcks umzubilden. Auch die große Agrarreform von Stolypin 
wird der Induſtrie zu gute kommen, weil ſie durch die Aufhebung 
des Gemeindebeſitzes einen beträchtlichen Teil der Bevölkerung vom 
Lande loslöſt. Je mehr ſich aber die Induſtrie entwickelt und eine je 
größere Menſchenzahl ſie beſchäftigt, um ſo mehr bleibt die land⸗ 
wirtſchaftliche Erzeugung im Lande, um ſo geringer wird in Einfuhr 
und Ausfuhr die Verflechtung in die Weltwirtſchaft, um ſo geringer 
das Bedürfnis nach einem Zugange zum offenen Ozean. 

Natürlich bedeutet die Entwicklung der ruſſiſchen Induſtrie eine 
gewiſſe Schädigung unſerer induſtriellen Einfuhr, wenngleich er⸗ 
fahrungsgemäß meiſt ein Bedürfnis nach anderen, wertvolleren Er⸗ 
zeugniſſen der Induſtrie an die Stelle tritt; aber dieſer Schade kommt 
gegenüber dem Gewinne nicht in Betracht, der in der größeren Be⸗ 
friedung Rußlands und feiner geringeren Neigung zur Eroberungs⸗ 
politik beſteht. Darum dürfen wir dieſen Entwicklungs vorgang nicht 
aufhalten wollen. Nur dagegen müſſen wir uns beim Friedensſchluſſe 
mit aller Kraft wehren, daß andere Staaten, namentlich England, 
von Rußland handelspolitiſch bevorzugt werden. 
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Ob es für Rußland ein Lebensbedürfnis ift, in Inner⸗Aſien 
weiter vorzudringen, iſt eine Frage für ſich, die wir im Hinblick auf 
den jetzigen Frieden nicht zu erörtern brauchen; die innere Notwendig⸗ 
keit eines weiteren Vordringens im Weſten und darum einer Nach- 
giebigkeit gegen ſeine Eroberungspläne können wir nicht anerkennen. 
Aber müſſen wir, um nun die oben aufgeſtellte zweite Frage zu be⸗ 
antworten, ſeinen heutigen Beſtand als innerlich gerechtfertigt an⸗ 
erkennen und gleichſam als tabu, als unverletzlich betrachten, oder 
wollen wir ihn einer Prüfung unterziehen und uns gegebenenfalls 
nicht ſcheuen, das, was ſich das ruſſiſche Reich ohne inneres Recht 
angeeignet hat, was fremd in ſeinem Körper iſt, mit ſtarker Hand 
davon los zureißen? Hier ſcheiden ſich die Wege der ausgeſprochenen 
Ruffenfreunde, die Rußland immer noch als ein Pflänzchen „Rühr⸗ 
michnichtan“ betrachten, und von uns anderen, die der Meinung 
ſind, daß Rußland ſich in ſeinem Eroberungsdrange bereits über⸗ 
nommen habe und daß es Länder nicht behalten dürfe, die von Natur 
nicht dazu gehören und die durch ihre Zugehörigkeit zum ruſſiſchen 
Reiche nicht gefördert, ſondern geſchädigt werden. Gerade weil 
Rußland ſich für unverletzlich hält und bei einem Kriege nichts zu 
riskieren glaubt, iſt es immer zum Angriffe bereit geweſen. Dieſer 
Staat, der ſelbſt nie vor einer Eroberung zurückgeſcheut iſt, würde 
jede Schonung als Zeichen der Schwäche auffaſſen. Die verbündeten 
Regierungen haben ſich mit Recht dafür entſchieden, nun, da wir 
den Sieg über Rußland davonzutragen hoffen, ſich nicht mit der 
Abweiſung ſeiner Eroberungspläne zu begnügen, ſondern ihm auch 
früher erworbenes unrechtes Gut wieder abzunehmen und einen 
feſten Wall aufzurichten, an dem ſich der Anſturm Rußlands nach 
Weſten bricht. 

Wie weit man darin gehen ſolle, iſt allerdings wieder umſtritten. 
Manche Politiker, die Ruffophoben oder Nußlandhaſſer, erblicken, 
wie wir geſehen haben, eine wirkliche Sicherung gegen das ruſſiſche 
Reich nur in deſſen Zerſtücklung, in der Abtrennung nicht nur der 
weſtlichen Fremdländer, ſondern auch Klein⸗Rußlands oder der Ukraine, 
weil ſie der Meinung ſind, daß Nußland ſeine Eroberungspolitik nie 
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aufgeben würde, und daß es bei feiner ungeheuren Volksvermehrung 
uns ſonſt immer mehr über den Kopf wüchſe. Dieſem Gedanken⸗ 
gange gegenüber ſind zwei Einwände zu erheben. Man kann die 
Tendenz zur Eroberungspolitik doch wohl nicht als dauernde Eigen⸗ 
ſchaft eines Staates hinſtellen, ſondern ſie gehört einer beſtimmten 
Entwicklungsſtufe an und beruhigt ſich, wenn dieſe Stufe überſchritten 
iſt. Wenn Rußland jetzt im Weſten ein Damm entgegengeſtellt wird, 
wie es zuvor ſchon im fernen Oſten geſchehen iſt, ſo wird es vielleicht 
noch einmal verſuchen, dagegen anzurennen, dann aber zur Einſicht 
kommen, ſich von der Eroberungspolitik ab- und einer Kulturpolitik 
zuwenden, wird es die Lebensnotwendigkeiten ſeiner Bevölkerung 
lieber durch inneren Fortſchritt zu befriedigen ſuchen, wie es die 
anderen europäiſchen Staaten tun; denn im Innern iſt noch ein großer 
Spielraum zur Entfaltung der Volkskräfte vorhanden. Der Aus bau 
des Eiſenbahnnetzes, die Aufhebung der Leibeigenſchaft, die Agrar⸗ 
reform, die Ausbildung der Induſtrie und anderes ſind Schritte in 
dieſer Richtung geweſen; den entſcheidenden Schritt wird es vielleicht 
jetzt in Folge der Revolution tun. Es iſt mitten in einer Amwandlung 
darin. Dadurch wird es an Bevölkerung, Vermögen und Macht 
wachſen, wie jene es ſagen, aber — und das iſt der zweite Einwand — 
die Zahlen, die jene für die Vermehrung der Bevölkerung angeben, 
ſind ganz imaginär, da die Zunahme der Bevölkerung keine feſte 
gegebene Größe iſt, ſondern vom Lebensſpielraume abhängt, und ſie 
ſind ſicher ſehr übertrieben, da ſich die Bevölkerungszunahme im 
Laufe der Zeit verlangſamen und ſchließlich etwa im ſelben Tempo 
wie bei uns verlaufen wird. Der größeren Fläche des ruſſiſchen 
Reiches entſprechend wird auch die Bevölkerung in abſoluter Zahl 
mehr zunehmen als die des Deutſchen Reiches; aber wir haben ihm 
nicht nur dieſes, ſondern zugleich Oſterreich⸗Angarn und die Türkei 
gegenüberzuſtellen. Die allgemeine Forderung, Nußland um jeden 
Preis zu ſchwächen und zu verkleinern, iſt verfehlt; vielmehr müſſen 
wir bei jeder einzelnen Handlung, die wir gegen Rußland unter⸗ 
nehmen, ſorgfältig prüfen, ob ſie für uns eine Notwendigkeit iſt und 
ob ſie nicht wirkliche Lebensnotwendigkeiten Rußlands verletzt. 
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3. Polen. 


Am 5. November 1916 hat ſich ein großes geſchichtliches Er⸗ 
eignis vollzogen; ſchon vor dem Friedensſchluſſe iſt ein großer Teil 
unſerer Auseinanderſetzung mit Rußland von den Mittelmächten 
vorweggenommen worden, indem ſie Nuſſiſch⸗Polen von Rußland 
abgetrennt und ihm die ſtaatliche Anabhängigkeit zugeſichert, es zu 
einem ſelbſtändigen Königreiche gemacht haben. Welche Aus dehnung 
dieſes haben, ob es auf das ſogenannte Kongreß⸗Polen (offiziell 
Zartum Polen) beſchränkt ſein oder darüber hinausgreifen ſolle, iſt 
dabei nicht ausgeſprochen worden und muß wohl dem Friedensſchluſſe 
überlaſſen bleiben. 

Man hat dieſen Schritt vielfach mit ſtarken Worten getadelt, 
teils weil man die Abtrennung Polens vom ruſſiſchen Reiche und feine 
Umwandlung in ein ſelbſtändiges Königreich überhaupt für falſch 
hält, teils weil man ſie wenigſtens für verfrüht hält und meint, daß 
ſie erſt im Friedensſchluſſe hätte ausgeſprochen werden dürfen. Es 
hat ſich ja in der Tat gezeigt, daß ſich die daran geknüpften Hoffnungen 
nicht ganz erfüllt haben, und daß fie von den Polen mit weniger Be⸗ 
geiſterung aufgenommen worden iſt, als man wohl gedacht hatte. 
Dafür iſt auch die ruſſiſche Revolution ungünſtig geweſen, weil ſie 
den Fremdvölkern des ruſſiſchen Reiches Autonomie gewährt und 
dadurch die Hauptklage der Polen beſeitigt hat. Dieſe waren gerade 
in den letzten Jahrzehnten näher an Rußland herangewachſen, als 
man bei uns im allgemeinen wußte, und waren andererſeits über die 
preußiſche Polenpolitik erbittert; ſie ſind nicht zufrieden mit der Be⸗ 
freiung des ruſſiſchen Polens, ſondern verlangen nach der Wieder- 
herſtellung ganz Polens in den völkiſchen Grenzen oder ſogar, weit 
über dieſe hinaus, des ganzen alten polniſch⸗litauiſchen Reiches. Sie 
wollen keine beſtimmte Bindung an die Mittelmächte annehmen, 
ſondern in ihren Beziehungen zu anderen Mächten ganz frei ſein. 
So werden viele große Schwierigkeiten überwunden werden müſſen. 

And doch möchte ich glauben, daß der Schritt und auch ſein 
Zeitpunkt richtig war, und für einen Fehler eher halten, daß dann 
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alle weiteren Schritte fo langſam erfolgt find und erfolgen. Die 
Abtrennung Polens vom ruſſiſchen Reiche iſt für uns eine Not⸗ 
wendigkeit, und wenn fie erſt nach der ruſſiſchen Revolution aus- 
geſprochen worden wäre, ſo wäre ſie in Polen noch viel weniger 
freundlich aufgenommen worden. Die Kritiker heben die Abelſtände 
der jetzigen Löſung hervor; aber ſie denken nicht darüber nach oder 
ſagen es wenigſtens nicht, ob ſich die Verhältniſſe denn bei einer 
anderen Löſung des Problems günſtiger geſtaltet hätten. Sie be⸗ 
denken auch zu wenig, daß ſie durch ihre Kritik bei den Polen immer 
wieder Zweifel an der Endgültigkeit der getroffenen Entſcheidung 
erwecken und dadurch den Entwicklungsprozeß aufhalten. Es war 
nicht möglich, etwas abſolut Gutes zu ſchaffen, das in jeder Hinſicht 
befriedigte; es handelte ſich von vornherein überhaupt nur darum, 
das kleinſte Abel zu wählen. Die Kritiker vergeſſen auch zu oft, daß 
die Entſchließung nicht von uns allein, ſondern ebenſo von Oſterreich⸗ 
Ungarn abhing, und daß hier wieder Intereſſengegenſätze zwiſchen 
Oſterreich und Ungarn beſtanden. 

Die Hauptfrage war die Frage, ob man Polen bei dem ruſſi⸗ 
ſchen Reiche belaſſen oder von ihm abtrennen ſollte. Das Königreich 
oder Zartum Polen, das 1807 von Napoleon als Herzogtum Warſchau 
geſchaffen und 1815 vom Wiener Kongreß an Rußland gegeben worden 
iſt, ſpringt weit nach Weſten vor, in ein ganz anderes Naturgebiet 
hinein. Es iſt ein geographiſch unglückliches Gebilde. Es iſt das 
Mittelſtück eines Stromgebietes ohne das Quellgebiet und ohne das 
Mündungsgebiet, obgleich gerade das Stromgebiet der Weichſel 
mehr als viele andere Stromgebiete von Natur ziemlich einheitlich 
iſt. Das mittlere Weichſelland iſt auf ſtarke Verkehrs beziehungen zum 
Mündungslande angewieſen, und die ganze ältere Geſchichte Polens 
wird daher von Kämpfen um die ſtaatliche Vereinigung dieſer beiden 
Gebiete erfüllt. Die Zugehörigkeit des einen Teiles zum ruſſiſchen, 
des anderen Teiles zum Deutſchen Reiche hat die wirtſchaftliche 
Entwicklung beider Teile geſchädigt. Noch viel ſchwerer aber wiegen 
die politiſchen und militäriſchen Nachteile. Es mag hingehen, daß 
die Zollgrenze unnötig lang iſt. Die Gefahr, und zwar für beide 
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Teile, liegt in dem keilförmigen Einſpringen Polens zwiſchen das 
preußiſche Oſtſeeland und Oſterreich⸗Angarn. Auch für Rußland 
war dieſe Amſchließung eine Gefahr; noch vor wenigen Jahren 
wollte es im Kriegsfalle Polen ſofort räumen, weil es nicht im 
Stande war, es gegen einen von drei Seiten her erfolgenden feind- 
lichen Angriff zu halten; erſt ſeit dem Ausbau der Eiſenbahnen und 
Feſtungen fühlte es ſich dafür ſtark genug. Aber viel größer iſt die 
Gefahr für uns: das lang vorgeſtreckte Preußen iſt zwiſchen der 
Oſtſee und Polen eingeſchloſſen und kann zwiſchen ihnen zerdrückt 
werden, und auch Galizien wird von zwei Seiten her umklammert. 
Die Ruſſen hätten Oſt⸗Preußen und Galizien nicht in dieſer Weiſe 
überrennen können, ſo daß es nur der genialen Kriegsführung Hinden⸗ 
burgs gelang, fie wieder hinaus zuwerfen, wenn fie nicht in Polen 
mit feinem ſtarken Feſtungsviereck einen feſten Halt gehabt hätten. 
Wie Nußland, von feinem Erobererſtandpunkt aus mit Recht, 
nach einem glücklichen Kriege uns die beiden Preußen und Oſterreich 
Galizien weggenommen hätte, ſo müſſen wir jetzt den Keil abſchlagen, 
mit dem es in unſeren Leib eindringt, Polen vielmehr in unſer Ver⸗ 
teidigungsgebiet einbeziehen und die Grenze und militäriſche Ver⸗ 
teidigungslinie dadurch auf ein Viertel verkürzen. Den kurzſichtigen, 
weil ganz vom völkiſchen Motiv beherrſchten Politikern, die die Be⸗ 
freiung Polens vor der Befreiung des deutſchen Baltenlandes 
tadelten, muß geſagt werden, daß eine Befreiung des Baltenlandes 
vor der Befreiung Polens überhaupt undenkbar war, weil ſich ein 
ſo langes ſchmales Küſtenland mit dem ruſſiſchen Hinterland über⸗ 
haupt nicht hätte halten laſſen. 

Die Abtrennung von Rußland iſt keine Durchſchneidung eines 
inneren völkiſchen und kulturellen Zuſammenhanges. Die Polen ſind 
vielmehr im ruſſiſchen Reiche ein Fremdvolk geweſen und haben ſich 
immer als ſolches gefühlt. Allerdings find fie, wie die Ruffen, Slaven, 
aber von ihnen etwa ſo verſchieden wie die Franzoſen von den Italienern, 
und der panſlaviſtiſche Gedanke hat nie große Kraft über fie gehabt. 
Ihre Religion und Kultur haben ſie nicht, wie die Nuſſen, von 
Byzanz, ſondern von Rom empfangen; daher find fie den Ruſſen 
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geiſtig fremd und gehören vielmehr dem weſteuropäiſchen Kultur: 
kreiſe an. Nur mit dieſem verbunden können ſie ihrer kulturellen 
Eigenart leben. 

Durch die ſtaatliche Zugehörigkeit zu Nußland haben ſich aller⸗ 
dings enge wirtſchaftliche Beziehungen herausgebildet, deren Auf⸗ 
hören Anbequemlichkeiten verurſacht. Aber man darf fich den wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhang auch nicht zu eng vorſtellen. Die polniſche 
Induſtrie, namentlich die Textilinduſtrie von Lodz, hat ihr Haupt: 
abſatzgebiet nach dem inneren Rußland gehabt, und wenn dieſer 
Abſatz, was aber durchaus nicht einzutreten braucht, ganz unter⸗ 
bunden wird, ſo würde das natürlich zunächſt eine Schädigung be⸗ 
deuten; aber man kann ihr vielleicht im Balkan und Orient ein neues 
Abſatzgebiet für ihre billigen Fabrikate eröffnen, und auch der innere 
Markt wird ſich mit der Hebung der Landwirtſchaft vergrößern. 
Dieſe hat bisher ſehr unter dem Wettbewerbe des billigen ſüdruſſi⸗ 
ſchen Getreides gelitten und wird es begrüßen, wenn ſie dagegen 
geſchützt wird. Durch die Einführung weſteuropäiſcher Wirtſchafts⸗ 
weiſe werden ſich ihre Erträge, entſprechend den Erträgen der benach- 
barten gleichartigen Provinz Poſen, auf das Anderthalbfache und 
Doppelte heben laſſen. Wenn der Verkehr nach Danzig frei und 
die Weichſel zu einer leiſtungsfähigen Waſſerſtraße gemacht wird, 
ſo muß das auf das polniſche Wirtſchaftsleben befruchtend wirken. 
Der Widerſtand der wirtſchaftlichen Intereſſen gegen die Trennung 
von Rußland und die Verbindung mit den Mittelmächten wird 
daher im Laufe der Zeit einſchlafen. 

Aber den negativen Teil der Löſung des polniſchen Problems im 
Sinne der Trennung von Rußland konnte, nachdem der Krieg einmal 
entbrannt war und alles bisher Beſtehende in Frage geſtellt, zu einer 
Revifion aller Gebiets⸗ und Grenzverhältniſſe aufgefordert hatte, 
vernünftigerweiſe kein Zweifel beſtehen. Es iſt eine Frage der politi⸗ 
ſchen Taktik, ob es richtig war, fie ſchon während des Krieges aus⸗ 
zuſprechen; aber es iſt eine falſche Angſtlichkeit, wenn manche deutſche 
Politiker noch heute die Abtrennung überhaupt für einen Fehler 
erklären. 
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Viel zweifelhafter ift die pofitive Löſung der Frage. Nur das 
ift ſicher: es muß ein militärifcher, politiſcher und wirtſchaftlicher An⸗ 
ſchluß Polens an die Mittelmächte hergeſtellt werden. Darüber 
hinaus handelt es ſich, wie geſagt, darum, das kleinſte Abel zu wählen. 
Man konnte an eine Einverleibung in Preußen und das Deutſche Reich, 
man konnte an eine Einverleibung in die öſterreichiſch⸗ungariſche 
Monarchie, man konnte an eine Teilung zwiſchen beiden, man konnte 
ſchließlich an die Schaffung eines ſelbſtändigen Königreichs Polen 
denken.“) Bei der Einverleibung in das Deutſche Reich hätten wir 
Polen ſcheinbar am feſteſten in den Händen, und auch wirt⸗ 
ſchaftlich würde ſich aus der Verbindung des mittleren mit dem 
unteren Weichſellande für beide Teile Vorteile ergeben; aber ſie 
würde endloſe nationale Schwierigkeiten in ihrem Gefolge haben und 
dadurch ſchließlich doch wohl mehr eine Schwächung als eine Stär⸗ 
kung bedeuten. Aller Wahrſcheinlichkeit nach würden auch große innere 
und äußere politiſche Schwierigkeiten bei dem Friedensſchluſſe daraus 
entſpringen. Bei der Einverleibung in die öſterreichiſch-ungariſche 
Monarchie, an die man auch bei uns gedacht zu haben ſcheint, 
wären die nationalen Schwierigkeiten geringer, weil jene ja jetzt 
ſchon kein Nationalſtaat, ſondern ein Nationalitätenſtaat iſt; aber 
die Vermehrung der Slaven in der Monarchie um 12 Millionen 
könnte den anderen Nationalitäten nicht erwünſcht ſein, und nament⸗ 
lich Angarn ſoll ſich darum dieſer Löſung widerſetzt haben. Durch 
ſeine exzentriſche Lage und ſeine Offnung nach Norden würde Polen 
wirtſchaftlich und militäriſch ein unorganiſcher Zubehör der Mon⸗ 
archie; dieſe könnte es kaum verteidigen. Für uns aber würde 
das eine Amklammerung bedeuten, die trotz aller Freundſchaft 
ſehr bedenklich wäre. Die meiſten Schwierigkeiten ſowohl der 
einen wie der anderen Löſung würden ſich auch bei einer Teilung 
Polens zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oſterreich-Angarn 
geltend machen, und die Teilung als ſolche würde bei den RR 
felbft einen Sturm der Entrüſtung entfeſſeln. 


) Vgl. die von vier Kärtchen begleitete Erörterung in der Geogr. 
Zeitſchrift XXIII (1917), S. 40 ff. und Taf. 1. 
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So mußte man fich zur vierten Möglichkeit entſchließen, Polen 
zu einem ſelbſtändigen Staate machen und daran nur die Bedingung 
enger Beziehung zu den Mittelmächten knüpfen. Es heißt ausdrück⸗ 
lich in der Proklamation, in der den Polen die Errichtung des König⸗ 
reiches verkündet wurde, daß dieſes ſeine Zukunft „im Anſchluſſe an 
die beiden verbündeten Mächte“ finden müſſe. Darauf weiſt es auch 
die Natur der Dinge hin. Militäriſch muß es in unſer Verteidigungs⸗ 
ſyſtem einbezogen und auch wirtſchaftlich müſſen enge Beziehungen 
hergeſtellt werden. Natürlich ſind auch hierbei, wie wir ja jetzt ſchon 
zur Genüge ſehen, große Schwierigkeiten zu überwinden; ſie ſind 
vielleicht lauter und aufdringlicher, als ſie bei den anderen Löſungen 
geweſen wären, jedoch tatſächlich geringer. Wir dürfen nicht gleich 
ängſtlich ſein, wenn die Polen nicht aufjauchzen, ſondern an der neuen 
Geſtaltung, die doch einen großen Teil des polniſchen Volkes draußen 
läßt, manches auszuſetzen haben. Wir dürfen das polniſche Volk 
auch nicht zu ſehr am Gängelbande führen wollen, müſſen ihm ſeine 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſe erfüllen, ihm namentlich freien Handel 
zur Oſtſee gewähren. Wir können auf Preußiſch⸗Polen nicht ver⸗ 
zichten, weil wir dieſes Verbindungsſtück zwiſchen Preußen und 
Schleſien für den Zuſammenhang des preußiſchen Staates notwendig 
brauchen, und können darum den Wunſch nach ſtaatlichem Zuſammen⸗ 
ſchluß der Polen nicht erfüllen; aber wir wollen ihr Volkstum nicht 
antaſten und preußiſchen Polen, wenn ſie es wünſchen, die Aberſied⸗ 
lung ins Königreich Polen erleichtern. Alle Gefahren, die ein ſelb⸗ 
ſtändiges Polen zweifellos für uns in ſich ſchließt, ſind kleiner als 
die Gefahr, die uns von einer vorgeſchobenen, ſtark befeſtigten Baſtion 
des ruſſiſchen Reiches drohen würde, und auch kleiner als die Ge⸗ 
fahren, die aus einer Einverleibung Polens in Preußen oder in 
Oſterreich⸗Angarn entſprängen. 

Der Verzicht auf Polen iſt das erſte, was wir im Friedens⸗ 
ſchluſſe mit Rußland durchſetzen müſſen. Offen bleibt die Frage, ob 
die Grenzen am Bug verlaufen oder darüber hinaus in das urſprüng⸗ 
lich weißruſſiſche, aber immer nur dünn bevölkerte und heute faſt ent⸗ 
völkerte Sumpf: und Sandland der Poleſie vorgeſchoben werden 
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ſoll, um hier ein gutes Koloniſationsgebiet zu gewinnen. Der größere 
Teil von Suwalki wird wegen ſeiner nach Norden vorgeſchobenen 
Lage und ſeiner litauiſchen Bevölkerung von Polen abgetrennt 
werden müſſen. 

Die Frage, wie ſich Rußland der Abtrennung Polens gegen⸗ 
über ſtellen wird, iſt nicht leicht zu beantworten. In der ruſſiſchen 
Bruſt wohnen zwei Seelen. Natürlich bedeutet der Verluſt eine Ver⸗ 
minderung der Macht des Reiches. Aber daß auch ein Großſtaat 
den Verluſt eines Gebietes unter Amſtänden verhältnismäßig leicht 
verſchmerzen kann, lehrt uns die Art, wie ſich Oſterreich ſeiner Zeit in 
den Verluſt der Lombardei und Venetiens gefunden hat. And nach 
der Revolution und der Gewährung der Autonomie an alle Fremd⸗ 
völker wird der Verzicht dem ruſſiſchen Volke leichter fallen, als er 
der zariſchen Regierung gefallen wäre. Polen iſt in ausgeſprochener 
Weiſe ein Fremdland im ruſſiſchen Reiche, und wenn auch zuletzt 
eine Annäherung ſtattgefunden hatte, ſo haben ſich doch Ruſſen und 
Polen Jahrhunderte lang feindlich gegenübergeſtanden. Da eine Be⸗ 
herrſchung der Polen in der früheren Weiſe ohnehin nicht mehr 
möglich wäre, ſondern fie gleichberechtigt neben den Ruſſen ſtehen 
und deren Plänen manchmal Schwierigkeiten bereiten würden, iſt es 
wohl möglich, daß dieſe über die Trennung nicht unglücklich ſind. 
Auch wirtſchaftlich hat gerade die politiſch beſonders einflußreiche 
zentralruſſiſche Induſtrie die polniſche Induſtrie meiſt als einen 
läſtigen Wettbewerber empfunden, deſſen Wegfall ihr lieb iſt. Ruß: 
land wird ſich daher wohl leichter in den Verluſt Polens finden, als 
unſere Nuſſophilen glauben. Dazu kommt, daß Polen zwar unter 
Amſtänden, d. h. wenn Rußland die Abermacht hat, eine gute An⸗ 
griffsſtellung bietet, aber auch ſchwer zu verteidigen iſt und auf das 
verteidigende Heer eine Kataſtrophe herabziehen kann. 

Staatliche Grenzen können natürlich oder unnatürlich ſein; das 
bedeutet nicht, daß ſie ſich einer beſtimmten Naturlinie anſchließen 
oder nicht, ſondern daß ſie, im Lichte der Geſamtheit der Intereſſen 
betrachtet, vernünftig oder unvernünftig ſind. In dieſem Sinne iſt 
der Zubehör Weichſel⸗Polens zu Rußland unnatürlich, fein Zu⸗ 
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behör zu Mittel-Europa natürlich. Die Verbindung mit dieſem, 
aber wegen der nationalen Beſonderheit und der verſchiedenen ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung nicht in der Form ſtaatlicher Vereinigung, 
ſondern nur in der Form eines Bundes, einer völkerrechtlichen Bin⸗ 
dung, alſo die Herſtellung eines ſelbſtändigen Königreiches Polen, 
das aber mit den beiden mitteleuropäiſchen Großmächten einen 
Bund eingeht, iſt darum als ein Fortſchritt auf dem Wege zu einem 
natürlichen Staatenſyſteme zu begrüßen. 


4. Baltenland und Litauen. 


Erſt nachdem die polniſche Frage entſchieden war, konnten die 
baltiſche und die litauiſche Frage ſpruchreif werden; denn wie die 
militäriſche Eroberung Litauens und des Baltenlandes nachfolgte 
und heute noch ihren Fortgang nimmt, während Polen längſt feſt in 
unſerer Hand iſt, ſo kann auch die Entſcheidung über das politiſche 
Schickſal jener erſt erfolgen, wenn über dieſes kein Zweifel mehr be⸗ 
ſteht. Auch Baltenland mit ſeiner lettiſchen und eſtniſchen Bevölke⸗ 
rung und deutſchen Oberſchicht und Litauen mit ſeiner litauiſchen Be⸗ 
völkerung und großenteils polniſchen Oberſchicht und ſeiner ſtarken 
jüdiſchen Beimiſchung find im ruſſiſchen Reiche Fremdländer und 
ſtimmen in dieſer Beziehung mit Polen überein. Aber während 
Polen ſeiner geographiſchen Lage nach ein Vorſprung des ruſſiſchen 
Reiches in mitteleuropäiſches Gebiet iſt, gehören jene dem oſteuropäi⸗ 
ſchen Tieflande an und bilden vielmehr einen öſtlichen Vorſprung 
des mitteleuropäiſchen Kulturgebietes. Sie ſchieben ſich zwiſchen das 
ruſſiſche Hinterland und die Oſtſee ein, ſperren jenes von der Oſtſee 
ab, und wenn fie auch von der Seenplatte und hohen Endmoränen 
des alten baltiſchen Inlandeiſes umgürtet und gegen das ruſſiſche 
Hinterland begrenzt ſind, ſo iſt das doch keine Schranke des modernen 
Verkehrs. In dieſem Widerſpruche der geographiſchen Lage und der 
aus früherer Zeit ſtammenden völkiſchen und kulturellen Eigenart liegt 
die Schwierigkeit einer klaren Entſcheidung über das künftige Schickſal 
des Baltenlandes und Litauens. 
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Das eigentlich durchſchlagende Motiv, warum wir Polen dem 
ruſſiſchen Reiche wegnehmen und in engeren Verband mit uns bringen 
müſſen, iſt, wie wir geſehen haben, das militäriſche; wir müſſen die 
ruſſiſche Baſtion ſchleifen und unſere Verteidigungslinie, die bisher 
einen rieſigen Bogen um Polen herum beſchrieb, gerade legen und 
dadurch auf ein Viertel verkürzen. Durch Einbeziehung des Balten⸗ 
landes und Litauens in unſer Verteidigungsſyſtem wird die mili⸗ 
täriſche Grenzlinie nicht vereinfacht und verkürzt, ſondern verlängert; 
es entſteht dadurch ein ähnlicher Vorſprung zwiſchen Oſtſee und 
ruſſiſchem Reich, wie ihn bisher Weſt⸗ und Oſt⸗Preußen gebildet 
haben. Wir müſſen uns klar darüber ſein, daß wenn wir Balten⸗ 
land und Litauen in der einen oder anderen Form mit uns ver⸗ 
binden und uns dadurch zu ihrer Verteidigung verpflichten, wir 
damit eine ſchwere Aufgabe übernehmen, und das natürlich um ſo 
mehr, je weiter wir nach Norden ausgreifen. Das Baltenland 
ohne Litauen wäre ganz iſoliert; Litauen, namentlich das Gou⸗ 
vernement Kowno und Suwalki, aber auch Grodno und Wilna, die 
übrigens nur etwa zur Hälfte litauiſches, zur anderen Hälfte weiß⸗ 
ruſſiſches Volksgebiet ſind, ſtellen die Verbindung her, verbreitern 
und verſteifen den Hals und können darum militäriſch kaum vom 
Baltenlande getrennt werden. 

Das erſte Motiv für die Befreiung vom ruſſiſchen Joche war 
das im engeren Sinne nationale. Es gilt allerdings nicht für Litauen, 
ſondern nur für das Baltenland, oder wie man bisher zu ſagen pflegte, 
die deutſchen Oſtſeeprovinzen: Kurland, Livland und Eſtland. Es 
iſt ja nur ein populärer Irrtum, daß die Bevölkerung dieſer drei 
Länder ganz deutſch ſei; deutſch iſt vielmehr nur eine Oberſchicht, 
die ungefähr den zehnten Teil der Geſamtbevölkerung ausmacht. 
Dieſe beſteht in der Hauptmaſſe im ſüdlichen Teile aus Letten, im 
nördlichen aus den mit den Finnen verwandten Eſten. Die Deutſchen 
haben die Maſſe der Bevölkerung leider nicht germaniſieren wollen 
oder können; aber ſie ſelbſt haben ſich bewundernswert gehalten, 
haben der Kultur des ganzen Landes deutſchen Stempel aufgedrückt. 
Es iſt ein hohes und ſchönes Ziel, dieſes Deutſchtum hier zu ſichern 
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und zurückzugewinnen; nicht nur der glühende Wunſch der meisten 
Balten iſt darauf gerichtet, auch viele reichsdeutſche Patrioten ſehen 
in der Erlöſung der baltiſchen Provinzen von der ruſſiſchen Herr⸗ 
ſchaft faſt das vornehmſte Kriegsziel. 

Das zweite Motiv iſt der Gedanke, hier ein Gebiet für die An⸗ 
ſiedlung von Deutſchen, namentlich von den von Grund und Boden 
vertriebenen Deutſchen Süd⸗ Rußlands und auch von deutſchen Rück⸗ 
wanderern aus den Vereinigten Staaten, zu gewinnen, und dadurch 
zugleich unſeren Nahrungsſpielraum zu erweitern. Die deutſchen 
Großgrundbeſitzer im Baltenlande haben ſchon ſeit der Revolution 
des Jahres 1905 deutſche Koloniſten aus Süd⸗Nußland herbeige⸗ 
zogen und jetzt Grund und Boden für weitere Koloniſation ange⸗ 
boten; auch die großen Kronländereien ſtänden hierfür zur Verfügung. 
Für ſolche Koloniſation kommt auch das noch dünner bevölkerte 
Litauen in Betracht, obgleich hier die völkiſche Verſchiedenheit größere 
Schwierigkeiten verurſacht. 

Rußland würde den Verluſt des Baltenlandes und Litauens 
zweifellos ſchwerer verſchmerzen als den Verluſt Polens; denn ob⸗ 
gleich jene in gleicher Weiſe Fremdländer ſind, ſo wäre es doch nicht 
mehr die Amputation eines vorgeſtreckten Gliedes, ſondern eines 
Stückes des eigentlichen Rumpfes. Weiß⸗Nußland, der weſtliche Teil 
Groß⸗Nußlands und der nördliche Teil Klein⸗Rußlands würden da⸗ 
durch von der Oſtſee getrennt, verlören ihre bisherigen Aus fuhrhäfen, 
namentlich Riga. Gerade weil von dieſem Küſtenlande der Handel 
Weſt⸗Rußlands beherrſcht wird, wird ſich Rußland dagegen ſträuben, 
es einer anderen Großmacht auszuliefern. Mit Eſtland ginge auch 
die Herrſchaft über den finniſchen Meerbuſen verloren, und der 
Ausgang von Petersburg nach der freien Oſtſee käme unter fremde 
Kanonen zu liegen. Zwiſchen dem Deutſchen Reiche auf der einen, 
dem zariſchen Rußland auf der anderen Seite hätte hier wohl ein 
unverſöhnlicher Widerſtreit beſtanden. 

Durch die Revolution und den Übergang Rußlands zum Föde- 
ralismus hat ſich die Sachlage geändert. Nußland denkt jetzt 
nicht mehr an Ruffifizierung dieſer Länder, ſondern iſt bereit, ihnen 
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nationale Autonomie zu gewähren; nur ein Schritt weiter führte 
zur vollen Selbſtändigkeit. Da können auch wir den mittleren Weg 
gehen und fie von Rußland abtrennen, ohne fie dem Deutſchen Reiche 
einzuverleiben. Natürlich wäre das nicht dasſelbe für uns und nicht 
dasſelbe für das Deutſchtum im Baltenlande wie eine Verbindung 
mit dem Deutſchen Reiche; aber es wäre für uns ein Gewinn, für 
dieſes eine Errettung vor dem Antergange, ohne doch die ewige 
Feindſchaft Rußlands heraufzubeſchwören. Selbſtändige Klein⸗ 
ſtaaten hier kann Rußland ertragen. Ein ſelbſtändiges Baltenland 
würde zu Rußland keine andere Stellung einnehmen als Holland zu 
Deutſchland, würde es nicht mehr, ja ſogar weniger behindern, weil 
Holland gerade unſer größtes Induſtriegebiet, Baltenland dagegen 
nur mäßig dicht bewohnte und wirtſchaftlich weniger wichtige Landes⸗ 
teile vom Meere trennt. 

Eine organiſche Verbindung des Baltenlandes mit Polen, von 
der man manchmal redet, ſcheint mir nicht in Betracht zu kommen; 
die völkiſchen Verhältniſſe ſind ganz verſchieden, und die Anterord⸗ 
nung unter Polen würde vielleicht ebenſolche Knechtung wie die 
ruſſiſche Herrſchaft bedeuten; Riga liegt auch von Polen viel zu weit 
weg, als daß es ſein Oſtſeehafen ſein könnte. Die Vereinigung mit 
Litauen wird von den Polen erſtrebt, weil es früher mit ihnen vereinigt 
war und der Großgrundbeſitz und die ſtädtiſche Intelligenz noch heute 
großenteils polniſch ſind. Eine litauiſche Volksſtrömung wehrt ſich 
jedoch auf das heftigſte dagegen, weil ſie Ausbildung des litauiſchen 
Volkstumes will; die Vereinigung würde von vornherein Aneinig⸗ 
keit erzeugen. Auch für uns wäre es kaum gut, wenn ſich ein polnifch- 
litauiſches Reich zwiſchen Preußen und die Baltenländer drängte. 
Baltenland und Litauen ſind völkiſch ganz verſchieden von einander; 
aber Kowno und Suwalki ſchieben ſich ſo ſehr zwiſchen Preußen und 
Baltenland ein, daß ſie mit dem einen oder dem anderen ver⸗ 
einigt werden müſſen. Der weißruſſiſche Teil von Grodno und Wilna 
könnte wohl bei Rußland bleiben. Die Verhältniſſe ſind ſo verwickelt, 
daß man fie nur bei genauer perſönlicher Kenntnis der Länder wirk- 
lich beurteilen kann. 
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5. Finnland, die Oſtſee und Skandinavien. 


Finnland iſt bisher außerhalb des Kriegsgebietes geblieben; 
aber in Bezug auf ſeine politiſche Stellung iſt durch die Revolution 
ein Fragezeichen aufgetaucht. Darum wird ſein Schickſal, wenn 
auch vielleicht nicht direkt in die Friedensverhandlungen eingehen, ſo 
doch einen Gegenſtand der Aberlegung bilden müſſen. Finnland iſt 
ein ganz und gar unruſſiſches Land, urſprünglich von den eigentlichen 
Finnen oder Suomi bewohnt, dann von Schweden erobert und 
ziviliſiert, in der Reihe der Kämpfe, die ſich zwiſchen Rußland und 
Schweden um die Herrſchaft über die Oſtſeeländer abſpielten, Schweden 
genommen und 1808 als ſelbſtändiger Staat mit Rußland verbunden. 
Erſt etwa in den letzten zwanzig Jahren hat dieſes begonnen, die 
Gerechtſame Finnlands aufzuheben und es enger mit ſich zu verbinden. 
Neben dem allgemeinen Gedanken einer Verſtärkung ſeiner Herr⸗ 
ſchaft ſcheint dafür namentlich der Wunſch maßgebend geweſen zu 
ſein, dadurch die Herrſchaft über den bottniſchen Meerbuſen zu be⸗ 
kommen und einen ſtarken Druck auf Schweden ausüben zu können. 
Die vertragswidrige Befeſtigung der Alandsinſeln jetzt während 
des Krieges war ein weiterer, jedermann deutlicher Schritt auf 
dieſem Wege. Rußland hat ſich dadurch nicht nur die Zufuhr 
von Weſten über Schweden geſichert, ſondern auch eine Piſtole 
auf die Bruſt Schwedens gerichtet. Nun fehlte nur noch der 
letzte große Schritt vom nördlichen Finnland aus durch das 
ſchwediſche Norrbotten nach Narvik, um den ſeit langem erſehnten 
Zugang zum offenen und jederzeit eisfreien atlantiſchen Ozean zu 
gewinnen. N 

Anter dieſem Geſichtspunkte erkennt man, warum die ſchwedi⸗ 
ſchen Aktiviſten ſo ſtark gegen Nußland gerichtet ſind und für den 
offenen Anſchluß an Deutſchland eintreten; und man wundert ſich 
über die Kurzſichtigkeit der Liberalen, die der ruſſiſchen Gefahr 
gleichgültig gegenüberſtehen und jetzt ſogar vor einer deutſchen Ge⸗ 
fahr in der Oſtſee Angſt haben. Man wundert ſich aber auch über 
die deutſchen Politiker, die kein Arg dabei finden, den Weg nach 
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Narvik Rußland zu überlaffen, um es für den Verzicht auf Kon⸗ 
ſtantinopel und die Dardanellen zu entſchädigen. Wir haben doch 
gar keinen Grund, eine ruſſiſche Ausdehnung zu begünſtigen, durch 
die es ungeſtörte Verbindung mit dem offenen atlantiſchen Ozean, 
alſo freien Zugang von Waffen und Munition zu allen Jahreszeiten, 
entſcheidenden Einfluß auf die Politik Schwedens und womöglich 
nebenbei den Beſitz der auch für unſere Verſorgung ſo wichtigen 
Erzlagerſtätten von Kiruna und Gellivara bekäme, und durch die es 
unſere Einkreiſung im Norden vollenden würde. Nußland darf hier 
keinen Schritt weiter tun. 

Ob wir umgekehrt für die Anabhängigkeit Finnlands eintreten 
wollen und können, hängt vom Laufe der Ereigniſſe ab und läßt ſich 
heute nicht beurteilen. Aber unſere Sympathie iſt ſicher bei den 
Finnen, mit denen wir immer ſtarken wirtſchaftlichen und geiſtigen 
Verkehr gehabt haben, in denen wir treue Freunde beſitzen. 


6. Die Akraine. 


Während die Länder, von denen wir bisher geſprochen haben: 
Polen, Litauen, die deutſchen Oſtſeeprovinzen und Finnland, Ruß⸗ 
land gegenüber ohne jeden Zweifel Fremdländer ſind, gehen die 
Meinungen über Klein⸗Nußland oder die Ukraine, wie man jetzt gern 
ſagt, weit aus einander. Bis vor kurzem galt es ziemlich allgemein 
als ein Teil des ruſſiſchen Volkslandes, von Groß⸗Rußland etwa ähn⸗ 
lich verſchieden wie Süddeutſchland von Norddeutſchland. Erſt in 
der letzten Zeit iſt, hauptſächlich von den galiziſchen Ruthenen getragen, 
eine Bewegung entſtanden, die die Klein⸗Ruſſen oder Ukrainer für 
ein von den Groß⸗Ruſſen ganz verſchiedenes, ſelbſtändiges Volk er- 
klärt und politiſche Selbſtändigkeit für ſie beanſprucht. Dieſe Be⸗ 
wegung hat während des Krieges auch bei uns ein lautes Echo ge- 
funden, und von einer Partei wird es als eines der wichtigſten Kriegs- 
ziele hingeſtellt, die Akraine vom eigentlichen oder moskowitiſchen 
Nußland abzutrennen und diefem dadurch den Zugang zum ſchwar⸗— 
zen Meere zu nehmen. Bei dem Gedanken der Zertrümmerung 
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Rußlands fpielt die Abtrennung der Ukraine mit ihren mehr als 
30 Millionen Menſchen die Hauptrolle. 

Ob man die Klein⸗Ruſſen als beſonderes Volk oder nur als einen 
Volksſtamm anſehen will, iſt eine Doktorfrage ohne politiſche Be⸗ 
deutung. Zweifellos iſt der leibliche Typus verſchieden, aber kaum 
mehr als zwiſchen Nord- und Süddeutſchland. Die Größe des 
ſprachlichen Anterſchiedes wird verſchieden beurteilt, aber von den 
meiſten Slaviſten geringer als der Anterſchied zwiſchen Hochdeutſch und 
Plattdeutſch eingeſchätzt. Die geſchichtliche Entwicklung iſt urſprüng⸗ 
lich gemeinſam geweſen. Klein⸗Nußland mit Kiew war die führende 
Landſchaft, die die chriſtliche Religion und die Kultur von Byzanz 
bekam und an die Nord⸗Nuſſen weitergab. Später bewirkte die mongo⸗ 
liſche Herrſchaft einerſeits, die Ausdehnung des polniſch⸗litauiſchen 
Reiches andererſeits eine Trennung, die aber in der Mitte des ſieb⸗ 
zehnten Jahrhunderts wieder behoben wurde. Anter der ruſſiſchen 
Knute wurde der Gebrauch der kleinruſſiſchen Sprache erſchwert und 
ſie zu einem Dialekte herabgedrückt. Ein großer Teil der oberen Volks⸗ 
klaſſen ging im Moskowitertum auf, und das Volk war ſtumpf und 
teilnahmlos. Wohl hatten ſich ſeit einigen Jahrzehnten Beſtrebungen 
zur Wiederbelebung des kleinruſſiſchen Volkstums geregt; aber ſie 
hatten ſich politiſch bisher durchaus auf die Forderung einer Auto⸗ 
nomie beſchränkt: die ukrainiſche Fraktion der zweiten Duma erklärte 
ausdrücklich, daß ſie an dem unverſehrten Beſtande des ruſſiſchen 
Reiches nicht rütteln wolle, und auch gegenwärtig, wo doch die Zunge 
frei iſt, ſcheinen die Forderungen nicht über Autonomie hinaus zugehen. 
Man muß leider ſagen, daß ſich im Kriege mehr öſterreichiſche Nuthe⸗ 
nen gegen Oſterreich als Akrainer gegen Nußland aufgelehnt haben. 
Es iſt daher ſehr zweifelhaft, ob wir bei einem Verſuche, ſie von 
Rußland zu befreien, fie ſelbſt hinter uns hätten. 

Durch die ſtaatliche Trennung würde ein ſeit langem beſtehender, 
in der Verſchiedenartigkeit der Natur begründeter wirtſchaftlicher Zu⸗ 
ſammenhang zerriſſen. Klein⸗Rußland iſt ſowohl landwirtſchaftlich 
wie durch feine Kohlen- und Eiſenerzlagerſtätten ein reiches Land und 
hätte darum in ſich wohl die wirtſchaftliche Möglichkeit ſelbſtändiger 
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Eriftenz, wenn ihm auch vorläufig, von landwirtſchaftlicher Induſtrie 
abgeſehen, Induſtrie ziemlich fehlt und auch die wirtſchaftlichen Be⸗ 
dingungen für deren Entwicklung kaum ſehr günſtig ſind. Aber die 
Ukraine iſt für Rußland ſchwer entbehrlich, weil durch fie der Weg 
zum ſchwarzen Meere geht, weil es von ihr mit Getreide und auch 
mit Kohle und Eiſenerzen verſorgt wird. Es würde dem Verſuche 
der Trennung den größten Widerſtand leiſten. Man kann nicht in 
Abrede ſtellen, daß hier wirklich eine Lebensfrage des ruſſiſchen 
Volkes vorliegt, die mit großer Vorſicht behandelt werden muß. 
Wir brauchen uns heute nicht zu überlegen, was wir tun würden, 
wenn die Ukraine ſelbſt die Waffen für ihre Lostrennung von Moskau 
erheben würde, aber von uns aus dürfen wir die Trennung nicht 
durchſetzen wollen, weil wir dadurch den Krieg endlos verlängern 
und uns Rußland, das auch ohne die Ukraine immer noch ein recht 
ſtarker Gegner bleibt, für immer zum Todfeinde machen würden. 


7. Der Balkan. 


Wenn wir uns jetzt nach dem Balkan wenden, ſo bekommen wir 
wieder feſten Boden unter den Füßen; denn allem Anſcheine nach 
hat der Krieg hier ſchon ein beſtimmtes Ergebnis gezeitigt. 

Hatte Rußland im achtzehnten Jahrhundert den Kampf gegen 
die Türkei in Süd⸗RNußland geführt, fo trug es ihn im neunzehnten 
Jahrhundert in die Balkanhalbinſel hinüber. Wie es ſich ſelbſt vom 
Joche der Tataren befreit hatte, ſo wollte es nun die chriſtlichen und 
großenteils ſlawiſchen Balkanvölker vom türkiſchen Joche befreien 
und damit zugleich ſeine eigene Macht vermehren. Im Laufe des 
Jahrhunderts entſtanden unter ſeiner Führung die ſelbſtändigen 
Balkanſtaaten; aber es mußte den nordweſtlichen Teil der Balkan⸗ 
halbinſel Oſterreich-⸗Angarn überlaſſen, das vor ihm der Vorkämpfer 
gegen die Türkei geweſen und nicht willens war, ſich durch Nußland 
ganz zurückdrängen zu laſſen. Es mußte auch zuſehen, daß die Balkan⸗ 
ſtaaten, zuerſt Rumänien, dann auch Bulgarien, ſich der ruſſiſchen 
Vormundſchaft und Oberherrſchaft mehr und mehr entzogen. Dieſe 
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Oberherrſchaft wieder zu gewinnen und fich dadurch den Weg nach 
Konſtantinopel freizumachen und zugleich Oſterreich⸗Angarn ganz 
auszuſchalten, war das Hauptziel ſeiner politiſchen Beſtrebungen in 
den letzten Jahren. Der Balkanbund ſollte dieſen beiden Zwecken 
dienen, und als er in die Brüche ging, ſetzte Rußland den Hebel mit 
Hilfe Serbiens an. Dieſes ſollte ein großſerbiſches Reich gründen, 
das bis an das adriatiſche Meer heranreichte und Oſterreich⸗Angarn 
im Süden abſchlöſſe; die ſerbiſche Agitation, an der der Krieg ent⸗ 
brannt iſt, war auf dieſes Ziel gerichtet. 

Der Krieg hat gegen Rußland und für Oſterreich⸗Angarn, und 
man kann zugleich ſagen, gegen Serbien für Bulgarien entſchieden, 
das auf die öſterreichiſche und unſere Seite trat, weil es nur dadurch 
feine nationalen Ziele erreichen konnte. Serbien und auch Rumänien 
oder wenigſtens deſſen balkaniſcher Teil, die Walachei, ſind erobert; 
ruſſiſche Truppen haben überhaupt nicht in die Balkanhalbinſel ein⸗ 
dringen können. Die Rolle Nußlands auf dem Balkan iſt damit 
wohl ausgeſpielt. And man kann ſagen, daß das der weltgeſchicht⸗ 
lichen Gerechtigkeit entſpricht, denn die Balkanhalbinſel iſt für Ruß: 
land ein fremdes Land. Der Umftand, daß der größere Teil der Balkan⸗ 
völker Slaven und griechiſch⸗katholiſch find, genügt nicht, um ruſſiſche 
Anſprüche zu begründen. Rußland wäre für ſie kein Kulturträger ge⸗ 
weſen, ſondern hätte ſie in ihrem Aufſtiege zur Kultur zurückgehalten. 
And die politiſche Abermacht, die es durch die Oberherrſchaft auf der 
Balkanhalbinſel bekommen hätte, hätte unheilvoll auf Europa gelaſtet. 


8. Konſtantinopel und die Meerengen. 


Kein anderes Kriegsziel hat Rußland fo ſehr am Herzen gelegen 
wie der Beſitz Konſtantinopels und der Meerengen, die aus dem 
ſchwarzen ins ägäiſche Meer führen; auch die Herrſchaft über den 
Balkan ſollte ja hauptſächlich den Weg nach Konſtantinopel offen legen. 
Rußland ſtrebt dieſem Ziel ſchon ſeit Peter dem Großen nach. Es 
wird dabei von verſchiedenen Motiven geleitet. Der ſchon in Süd⸗ 
Rußland aufgenommene Kampf gegen die Türken ſollte, wie erwähnt, 
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einen Abſchluß in deren Verdrängung aus Europa finden. Kon⸗ 
ſtantinopel iſt die alte Kaiſerſtadt (Zargrad) und Mutterſtadt der 
ruſſiſchen Kirche; die Ruſſen beſeelt darum der Wunſch, es aus der 
Hand der Angläubigen zu befreien und auf der in eine Moſchee ver⸗ 
wandelten Sophienkirche ſtatt des Halbmondes wieder das chriſtliche 
Kreuz aufzupflanzen. Das iſt namentlich der Schlachtruf, der immer 
auf das ruſſiſche Volk wirkt und es mitreißt, wenn die Regierung 
aus anderen Gründen den Krieg gegen die Türkei will. Nußland iſt 
unter Katharina II. ans ſchwarze Meer herangewachſen; aber 
dieſes iſt ein Binnenmeer, deſſen Auslaß durch den Bosporus und die 
Dardanellen von Konſtantinopel beherrſcht wird. Nach einem 
ruſſiſchen Ausdrucke iſt der Hausſchlüſſel Rußlands in fremden Händen. 
Im Frieden ſteht das Tor für den Handel offen; aber im Kriege 
kann es verſchloſſen werden, und Kriegsſchiffen iſt die Durchfahrt 
durch den Vertrag, den England und Frankreich Rußland nach dem 
Krimkriege aufgenötigt haben, auch im Frieden unterſagt. Die 
freie Durchfahrt iſt, wie wir beſprochen haben, für Rußland auch 
wirtſchaftlich wichtig, weil die Hauptgebiete der ruſſiſchen Getreide⸗ 
aus fuhr nahe dem ſchwarzen Meere liegen und das Getreide zum 
weitaus größeren Teile auf dem Seewege ausgeführt wird. Aber 
die Hauptſache iſt das doch wohl nicht, wenn es auch die ruſſiſche 
Politik beeinflußt hat. Man hat mit Recht darauf aufmerkſam 
gemacht, daß der weitaus größere Teil dieſer Ausfuhr auch bei 
Malta vorbei und durch die Straße von Gibraltar muß, alſo 
unter der Aufſicht Englands bleibt, und daß ſie meiſtens nach 
Deutſchland geht und inſofern auch von dieſem abhängt. Die Haupt⸗ 
ſache für den durchaus machtpolitiſch gerichteten Staat iſt doch 
wohl, daß er von hier das ſchwarze Meer und deſſen Amländer, die 
Balkanhalbinſel und auch Kleinaſien, beherrſchen und zugleich eine 
ſtarke Rolle in der Mittelmeerpolitik ſpielen kann; gerade das iſt ja 
der Grund geweſen, warum England und auch Frankreich Rußlands 
Abſichten auf Konſtantinopel bis vor kurzem immer entgegengetreten 
ſind, ja ihm urſprünglich ſogar verboten hatten, auf dem ſchwarzen 
Meere überhaupt Kriegsſchiffe zu halten. 
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Die franzöſiſche und engliſche Politik hat umgeſchwenkt und 
hat Rußland den Beſitz Konſtantinopels und der Meerengen ein⸗ 
räumen, ja dieſe ſogar im Kriege, wenn auch zunächſt aus mili⸗ 
täriſchen Gründen, für Rußland erobern wollen. Aber wir als 
Bundesgenoſſen der Türkei können nicht zulaſſen, daß Rußland 
feine Fahne in Konſtantinopel und an den Meerengen aufpflanzt. 
Für die Türkei iſt der Beſitz von Konſtantinopel eine Lebens frage; 
man hat zwar früher gemeint, daß ſie dieſes opfern und ihre Haupt⸗ 
ſtadt in das Innere von Kleinaſien verlegen könne; aber das würde 
wahrſcheinlich den Verluſt des Khalifates und die Auflöſung des 
Reiches bedeuten. And für uns und Oſterreich⸗Angarn iſt die Be⸗ 
wahrung der Türkei und die ungeſtörte Verbindung mit dem Orient 
eine Lebensfrage geworden. Die ruſſiſche Herrſchaft über die Meer⸗ 
engen würde für uns Abdrängung vom Orient bedeuten, dem einzigen 
außereuropäiſchen Gebiet, nach dem wir auf dem Landwege Zugang 
haben, und in dem wir ein ergiebiges Feld wirtſchaftlicher und kultu⸗ 
reller Betätigung erhoffen; das würde eine ſehr empfindliche wirt⸗ 
ſchaftliche und politiſche Schwächung ſein und uns auch für immer 
die Möglichkeit verſchließen, an den Kanal von Suez und an den 
perſiſchen Meerbuſen heranzukommen und Englands Beherrſchung 
dieſer wichtigen Meeresſtraßen zu brechen. Die freie Verbindung 
Rußlands mit der Außenwelt und namentlich mit England und 
Frankreich würde uns im Süden einſchließen; wenn ſie in dieſem 
Kriege beſtanden hätte oder von den Feinden erkämpft worden 
wäre, wäre fie uns vielleicht verhängnisvoll geworden, weil fie die 
Ausfuhr des ruſſiſchen Getreides und die unbeſchränkte Verſorgung 
Rußlands mit Waffen und Munition möglich gemacht hätte. Hier 
iſt ein Punkt, an dem wir Rußlands Wünſchen nicht nachgeben 
können. | 

Aber andererſeits wollen wir feinen Intereſſen jo weit entgegen⸗ 
kommen, wie es möglich iſt. Der bisherige Verſchluß der Meer⸗ 
engen, der ja nicht von der Türkei ausgeht, ſondern auf einer von 
Frankreich und England durchgeſetzten internationalen Vereinbarung 
beruht, könnte aufgehoben werden, denn nach einer Erklärung des 
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berühmten belgischen Feſtungserbauers Brialmont, von dem die Be⸗ 
feſtigungen an den Meerengen ſtammen, könnte die Türkei ruſſiſchen 
Kriegsſchiffen die Durchfahrt ohne Bedenken geſtatten, ſofern nur 
Vorſichtsmaßregeln getroffen werden, um einen Handſtreich auf 
Konſtantinopel zu verhindern. Nußland ſelbſt kann viel zur Ver⸗ 
hütung fremder Angriffe auf die Dardanellen beitragen, durch die 
die Türkei zum Auslegen von Minen und zur Sperrung der Meer⸗ 
engen gezwungen wird. 

Mit dieſer Erleichterung iſt Rußlands wirklichem Lebens bedürf⸗ 
niſſe genügt; denn die eigene Beherrſchung der Meerengen kann als 
keine Lebensnotwendigkeit angeſehen werden. Dieſes befindet ſich, 
wie wir bereits erörtert haben, durch die fremde Beherrſchung Kon⸗ 
ſtantinopels und der Meerengen in keiner ſchlimmeren Lage als wir 
durch die engliſche Verſiegelung der Nordſee, und es hat in ſeiner 
rieſigen kontinentalen Ausdehnung ſo viele andere Vorteile, hat ſo 
ſehr die Möglichkeit der Selbſtverſorgung, daß es dieſen Nachteil 
ſeiner geographiſchen Lage in den Kauf nehmen kann. Ob es das 
nach der jetzigen Niederlage einſehen oder noch einmal verſuchen 
wird, ſeinen alten imperialiſtiſchen Traum zu verwirklichen, hängt 
von ſeiner inneren Entwicklung ab. Aber wenn in Konſtantinopel 
ein ſtarker Wächter ſteht, wird es ſich ſchließlich darein finden müſſen. 


9. Armenien und Perſien. 


Die einzige Stelle, an der Rußland heute noch einen militäri⸗ 
ſchen Erfolg aufzuweiſen hat, iſt Armenien. Gerade durch ruſſiſchen 
Einſpruch war die Türkei vor dem Kriege verhindert worden, eine 
Eiſenbahn auch nur bis in die Nähe von Armenien zu bauen, ſo daß 
ſie nicht im Stande war, hier Rußland ein ſtarkes Heer entgegen⸗ 
zuſtellen. Wenn ſich die militäriſche Lage nicht noch während des 
Krieges ändert, werden die Bundesgenoſſen entweder das türkiſche 
Armenien durch einen Austauſch zurückerwerben oder es im Beſitze 
Nußlands belaſſen müſſen. Armenien iſt zweifellos ein wunder 
Punkt im Beſtande der Türkei. Die Armenier befinden ſich ſeit 
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Jahren in einem Zuſtande der Auflehnung gegen die türkiſche Herr⸗ 
ſchaft; ſie haben zu wiederholten Malen die Fahne der Empörung 
erhoben oder Verrat geübt, andererſeits haben die wilden Kurden⸗ 
ſtämme unter Duldung der türkiſchen Regierung die Armenier zu 
Tauſenden hingemetzelt, und Europa hat ſich ſchon mehrmals ins 
Mittel legen müſſen. Man könnte darum wünſchen, daß dieſes chriſt⸗ 
liche Land aus dem Verbande der doch ihrem Weſen nach mohamme⸗ 
daniſchen Türkei gelöſt würde. Aber eine Vereinigung mit Nuß⸗ 
land ſtieße ebenſoſehr auf Bedenken; denn auch zwiſchen Armenien 
und Nußland beſtehen große nationale und auch kirchliche Gegenſätze, 
die ſich bald geltend machen würden. And mehr noch laſſen politiſch⸗ 
geographiſche Geſichtspunkte die ruſſiſche Beſitznahme des ganzen 
armeniſchen Hochlandes unerwünſcht erſcheinen. Dieſes hat eine be⸗ 
herrſchende ſtrategiſche Stellung; wer in Armenien feſt ſteht, hat den 
Zugang nach allen drei Seiten, nach Kleinaſien, Perſien und Meſo⸗ 
potamien. Er hat hierher einen leichteren Zugang als die Türkei 
ſelbſt von ihrer Hauptſtadt aus und kann dieſen abſchneiden; wenn 
Armenien in feindlicher Hand iſt, iſt Meſopotamien kein ſicherer 
Beſitz. Wir haben darum im Jahre 1913 mit gutem Grunde er⸗ 
klärt, daß wir die ruſſiſche Beſetzung Armeniens als Kriegsfall 
betrachten würden, und müſſen auch im kommenden Friedensſchluſſe 
ſowohl um unſeres türkiſchen Bundesgenoſſen willen wie aus unſerem 
eigenen Intereſſe feſt auf der Räumung Armeniens durch die Ruſſen 
beſtehen. 

Damit erledigt ſich wohl auch der Gedanke, der jetzt öfters aus⸗ 
geſprochen worden iſt und auf den ich ſchon bei der allgemeinen Be⸗ 
trachtung über unſeren Frieden mit Rußland hingedeutet habe, daß 
wir ihm den Zugang zum perſiſchen Meerbuſen einräumen ſollten. 
Ganz abgeſehen davon, daß dieſer Zugang zum Meere für Rußland 
ſelbſt beſchränkten Wert hätte und ihm die Dardanellen nicht erſetzen, 
ſondern ihm nur etwa ähnliche Dienſte wie in dieſem Kriege der 
Hafen von Wladiwoſtok leiſten könnte, würde die Ausdehnung Nuß⸗ 
lands in dieſer Richtung es gleichfalls in eine beherrſchende Stellung 
gegenüber Meſopotamien bringen. Sie wäre für England unbe⸗ 
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quem — was für manche deutſche Politiker genügt, um dafür ein- 
zutreten —; aber ſie wäre für uns und unſere türkiſchen Bundes⸗ 
genoſſen noch viel unbequemer und gefährlicher, denn ſie wäre ein 
Anreiz für Rußland, ſeine Eroberungspolitik gegen die Türkei fort⸗ 
zuſetzen, und würde uns ganz aus Perſien verdrängen. 


10. Wirtſchaftspolitiſche Abmachungen. 


Der Friede mit Rußland wird auch wirtſchaftspolitiſche Ab⸗ 
machungen einſchließen müſſen. Auch unter den Kriegsgründen Nuß⸗ 
lands haben ja wirtſchaftliche Gründe nicht ganz gefehlt, da ſich die 
wirtſchaftlichen Kreiſe durch den letzten Handelsvertrag benachteiligt 
glaubten und den ſtarken wirtſchaftlichen Einfluß der Deutſchen in 
Rußland brechen wollten; wurde doch der Krieg als ein Krieg nicht 
nur gegen Deutſchland, ſondern auch gegen das Deutſchtum bezeichnet! 
Die ruſſiſche Volkswirtſchaft liegt durch den Krieg derart danieder, 
daß ſie fremden Beiſtandes dringend bedarf und dafür wohl auch 
einen teuren Preis bezahlen wird. Wir werden uns ſicher hüten, den 
Bogen zu ſtraff anzuſpannen; denn die Wiederanknüpfung wirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehungen iſt für beide Teile erwünſcht. Die Schwierig⸗ 
keit liegt an einer anderen Stelle. Sie liegt darin, daß ſich während 
des Krieges engliſches, amerikaniſches und japaniſches Kapital und 
entſprechender Einfluß im ruſſiſchen Reiche in einem Amfange ein⸗ 
geniſtet haben, von dem wir uns ſchwer eine Vorſtellung machen. 
Es beſteht die große Gefahr, daß unſere wirtſchaftliche Betätigung 
in Rußland dadurch große Einbuße erleidet. Gegen dieſe Gefahr 
müſſen wir in den Friedensverhandlungen ankämpfen. Wir dürfen 
nicht dulden, daß andere Staaten günſtigere Handels verträge als wir 
bekommen und überhaupt wirtſchaftspolitiſch bevorzugt werden. Der 
deutſche Handel und die deutſche wirtſchaftliche Betätigung müſſen 
ihre alte Stellung zurückgewinnen; dabei fährt auch Nußland ſelbſt 
am beſten. a 

Wir müſſen auch auf Rückgabe des in Beſchlag genommenen 
deutſchen Eigentums oder Schadenerſatz dafür und auf Entſchädi⸗ 
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gung der vertriebenen deutſchen Bauern in Süd und Oſt⸗Rußland 
dringen, die wir ſelbſt nach Möglichkeit im Baltenlande und Litauen 
anſiedeln wollen. 

Rußland wird ſich von neuem entſcheiden müſſen, in welcher 
Richtung es feine Volkswirtſchaft wieder aufbauen will, ob in der 
einſeitigen Förderung der Landwirtſchaft, in der ja noch immer ſeine 
Hauptſtärke lag, oder, im Sinne der Wirtſchaftspolitik der letzten 
Jahrzehnte, in der gleichzeitigen Förderung der Induſtrie und dem 
Hinſtreben auf wirtſchaftliche Selbſtverſorgung. Ich habe bereits 
ausgeführt, daß nur dies der gegebene Weg der Entwicklung gerade 
für ein ſolches Kontinentalreich wie Rußland zu ſein ſcheint. Seine 
Verbindung mit der Außenwelt iſt ſchwierig und wird immer von 
den Nachbarn abhängen; darum muß es ſich auf eigene Füße ſtellen 
und wenigſtens die wichtigſten Bedürfniſſe in ſich ſelbſt befriedigen. 
Die mangelhafte Ausbildung ſeiner Induſtrie iſt von ihm in dieſem 
Kriege auf das bitterſte empfunden worden; darum wird es, ſobald 
es die Mittel dazu hat, an deren Entwicklung gehen. And wir dürfen 
es darin nicht hindern wollen; denn wenn dadurch auch in der Zu⸗ 
kunft unſerer Induſtrie ein Gewinn entgeht, und wenn auch ruſſiſche 
Selbſtverſorgung eine gewiſſe politiſche Gefahr für uns einſchließt, 
fo mildert fie andererſeits den ruſſiſchen Eroberungsdrang, und das iſt 
wichtiger. 


11. Zuſammenfaſſung. 


Das ruſſiſche Reich wird als etwas anderes aus dem Kriege 
hervorgehen, als es in ihn eingegangen iſt. Seinem erobernden Vor⸗ 
dringen auf der Weſtſeite und wohl auch gegen die Türkei find, 
hoffentlich auf immer, feſte Schranken geſetzt; nur in Inner⸗Aſien 
wird es ſeinen Eroberungsdrang vielleicht noch weiter betätigen 
können. Von feinen weſtlichen Fremdländern gehen ihm Polen 
ſicher und wahrſcheinlich auch mehrere andere verloren. An die Los⸗ 
trennung der Akraine und an einen völligen Zerfall des Reiches glaube 
ich nicht. Wohl aber wird der ſtarre Zentralſtaat voraus ſichtlich 
zu einem Bundesſtaate werden und dadurch von der Eroberungs⸗ 
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politik mehr abgezogen werden. Ob die heutige Demokratie beſtehen 
bleibt, mag zweifelhaft erſcheinen; aber die Tage der Autokratie 
ſind gezählt. Wie es alle anderen europäiſchen Staaten vor ihm 
getan haben, wird Rußland ſeine Anſtrengungen von der äußeren 
Ausdehnung ab und dem inneren Fortſchritte zuwenden. Es wird 
ſtärker werden, als es jetzt iſt, und doch wird es ein weniger gefähr⸗ 
licher Nachbar ſein, weil weniger Zündſtoff zwiſchen ihm und uns 
liegt, ſofern wir nur jetzt im Friedensſchluſſe vermeiden, an wirkliche 
Lebensnotwendigkeiten zu rühren. 
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VII. 
Der Friede mit den Balkanſtaaten. 


Mi vier Staaten der Balkanhalbinſel liegen wir im Kriege und 
haben wir Frieden zu ſchließen, mit Serbien, Montenegro, 
Rumänien und Griechenland. Allerdings ſtehen bei dieſen Friedens⸗ 
ſchlüſſen die Intereſſen unſerer Bundesgenoſſen, Oſterreich⸗Angarns 
und Bulgariens, im Vordergrunde; aber wir haben den Krieg mit 
dieſen gemeinſam geführt, auch unſere Intereſſen werden von der 
Art des Friedensſchluſſes mit jenen berührt, darum werden auch 
wir ein Wort dabei mitzuſprechen haben. In dieſe Friedensſchlüſſe 
werden auf der anderen Seite auch Rußland und die Weſtmächte 
hineinzureden ſuchen, die ſie in den Krieg gegen uns getrieben und 
ihnen den Rücken geſteift haben. Ob auch formell oder nur tatſäch⸗ 
lich, der Friedensſchluß mit den Balkanſtaaten wird zugleich ein 
Stück des Friedens mit jenen ſein; Rußland, das bisher eine Art 
Oberherrſchaft über ſie beanſprucht hat, wird hierauf verzichten 
müſſen. 

Die vier Staaten ſind in verſchiedener Weiſe in den Krieg ein⸗ 
getreten; darum iſt auch der Friedensſchluß mit ihnen verſchieden 
zu behandeln. 


1. Der Friede mit Rumänien. 


Rumänien, das ſich geographiſch am nächſten an Rußland an⸗ 
ſchließt, iſt fpät, erſt Anfang September 1916, in den Krieg ein- 
getreten, und man kann ſeine Teilnahme daran in vieler Beziehung 
mit der Italiens vergleichen. Ebenſo wie dieſes hatte es vor dem 
Kriege und bis in dieſen hinein in einem Bündnis verhältnis zu 
Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn geftanden. Aber die Freundſchaft 
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hatte ſich dadurch gelockert, daß Rumänien an der Seite Serbiens, 
des Feindes von Oſterreich⸗Angarn, am zweiten Balkankriege teilnahm, 
und daß ſich Oſterreich⸗Angarn beim Friedensſchluſſe mehr auf die 
Seite Bulgariens ſtellte, deſſen Eintritt in das Bündnis mit uns es 
dadurch vorbereitete. Ebenſo wie Italien blieb es, wie es ſcheint, 
gegen den Wunſch König Karls, zuerſt neutral und es verharrte länger 
als dieſes in der Neutralität; aber auch ſie war bald unfreundlich gegen 
uns, da wohl die Durchfuhr ruſſiſcher Waffen und Munition nach 
Serbien, nicht aber die Durchfuhr deutſcher Waffen und Munition nach 
Bulgarien und der Türkei erlaubt wurden. Dann trat es, gegen 
den Nat der konſervativen Politiker, die für Anſchluß an die Mittel⸗ 
mächte oder wenigſtens für Bewahrung der Neutralität waren, in 
den Krieg gegen uns ein, teils weil die Sympathien der franzöſierten 
höheren Klaſſen auf der Seite der Entente waren, hauptſächlich aber, 
weil es den Krieg für ein leichtes Spiel hielt und darin eine günſtige 
Gelegenheit ſah, um das zur öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
gehörige rumäniſche Volksgebiet an ſich zu reißen; ſein Krieg war 
nichts anderes als ein Naubzug von derſelben Art wie drei Jahre 


vorher der Raubzug gegen Bulgarien. Aber ſelten hat ſich ein 


hinterhältiger Überfall fo ſchnell gerächt wie dieſer Überfall Ru- 
mäniens. Der Beiſtand Nußlands und der Weſtmächte, auf den es 
ſicher gerechnet hatte, blieb aus; dagegen drangen Oſterreicher und 
Deutſche von Norden, Bulgaren und Deutſche von Süden in die 
Walachei und Dobrudſcha ein und eroberten ſie binnen weniger 
Monate; nur die Moldau iſt in den Händen der rumäniſchen und 
ruſſiſchen Truppen geblieben. Bei dem Friedensſchluſſe wird Nu⸗ 
mänien mehr oder weniger der Gnade ſeiner Feinde überliefert 
ſein, wenn ſich auch die Ententemächte für ſeinen Beſtand einſetzen 
werden. 

Unter allen Amſtänden wird Bulgarien die ſogenannte Neu⸗ 
Dobrudſcha zurückverlangen, die bulgariſches Land iſt und die Nu⸗ 
mänien ihm im Frieden von Bukareſt 1913 ohne jeden Schein des 
Rechtes weggenommen hat. Die Blicke Bulgariens ſcheinen darüber 
hinaus auch auf die eigentliche Dobrudſcha gerichtet zu ſein, die 
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1877 als Erſatz für Beſſarabien an Rumänien gefallen iſt. 
Ihre Bevölkerung iſt in der Tat überwiegend bulgariſch; aber 
wenngleich ſie auf dem rechten Donauufer liegt, ſo iſt ſie doch 
der Walachei ſo ſehr vorgeſchoben, ſperrt dieſe ſo ſehr vom 
Meere ab, daß ſie für ſie faſt eine Notwendigkeit iſt: auf 
großer Donaubrücke führt bei Tſchernawoda eine Eiſenbahnlinie 
von Bukareſt nach Conſtanza, das faſt zum Haupthafen Ru- 
mäniens geworden iſt und für deſſen Ausfuhr von Getreide und 
Petroleum und überhaupt für deſſen Handels beziehungen große Be⸗ 
deutung hat. i 

Oſterreich-Angarn wird kaum den Wunſch haben, ſich Nu⸗ 
mänien oder auch nur die Walachei einzuverleiben, ſondern wird die 
nationale Selbſtändigkeit der Rumänen achten. Es muß aber maß⸗ 
gebenden politiſchen Einfluß in Rumänien verlangen, muß ſich vor 
einer Wiederholung der rumäniſchen Feindſchaft ſchützen. Nu⸗ 
mänien oder genauer die Walachei hat eine ähnliche politiſch⸗ 
geographiſche Lage wie Weichſel⸗Polen; wie dieſes Preußen im 
Süden umfaßt und ſich als Keil zwiſchen Preußen und Oſterreich 
ſchiebt, ſo umfaßt die Walachei Angarn mit Siebenbürgen und 
ſchiebt ſich als Keil zwiſchen Angarn und Bulgarien. Wie ſehr 
haben wir das in dieſem Kriege empfunden: wenn nichts anderes, 
ſo bedeutete es doch eine ungeheure Verlängerung der Grenze! 
Auch die Eroberung der Walachei bedeutete militäriſch eine ſehr 
weſentliche Verkürzung unſerer militäriſchen Front, beſeitigte für 
Ungarn und Siebenbürgen die Gefahr der Amfaſſung und machte 
Oſterreich⸗Angarn und Bulgarien zu einem geſchloſſenen Block. 
Dieſer militäriſche und politiſche Gewinn muß uns auch im Frieden 
bleiben, dadurch daß die Walachei in enge militäriſche Verbindung 
mit uns gebracht wird. Damit muß ein verkehrs⸗ und wirtſchafts⸗ 
politiſches Bündnis Hand in Hand gehen. Man hat Oſterreich⸗ 
Ungarn als die Donaumonarchie bezeichnet, und die Donau iſt in 
der Tat ihre Lebensader. Aber der Anterlauf der Donau und die 
Donaumündungen fehlen ihr; ſie können ihr, wie wir es jetzt geſehen 
haben, verſchloſſen werden. Öfterreich-Ungarn braucht fie nicht zu 
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beſitzen, aber es muß großen Wert darauf legen, daß es hier immer 
einen offenen Ausgang hat. 

Auch wir Deutſche haben ein ſtarkes Intereſſe am wirtſchaft⸗ 
lichen Austauſch mit Rumänien und an der Aufrechterhaltung dieſes 
Aus tauſches in einem Kriege. Ganz abgeſehen davon, daß Numänien 
ein guter Abſatzmarkt für unſere Induſtrie iſt, hat es zwei Erzeugniſſe, 
die für unſere Verſorgung von allergrößtem Werte ſind, nämlich 
Getreide (Weizen und Mais) und Petroleum. Dadurch wird die 
Verbindung mit ihm zu einem weſentlichen Stücke politiſcher und 
militäriſcher Kraft. Wenn Rumänien in dieſem Kriege auch nur 
ehrlich neutral geblieben wäre, ſtatt nationaliſtiſchen Phantasmen 
nachzujagen, ſo hätte es großen wirtſchaftlichen Gewinn gehabt, ſtatt 
den Krieg im Lande zu ſehen. Jetzt werden wir uns ſeine Freundſchaft 
durch unſere Macht ſichern müſſen. 

Freilich erſtreckt ſich dieſe vorläufig nur auf die Walachei und 
Dobrudſcha, nicht auf die Moldau und auch nicht auf Beſſarabien: 
jenes urſprünglich ein beſonderes Fürſtentum, das aber 1861 mit 
der Walachei zum Königreiche Rumänien vereinigt worden iſt, 
dieſes wenigſtens in ſeinem größeren ſüdlichen Teil gleichfalls ru⸗ 
mäniſches Volksgebiet, aber 1877 blutenden Herzens an Rußland 
abgetreten. Es wäre ein vernünftiges Ziel der Politik Rumäniens 
geweſen, ſich dieſes ihm entriſſene Land jetzt zurückzuerobern. Auch 
Oſterreich⸗Angarn und wir würden das freudig begrüßt haben, nicht 
nur weil Rumänien damit auf unſere Seite getreten wäre, ſondern 
weil Rußland dadurch ein Stück zurückgedrängt und namentlich von 
der Donaumündung entfernt worden wäre; denn durch ſeine jetzige 
Stellung nicht nur bis an die Kilia, ſondern auch weiter oberhalb 
bis an die ungeteilte Donau heran nimmt es an der Herrſchaft über 
die Donaumündungen teil und kann der freien Verfügung der Donau- 
ſtaaten hindernd in den Weg treten. Es wäre erwünſcht, wenn Beſſa⸗ 
rabien auch jetzt noch von Rußland an Rumänien zurückgegeben 
würde; aber es iſt fraglich, ob ſich dafür eine Handhabe bietet. Für 
uns würde ſogar die Trennung der Moldau von der Walachei ge— 
wiſſe Vorteile haben. 
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2. Der Friede mit Serbien und Montenegro. 


Serbien ift der Anſtifter des Krieges geweſen. Seine Pläne 
waren auf die Wiederherſtellung des alten großſerbiſchen Reiches 
gerichtet, das auch Bosnien, Slavonien, Kroatien, Krain umfaßt 
hat und wieder umfaſſen ſollte, alſo Länder, die im Beſitze der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie find, und von denen dieſe nicht laſſen 
kann, ohne ihre Großmachtſtellung zu gefährden. Dieſe Pläne, 
denen es ſich rückhaltslos hingab, weil es ſich dabei der vollen Anter⸗ 
ſtützung Rußlands ficher fühlte, mußten es in einen immer zunehmen⸗ 
den Gegenſatz gegen Oſterreich-Angarn führen, der, wie ſich nicht 
leugnen läßt, durch engherzige und Serbien ſchädigende wirtſchafts⸗ 
politiſche Maßregeln von deſſen Seite verſchärft wurde. Er war 
ſchon im Jahre 1908 akut geworden, als Oſterreich-Angarn Bosnien 
und die Herzegowina, die es bis dahin nur beſetzt hatte, ſeinem Staats⸗ 
gebiete einverleibte und dadurch Serbiens Hoffnungen darauf zer⸗ 
ſtörte. Seitdem hat dieſes nicht geruht; den Balkanbund wollte es 
eigentlich gegen Oſterreich⸗Angarn lenken; die fortdauernde, von 
ſtaatlichen Organen begünſtigte Agitation hat ſchließlich zur Er⸗ 
mordung des öſterreichiſchen Thronfolgers geführt und dadurch das 
öſterreichiſche Strafgericht auf ſich herabgezogen. Serbien iſt jetzt 
militäriſch ſo gut wie ganz in unſeren Händen. Noch gibt es ſich 
nicht verloren, ſondern träumt von dem unter dem Schutze der Entente 
zu ſchaffenden Reiche; mit Italien hat es noch ernſte Auseinander⸗ 
ſetzungen über die adriatiſchen Küſtenländer, die doch weder der eine 
noch der andere beſitzt. Wir dagegen glauben, daß das Schickſal 
hier bereits entſchieden hat und die Niederlage Serbiens endgültig iſt. 

Einen großen Teil ſeines Gebietes, nämlich das völkiſch bul⸗ 
gariſche Land öſtlich von der Morawa ſowie Mazedonien, um das es 
1913 Bulgarien betrogen hatte, wird es an dieſes abgeben müſſen. 
Man könnte es Oſterreich⸗Angarn nicht verdenken, wenn es dem 
ſtaatlichen Daſein Serbiens überhaupt ein Ende machte, um dieſen 
gefährlichen Plagegeiſt loszuwerden, der es durch ſeine Großmanns⸗ 
ſucht in den Kampf auf Leben und Tod geſtürzt hat; denn das vor 
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dem Ausbruche des Krieges gegebene Verſprechen, Serbien unverſehrt 
zu laſſen, iſt natürlich durch den Krieg erloſchen. Es ſcheint dieſe 
Abſicht, ſowohl aus Gründen der äußeren wie der inneren Politik, 
nicht zu haben; eine ſolche Vermehrung des ſüdſlaviſchen Elements, 
in welcher Form die Einverleibung auch erfolge, ſcheint weder 
Oſterreich noch Angarn erwünſcht zu ſein. Aber es wird ſich einen 
maßgebenden Einfluß auf die Politik Serbiens ſichern müſſen; es 
muß namentlich den ruſſiſchen Einfluß ausſchalten und muß die Herde 
der Agitation beſeitigen. Serbien muß in eine gewiſſe politiſche und 
militäriſche Abhängigkeit von Oſterreich⸗Angarn gebracht werden, 
dafür aber von dieſem die verkehrs- und wirtſchaftspolitiſchen Zu⸗ 
geſtändniſſe bekommen, deren es zur Entfaltung ſeines Lebens bedarf. 
Für uns muß es ein ſicheres Durchgangsland nach Bulgarien und der 
Türkei werden. 

Montenegro iſt mit Serbien nahe verwandt; ſeit dem Balkan⸗ 
kriege ſind die beiden Staaten ja auch räumlich an einander gewachſen, 
und es iſt von ihrer Vereinigung die Rede geweſen. Es trat ſofort 
mit Serbien in den Krieg ein und hat dann auch deſſen Schickſal der 
Eroberung geteilt; die Erſtürmung des Lowtſchen war eine Heldentat 
der öſterreichiſchen Truppen. Oſterreich-Angarn ſcheint Montenegro 
eine ähnliche Stellung wie Serbien einräumen zu wollen, mit dem 
es vielleicht zu vereinigen iſt; nur den Lowtſchen will es unmittelbar 
beſitzen, weil er die Bucht von Cattaro, die größte und ſchönſte, für 
einen großen Kriegshafen geeignetſte der dalmatiniſchen Küſte, 
beherrſcht. | 

Mit dem Fürftentum Albanien haben wir keinen Krieg geführt; 
darum braucht auch kein Friede mit ihm geſchloſſen zu werden. Sein 
Schickſal wird in der Hauptſache im Friedensſchluſſe mit Italien und 
vielleicht auch mit Griechenland entſchieden werden. 


3. Der Friede mit Griechenland. 


Griechenland iſt nicht freiwillig in den Krieg eingetreten; es hat 
allen Verlockungen der Entente und allen von ihr ausgeübten ſchmäh⸗ 
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lichen Bedrückungen gegenüber, die bis zu den gröbſten Verletzungen 
ſeiner Neutralität führten, unter der Führung König Konſtantins 
mannhaften Widerſtand geleiſtet und iſt erſt nach deſſen erzwungener 
Abdankung von dem treuloſen Kreter Venizelos in den Krieg hinein⸗ 
geführt worden. In welchem Maße es wirklich an ihm teilnehmen 
wird, ſteht noch dahin. Davon wird wohl auch die Art des Friedens⸗ 
ſchluſſes abhängen. Man weiß in der Offentlichkeit nicht, welche 
Zuſicherungen ihm ſeiner Zeit für die Gewährung ſeiner Neutralität 
von uns gemacht worden ſind; aber bisher haben jedenfalls nicht nur 
wir, ſondern auch die Bulgaren, die alten Feinde der Griechen, 
griechiſches Gebiet und griechiſche Intereſſen ſorgfältig geſchont und 
werden es auch weiterhin ſchonen, ſoweit der Gang des Krieges es 
irgend erlaubt und ſoweit nicht ſtarke politiſche Intereſſen dadurch 
gefährdet werden. Anſer Wunſch iſt auf Freundſchaft mit Griechen⸗ 
land gerichtet, teils weil nur dadurch der Friede auf der Balkanhalb⸗ 
inſel und im Orient geſichert werden kann, teils weil dadurch unſere 
Stellung im öſtlichen Mittelmeerbecken verbeſſert wird. Eine Reihe 
von Jahren hindurch hatte ein politiſcher Gegenſatz zwiſchen uns und 
Griechenland beſtanden, weil wir uns in dem Zwieſpalt zwiſchen 
ihm und der Türkei auf die Seite dieſer ſtellen mußten; Griechen⸗ 
land war ja auch England und Frankreich in Dankbarkeit für 
deren Anterſtützung bei ſeinen Freiheitsbeſtrebungen geneigt und von 
deren Seemacht ſo abhängig, daß es ſich nicht von ihnen entfernen 
konnte. Trotzdem hat es, ſolange es frei war, allen Verſuchungen 
zur Teilnahme am Kriege gegen uns widerſtanden, teils wegen ſeiner 
ſtarken Intereſſengegenſätze gegen Italien, deſſen Bundesgenoſſe es 
geworden wäre, teils weil es überzeugt war, daß wir doch ſiegen und 
daß ſich dann Bulgarien auf ſeine, Griechenlands, Koſten bereichern, 
ihm das Küſtenland des ägäiſchen Meeres wegnehmen würde. Es 
wird wie ein gefeſſelter Sklave in den Krieg geführt. 

Bei Griechenland liegt der eigentümliche Fall vor, daß es ſich im 
Friedensſchluſſe weniger mit ſeinen offiziellen Feinden als mit ſeinen 
Bundesgenoſſen auseinanderzuſetzen hat, die nach und nach Korfu 
und Nord⸗Epirus, Saloniki mit Nord⸗Theſſalien und der Chalkidike 
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und die griechifchen Inſeln Thaſos, Samothrake, Lemnos, Lesbos 
und Chios beſetzt und ihm in jeder Beziehung großen Schaden zu⸗ 
gefügt haben. Es wird darauf ankommen, ob ſie bereit ſind, die be⸗ 
ſetzten Gebiete beim Friedensſchluſſe gleich zu räumen und für allen 
angerichteten Schaden Erſatz zu leiſten. Natürlich ſind dieſe Fragen 
auch für uns und unſere Bundesgenoſſen von Bedeutung, und wir 
werden kaum geneigt ſein, den Verhandlungen zwiſchen Griechen⸗ 
land und ſeinen Bundesgenoſſen als unbeteiligte Zuſchauer beizu⸗ 
wohnen. Die Wiederherſtellung der griechiſchen Herrſchaft in Korfu 
iſt für Oſterreich⸗Angarn wichtig, weil Italien von hier aus das 
adriatiſche Meer ebenſogut wie von Valona aus verſchließen könnte. 
Saloniki iſt für Mazedonien und Serbien und dahinter für Weſt⸗ 
Angarn der natürliche Ausgang zum mittelländiſchen Meere und wird 
daher ſeit langem als Intereſſenſphäre Oſterreich⸗Angarns betrachtet; 
dieſes kann hier wohl einen befreundeten Mittelſtaat wie Griechenland 
oder Bulgarien, nicht aber eine feindliche Großmacht wie Frankreich 
oder England dulden. Die unmittelbar vor der bulgariſchen und 
türkiſchen Küſte gelegenen Inſeln in engliſchem Beſitz würden eine 
ewige Bedrohung der politiſchen Ruhe bedeuten. 

Wir haben den entſchiedenen Wunſch, mit Griechenland in Freund⸗ 
ſchaft zu leben, und Griechenland unter König Konſtantin hat dieſen 
Wunſch geteilt. Man darf ſich nicht verhehlen, daß ſeiner Erfüllung 
Schwierigkeiten begegnen, weil zwiſchen Griechenland und unſeren 
Bundesgenoſſen, ſowohl Bulgarien wie der Türkei, tatſächlich große 
Intereſſengegenſätze beſtehen, die ſich hauptſächlich aus der Ver⸗ 
breitung der Griechen über alle Inſeln und Küſtenlandſchaften des 
ägäiſchen Meeres ergeben. Griechenland macht daher auf dieſe ein 
völkiſches, Bulgarien und die Türkei ein geographiſches Anrecht 
geltend. Aber wie während des Krieges eine Verſtändigung möglich 
geweſen iſt, ſo wird ſie auch bei und nach dem Friedensſchluſſe möglich 
ſein; ſchließlich haben doch alle drei Staaten großes Intereſſe an der 
Verſtändigung. 

Mit ſeinen langen Küſten und zahlloſen Inſeln wird Griechen⸗ 
land auch künftighin Angriffen von der Seeſeite her ziemlich ſchutzlos 
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preisgegeben fein; aber andererſeits wird der Einfluß von der Land⸗ 
ſeite her mit jedem Tage größer. Je mehr die politiſchen Verhält 
niſſe auf der Balkanhalbinſel in Ordnung kommen und je mehr das 
Verkehrsnetz ausgebaut wird, um ſo mehr wird Griechenland von 
dort aus beherrſcht. Das war von König Konſtantin und dem griechi⸗ 
ſchen Generalſtab ja ſchon jetzt klar erkannt worden, das wird eine 
vernünftige Regierung auch künftighin das Einverſtändnis mit 
Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn ſuchen laſſen. Dieſe beiden aber 
müſſen, abgeſehen von dem allgemeinen Intereſſe an der Ruhe im 
orientaliſchen Wetterwinkel und an der Begrabung des Streites 
zwiſchen Griechenland, Bulgarien und der Türkei, auch deshalb 
wünſchen, Griechenland auf ihrer Seite zu haben, um dadurch ein 
Gegengewicht gegen Italien zu ſchaffen und um ihre eigene See⸗ 
ſtellung im öſtlichen Teile des mittelländiſchen Meeres zu ſtärken 
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talien war, trotz ſeiner Intereſſengegenſätze gegen Oſterreich, im 
Jahre 1882 dem zwiſchen Deutſchland und Öfterreich-Ungarn be- 
ſtehenden Bunde beigetreten und hatte mit ihnen den Dreibund ge- 
ſchloſſen, weil es ſich von Frankreich übervorteilt glaubte und im 
Bunde einen Schutz und eine Stütze gegen dieſes ſuchte. Aber es 
hatte ſich ſchon ſeit längerer Zeit als unzuverläſſiger Bundesgenoſſe 
gezeigt, war auf der Konferenz von Algeciras und überhaupt in der 
ganzen Marokkofrage mit England und Frankreich gegen uns ge⸗ 
gangen, war Oſterreich⸗Angarn auf der Balkanhalbinſel mehrfach 
entgegengetreten, hatte, wie der damalige Reichskanzler Fürſt 
Bülow ſich ausdrückte, Extratouren getanzt. Durch feinen Er⸗ 
oberungskrieg gegen die Türkei brachte es uns in eine höchſt unan⸗ 
genehme Lage zwiſchen Bundesgenoſſen und Freund. Anſer Aus- 
wärtiges Amt iſt ſich dieſer Anzuverläſſigkeit vollkommen bewußt ge- 
weſen; aber es ſchien ihm zweckmäßiger, den äußeren Schein zu 
wahren und Italien nicht durch einen Bruch ganz in die Arme der 
Feinde zu treiben; gerade vor dem Kriege iſt der Dreibund ſogar 
nochmals erneuert worden. Als er ausbrach, ſetzten in politiſchen 
Kreiſen wohl wenige noch Hoffnung auf Italiens Bundes treue; 
aber man erwartete von ihm eine wohlwollende oder doch mindeſtens 
eine unparteiiſche Neutralität. Auch dieſe Hoffnung iſt enttäuſcht 
worden. Frankreich hat von vornherein genau gewußt, daß es 
von Italien nichts zu befürchten habe, und hat ſeine Truppen ohne 
Bedenken von der italieniſchen Grenze wegnehmen können, wäh⸗ 
rend Oſterreich⸗Angarn an feiner italieniſchen Grenze Truppen auf- 
ſtellen mußte. Bald ging Italien zur diplomatiſchen Offenſive 
über, indem es von Oſterreich für die Bewahrung feiner Neu- 
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tralität weitgehende Gebietsabtretungen verlangte. Obgleich dieſes 
große Zugeſtändniſſe machte, erklärte Italien ihm Pfingſten 1915 
den Krieg; Anfang September 1916 folgte die Kriegserklärung 
gegen uns. 

Man muß ſich klar darüber ſein, was Italien eigentlich zu dieſem 
TFrontwechſel beſtimmt hat. In der Hauptſache iſt es die Wendung 
in unſerem Verhältniſſe zu England geweſen. Als der Dreibund 
geſchloſſen wurde, ſtand England, das mit uns in Freundſchaft, mit 
Frankreich und Rußland dagegen auf geſpanntem Fuße lebte, gleich⸗ 
ſam Pate dabei. Es ſchützte Italiens Küſten und ſeine Intereſſen 
gegen Frankreich. Als es von uns abrückte und ſich im Gegenteil 
mit Frankreich verbündete, entſtand in der Tat eine Gefahr für 
Italien, weil wir kaum in der Lage waren, ihm im mittelländiſchen 
Meere genügenden Schutz zu gewähren; und als ihm nun gar die 
beiden Mächte Tripolis verlockend hinhielten, war es um ſeine Bundes⸗ 
treue geſchehen. Es verzichtete auf ſeine eigentlich größten politiſchen 
Ziele, die auf ſeiner Weſtſeite liegen, und wandte ſeine politiſche An⸗ 
griffsfront gegen Norden und Oſten, gegen ſeinen Bundesgenoſſen 
Oſterreich⸗Angarn und die Türkei. Es verlangte von jenem Süd⸗ 
Tirol, nicht nur das italieniſche Trentino, ſondern ganz Süd⸗Tirol 
bis an den waſſerſcheidenden Kamm der Zentral⸗Alpen, es verlangte 
auch Trieſt und das ganze adriatiſche Küſtenland von Dalmatien bis 
Albanien. Es will das adriatiſche Meer zu einem italieniſchen Binnen⸗ 
meere machen. Es will auch an der Teilung der Türkei teilnehmen 
und nicht nur den von ihm beſetzten ſogenannten Dodekanes, d. h. die 
zwölf Inſeln an der Südweſtküſte Kleinaſiens, ſondern auch einen 
großen Teil der Südküſte Kleinaſiens zugewieſen bekommen. Es 
will, und das iſt wohl die Hauptſache, eine Schwächung Oſterreichs, 
weil es nur ſo glaubt, ſeinen Raub in Nuhe verzehren zu können. 
Darum hat es ſich mit den ſehr weitgehenden Zugeſtändniſſen Oſter⸗ 
reichs nicht begnügt, ſondern iſt in den Krieg gegangen, in der 
Hoffnung, es raſch niederzuwerfen. Aber — das wolle man nicht 
ganz vergeſſen — nicht die Mehrheit des Volkes hat den Krieg 
gewollt, ſondern eine Partei von Schreiern und eine beſtochene 
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Preſſe, die die Regierung und das Parlament unter ihren Willen 
gebeugt haben. 

Der Krieg hat Italien den erwarteten ſchnellen Erfolg nicht 
gebracht. An der Tiroler Front hatte es kaum irgendwelche Fort⸗ 
ſchritte gemacht; vergeblich hatte es ſich abgemüht, die Höhen des 
Karſtes zu ſtürmen. Gerade während ich dieſe Zeilen ſchreibe, bringt 
der deutſche Tagesbericht die Nachricht, daß deutſche Truppen im 
Verein mit den Oſterreichern die vorderſten italieniſchen Stellungen 
geſtürmt haben, und jetzt, da ich ſie im Druck korrigiere, haben 
wir den Piave erreicht. Italien hält nur noch das wichtige 
Valona und das umgebende Stück von Albanien, die es ſchon 
in der Zeit der Neutralität in Beſitz genommen hat. And auch 
die wirtſchaftliche Notlage iſt groß, ſeit unſere Anterſeeboote feine 
Verſorgung auf dem Seewege immer mehr erſchweren; denn 
Italien kann ſich von ſeinem eigenen Boden nicht ernähren und hat 
auch nicht die Kohle, deren es für ſeine Induſtrie und ſeine Eiſen⸗ 
bahnen bedarf. 

Anſer inſtinktives Gefühl gegen Italien iſt das der ſittlichen 
Empörung über ſeinen Treubruch, und noch ſtärker iſt dieſes Ge⸗ 
fühl natürlich in Oſterreich⸗Angarn, dem es in den Rücken gefallen 
iſt, und das die Wirkungen des italieniſchen Treubruches viel un⸗ 
mittelbarer an ſeinem Leibe empfindet. Es iſt daher begreiflich, daß 
man von irgendwelcher Verſöhnung mit Italien nichts wiſſen will, 
ſondern Verachtung und Meidung jeden Verkehrs predigt. Aber 
man muß ſich fragen, ob es richtig iſt, dieſen Gefühlen ganz freien 
Lauf zu laſſen, ob nicht vielmehr gerade Italien gegenüber der Grund⸗ 
ſatz gelten muß, daß ſich die Politik — und der Friedensſchluß iſt 
doch eine politiſche Handlung! — nicht von Gefühlen, ſondern von der 
kühlen Abwägung der Intereſſen beſtimmen laſſen muß. Iſt es zweck⸗ 
mäßig, wenn wir es auf die Dauer in die Arme unſerer Feinde 
Frankreich und England treiben? Für einen etwaigen neuen Krieg 
macht es immerhin einen großen Anterſchied aus, wie ſich Italien 
verhalten würde; man braucht nur einmal zu überlegen, wie anders 
dieſer Krieg verlaufen wäre, wenn es, ſeine Bundespflichten er⸗ 
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füllend, an unferer Seite gefochten oder wenigſtens die Neutralität 
bewahrt hätte. And es iſt auch durchaus nicht gleichgültig, wenn es 
ſich politiſch immer auf die Seite der anderen ſtellt, ihnen alles er⸗ 
leichtert, uns alles erſchwert. Ich will nicht von dem idealen Gewinne 
ſprechen, den wir aus italieniſchen Neiſen ſchöpfen; aber wir ent⸗ 
behren Italien ungern als Abſatzgebiet unſerer Induſtrie, wir brauchen 
auch Genua als den ganz Südweſt⸗Deutſchland nächſten Hafen am 
mittelländiſchen Meere. Volle Ausſöhnung wird ſchwer möglich 
ſein; dazu iſt die Volksſtimmung mit Necht zu erregt. Aber eine 
gewiſſe Verſtändigung ſollten wir beim Friedensſchluſſe anſtreben, 
und vielleicht iſt hier die Stelle, an der Oſterreich⸗Angarn den von 
ſeinen Staatsmännern gepredigten Grundſatz der Verſöhnungspolitik 
betätigen kann. 

Die erſte Frage iſt das Trentino. Die Stimmung der Trien⸗ 
tiner ſcheint geteilt zu ſein. Obgleich ſie Italiener ſind, ſoll ſich 
doch nur die ſtädtiſche Bevölkerung nach Italien ſehnen und der 
Irredentapolitik begeiſtert zugejubelt haben, während die Land⸗ 
bevölkerung, die ihre Erzeugniſſe nach Oſterreich abſetzt und bei der 
Vereinigung mit Italien wirtſchaftlich geſchädigt werden würde, bei 
jenem bleiben will. Aber auf die Wünſche der Bevölkerung des 
Gebietes ſelbſt kommt es nicht in erſter Linie an, ſondern auf die 
Wünſche und Lebensintereſſen der beiden Reiche. Italiens ganze 
Sehnſucht iſt ſeit langem auf die Irredenta des Trentino, d. h. das 
„unerlöſte“ italieniſche Volksgebiet, gerichtet. Vor feiner Kriegs⸗ 
erklärung hat es ſeine Anſprüche bis an den Kamm der Zentral⸗ 
Alpen ausgedehnt, ſo daß auch die ganz deutſchen und ladiniſchen 
Gebiete von Meran und Bozen und des Puſtertales ihm zufallen 
würden. Es führt dafür die hydrographiſche Zugehörigkeit an; 
aber dieſe iſt einer jener geographiſchen Gründe, die nicht von 
Geographen ſelbſt, ſondern nur von oberflächlichen Politikern ins 
Feld geführt werden. Auf die Waſſerſcheide kommt es nicht an; 
auch das Land ſüdlich vom waſſerſcheidenden Kamme, das Gebiet 
der oberen Etſch und des Eiſack und das Puſtertal mit ſeinen Neben⸗ 
tälern, gehört ſeiner ganzen Natur nach zu Tirol und iſt mit Nord⸗ 
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Tirol immer völkiſch und ſtaatlich verbunden geweſen. Auf dieſes 
Gebiet hat Italien nicht das geringſte Recht. Dagegen kann man 
zweifelhaft fein, ob die öſterreichiſchen Geographen Necht haben, wenn 
ſie auch das Gebiet von Trient mit ſeiner ausgeſprochen ſüdlichen 
Natur und ſeiner von der Südſeite her eingewanderten italieniſchen 
Bevölkerung und Kultur als einen natürlichen Beſtandteil Oſter⸗ 
reichs anſprechen und behaupten, daß die eigentlich natürliche Grenze 
erſt durch die Talengen noch weiter gegen den Ausgang des Ge⸗ 
birges hinaus gebildet werde und daß Oſterreich jetzt ſeine Grenze 
bis hierhin vorſchieben müſſe. Der Schwede Kjellen hat dagegen den 
Einwand erhoben, daß es nicht darauf ankomme, eine Grenze zu 
finden, die für die eine Seite eine möglichſt gute Verteidigungslinie 
iſt, ſondern eine Grenze, die den Streit möglichſt aus der Welt ſchafft, 
daß alſo weniger militäriſche als vielmehr höhere politiſche Geſichts⸗ 
punkte dafür in Betracht kämen. Ganz abgeſehen von der völkiſchen 
Zugehörigkeit bedeutet der weite Vorſprung des Trientiner Gebietes 
für Italien eine Gefahr, und ſie würde noch vergrößert, wenn die 
Grenze noch weiter gegen die Ebene vorgeſchoben würde. Man 
wird zugeben müſſen, daß hier ein Lebensintereſſe Italiens vor⸗ 
liegt; Freundſchaft zwiſchen den beiden Staaten wird es kaum 
geben, ſolange dieſe Sehnſucht Italiens unerfüllt bleibt. Zur Be⸗ 
wahrung ſeiner Neutralität iſt Oſterreich ja auch bereit geweſen, 
ihm das Trentino abzutreten; jetzt, nach dem Verrat, den Italien 
begangen, nach der völligen Erfolgloſigkeit ſeines Angriffes, nach 
ſeiner ſchweren Niederlage und dem Verluſte halb Venetiens, nach 
der Waffenbrüderſchaft der tapferen Süd⸗Tiroler mit den anderen 
Nationalitäten der Monarchie, wird es kaum mehr geneigt ſein, 
dieſes Opfer zu bringen. Es könnte daran jedenfalls nur denken, 
wenn Italien aufrichtig nicht nur auf das übrige Süd⸗Tirol, ſondern 
auch auf Görz, Trieſt und Dalmatien, auf Valona und Albanien 
und auf alle aus früheren Verträgen hergeleiteten Anſprüche auf der 
Balkanhalbinſel verzichtete und Oſterreich-⸗Angarn hier ganz freie 
Hand ließe, wenn es ſeine Beziehungen zu Frankreich und England 
löſte und uns wirtſchaftliche Vorteile einräumte. Die Grenze dürfte 
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auch keinenfalls über die italieniſche Sprachgrenze hinausgehen und 
auch nicht bis auf Höhen hinaufreichen, von denen aus Bozen 
oder das Puſtertal militäriſch beherrſcht werden können. 

Trieſt darf unter keinen Amſtänden an Italien ausgeliefert werden. 
Die nationalen Anſprüche ſind hier nur oberflächlich begründet; denn 
Trieſt ſelbſt iſt nur eine halb italieniſche Stadt, und unmittelbar da⸗ 
hinter beginnt ſloveniſches Volksgebiet. Sein Hafen iſt aber — das 
iſt die Hauptſache — für Oſterreich, das nur hier ans adriatiſche Meer 
hinanreicht, eine Lebensnotwendigkeit, während er für Italien keine 


Bedeutung hat und in italieniſchem Beſitz, durch eine Zollgrenze 


gegen Oſterreich geſperrt, bald einen großen Teil ſeiner Bedeutung 
verlieren würde. Dasſelbe gilt von ganz Dalmatien. Es war vene⸗ 
tianiſcher Beſitz, iſt aber kein italieniſches Land, ſondern hat nur in 
den Städten eine italieniſche Oberſchicht. Italiens Anſpruch ent⸗ 
ſpringt zum Teil aus Rückſichten der Verteidigung, weil es feine 
eigene hafenarme Oſtküſte von der dalmatiniſchen Küſte aus bedroht 
fühlt, iſt jedoch ebenſoſehr und mehr als eine Erweiterung ſeines 
politiſchen Einfluſſes und ſeines Wirtſchaftsgebietes gedacht. Aber 
ein ſolcher Gedanke der Ausdehnung über das Meer gehört einer 
vergangenen Zeit an, in der das Meer als Träger des Verkehrs dem 
Lande überlegen war. Heute ſchließt ſich das Feſtland ſtaatlich zu⸗ 
ſammen, und das Meer iſt Grenze. Oſterreich⸗Angarn hat Bosnien 
hauptſächlich genommen, weil es das Hinterland Dalmatiens iſt, und 
hat es durch Eiſenbahnen und Straßen mit dieſem verbunden. Italiens 
Anſpruch iſt wider die geographiſche Vernunft. Auch die italieniſche 
Beſetzung von Valona und die Oberherrſchaft über Albanien iſt für 
Oſterreich⸗Angarn, wie wir bei der Beſprechung von deſſen Lebens⸗ 
bedürfniſſen geſehen haben, unerträglich, weil Italien von da das 
adriatiſche Meer beherrſchen würde, es jederzeit abſperren könnte 
und die Entwicklung ſeiner Seemacht ganz unterbände. Italien muß 
den Fuß, den es auf die Balkanhalbinſel geſetzt hat, wieder zurück⸗ 
ziehen; das ſcheint mir das wichtigſte Lebensintereſſe Oſterreichs 
gegenüber Italien zu ſein. Die Balkanpolitik, die Italien ſeit noch 
gar nicht ſo langer Zeit betreibt, und durch die es immer von neuem 
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in Gegenſatz zu Oſterreich⸗Angarn gekommen ift, ift unnatürlich und 
hat nur darin ihren Grund, daß es auf feiner Weſtſeite, feiner wirk⸗ 
lichen Frontſeite, nicht gegen Frankreich anzugehen wagt. 

Die Türkei wird von Italien verlangen müſſen, daß es den 
Dodekanes, den es ja widerrechtlich beſetzt hält, wieder räumt. Da⸗ 
gegen hat Tripolitanien für ſie keinen wirklichen Wert und kann von 
ihr ſchwer verteidigt werden. Ans und Oſterreich⸗Angarn könnte es 
allerdings ein Eingangstor in den Sudan ſein. Aber an ſeinen Er⸗ 
werb haben ſich ſeiner Zeit ſo große, uns ganz übertrieben erſcheinende 
nationale Hoffnungen der Italiener geknüpft, daß man vielleicht nicht 
daran taſten wird. 

Anſer Augenmerk muß darauf gerichtet ſein, den Blick Italiens 
wieder auf das weſtliche Mittelmeer zu lenken, wohin es, wie Theo⸗ 
bald Fiſcher gut auseinandergeſetzt hat, durch ſeine ganze Natur hin⸗ 
gewieſen wird, wo es viel größere Intereſſen als auf ſeiner Oſtſeite 
hat. Auf feiner Weſtſeite find Nizza und die Inſel Eorfica unerlöſtes 
italieniſches Land, das ſein Freund Frankreich ihm vorenthält. Auf 
dieſer Seite liegt auch Tunis, das alte Ziel ſeiner Sehnſucht, das 
ihm gleichfalls Frankreich weggeſchnappt hat. Im Süden iſt das 
wenigſtens halb italieniſche Malta in den Händen Englands. Nur 
wenn Italien dieſe Gebiete, wenn es namentlich die Inſel Corfica 
in eigenen Händen hat, kann es ſeine Weſtfront, an der ſeine 
reichſten Landſchaften und ſeine größten Städte liegen, wirkſam ver⸗ 
teidigen und ſich politiſch von den weſtlichen Seemächten unabhängig 
machen. 

Die Hauptſache für Italien iſt die innere Fortbildung, die 
Herſtellung geſunder wirtſchaftlicher und ſozialer Zuſtände. In den 
letzten Jahrzehnten, gerade in der Zeit der Freundſchaft mit uns, 
waren bemerkenswerte Fortſchritte gemacht worden; aber es blieb 
noch viel zu tun übrig, und durch den Krieg iſt viel, ſehr viel wieder 
verloren gegangen. Manche Anzeichen weiſen darauf hin, daß der 
Lauf der Dinge in Italien ähnlich wie in Nußland ſein wird, daß 
es vielleicht am Rande einer Revolution ſteht. Möge ſich auch an 
denen, die Italien zum Kriege verführt haben, das Gottesgericht voll⸗ 
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ziehen! Mögen dann befonnenere Männer die Führung bekommen, 
die die wahren Intereſſen Italiens erkennen, die imperialiſtiſchen 
Träume fahren laſſen und vielmehr alle Kraft an die innere Wieder⸗ 
herſtellung und Fortbildung des Landes ſetzen und den politiſchen 
Anſchluß nicht bei ſeinem politiſchen und wirtſchaftlichen Neben⸗ 
buhler Frankreich, ſondern bei Deutſchland ſuchen, mit dem es ſich 
wirtſchaftlich und politiſch ergänzt. Nur ſo kann ſich Italien vor 
innerem Verfalle retten, nur ſo politiſche Selbſtändigkeit bewahren. 
Möge es bald zu dieſer Einſicht kommen! 
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IX. 
Der Friede mit Frankreich. 


ährend der Friede mit Rußland und ebenſo der mit Italien 

und wohl auch der mit Japan aller Wahrſcheinlichkeit nach 
zwar nicht in der Form, wohl aber in der Sache mehr oder weniger 
Sonderfrieden ſein werden, ohne daß ſich die anderen viel darum 
kümmern, wird das mit dem franzöſiſchen Frieden nicht der Fall ſein. 
Das Bündnis Frankreichs mit England iſt ganz anders eng. Frankreich 
iſt im Einverſtändniſſe mit England in den Krieg gegangen, Frank⸗ 
reich und England haben den Landkrieg gemeinſam auf franzöſiſchem 
Boden geführt, und voraus ſichtlich werden die beiden Mächte auch 
in der Zukunft auf einander angewieſen ſein und zuſammenhalten. 
Andererſeits müſſen auch wir mit der Gemeinſchaft rechnen, wenn 
wir nicht zu Schaden kommen wollen: wir haben ein großes und 
wertvolles Stück franzöſiſchen Landes in der Hand, während um⸗ 
gekehrt England mit Frankreich zuſammen uns den größten Teil 
unſerer Kolonien genommen und auch ſonſt überall auf der Erde 
unſere Rechte verletzt hat. Wir wiſſen noch nicht, in welchem Maße 
wir England direkt zur Rückgabe und zum Schadenerſatze zwingen 
können; darum müſſen wir Frankreich für unſer Eigentum und die 
begangenen Rechts verletzungen haftbar machen und ihm fein Land 
nur im Aus tauſche wiedergeben. Wie es ſich darüber mit England 
und auch mit den Vereinigten Staaten auseinanderſetzt, iſt nicht 
unſere, ſondern ſeine Sache. 

Die Gefühle des deutſchen Volkes gegen Frankreich haben ge⸗ 
ſchwankt und ſind beſonders am Anfange des Krieges geteilt geweſen. 
Bei den einen, namentlich bei den Alldeutſchen, kamen nur Gefühle 
des Haſſes zum Ausdruck; fie nahmen den Gedanken des saigner A 
blanc wieder auf, den Bismarck und Moltke gelegentlich als Drohung 
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ausgeſprochen hatten, wollten Frankreich in dieſem Kriege bis zum 
Verbluten ſchwächen. Dagegen erklärten andere, namentlich aus 
literariſchen Kreiſen, aus dem Gefühle der Dankbarkeit für die 
Kulturgüter, die wir von Frankreich empfangen haben, Frankreich 
für den edelſten unſerer Gegner und bekundeten ihm gegenüber eine 
ziemlich weichmütige Geſinnung, die ſich von dem Haſſe gegen Eng⸗ 
land und der Verachtung gegen Rußland weſentlich unterſchied. 
Frankreich ſei nicht, wie jene, aus egoiſtiſchen Motiven, Eroberungs⸗ 
ſucht oder Habgier, in den Krieg gegangen, ſondern aus einem an 
ſich edlen und anerkennenswerten Motive, nämlich aus dem Wunſche, 
die verlorene Tochter wiederzugewinnen und den verlorenen Ruhm 
wiederherzuſtellen. Wenn es ſich nur entſchlöſſe, einen endgültigen 
Verzicht auf Elſaß⸗Lothringen auszuſprechen, ſo wäre eine Ver⸗ 
ſöhnung und Freundſchaft mit ihm wohl möglich; aber um das zu 
erreichen, müßten wir es natürlich im Frieden glimpflich behandeln 
und dürften ihm nichts zufügen, was ſeine Ehre berühre. Dieſe Stim⸗ 
mung gründete ſich doch wohl auf eine falſche pſychologiſche Ein- 
ſchätzung des franzöſiſchen Volkes und dürfte im Verlaufe des 
Krieges, unter dem Eindrucke der geradezu ſadiſtiſchen Grauſamkeit, 
mit der die Franzoſen vielfach unſere Gefangenen quälen, und gegen⸗ 
über der Hartnäckigkeit, mit der ſie ſich auf Elſaß⸗Lothringen ver⸗ 
biſſen haben, ziemlich verflogen ſein. Wir können doch nicht verkennen, 
daß Frankreich ſeit 1871 nichts gelernt und nichts vergeſſen hat, 
daß gerade Frankreich ſeit einem halben Jahrhundert unſer unver⸗ 
ſöhnlicher Feind iſt und den Kern des Bündniſſes gebildet hat, durch 
das wir eingekreiſt und mit Krieg überzogen worden ſind. Wir dürfen 
nicht dem Haſſe die Zügel ſchießen laſſen; auch wenn wir es könnten, 
müßte uns der Gedanke an eine Vernichtung des franzöſiſchen Volkes 
fern liegen, weil das eine Barbarei wäre, aus der nur Anheil ent⸗ 
ſpringen könnte; aber wir müſſen gerade an den Frieden mit Frank⸗ 
reich ganz kühl hinangehen und uns darüber klar ſein, daß wir auf 
eine Verſöhnung mit ihm nach dieſem Kriege ebenſowenig wie nach 
dem vorigen Kriege rechnen dürfen, ſondern daß es, wenn wir auch 
die Hoffnung auf Verſöhnung nicht ganz aufgeben wollen, doch aller 
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Wahrſcheinlichkeit nach unſer Feind bleibt. Sein tragiſches Ver⸗ 
hängnis liegt ja gerade darin, daß es ſeine wirklichen Intereſſen dieſer 
Feindſchaft gegen uns opfert und ſich an ihr immer mehr aufreibt. 
Nach den Enthüllungen aus den Geheimverträgen der Entente 
waren Frankreich nicht nur das Elſaß und Lothringen, ſondern auch 
das ganze linksrheiniſche Land weiter nördlich zugeſagt worden; 
auch von engliſcher und amerikaniſcher Seite wird jetzt die Rückgabe 
Elſaß⸗ Lothringens an Frankreich ausdrücklich gefordert. Es iſt beim 
Stande des Krieges eine naive Forderung; von Gebietsabtretungen 
eigenen Bodens kann nach unſeren Siegen doch wohl nicht mehr die 
Rede fein. Die inneren Gründe, die dafür angeführt werden, find 
hinfällig. Wenn man von „Desannexion“ reden will, ſo iſt unſere 
Eroberung der beiden Länder im ſiebziger Kriege eine Desannerion 
geweſen; denn beide ſind Teile des alten Deutſchen Reiches, die uns 
Frankreich geraubt hatte. Das Elſaß iſt, mit Ausnahme einiger 
Vogeſentäler, auch in ſeiner Bevölkerung ein ganz, Lothringen ein 
zum größeren Teile deutſches Land. Wenn die Franzoſen wieder im 
Elſaß ſäßen, ſo würde ganz Süddeutſchland, nur durch den Rhein 
getrennt, offen vor ihnen ausgebreitet ſein. Hier liegt die natürliche 
Grenze ſicher nicht im Rhein, fondern in den Vogeſen: beim Rhein 
als Grenze könnte es nie zum Frieden kommen. Lothringen füllt den 
Winkel zwiſchen dem Moſellande und der Rheinpfalz aus, und der 
Beſitz von Metz und der von Straßburg dahin führenden Eiſenbahn 
ſind zur Abwehr eines franzöſiſchen Einfalles ſo wichtig, daß ihre 
Preisgabe, wie unſere Heerführer damals ausdrücklich erklärt haben, 
unſere militäriſche Sicherheit ſchwer beeinträchtigen würde. Für 
Frankreich dagegen hat Metz nur als Ausfalls tor, nicht als Stütze 
der Verteidigung Bedeutung, da es dahinter die feſte Maaslinie 
hat. Die Geſinnung der Elſäſſer und der Lothringer iſt bis zum 
Kriege, wohl durch Angeſchicklichkeit der deutſchen Politik, noch nicht 
ſo geweſen, wie wir es hätten wünſchen mögen; aber auch ſie haben 

ſich entſchieden gegen eine Rückgabe an Frankreich erklärt. 
Abgeſehen von einem Stücke flämiſchen Volksgebietes bei Dün⸗ 
kirchen, das auch ſeiner Natur nach eigentlich zu Flandern gehört, 
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ſchließt das heutige Frankreich kein germaniſches Volksgebiet ein; 
nationale Motive kommen daher bei dem Frieden mit ihm nicht in 
Betracht. Auf den Zubehör zum alten Deutfchen Reiche allein 
können wir Gebietsanſprüche nicht begründen; denn das war in einer 
Zeit, in der nationale Motive noch keine Nolle ſpielten. Eroberung 
um Gewinnung fremden Landes und ſeiner Naturſchätze willen liegt 
uns fern. Wünſche auf Vorſchiebung der Grenze ſind teils aus 
militäriſchen Gründen der Sicherheit des Reiches, teils aus einem 
wirtſchaftspolitiſchen Motiv ausgeſprochen worden, das aber ſeine 
Kraft wiederum aus Rückſichten auf die Landes verteidigung ſchöpft 

Wir haben im Frankfurter Frieden leider auf Belfort, das 
unſere Truppen genommen hatten, verzichtet. Das hat ſich jetzt ge 
rächt; denn von dieſer Ausfallspforte aus find die Franzoſen weit 
ins Elſaß eingedrungen, und es wurde deshalb im Anfange des 
Krieges allgemein der Wunſch geäußert, daß wir im Frieden unſere 
Grenze hier durch die Beſetzung von Belfort ſichern möchten. Es 
liegt geographiſch neutral zwiſchen deutſchem und franzöſiſchem 
Lande; die Bevölkerung iſt allerdings franzöſiſch. Daran ſchloß ſich 
der Wunſch, die Grenze vom Kamme der Vogeſen, den die Franzoſen 
vom ſanften Weſtabhang her viel leichter als wir erklimmen können, 
auf dieſen vorzuſchieben; aber man kann nicht leugnen, daß das 
eine Machtgrenze wäre, die zu Mißhelligkeiten Anlaß geben würde. 
Sowohl Belfort wie Kamm und Weſtabhang der Süd⸗Vogeſen 
ſind militäriſch noch heute in franzöſiſchen Händen, und wir können 
daher hier kaum Forderungen ſtellen. Weiter nördlich ſcheinen keine 
ſtrategiſchen Intereſſen im engeren Sinne auf eee der Grenze 
zu drängen. 

Wohl aber ſind hier unſere Augen au: ein wirtſchaftlich ſehr 
wertvolles Gebiet gerichtet, das von ſehr großer mittelbarer Be⸗ 
deutung für die Verteidigung Deutſchlands iſt: das iſt das Eiſenerz⸗ 
gebiet von Briey und Longwy. Gerade auf der Grenze des Deutſchen 
Reiches und Frankreichs, auch Luxemburg einbegreifend, liegt eines 
der reichſten Eiſenerzgebiete der Erde, das Gebiet der lothringiſchen 
Minette. Der deutſche Anteil daran iſt im Frankfurter Frieden ans 
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Deutſche Reich gefallen, aber mehr zufällig, weil man das Gebiet 
als Glacis von Metz brauchte, als daß man gerade auf dieſe Eifen- 
erzlagerſtätten großen Wert gelegt hätte; denn da die Minette phos⸗ 
phorhaltig iſt, konnte ſie bei dem damaligen Stande der Technik nicht 
verhüttet werden. Erſt einige Jahre ſpäter gelang dies durch das neu 
erfundene Thomas⸗Gilchriſt⸗Verfahren, und nun ging man bald an 
die Ausbeutung dieſer Erzlagerſtätten. Es zeigte ſich auch erſt im 
Laufe der Zeit, wie weit ſie ſich, allerdings in größerer Tiefe, noch 
in franzöſiſches Gebiet hinein erſtrecken, ſo daß ſie hier vielleicht ſogar 
viel ausgedehnter und auch in der Beſchaffenheit beſſer als auf deut⸗ 
ſchem Gebiete ſind. Ein Teil der Gruben kam in deutſchen Privat⸗ 
beſitz, und ein ziemlich großer Teil der Förderung wurde auch nach 
Deutſchland verfrachtet und dort verhüttet. Dieſes franzöſiſche Erz 
war eine weſentliche Grundlage unſerer Eiſeninduſtrie. Beim Aus- 
bruche des Krieges wurden die Eiſenerzgebiete ſofort von uns beſetzt, 
und ſie haben uns im Kriege ſehr gute Dienſte geleiſtet. Nach dem 
übereinſtimmenden Arteile der Sachverſtändigen wären wir ohne 
ſie nicht im Stande geweſen, die nötige Munition herzuſtellen. Wenn 
wir ſie jetzt den Franzoſen zurückgeben, ſo iſt es ſehr fraglich, ob ein 
irgendwie beträchtlicher Teil der Förderung wieder uns zufließt, und 
im Falle eines neuen Krieges würden wir keinenfalls damit rechnen 
können. Gerade auf der Grenze gelegen, würde dieſes wertvolle 
Erzgebiet wahrſcheinlich der Schauplatz beſonders heftiger Kämpfe 
ſein und ganz ruiniert werden. Gerade an dieſer Stelle würden durch 
einen grundſätzlichen glatten Verzicht auf jede Eroberung unſere 
militäriſchen und wirtſchaftlichen Lebensintereſſen geſchädigt werden. 
In der Bergbaubevölkerung waren ſchon vor dem Kriege viele Aus⸗ 
länder, und jetzt ſind überhaupt nur noch geringe Neſte von ihr 
vorhanden. Die nationale Frage würde alſo keine unüberwind⸗ 
lichen Schwierigkeiten bereiten. Vielleicht kann Frankreich an einer 
anderen Stelle ein Erſatz gewährt werden. 

Frankreich gegenüber liegt auch der Gedanke an die Forderung 
kolonialer Abtretungen nahe, weil es vor dem Kriege nach Kräften 
bemüht geweſen iſt, unſere koloniale Entfaltung zu hemmen, und 
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weil es ſich dann im Kriege an der Eroberung und Plünderung 
unſerer Kolonien Togo und Kamerun beteiligt und ſeine Kolonien 
als ein ſtarkes Kampfmittel gegen uns gebraucht hat. Schon am Be⸗ 
ginne des Krieges hatte ſich unſer Reichskanzler dem engliſchen An⸗ 
ſinnen gegenüber geweigert, die Anverletzlichkeit des franzöſiſchen 
Kolonialreiches zu verſprechen, und jetzt iſt es wohl ein ziemlich all⸗ 
gemeiner Wunſch, hier eine Entſchädigung und einen Ausgleich zu 
ſuchen. Was wir fordern wollen, muß vom Standpunkte unſerer 
Intereſſen aus beſtimmt werden. 

Das namentlich militäriſch wichtigſte franzöſiſche Kolonial⸗ 
gebiet iſt jedenfalls das nordafrikaniſche, zu dem kürzlich auch Marokko 
hinzugekommen iſt. Als wir mit Frankreich wegen feiner rückſichts⸗ 
loſen Beſitznahme von Marokko im Streite lagen, verlangten die 
Alldeutſchen Marokko für uns, und namentlich nach dem Erſcheinen 
des „Panther“ vor Agadir glaubte man vielfach, daß auch unſere 
Regierung Abſichten auf den Beſitz von Marokko hätte. Das iſt 
ſicher nicht der Fall geweſen; der Schritt, über deſſen Geſchicklichkeit 
man verſchiedener Meinung ſein kann, ſollte nur einen diplomatiſchen 
Druck auf Frankreich ausüben, unſeren Widerſpruch gegen unſere 
Ausſchließung kräftig geltend machen, nicht aber einen eigenen Ge⸗ 
bietsanſpruch begründen; höchſtens hat man an Agadir ſelbſt als 
Flottenſtützpunkt gedacht. Auch jetzt erheben ſich, wenn auch nur in 
geringer Zahl, Stimmen, die Marokko verlangen. Aber auch jetzt wäre 
es ein bedenklicher Erwerb. Wenn früher manchmal geſagt worden 
iſt, daß Marokko für Frankreich mehr eine Quelle der Schwäche als 
der Kraft ſein würde, ſo gilt das allerdings nur für die nächſte Zeit; 
ſpäter wird Frankreich daraus ebenſogut wie aus Algerien und 
Tuneſien wirtſchaftliche und militäriſche Kraft ziehen können. Sein 
Verluſt würde für es eine Schwächung bedeuten und wäre daher, 
ſolange wir Frankreich als Gegner betrachten müſſen, mittelbar ein 
Vorteil für uns. Es würde uns auch wirtſchaftlich für die Verſorgung 
mit Rohſtoffen und für den Abſatz deutſcher Fabrikate große Vor⸗ 
teile bieten. Aber die Gegengründe ſind wohl ſtärker. Anſere Inter⸗ 
eſſen und Rechte an Marokko find immer geringer als die Frankreichs 
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und Englands geweſen und konnten wohl unſeren Einfpruch gegen die 
franzöſiſche Beſitznahme, nicht aber einen Anſpruch auf eigene Beſitz⸗ 
nahme rechtfertigen. Nachdem wir damals unſere Anſprüche auf 
Marokko aufgegeben haben, würde ihre Erneuerung jetzt, trotz der 
franzöſiſchen Rechtsverletzungen, nicht nur von den Franzoſen, 
ſondern auch von den anderen als reine Eroberungspolitik betrachtet 
und verurteilt werden. Die Beſitznahme eines mohammedaniſchen 
Landes widerſpräche auch unſerer ganzen Iſlampolitik. Der Gedanke 
an deutſche Bauernanſiedlung in Marokko iſt nicht nur aus klimati⸗ 
ſchen, ſondern auch aus politiſchen Gründen eine Atopie, weil ſie uns 
in Konflikt mit den Eingeborenen brächte. And ſchließlich die Haupt⸗ 
ſache: unſere militäriſche Poſition wäre zu ungünſtig; denn bei der 
viel größeren Nähe Frankreichs und der unmittelbaren Nachbarſchaft 
der franzöſiſchen Kolonie Algerien würden wir kaum in der Lage ſein, 
Marokko gegen einen franzöſiſchen Angriff zu halten. Wir werden 
daher kaum gut tun, über die damaligen Abmachungen hinaus zugehen 
und Marokko für uns zu fordern; wir müſſen uns von Frankreich die 
loyale Erfüllung ſeiner damals eingegangenen Verpflichtungen zu⸗ 
ſagen laſſen oder, da ſolche Verpflichtungen oder Servituten leicht 
zu Konflikten führen, ſie wohl gegen einen ſicheren Beſitz an anderer 
Stelle austauſchen. Anſere koloniale Entſchädigung werden wir, wie 
mir ſcheint, lieber an anderer Stelle ſuchen. 

Auch mehrere andere franzöſiſche Kolonien müſſen wohl von 
vornherein aus unſeren Plänen ausgeſchaltet werden. Indo⸗China, 
ſchon an ſich ein ſchwieriges Gebiet, würde uns in viel zu nahe Be⸗ 
rührung mit Japan und auch mit den Vereinigten Staaten bringen, 
der wir uns jetzt nicht ausſetzen können. Aus ähnlichen Gründen, die 
im einzelnen nicht entwickelt zu werden brauchen, werden wir auch 
an die franzöſiſchen Inſeln der auſtraliſchen Inſelwelt oder an 
Guayana und wohl auch an Madagaskar und Reunion kaum denken, 
weil wir uns durch ſie zu ſehr zerſplittern würden, ohne ent⸗ 
ſprechende Vorteile zu gewinnen. Ein ſehr wertvoller Beſitz wäre 
die franzöſiſche Somaliküſte mit Dfchibuti, das ein Gegengewicht 
gegen Aden gewähren würde und auch berufen erſcheint, das 
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Haupteingangstor nach Abeſſinien zu werden; aber gerade dieſem 
Erwerb würde ſich wohl England mit allen Kräften widerſetzen, 
und er wäre ſchwer zu verteidigen. In Betracht kommen haupt⸗ 
ſächlich die franzöſiſchen Beſitzungen im tropiſchen Afrika. Sene⸗ 
gambien und der Weſt⸗Sudan liegen vielleicht noch zu ſehr in der 
Nachbarſchaft von Marokko und Algier und ſind auch zu alter 
franzöſiſcher Beſitz, als daß ſie für uns ein ſicherer Erwerb wären; 
aber auf die an Kamerun anſtoßenden Landſchaften des mittleren 
Sudans und des franzöſiſchen Kongolandes und wohl auch auf die 
franzöſiſchen Beſitzungen in Ober⸗Guinea erſtreckt ſich dieſes Be⸗ 
denken nicht. Frankreich hat hier ſelbſt koloniale Eroberungen ge⸗ 
plant und muß es ſich nun gefallen laſſen, daß der Spieß umgekehrt 
wird. And das mit größerem Nechte! Wir brauchen mehr Kolonien, 
als wir beſitzen; Frankreich dagegen hat mehr Kolonien, als es wirt⸗ 
ſchaftlich ausnützen und in der Kultur ſo voranbringen kann, wie es 
im allgemeinen Intereſſe liegt. Seine Kolonien ſind ihm in erſter 
Linie Lieferanten von ſchwarzen Soldaten, die es gegen uns ins Feld 
ſchickt; das haben wir ein ſittliches Recht, zu verhindern. 

Eine wichtige, Frankreich aufzuerlegende Friedensbedingung wird 
ſein, daß es uns weder im Heimatlande noch in ſeinen Kolonien wirt⸗ 
ſchaftlich ſchlechter als andere Staaten, namentlich als England und 
die Vereinigten Staaten, ſtellen darf; denn den gegen uns geplanten 
Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege können wir uns nicht gefallen 
laſſen. Von Frankreich ſollten wir womöglich auch eine Kriegsentſchä⸗ 
digung verlangen und durchſetzen; denn es hat doch ſeit langem den 
Krieg gerade durch ſein Geld vorbereitet: nahezu zwanzig Milliarden 
hat es Nußland geliehen, damit es ſeine ſtrategiſchen Eiſenbahnen 
ausbaute und fein Heer in Stand ſetzte. Wir müſſen verhindern, daß 
es gleich nach dem Friedensſchluſſe von neuem mit dieſer Art Kriegs⸗ 
vorbereitung beginnt. 

Noch verkündet das offizielle Frankreich mit lauter Stimme 
ſeinen Sieg, und wenn es nun auch wohl ſeine noch weiter gehenden 
Kriegsziele aufgegeben hat, ſo hält es doch an der Forderung Elſaß⸗ 
Lothringens feſt. Nur eine vollkommene Niederlage könnte uns dazu 
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zwingen, ihm dieſes zum größten Teile deutſche Land, deſſen wir 
zum Schutze der dahinter liegenden Landſchaften bedürfen, preis⸗ 
zugeben oder es auch in einen Pufferſtaat verwandeln zu laſſen. Das 
würde das ganze deutſche Volk als eine Schmach empfinden; dagegen 
würde es ſich bis zum äußerſten wehren. Der Stand des Krieges gibt 
uns keinen Anlaß, daran überhaupt zu denken. Wir werden ſiegreich 
aus dem Kampfe mit Frankreich hervorgehen; wir brauchen nur 
hiermit zu rechnen, nur dieſen Ausgang in Erwägung zu ziehen. 

Können wir nicht darauf verzichten, von Frankreich Sicherun⸗ 
gen und Entſchädigungen zu fordern, ſo können und wollen wir 
darin doch nicht weiter gehen, als es für uns eine Lebensnotwendig⸗ 
keit iſt. Wir können und wollen Frankreich nicht zerſchmettern. Ja, 
wir erkennen trotz allem, was es uns angetan hat, die Tragik an, die 
darin liegt, daß dieſes ſchöne Land fo furchtbar gelitten hat, daß 
dieſes einſt ſo ſtolze Volk, das der Menſchheit ſo viel geſchenkt hat, 
gebrochen aus dem Kriege hervorgehen wird. Freilich waren die 
Franzoſen ſchon vorher ein abſteigendes Volk, das an dem Fluge 
der modernen Entwicklung nicht mehr vollen Anteil nahm, das in 
ſeiner Menſchenzahl ſtehen blieb, ja zurückging; der tiefſte Gedanke 
des Krieges iſt wohl geweſen, dieſem Niedergange Einhalt zu tun. 
Aber er hat, wie ſo oft, im Gegenteil dieſen Niedergang beſiegelt 
und beſchleunigt: die furchtbaren Verluſte an Menſchen und an Kapital, 
die jetzt jedes europäiſche Volk erleidet, werden kaum einem anderen 
ſo tiefe Wunden ſchlagen wie dem franzöſiſchen. 
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x: 
Der Friede mit Belgien. 


as belgiſche Problem, d. h. die Beſtimmung des Schickſals von 
Belgien, iſt das ſchwerſte und umſtrittenſte von allen. Man 

kann ſagen, daß ſich der Streit zwiſchen den Anhängern eines Ver⸗ 
zichtfriedens und eines Eroberungsfriedens hauptſächlich auf Belgien 
bezieht. Wir haben am Beginne des Krieges aus ſtrategiſchen 
Gründen zu unſerem eigenen großen Leidweſen die von uns ver⸗ 
bürgte Neutralität Belgiens verletzen müſſen, das ſich innerlich 
allerdings längſt auf die Seite unſerer Feinde geſtellt hatte und nur 
den geeigneten Augenblick abwartete, um es auch offen zu tun. Anſere 
wiederholte Bitte, uns gegen das feſte Verſprechen unverſehrter 
Wiederherſtellung und vollen Schadenerſatzes freien Durchzug zu 
gewähren, wurde von Belgien mit gut geſpielter Entrüſtung ab⸗ 
gelehnt. Nachdem wir dann die belgiſche Armee geſchlagen und den 
größten Teil des Landes, mit Ausnahme eines kleinen Stückes an 
der flandriſchen Küſte, beſetzt hatten, haben ſich viele und laute 
Stimmen erhoben, die die dauernde Einverleibung Belgiens in das 
Deutſche Reich oder doch Anterwerfung unter deutſche Aufſicht und 
deutſche Herrſchaft verlangen, um auch für die Zukunft einen fran⸗ 
zöſiſchen und engliſchen Einfall durch Belgien unmöglich zu machen 
und uns die Vorteile zu ſichern, die wir in dieſem Kriege aus unſerem 
Durchmarſch und aus der Beſetzung Belgiens gezogen haben, und 
um auch im Frieden deſſen Wirtſchaftskraft auf unſerer Seite zu 
haben. Ihnen gegenüber warnen andere, ebenfalls ſehr zahlreiche 
Stimmen vor der Eroberung Belgiens und dem darin beſtehenden 
Anrecht. Noch ſtehen die Meinungen einander ſchroff gegenüber; 
darum müſſen wir die Gründe und Gegengründe beſonders ernſtlich 
prüfen, um uns ein Arteil zu bilden, und wir müſſen uns hier noch 
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mehr als ſonſt vor ſtarken Schlagworten und auch vor jener unleid- 
lichen Sucht hüten, dem Vertreter der anderen Meinung unlautere 
Motive unterzuſchieben. 

Der erſte Grund für die Einverleibung oder Anterwerfung 
Belgiens iſt die Rückſicht auf unſeren militäriſchen Schutz. Das iſt, 
wenn er richtig iſt, natürlich ein ſehr ſchwerwiegender Grund, da er 
ſich ja auf unſere allererſte Lebensnotwendigkeit, die Sicherheit unſeres 
Reichs körpers, bezieht. Wenn Belgien auch in einem ſpäteren Kriege 
wieder auf der Seite unſerer Feinde ftände, fo würde es ſich voraus⸗ 
ſichtlich vor einer Aberrumpelung von unſerer Seite vorſehen; im 
Gegenteil würden die Engländer und Franzoſen ihre Truppen ſofort 
bis an unſere Grenze vorſchieben. Nur wenig von der Grenze ent⸗ 
fernt liegt die ſtarke Feſtung Lüttich, die ein furchtbares Aus falls tor 
gegen uns bildet. Von hier aus könnten feindliche Truppen leicht, 
ähnlich wie es in dieſem Kriege die franzöſiſchen Truppen von Belfort 
aus getan haben, in deutſches Gebiet eindringen, und das wäre be- 
ſonders gefährlich, weil ſie ſchon nach wenigen Schritten in unſer 
durch die Feſtung Köln nur zum Teil gedecktes rheiniſch⸗weſtfäliſches 
Bergbau⸗ und Induſtriegebiet kämen, das nicht nur einen ſehr weſent⸗ 
lichen Teil unſerer wirtſchaftlichen Kraft und unſeres nationalen 
Reichtums, ſondern auch unſerer militäriſchen Verteidigungsfähigkeit 
ausmacht. Wenn es in dieſem Kriege von den Feinden erobert 
worden wäre, ſo wäre bei der Anmöglichkeit, uns aus der übrigen 
Welt zu verſorgen, unſere wirtſchaftliche Widerſtandskraft gebrochen 
worden. Gegen dieſe Gefahr müſſen wir uns in Zukunft ſchützen. 
Der Alt⸗Neichskanzler hat deutlich erklärt, daß Belgien nicht zum 
Einfallstore Englands werden dürfe, und daran muß jede deutſche 
Regierung unverbrüchlich feſthalten. Durch Befeſtigungsanlagen auf 
deutſcher Seite können wir kaum einen feindlichen Angriff erfolgreich 
abwehren, weil Städte wie Aachen und Eupen unmittelbar an der 
Grenze liegen; hier muß eine Anderung eintreten. Aber wenn man 
darum gefordert hat, daß wir ganz Belgien behalten und gleichſam 
als ein Feftungsglacis ausbauen müßten, fo iſt das doch wohl eine 
ſehr weite Anwendung des Verteidigungsrechtes. Etwas anderes 
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wäre es mit der Beſetzung von Lüttich, das den ſchmalen und ver⸗ 
kehrsgeographiſch ſo wichtigen Durchgang zwiſchen der holländiſchen 
Grenze und den Ardennen beherrſcht. In unſerem Beſitze würde es 
den Feinden den Zugang in das Deutſche Reich in ähnlicher Weiſe 
erſchweren, wie Belfort uns den Zugang zu Frankreich durch die 
burgundiſche Pforte erſchwert. Daß die Bevölkerung beſonders un⸗ 
angenehm iſt, dürfte uns nicht hindern. Falls wir Lüttich nicht be⸗ 
ſetzen, müſſen wir jedenfalls auf Entfeſtigung und Entwaffnung ganz 
Belgiens beſtehen. 

Der zweite Grund für die Angliederung Belgiens iſt der marine⸗ 
ſtrategiſche Wert der flandriſchen Küſte. Auch das iſt zum Teil ein 
Gedanke der Verteidigung, nämlich gegen eine engliſche Landung. 
Belgien wird von England ſeit langem als ein Brückenkopf auf dem 
Kontinente betrachtet und iſt gerade darum, vornehmlich auf engliſchen 
Antrieb, zu einem ſelbſtändigen Staatsgebilde gemacht worden. Aber 
das geſchah nicht im Gegenſatze gegen Deutſchland, ſondern gegen 
Frankreich. Es war für England wichtig, ein Gebiet zu haben, wo 
es ſeine Truppen bequem landen und den franzöſiſchen entgegenſtellen 
konnte. Deutſchland gegenüber hat Belgien dieſe Bedeutung viel 
weniger, da England ſeine Truppen jederzeit an der Küſte ſeines 
franzöſiſchen Bundesgenoſſen landen kann und vielleicht ſchon binnen 
kurzem einen Tunnel unter dem Kanal zur Verfügung haben wird, 
der England, wenn es das wünſcht, zu einem Stücke des Kontinentes 
macht. Freilich iſt es dabei, ſelbſt wenn es Calais behalten ſollte, wie 
ihm oft untergeſchoben wird, auf Frankreich angewieſen; aber ohne 
Frankreich kann es überhaupt keinen Kontinentalkrieg gegen Deutſch⸗ 
land führen. Belgien hat für England daher jetzt weniger den 
Wert einer Angriffsſtellung als einer Verteidigungsſtellung gegen 
Deutſchland. 

Die Bedeutung der flandriſchen Küſte für uns wird heute nicht 
nur in der Abwehr engliſcher Angriffe, ſondern auch in der Möglichkeit 
geſehen, daß wir von hier aus England angreifen. Die flandriſchen 
Häfen ſind ſchon in dieſem Kriege, obgleich wenig ausgebaut, wichtige 
Ausgangspunkte unferer Torpedo- und Anterſeeboote und unſerer 
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Flieger, die von hier aus in wenigen Stunden ſowohl an die Themſe⸗ 
mündung wie an den Eingang des Kanals gelangen können. Die 
immer wiederholten engliſchen Offenſiven in Flandern, die die Zer 
ſtörung unſerer Anterſeebootsbaſis zum ausgeſprochenen Zwecke 
haben, beweiſen, wie unangenehm dieſe den Engländern iſt. Dieſelbe 
Bedeutung würde die flandriſche Küſte in einem künftigen Kriege 
haben. Ob ſie darüber hinaus auch eine große Flottenbaſis werden 
kann, ob die ungünſtigen Küſtenverhältniſſe, die ja zum Niedergange 
Brügges und zur Verödung dieſer Küſte geführt haben, überhaupt 
die Anlage eines großen Kriegs hafens hier erlauben, und ob ein ſolcher 
unmittelbar der engliſchen Küſte gegenüber militäriſch möglich iſt, 
wird von den Fachleuten verſchieden beurteilt. Aber das Maß der 
eigentlich militäriſchen Bedeutung iſt man ſich alſo nicht einig. Selbſt⸗ 
verſtändlich würde ein deutſcher Kriegshafen hier die militäriſche 
Beſetzung ganz Belgiens oder wenigſtens Flanderns zur Voraus: 
ſetzung haben, weil er ſonſt von der Landſeite her genommen werden 
könnte. Die Forderung der flandriſchen Küſte fällt demnach mit der 
Forderung der militäriſchen Angliederung des Hinterlandes zu⸗ 

ſammen. | 
Die Hauptfrage ift, welche Bedeutung die flandrifche Küſte für 
unſere Freiheit der Seeſchiffahrt hat. Eine ſtarke und laute Partei 
ſieht in ihrem Beſitze die einzige Möglichkeit, die Freiheit der Meere 
zu gewinnen, und iſt darum bereit, alles daran zu ſetzen und ihm 
zuliebe auf vieles an ſich wertvolle, z. B. auf unſeren Kolonialbeſitz, 
zu verzichten. Aber wenn ſie ſagen, daß der Beſitz der flandriſchen 
Küſte den Kanal und damit den Zugang zum atlantiſchen Ozean 
öffne, ſo iſt das zum mindeſten ein ungenauer Ausdruck, durch den viel 
Verwirrung angerichtet worden iſt. Nur einzelne Schiffe könnten 
von hier aus eine engliſche Blockade vielleicht durchbrechen; die 
regelmäßige Schiffahrt durch den langen Kanal zwiſchen der eng- 
liſchen und der franzöſiſchen Küſte, wo in jedem Hafen Kriegsſchiffe 
lauern können, wäre nach wie vor unmöglich; unſere Handelsſchiffe 
könnten nicht daran denken, dieſen Weg zu nehmen. Was die Ver⸗ 
treter jener Anſicht in Wahrheit ſagen wollen, iſt, daß bei unſerer 
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verbeſſerten ſeeſtrategiſchen Stellung England die Beherrſchung der 
Nordſee nicht mehr aufrechterhalten könne und ſich unter dem Drucke 
der für ſeine eigenen Küſten beſtehenden Gefahr viel eher zur Nach⸗ 
giebigkeit entſchließen werde. Der politiſche Gedanke der Verteidi⸗ 
gung unſeres Nechtes auf das Meer würde alſo durch den Erwerb 
einer militäriſchen Angriffsſtellung verwirklicht werden. Da dieſe 
aber natürlich auch zu politiſchen Angriffen mißbraucht werden könnte, 
begreift ſich der unbedingte Widerſtand, den England unſerer Ve⸗ 
ſitznahme der flandriſchen Küſte entgegenſetzt. 

Drittens wird die Angliederung Belgiens aus zwei wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen gefordert. 

Antwerpen, einer der ſchönſten Häfen der Welt, iſt der wich- 
tigſte Aus fuhrhafen für unſer rheiniſch⸗weſtfäliſches Induſtriegebiet. 
Ein großer Teil der deutſchen Ausfuhr und auch ein Teil der Ein⸗ 
fuhr haben ihren Weg bis zum Kriege über Antwerpen ge⸗ 
nommen, und ein großer Teil von deſſen Handel hat ſich in deut⸗ 
ſchen Händen befunden. Wenn nach dem Kriege wieder ein ſelb⸗ 
ſtändiges Belgien erſtände, das dann ſehr deutſchfeindlich ſein 
würde, ſo wäre es, fürchtet man, um dieſe Handelsbeziehungen ge⸗ 
ſchehen und der deutſche Handel in Antwerpen dem Antergange ge⸗ 
weiht. Rotterdam, das auf dem Waſſerwege eine viel beſſere Ver⸗ 
bindung mit dem Rheinlande als Antwerpen hat und ihm daher im 
Verkehr mit Maſſengütern, alſo in der Einfuhr, den Rang abläuft, 
könnte vielleicht einen gewiſſen Erſatz für Antwerpen bieten; aber 
dieſes ſcheint, nach den Ausführungen von Schumacher und anderen, 
in der Tat für den Handel mit Stückgütern und die Aus fuhr ſo große, 
hier nicht näher zu erörternder Vorzüge nicht nur vor Rotterdam, 
ſondern auch vor Amſterdam und Bremen, ja ſelbſt Hamburg zu be⸗ 
ſitzen, daß der Verluſt Antwerpens für den deutſchen Handel und die 
deutſche Induſtrie ſehr nachteilig wäre. Auf den Einwand, daß 
Belgien ſich ins eigene Fleiſch ſchneiden würde, wenn es den deutſchen 
Handel aus Antwerpen ausſchlöſſe, wird, aber kaum mit Recht, er⸗ 
widert, daß das ſeiner Induſtrie zu gute kommen würde. Man fürchtet 
auch, daß Antwerpen, ſtatt ein Ausfallstor der deutſchen, zukünftig 
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ein Einfallstor der englifchen Induſtrie würde. Vorausſagen find 
heikel; aber ich kann mir nicht denken, daß eine noch ſo feindliche 
belgiſche Regierung die Intereſſen Antwerpens fo ſehr preisgeben 
würde, und glaube, daß in dieſem Falle, wenn ein Lebensintereſſe 
des deutſchen Handels und der deutſchen Induſtrie auf dem Spiele 
ſtände, die Nachteile Notterdams überwunden werden können. 

Belgien hat in der Gegend von Lüttich und in der Gegend von 
Charleroi reiche Kohlenlagerſtätten, die ſeit langem ausgebeutet 
werden, und im Kempenlande ſüdöſtlich von Antwerpen ruhen, aller⸗ 
dings in ſehr großer Tiefe, noch viel reichere Kohlenlagerſtätten, die 
bisher nicht ausgebeutet werden, der modernen Technik aber zugäng⸗ 
lich ſind und nach dem Kriege wohl bald in Angriff genommen werden. 
Bei der großen wirtſchaftlichen Macht, die der Beſitz von Kohle 
verleiht, würde eine wirtſchaftliche Vereinigung der belgiſchen Kohlen⸗ 
produktion mit der deutſchen große Vorteile haben; in dieſem Kriege 
hat uns die belgiſche Kohle für unſere eigene Verſorgung und die 
Verſorgung der Neutralen gute Dienfte geleiſtet. Ahnliches gilt 
von der belgiſchen Induſtrie. Auch ſie hat uns in dieſem Kriege 
unterſtützt, und auch für unſere Friedens wirtſchaft wäre es erwünſcht, 
wenn jene auf dem Weltmarkte nicht mehr, wie es bisher meiſt der 
Fall geweſen iſt, im Bunde mit der franzöſiſchen gegen uns, ſondern 
mit uns arbeitete. Das ſind alles Motive von Bedeutung; aber ſie 
reichen nicht aus, um eine imperialiſtiſche Politik der Eroberung zu 
begründen, wobei auch zu beachten iſt, daß die Eroberung Belgiens 
die Ernährungsſchwierigkeiten in einem künftigen Kriege ſteigern 
würde. Die Wirtſchaftsprobleme des Friedens wird man verſuchen 
müſſen, auf dem Wege der Verſtändigung zu löſen. So wird man 
auch verſuchen müſſen, durch Verträge den unlauteren Wettbewerb 
zu beſeitigen, den Belgien wegen der Vernachläſſigung aller ſozialen 
Fürſorge für ſeine Arbeiter auf dem Weltmarkte ausübt. 

Neben den militäriſchen und wirtſchaftlichen Motiven ſpricht 
bei den auf die Einverleibung oder Angliederung Belgiens gerichteten 
Wünſchen auch ein nationales Motiv mit. Aber die Hälfte der Be⸗ 
völkerung beſteht aus germaniſchen, urſprünglich niederdeutſchen 
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Flamen, die von der franzöfierten Negierung national bisher ganz 
unterdrückt worden ſind. Sie haben ihre eigene Sprache und haben 
in früherer Zeit eine hohe Kultur gehabt, und ſchon vor dem Kriege 
war eine ſtarke nationale Bewegung erwacht, um ihrer Sprache und 
Literatur wieder eine gleichberechtigte Stellung zu verſchaffen. Wenn 
ſie ſich auch nicht als Deutſche betrachten, ſondern uns, ähnlich wie 
viele Holländer, oft unfreundlich gegenüberſtehen, empfinden wir 
doch die Pflicht, dieſen germaniſchen Volksſtamm vor dem nationalen 
Antergange zu bewahren. Ein kräftiger germaniſcher Volksſtamm, fo 
hoffen wir, wird auch ein Gegengewicht gegenüber den ganz fran⸗ 
zöſierten Wallonen bilden. Darum hat die deutſche Verwaltung 
ſchon während des Krieges eine Scheidung in zwei Verwaltungs⸗ 
gebiete vorgenommen, dem Flamenlande oder Flandern eine ſelb⸗ 
ſtändige Verwaltung gegeben und die flämiſche Aniverſität Gent 
eingerichtet. Auf der Aufrechterhaltung des flämiſchen Volkstums 
müſſen wir im Friedensſchluſſe unter allen Amſtänden beſtehen; aber 
die Forderung der Einverleibung werden wir auf Grund der natio⸗ 
nalen Verwandtſchaft kaum erheben können; ſogar in den Flamen 
ſelbſt würden wir wahrſcheinlich unwillige Mitbürger bekommen. 

Vom Standpunkte einer bedenkenloſen imperialiſtiſchen Politik 
ſprechen viele Gründe für die Annexion Belgiens in der einen oder 
anderen Form, ſei es als Einverleibung in das deutſche Reich, ſei 
es als bloße Angliederung: der Schutz, den das als Glaeis gedachte 
und ausgebaute Vorland unſerem rheiniſch⸗weſtfäliſchen Bergbau⸗ 
und Induſtriegebiete gewähren würde, der von der flandriſchen Küſte 
ausgeübte ſtarke politiſche Druck auf England, die Beherrſchung des 
für unſere Ausfuhr und unſere Schiffahrt ſo wichtigen Hafens von 
Antwerpen, der Zuſammenſchluß mit der ſtarken belgiſchen Induſtrie. 

Aber dieſen Vorteilen ſtehen große Bedenken gegenüber. 

Erſtens der Widerſpruch der Belgier ſelbſt, und zwar nicht 
nur der Wallonen, ſondern, wie es ſcheint, auch der großen Mehrheit 
der Flamen. Die Annexion Belgiens, und zwar ſeine militäriſche, 
politiſche und wirtſchaftliche Angliederung faſt noch mehr als die Ein⸗ 
verleibung ins deutſche Reich, wäre eine Vergewaltigung. Unter 
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Amſtänden können große Nationen vielleicht nicht anders handeln; 
aber jede Vergewaltigung der kleinen Nationalitäten erweckt ſchwere 
ſittliche Bedenken und ſollte vermieden werden, wenn es nur 
irgend geht. 

Zweitens der Widerſpruch Frankreichs und Englands. Jener 
entſpringt allerdings aus Herrſchſucht und entbehrt der inneren Not⸗ 
wendigkeit, verurſacht alſo mehr eine äußere Schwierigkeit als ein 
Gewiſſensbedenken; Frankreich würde vielleicht einverſtanden ſein, 
ſich mit uns in Belgien zu teilen, uns Flandern zu überlaſſen, wenn 
es ſelbſt dafür Wallonien bekäme. Aber Englands Widerſtand iſt 
natürlich gerade gegen unſere Beſitznahme Flanderns gerichtet. Ob⸗ 
gleich es dieſes zu einer Landung ſeiner Truppen nicht braucht, ja 
vielleicht ſelbſt im Beſitz der flandriſchen Küſte fie nicht dazu be⸗ 
nützen würde, weil eine Landung weiter weſtlich ſicherer iſt, ſo würde 
es natürlich ſeine Truppen gern gleich bis an die deutſche Grenze 
vorſchieben können, ſo wie es das ja ſchon für dieſen Krieg geplant 
hatte, um von hier aus Deutſchland zu bedrohen und zugleich einen 
Druck auf Holland auszuüben. Aber viel wichtiger iſt ihm nach den 
Ereigniſſen dieſes Krieges die Rückſicht auf feine eigene Verteidigung 
geworden. Anſere Operationen von der flandriſchen Küſte aus 
ſind ihm höchſt läſtig, und es befürchtet von da für die Zukunft noch 
ernſtere Angriffe. Wenn wir immer das von Napoleon auf Ant- 
werpen gemünzte Wort wiederholen, daß der Beſitz der flandriſchen 
Küſte eine auf die engliſche Bruſt gerichtete Piſtole ſei, ſo wird 
England das natürlich zu verhindern ſuchen. Keine andere Friedens 
forderung Deutſchlands erſchwert den Friedensſchluß mit England 
ſo ſehr wie dieſe. Falls der Beſitz Flanderns wirklich das einzige 
Mittel iſt, um England zu zwingen, daß es uns das Meer frei gibt, 
ſo müſſen wir es anwenden, den Krieg fortſetzen, bis wir jenes be⸗ 
zwungen haben, und uns gegen ſeine dauernde Feindſchaft wappnen. 
Aber ehe wir einen ſolchen Entſchluß faſſen, müſſen wir die Nichtig⸗ 
keit der vorgebrachten Gründe auf das ernſteſte prüfen und ſehen, ob 
wir die Freiheit unſerer Schiffahrt und unſeres Handels nicht auch 
auf andere Weiſe erreichen können. 
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Sehr böfes Blut würde die Beſitznahme Belgiens wahrſchein⸗ 
lich in Holland machen, nicht nur weil es für ſich ſelbſt ein ähnliches 
Schickſal befürchten würde, ſondern weil es auch, auf drei Seiten von 
uns umſchloſſen, dadurch ſeine politiſche Bewegungsfreiheit verlöre. 
Die Gegnerſchaft Hollands, des Nheinmündungsſtaates, des großen 
Kolonialreiches, kann uns aber nicht gleichgültig ſein, auch wenn wir 
uns vor einem Einfalle Englands durch Holland nicht fürchten. 

Keine andere Friedensforderung würde auch bei den Neutralen, 
auch bei ſolchen, die uns ſonſt wohl wollen, ſo große Mißſtimmung 
erregen und dadurch unſerer moraliſchen Stellung in der Welt ſo ſehr 
ſchaden wie Belgiens Einverleibung oder Unterwerfung. Es iſt ja 
ein Ausfluß politiſcher Kurzſichtigkeit und Engherzigkeit, daß die 
meiſten von ihnen die Notwendigkeit unſeres Durchmarſches nicht 
eingeſehen haben und ſich nur an den formalen Rechts bruch halten; 
aber damit müſſen wir rechnen. Wenn wir jetzt Belgien behalten 
wollten, ſo würden ſie an der Aufrichtigkeit unſerer früheren Er⸗ 
klärungen zweifeln und uns Eroberungsſucht vorwerfen. Nötigen⸗ 
falls müſſen wir ein ſolches Urteil und die daraus entſpringende Ent⸗ 
fremdung in den Kauf nehmen; aber wir dürfen das bißchen Freund⸗ 
ſchaft, das wir in der Welt noch haben, nicht leichtſinnig aufs Spiel 
ſetzen. Ahnlich wie die Neutralen würden unſere eigene Pazifiſten 
urteilen. Ob mit Necht oder Anrecht, Tatſache iſt, daß die Sozial⸗ 
demokratie und mit ihr viele andere gerade der Einverleibung oder 
Unterwerfung Belgiens auf das äußerſte widerſtreben, und daß der 
verhängnisvolle Streit der Parteien, neben den Fragen der inneren 
Politik, hauptſächlich über die belgiſche Frage entbrannt iſt. | 

Vor einer Einverleibung Belgiens in das deutſche Reich ſcheut 
heute wohl die große Mehrheit des deutſchen Volkes zurück. Wir 
wollen im Reiche nicht 8 Millionen unwilliger und feindlicher Mit⸗ 
bürger haben, die 60—80 proteſtierende Abgeordnete in den Neichs⸗ 
tag ſchicken. Dieſer Gedanke kann heute wohl als ausgeſchloſſen 
gelten. Aber auch eine mehr äußerpolitiſche, militäriſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Angliederung, wie ſie die Annexioniſten verlangen, ſtößt 
auf große Bedenken. Ganz abgeſehen davon, daß es für England, 
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Frankreich und auch Holland überhaupt kaum einen Anterſchied 
macht, ob Belgien ein Teil des deutſchen Reiches iſt oder nicht, 
ſobald es nur politiſch und militäriſch in unſerer Hand iſt, ſo iſt für 
die Belgier ſelbſt einfache Unterwerfung, die ihnen ihre höchſten 
politiſchen Rechte nimmt, noch demütigender und drückender als die 
Eingliederung in das deutſche Reich. Es wäre eine reine Betätigung 
unſeres Machtwillens, ohne den Verſuch der Verſöhnung. Man 
muß ſich fragen, ob eine ſolche Knebelung eines anderen Kultur⸗ 
volkes unſerer würdig iſt. Nur wenn es um unſer Leben geht, dürfen 
wir uns dazu entſchließen. 5 

Die große Frage iſt, ob eine Form gefunden werden kann, bei 
der unſer Leben geſichert iſt und doch die Selbſtändigkeit Belgiens 
gewahrt bleibt. Die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes iſt 
kaum möglich. Die verbürgte Neutralität Belgiens iſt nun einmal 
innerlich von ihm ſelbſt, äußerlich von uns zerbrochen worden und 
kann nicht wiederhergeſtellt werden; in einem neuen Kriege würde 
ſich keine Partei daran kehren. Aber auch die Wiederherſtellung 
Belgiens in voller politiſcher, militäriſcher und wirtſchaftlicher Selb⸗ 
ſtändigkeit und Handlungsfreiheit erſcheint ſo gefährlich für uns, daß 
wir nur ſehr ſchwer darein einwilligen könnten; denn ſo wie es jetzt 
denkt und fühlt, würde es ſich ganz in den Dienſt unſerer Feinde 
ſtellen und beim erſten Trompetenſtoß gegen uns losgehen. Ein 
abermaliger deutſcher Durchmarſch wäre unmöglich; wohl aber könnten 
franzöſiſche und engliſche Heere ſofort ihren Angriff gegen eine 
unſerer verwundbarſten Stellen richten. Auch ſchon im Frieden 
würde Belgien uns überall in den Weg treten und unſere Feinde 
unterſtützen. Davor müſſen wir uns bewahren. 

Manche haben die beſte Löſung in der ſtaatlichen Trennung 
Flanderns, d. h. des Flamenlandes, von Wallonien geſucht, wobei 
die beiden Länder entweder ſelbſtändige Staaten bilden oder jenes 
mit dem deutſchen Reiche oder Holland, dieſes mit Frankreich ver⸗ 
einigt würde. Die belgiſche Gefahr für uns würde dadurch verringert, 
weil die Feindſchaft gegen uns wohl nur von den Wallonen, nicht 
von den Flamen übernommen werden und das der Küſte entrückte 
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Wallonien den Feinden nicht mehr dieſelben Vorteile bieten würde. 
Aber wirkliche Vorteile würden auch wir kaum davon haben, weil 
Flandern in keiner unmittelbaren Verbindung mit dem deutſchen 
Reiche ſteht, außer wenn dieſes das in walloniſchem Gebiete gelegene 
Lüttich behält. Bei der Schmalheit ſeiner Ausdehnung zwiſchen 
Meer und Wallonien könnte es leicht erdrückt werden. Die Ein⸗ 
gliederung in das deutſche Reich oder die Vereinigung mit Holland, 
von dem ſie ſich ja wegen des religiöſen Gegenſatzes getrennt haben, 
würde auch kaum im Sinne der Flamen liegen. Daher ſcheint nur 
die Autonomie, d. h. die ſelbſtändige innere Verwaltung Flanderns 
innerhalb des Königreiches Belgien, in Betracht zu kommen, ſo 
wie ſie jetzt von uns hergeſtellt worden iſt. 

Die annexioniſtiſchen Politiker pflegen ohne rechte Begründung 
die Behauptung aufzuſtellen, daß Belgien entweder in Abhängigkeit 
von Deutſchland oder von England kommen werde; ein drittes gebe 
es nicht. Wenn das richtig iſt, ſo iſt die Entſcheidung für uns natür⸗ 
lich gegeben: ein militäriſch, politiſch und wirtſchaftlich von Eng⸗ 
land abhängiges Belgien wäre für uns ſchwer zu ertragen. Wir 
müſſen, wie der frühere Reichskanzler geſagt hat, reale Garantien 
dagegen haben, daß Belgien ein franzöſiſch⸗engliſcher Vaſallenſtaat 
wird, daß es gegen uns befeſtigt und bewaffnet wird, daß es ein 
Werkzeug in der Hand der beiden feindlichen Mächte wird. Aber 
ſind denn wirklich nur die beiden Möglichkeiten vorhanden? Kann 
Belgien nicht als ein neutrales Land zwiſchen den beiden Macht⸗ 
gruppen liegen? Mit einer formellen Neutralität, bei der Belgien 
tatſächlich ſeine Befeſtigungen nur gegen uns baut und nur gegen 
uns rüſtet, iſt uns natürlich nicht gedient, und auf wirkliche Neutralität 
eines bewaffneten Belgiens können wir uns nicht verlaſſen. Aber 
kann hier nicht ein entfeſtigtes und entwaffnetes Land liegen, das 
keiner Partei militäriſchen Beiſtand leiſtet und auch keine wirtſchaft⸗ 
lich bevorzugen darf? And wenn in dieſem Lande die Abermacht 
der franzöſierten Wallonen gebrochen wird und die Flamen, die 
ihre Selbſtändigkeit und ihre Erhebung aus dem Staube uns ver⸗ 
danken, mit gleichem politiſchem Einfluſſe neben die Wallonen treten, 
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können wir dann nicht hoffen, daß dieſer Staat, der doch unter den 
Folgen ſeiner Entſcheidung vom 4. Auguſt 1914 genug gelitten hat, 
den ernſten Willen zur Neutralität hat? Wenn wir überlegen, daß 
nur eine ſolche Löſung uns jetzt den Frieden bringen und ihn ſpäter 
bewahren kann, ſo dürfen wir uns weder durch Habgier noch durch 
Angſtlichkeit von ihr abhalten laſſen, ſondern müſſen den hochherzigen 
Entſchluß faſſen, Belgien ſeine Selbſtändigkeit und Freiheit zurück⸗ 
zugeben. 

Wir haben allerdings keinen Grund, es zu räumen, ehe nicht 
auch unſere Feinde unſere Kolonien räumen. Das Schickſal Belgiens 
wird nicht in Verhandlungen mit der belgiſchen Regierung, ſondern 
mit England, Frankreich und den Vereinigten Staaten entſchieden 
werden. 

In dieſe Friedens verhandlungen wird auch das Schickſal der 
belgiſchen Kongokolonie eingehen. Soll Belgien feine Anab⸗ 
hängigkeit durch die Abgabe der Kongokolonie erkaufen? Ich halte 
es nicht für unmöglich, daß England und Frankreich darein ein⸗ 
willigen würden, um unſere Aufmerkſamkeit von ihren eigenen Ko⸗ 
lonien abzulenken. Aber ich weiß nicht, ob wir gut täten, darauf ein⸗ 
zugehen. Der Wert des Kongolandes für uns iſt nicht ſo groß, daß 
wir es unbedingt haben müßten, zumal da England das wertvolle 
Katanga wahrſcheinlich für ſich herausnehmen würde; und die er⸗ 
zwungene Abtretung würde immer auf dem belgiſchen Volke laſten 
und es gegen uns kehren. Wir müſſen dahin trachten, es auch inner⸗ 
lich von der Seite unſerer Feinde abzudrängen. An England oder 
Frankreich darf das Kongoland natürlich nicht abgetreten werden. 
Auch das Vorkaufsrecht müſſen wir uns an Stelle Frankreichs ſichern, 
und wir müſſen uns auch die Nechte einräumen laſſen, deren wir zur 
Verbindung unſerer Kolonien und zur freien Bewegung im tropiſchen 
Afrika bedürfen. 
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ar 
Der Friede mit England und Portugal. 


De Friedensſchluß mit England iſt der wichtigſte und ſchwierigſte 
von allen. Es iſt zwar nicht, wie ſo oft geſagt worden iſt, der 
Anſtifter des Krieges geweſen, hat aber dann ſeine ganze Macht und 
Energie an ihn geſetzt und iſt unſer ſtärkſter Gegner geworden. Eng⸗ 
lands Seeherrſchaft und ſein ungeheuerer politiſcher Einfluß hat viele 
andere Staaten, Portugal und der Hauptſache nach auch Italien, 
die Vereinigten Staaten und in gewiſſem Sinne Japan, ganz ab⸗ 
geſehen von den kleineren Mitgängern, in den Krieg hineingezogen 
und hält ſie wie auch die urſprünglichen Bundesgenoſſen in ihm 
feſt. Es iſt der Hauptträger der Blockade, durch die wir von der 
Welt abgeſperrt ſind, hat unſere Schiffahrt und unſeren Handel 
draußen zerſtört und unſere Kolonien erobert, ſchadet und verleumdet 
uns in der ganzen Welt, ſucht uns, Gott ſei Dank vergeblich, an 
Nahrungsmitteln und Rohſtoffen auszuhungern. Aber auch im 
Landkriege leiſtet es viel mehr, als wir je gedacht hätten; wenn im 
Anfange des Krieges die zweihunderttauſend Engländer neben der 
franzöſiſchen Armee kaum in Betracht kamen, ſo liegt heute faſt 
ſchon das Schwergewicht des Kampfes an der Weſtfront bei ihnen, 
ganz abgeſehen von ihren nicht unbeträchtlichen militäriſchen Lei⸗ 
ſtungen im Orient. England iſt es, das unſere Feinde zuſammen⸗ 
hält, ſie ſtützt und zum Ausharren zwingt. Mit England müſſen 
wir einen Frieden finden, um überhaupt dazu zu gelangen, während 
der Friede mit jedem anderen erſt ein Teilfriede ſein würde. In 
den Frieden mit England geht auch im einzelnen der Friede mit einem 
großen Teil unſerer Feinde ein: England vertritt deren Anſprüche, 
und wir müſſen umgekehrt die anderen mit für das haftbar machen, 
was uns England zugefügt hat. 
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1. Der Grund der Feindſchaft und die Kriegsziele. 


Auch hier wieder müſſen wir zunächſt nach dem Grunde der Feind⸗ 
ſchaft und dem Gegenſtande des Streites, nach den Kriegs zielen 
beider Parteien fragen, um uns über die Möglichkeiten des Friedens 
klar werden zu können. Auch zwiſchen uns und England lagen 
ſtrittige Einzelfragen, namentlich über Kolonialbeſitz und die Be⸗ 
tätigung der beiden Völker im Orient. Aber dieſe Einzelfragen 
hätten beglichen werden können, wie ſie ſchon früher des öfteren be⸗ 
glichen worden waren, und auch jetzt war eine Verſtändigung erzielt 
worden; der Vertrag lag, wie es heißt, zur Anterſchrift bereit, als 
der Krieg ausbrach. Es muß alſo ein allgemeinerer Grund geweſen 
ſein, der England in ihn hineingetrieben hat; denn die Auffaſſung, 
daß die Einkreiſungspolitik und der Krieg nur ein Werk König 
Eduards und Greys ſeien, iſt zu kindlich, als daß man ſich bei ihr 
aufzuhalten brauchte. Wohl konnten im engliſchen Volke Zweifel 
beſtehen und eine Reihe einſichts voller Männer gegen den Krieg 
ſein, ebenſo wie bei uns manche mit der im ganzen doch antiengliſchen 
Politik des Fürſten Bülow nicht einverſtanden waren und auf eine 
Verſtändigung mit England hinarbeiteten. Aber daß große Lebens- 
intereſſen zwiſchen den beiden Völkern lagen, die eine Verſtändigung 
ſchwer machten und auf eine gewaltſame Auseinanderſetzung drängten, 
darüber iſt kein Zweifel möglich. Englands Weltherrſchaft und unſere 
Weltſtellung ſtehen einander im Wege. Das iſt der eigentliche Grund 
für Englands Einkreiſungspolitik und ſeinen Eintritt in den Krieg. 
Dieſe Größe des Gegenſatzes muß man ſich ganz klar machen, wenn 
man ſich bei den Friedens verhandlungen nicht auf Nebenſachen ver⸗ 
ſteifen und die Hauptſache verfehlen will. 

England hat vom Anfange des ſiebzehnten Jahrhunderts an 
zuerſt mit Spanien, dann mit den Niederlanden und Frankreich um 
die Herrſchaft zur See und über See gekämpft und hatte am An⸗ 
fange des neunzehnten Jahrhunderts, in den Kriegen mit Napoleon, 
den vollen Sieg und eine auf ſeine Seeherrſchaft geſtützte Art von 
Weltherrſchaft errungen. Damit verband ſich auch eine wirtſchaft⸗ 
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liche Herrſchaft: der weitaus größte Teil der Schiffe, die die Meere 
durchfurchten, trug die engliſche Flagge, überall ſaß ſein Handel 
obenauf, ſeine Induſtrie hatte keinen ernſtlichen Wettbewerb, ſein 
Kapital arbeitete überall, von überallher ſtrömten ihm die Schätze 
der Welt zu. Es ſonnte ſich in ſeinem Reichtum und ſeiner Macht. 
Wenn es Nebenbuhler fürchtete, ſo waren es Frankreich und in 
anderem Sinne Rußland, das ſich in Aſien ausbreitete und gegen 
Indien vordrang; Deutſchland war wirtſchaftlich unentwickelt, und 
politiſch hielten ſich Preußen und Oſterreich das Gleichgewicht; 
bald der eine, bald der andere waren Englands Bundesgenoſſen. 
Zuerſt nur langſam bahnte ſich eine Veränderung an. Anter 
dem Einfluſſe der neuen Verkehrsmittel und Produktionsmethoden 
im Zeitalter des Dampfes entwickelten ſich in den Hanſeſtädten 
Schiffahrt und Handel und erwuchs im deutſchen Binnenlande, auf 
die reichen Lagerſtätten von Kohle und Eiſen und das ältere Haus⸗ 
gewerbe geſtützt, Induſtrie. Oſterreich⸗Angarn wurde gefchlagen und 
hinausgedrängt, Preußen und die kleineren mittel: und ſüddeutſchen 
Staaten ſchloſſen ſich im norddeutſchen Bunde und dann im 
Deutſchen Reiche zuſammen, das Frankreich gegenüber ſiegreich 
blieb. And nun ſetzte, indem ſich das Deutſche Reich ſchützend hinter 
die deutſche Volkswirtſchaft ſtellte, jene gewaltige Entwicklung des 
deutſchen Lebens ein, die wir ſtaunend miterlebt haben: immer mehr 
und immer größere und ſchönere deutſche Schiffe fuhren auf allen 
Meeren, an allen Handelsplätzen der Erde ſetzte ſich der deutſche 
Handel feſt und trat mit dem engliſchen in Wettbewerb, auf allen 
Märkten erſchienen die Erzeugniſſe der deutſchen Induſtrie und ge⸗ 
wannen den engliſchen den Boden ab, in Afrika und in der Südſee 
gründeten wir, die bisher kolonieloſen, wenn auch in beſcheidenem 
Maße Kolonien. And zum Schutze dieſer rieſigen, immer noch wachſen⸗ 
den Intereſſen zur See und über See wurde von der Jahrhundert 
wende ab eine Flotte gebaut, die hinter der engliſchen Flotte zurück⸗ 
blieb, aber die franzöſiſche und ruſſiſche weit überflügelte. Wir 
können uns nicht wundern, daß dieſe Entwicklung die Engländer er⸗ 
ſchreckte, ihnen den Atem beklemmte, daß ſie anfingen, für ihre eigene 
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Macht und ihren Reichtum zu fürchten, daß fie auf Abwehr unſeres 
Vordringens ſannen. Solange wir eine ausgeſprochene Kontinental⸗ 
macht waren, bewieſen ſie uns Wohlwollen, weil wir ihnen als ein 
Bundesgenoſſe gegen Frankreich und Rußland erſchienen; jetzt ſahen 
ſie uns mit Mißtrauen an und wandelten ſich allmählich in Gegner um. 
Schon in den 80er Jahren entſtanden Reibungen über unſeren Rolonial- 
erwerb, aber da Bismarck dieſen in mäßigen Grenzen hielt, gewannen 
fie keine größere Bedeutung. In den 80er und 90er Jahren wurde 
auch der wirtſchaftliche Gegenſatz lebendig, der unter anderem zu 
dem bekannten Geſetze des Made in Germany führte. Aber es iſt 
ein großer Irrtum, wenn das deutſche Volk noch heute immer nur 
an dieſen Gegenſatz denkt; er allein würde kaum den Krieg entfeſſelt 
haben. Das Entſcheidende iſt doch wohl der Bau der deutſchen Flotte 
geweſen, aus dem England unſeren feſten Willen erkannte, das Ge⸗ 
bäude unſeres Weltverkehres und unſerer Weltwirtſchaft zu ſchützen; 
ſollte die Flotte unſerer Abſicht nach nur zur Verteidigung dienen, 
ſo konnte England doch fürchten, daß ſie auch einmal, etwa im Bunde 
mit anderen, zum Angriffe verwendet werden möchte. Seitdem er⸗ 
ſchien ihm Deutſchland als ein gefährlicherer Gegner als Frankreich 
und Rußland. Seitdem vollzog ſich die Schwenkung feiner Politik. 
Wohl hat es mehrere Male verſucht, uns durch Freundſchaftsangebote 
auf ſeine Seite zu ziehen; aber was es für unſere Freundſchaft bot 
und andererſeits für ſeine Freundſchaft forderte (wahrſcheinlich 
namentlich eine Einſchränkung des deutſchen Flottenbaus und ent⸗ 
ſchiedene Wendung unſerer Politik gegen Nußland) erſchien dem 
damaligen Reichskanzler, Fürſten Bülow, als eine zu große Gefahr 
für die politiſche Selbſtändigkeit des Deutſchen Reiches; er lehnte die 
engliſchen Anerbietungen ab. Nun wandte ſich England, wo eben 
König Eduard den Thron beſtiegen hatte, gegen uns, verbündete ſich 
mit Frankreich und ſpäter auch mit Rußland und begann die Ein⸗ 
kreiſungspolitik, durch die es uns überall in der Welt zurückzudrängen 
und zu ſchwächen ſuchte. Man kann wohl nicht ſagen, daß es den 
Krieg gewollt habe; wenn es uns ohne Krieg hätte niederhalten und 
zurückdrängen können, wäre es ihm lieber geweſen. Aber feine Politit 
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mußte einmal zum Kriege führen, weil wir uns dieſe Einkreiſung auf 
die Dauer nicht gefallen laſſen konnten. Mehrere Male hat die 
franzöſiſch⸗engliſche Marokkopolitik, ein anderes Mal die Balkan⸗ 
politik dicht an den Rand des Krieges geführt. Aber dieſe iſt jetzt 
der Weltkrieg entbrannt. Rußland war es, das ihn wollte, das 
zutappte, um Oſterreich⸗Angarn niederzuſchlagen und Konſtantinopel 
zu erobern; aber es wagte das doch nur im feſten Vertrauen auf 
Englands Hilfe. Ohne Zögern iſt dieſes in den Krieg eingetreten, 
in dem Gedanken, daß es dadurch mit geringen eigenen Opfern 
Deutſchlands politiſche Macht brechen und ſeinen läſtigen Wettbewerb 
und die Bedrohung durch ſeine Flotte beſeitigen könne. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, wie weit ihm die gleichzeitige Schwächung 
Rußlands und Frankreichs durch den Krieg erwünſcht war; jedenfalls 
wollte es durch den Krieg ſeine Weltherrſchaft nicht nur behaupten, 
ſondern befeſtigen und erweitern. 

Wir haben keine beſtimmten Anterlagen, um die Kriegsziele 
Englands im einzelnen zu beſtimmen; denn die engliſchen Staats⸗ 
männer haben mit großem Geſchick immer die Kriegsziele ihrer Ver⸗ 
bündeten in den Vordergrund geſtellt, um ſich den Anſchein der An⸗ 
eigennützigkeit zu geben; was unverantwortliche Stimmen fordern, 
kann nicht ohne weiteres als ernſte Abſicht der Regierung genommen 
werden. Immerhin kann man ſich ein ungefähres Bild davon machen, 
was es uns im Falle eines Sieges angetan hätte. Die Hauptſache 
war ihm zweifellos die Zerſtörung unſerer Seemacht, weil es ſie als 
eine Gefahr für ſeinen Beſitz, ja für ſein Leben empfindet; unſere 
jetzige Flotte hätte es zerſtört oder weggeführt, den Bau neuer 
Schiffe durch eine Beſtimmung des Friedens vertrages verhindert, 
Helgoland wieder beſetzt, Schleswig⸗Holſtein an Dänemark gegeben, 
um uns die Verfügung über den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal zu nehmen. 
Das zweite war ihm die Schwächung unſerer Handelsſchiffahrt, 
unſeres Aberſeehandels und unſerer Ausfuhrinduſtrie; vom Tage 
der Kriegserklärung an hat es in ſeinen Kolonien und überall, wo es 
Einfluß hatte, unſeren Handel nicht nur lahm gelegt, ſondern ver⸗ 
nichtet; auf der Pariſer Wirtſchaftskonferenz hat es den nach dem 
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Kriege gegen uns zu führenden Wirtſchaftskrieg durchgeſetzt; wenn 
es gekonnt hätte, hätte es ſicher unſere rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
anlagen zerſtört; wahrſcheinlich hätte es uns eine ungeheure Kriegs- 
entſchädigung auferlegt, um uns die baldige Wiederherſtellung unſeres 
Wirtſchaftslebens unmöglich zu machen. Das Dritte war die Er⸗ 
oberung unſerer Kolonien, die ihm in verſchiedener Weiſe im Wege 
waren. Ein Teil dieſer Gefahren erſcheint heute von uns abgewandt: 
wir brauchen keinen Einfall des Feindes in unſer Land, keinen Ver⸗ 
luſt deutſchen Bodens, auch nicht die Zerſtörung unſerer Flotte zu 
fürchten. Aber ein anderer Teil beſteht heute noch: unſere Kolonien 
find in engliſcher Hand, der größte Teil unſerer Schiffe und unſerer 
Handelswerte draußen ſind zerſtört, und, was vielleicht das Schlimmſte 
iſt, aus dem Wirtſchaftskriege drohen uns große Gefahren für unſer 
Leben, wenn es uns in den Friedensverhandlungen nicht gelingt, 
dieſe Gefahr abzuwenden. 

Hinter dieſen Gedanken unſerer Schädigung, hinter dem Wunſche, 
uns wieder klein zu machen und in wirtſchaftliche und politiſche Ab⸗ 
hängigkeit von ſich zu bringen, ſtand und ſteht der Gedanke eigenen 
Wachstums. England fühlt ſich immer noch nicht auf der Höhe, iſt 
immer noch nicht geſättigt. Wie ihm die letzten Jahrzehnte in Agypten, 
in Süd⸗Afrika und an anderen Stellen der Erde neuen Zuwachs zu 
feinem Reiche und neue Reichtumsquellen gebracht haben, ſo ſollte 
auch der Weltkrieg das Reich vergrößern und feſtigen. Ein Teil der 
deutſchen Kolonien und ein Teil der Türkei ſollten ihm dazu dienen: 
die Beſitznahme von Süd⸗Afrika ſollte den läſtigen Nachbarn dort 
aus der Welt ſchaffen, die von Oſt⸗Afrika, Arabien und Meſopota⸗ 
mien, abgeſehen von ihrem eigenen Werte, die ganze Amrandung des 
indiſchen Ozeans in britiſche Macht bringen. 

Anſer Krieg auch gegen England iſt ein Verteidigungskrieg. Wir 
können uns die Stellung in der Welt, die wir in harter, friedlicher 
Arbeit errungen haben, von ihm nicht wieder nehmen laſſen. Wir 
müſſen auch weiter unſere Schiffe auf dem Meere fahren laſſen und 
Seemacht haben, müſſen eine Kolonialmacht bleiben, draußen Handel 
treiben, unſere Fabrikate abſetzen, Nahrungsmittel und Rohſtoffe 
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dafür einkaufen. Wir können es nicht zulaſſen, daß unſer wirtſchaft⸗ 
liches Leben durch rohe Gewalt geknickt wird. Aber wir können nun, 
da der Kampf einmal entbrannt iſt, bei dieſer Verteidigung im engſten 
Sinne nicht ſtehen bleiben, nicht mehr dulden, daß England uns bei 
jedem Schritte in der Welt hindernd entgegentritt und daß die ganze 
Welt ohne uns aufgeteilt wird. Wir haben auch, wie der Reiter über 
den Bodenſee, erſt jetzt während des Krieges klar erkannt, an welchem 
Abgrunde entlang wir immer gewandelt ſind, weil wir unſer Leben 
draußen nur wirtſchaftlich aufgebaut und gegen die engliſche Aber⸗ 
macht nicht geſchützt hatten. Dieſen Schutz müſſen wir jetzt gewinnen, 
den Bann, der auf uns liegt, brechen, dadurch daß wir Englands 
Abermacht zerſtören. 

Es iſt hier nicht möglich, die Grundlagen und das Weſen von 
Englands Weltherrſchaft eingehend zu beſprechen.“) Sie iſt keine 
einfache Erſcheinung, ſondern ſetzt ſich aus verſchiedenen Dingen 
zuſammen, die für uns von verſchiedener Bedeutung ſind und je nach⸗ 
dem für die Aufſtellung unſerer Kriegsziele mehr oder weniger in Ve⸗ 
tracht kommen. Das angelſächſiſche Volkstum hat ſich, wie kein 
anderes, über die Erde verbreitet und dabei ſeinen inneren Zuſammen⸗ 
hang bewahrt, der auch politiſch eine Quelle großer Kraft iſt; auch 
die Vereinigten Staaten fühlen ſich als engliſche Tochternation. Das 
britiſche Reich iſt das größte Kolonialreich der Erde: neben den 
rieſigen Siedelungskolonien Canada, Auſtralien, Neu⸗Seeland, Süd⸗ 
Afrika ſtehen das Kaiſerreich Indien und eine große Zahl über die 
ganze Erde verſtreuter Wirtſchafts⸗ und Herrſchaftskolonien. Eng⸗ 
land hatte ſie bisher in kluger liberaler Politik auch allen anderen 
Völkern geöffnet, und wir haben ſie ihnen darum nicht mißgönnt; 
aber wenn es ſich jetzt mit ſeinen Kolonien wirtſchaftlich eng zu⸗ 
ſammenſchließt und unſeren Handel und unſere Ausfuhr, unſere 
Schiffahrt mehr oder weniger ausſchließt, wie es ſeine Abſicht zu ſein 
ſcheint, ſo bedeutet das eine große wirtſchaftliche Einengung für uns, 
und wir werden uns fragen müſſen, ob wir ihm dieſen gewaltigen 

) Ich muß dafür auf mein Buch über Englands Weltherrſchaft und 
ihre Kriſis, 3. Auflage, Leipzig, B. G. Teubner, 1917, verweiſen. 
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Kolonialbeſitz für immer zugeſtehen wollen. Eine viel unmittel⸗ 
barere Gefahr für uns iſt, wie ich bei der Beſprechung unſerer Lebens⸗ 
intereſſen ausführlich erörtert habe, die Seeherrſchaft, die es durch 
ſeine Lage, ſeine Stationen, ſeine Flotte, ſeine Beherrſchung der 
Kabel ausübt, durch die es uns von den Meeren getrieben und uns 
abgeſperrt hat, durch die es auch einen maßgebenden Einfluß auf die 
Politik aller europäiſchen Seeftaaten und aller überſeeiſchen Staaten 
ausübt. Sie müſſen wir brechen, wenn wir künftighin frei atmen 
und uns frei bewegen und in der Welt betätigen und wenn wir ver⸗ 
hindern wollen, daß faſt die ganze Welt gegen uns geht. Das Vierte 
iſt ſeine wirtſchaftliche und finanzielle Hegemonie, die allerdings in 
den letzten Jahrzehnten ſchon eine Einbuße erlitten hatte und jetzt 
durch den Krieg ſelbſt einen ſtarken Stoß bekommen zu haben ſcheint. 
Auch gegen ſie müſſen unſere Anſtrengungen gerichtet ſein, wenn wir 
unſer eigenes Wirtſchaftsleben frei und ſtark entfalten wollen. 

Die engliſche Macht hat ſich in dieſem Kriege noch viel ge- 
waltiger und feſter erwieſen, als die meiſten von uns gedacht hatten. 
Ein ſolches Gebäude ſtürzt nicht auf einen Schlag zuſammen; zu 
viele andere ſtehen ſtützend und ſchützend dahinter. Was wir hoffen 
können, iſt nur, England ſo zu ſchwächen, ihm einen ſolchen Stoß zu 
verſetzen, daß es um der Erhaltung ſeiner Weltmacht willen den Ge⸗ 
danken an Weltherrſchaft aufgibt und uns freien Naum zur Ent⸗ 
faltung neben ſich läßt. 

Wir werden nachher die einzelnen Probleme des Friedens- 
ſchluſſes, die ſich aus dieſem allgemeinen Geſichtspunkte ergeben, zu 
prüfen haben; zuvor aber müſſen wir uns klar machen, was jetzt 
überhaupt erreichbar iſt. 


2. Der Stand und die Aus ſichten des Krieges. 


Der Stand und die Ausſichten des Krieges find gerade gegen: 
über England nicht einfach zu beurteilen. Nach der Kriegskarte, wie 
ſie heute iſt, erſcheinen ſie nicht günſtig. Bei uns wird meiſt zu ſehr 
betont, daß wir im Weſten und im Oſten große Stücke feindlichen 
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Landes befegt haben, aber zu wenig beachtet, daß kein englifches Ge⸗ 
biet dabei iſt. Wir ſind weder in England ſelbſt gelandet, wie am 
Anfange des Krieges von vielen gehofft wurde, noch haben wir auch 
nur das kleinſte Stückchen engliſchen Kolonialbeſitzes in Händen. Das 
Hauptſtück des engliſchen Krieges gegen uns, die durch die Blockade 
bezweckte Aus hungerung, iſt allerdings auch geſcheitert, da wir uns 
fähig gezeigt haben, die Folgen der Abſperrung, wenn auch unter 
großen Schwierigkeiten und Entbehrungen, zu überwinden. Aber 
England hat zuſammen mit ſeinen Bundesgenoſſen den größten Teil 
unſerer Kolonien genommen und recht beträchtliche Stücke in Meſo⸗ 
potamien und Arabien erobert, und es hat auch viel größere Beträge 
deutſchen Privateigentums in ſeiner Gewalt, als wir von engliſchem 
in unſerer. Man darf ſich deshalb nicht ſo ſehr wundern, daß die 
Engländer, die nur auf das äußere Bild blicken, ſich ebenſoſehr als 
Sieger über uns fühlen, wie wir uns als Sieger über Frankreich und 
Rußland fühlen, zumal da fie ja immer noch auf einen Durchbruch 
in Flandern hoffen, an den fie ohne Rückſicht auf die furchtbaren 
Verluſte immer neue Angriffe ſetzen. Wenn wir trotzdem die feſte 
Hoffnung haben, auch mit England zu einem guten Abſchluſſe zu 
gelangen, ſo gründet ſich das auf drei Erwägungen. Erſtens hoffen 
wir, daß die Engländer an der Weſtfront keine in Betracht kommen⸗ 
den militäriſchen Erfolge haben, daß aber umgekehrt die Verluſte, die 
die Türkei bisher im Kriege erlitten hat, noch im Kriege ſelbſt wieder 
eingebracht werden, und daß wir vielleicht auch vor dem Suezkanal 
und Agypten erſcheinen können, wo ſchon die drohende Gefahr Eng⸗ 
land zur Nachgiebigkeit bringen würde. Zweitens ſetzen wir unſere 
Hoffnung auf den U-Bootkrieg. Die Meinungen in Bezug auf 
ſeine Wirkungen find allerdings geteilt, im Reichstage find die Geiſter 
darüber ſcharf auf einander geplatzt; aber wenn wir auch nicht an⸗ 
nehmen, wie viele Enthuſiaſten es tun, daß England dadurch der Aus⸗ 
hungerung zugeführt und auf die Knie gezwungen wird, ſo werden 
doch die Schwierigkeiten der Verſorgung und die Verluſte an Schiffs⸗ 
raum allmählich ſo groß, daß es ſie ſchwer ertragen kann und ſich 
lieber zu Opfern im Friedensſchluſſe entſchließen wird, als dieſe 
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Schwierigkeiten und Verluſte immer größer werden zu laſſen. Drittens 
rechnen wir mit der Solidarität Englands mit Belgien und mit 
Frankreich. Es iſt ſchon bei der Beſprechung des Friedens mit 
Belgien hervorgehoben worden, welchen Wert England deſſen Selb⸗ 
ſtändigkeit beilegt, und es iſt klar, daß es auch für Frankreich ein- 
ſpringen muß, daß es nicht gewinnen darf, während jenes blutet, falls 
es ſich nicht die Freundſchaft und Bundesgenoſſenſchaft Frankreichs 
für immer verſcherzen will. Wir dürfen alſo Belgien und Nord⸗ 
Frankreich auch England gegenüber als Pfänder betrachten. Ihre 
Eroberung im Kriege muß uns dazu dienen, die Herausgabe unſerer 
Kolonien und, wenn nötig, Meſopotamiens und Arabiens ſowie 
eine Sicherung vor wirtſchaftlicher Schädigung durch einen Handels 
krieg zu erzwingen. 

Nach dem jetzigen Stande der Dinge iſt es kaum wahrſcheinlich, 
daß der Krieg, wie manche erwartet hatten, noch mit einer voll: 
ſtändigen Niederlage Englands etwa von der Art der Niederlage 
Rußlands und jetzt eben Italiens oder gar der beiden Balkanſtaaten 
enden wird. Wir werden daher unſere Forderungen England gegen⸗ 
über nicht überſpannen dürfen, nichts bei ihm durchſetzen können, 
was an ſein Innerſtes greift. Aber wir hoffen, es doch ſo zu 
packen, daß es ſich zur Nachgiebigkeit gegenüber unſeren Lebens⸗ 
forderungen entſchließt, und hoffen, ihm den Krieg, in den es ſo 
leichtherzig hineingegangen iſt, ſo verleidet zu haben, daß es nicht ſo 
bald wieder einen Krieg mit uns anfängt. 


3. Das belgiſche Problem. 


An der Spitze der Probleme des Friedens mit England ſteht 
das belgiſche Problem. Wir haben es bei dem Frieden mit Belgien 
in ſeiner allgemeinen Bedeutung beſprochen und dabei auch die 
Stellung Englands dazu berührt; hier müſſen wir noch einmal 
unter dem Geſichtspunkte ſeiner Bedeutung für England darauf 
zurückkommen. Dieſes hat uns den Krieg unter dem Vorwande er⸗ 
klärt, daß es zum Schutze der belgiſchen Neutralität verpflichtet ſei, 
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und hat dadurch feinen Krieg gegen uns nicht nur beim engliſchen 
Volke, ſondern überall in der Welt populär gemacht. Heute 
glaubt wohl auch in England und unter den Neutralen kein Ein⸗ 
ſichtiger mehr an dieſes Märchen; es hat ſich ja deutlich offenbart, 
daß England auch ohne unſere Verletzung der belgiſchen Neutralität 
in den Krieg gegen uns gegangen wäre, und daß es dieſe freudig be⸗ 
grüßt hat, eben weil ſie ihm einen ſo guten Vorwand lieferte. Dennoch 
iſt Belgien für England mit ein Kriegsgrund geweſen, da es ſelbſt 
gehofft hatte, dort feſten Fuß zu faſſen, und ſich nun hinausgedrängt 
ſah. Es hat, wie Homer Lea und, was wichtiger iſt, Lord Kitchener 
das mit aller Deutlichkeit ausgeſprochen haben, Belgien als ein eng⸗ 
liſches Glacis, als einen Brückenkopf auf dem Kontinente betrachtet. 
Wenngleich Belgien, wie oben erörtert worden iſt, bei Englands 
Bund mit Frankreich nicht mehr die Bedeutung eines Landungs⸗ 
platzes für engliſche Heere hat, die es früher hatte, als England und 
Frankreich Gegner waren, fo würde es doch jede engliſche Offenfive 
gegen Deutſchland ſehr erleichtern, und umgekehrt könnte es auch, 
fo fürchten die Engländer, eine ausgezeichnete Baſis für deutſche 
Angriffe auf England werden. Die engliſchen Staatsmänner kennen 
doch auch Napoleons Wort von der auf Englands Bruſt geſetzten 
Piſtole! Darum haben ſie verſucht, Deutſchland hier zuvorzukommen. 
Darum werden ſie, da ihnen das nicht gelungen iſt, im Friedens⸗ 
ſchluſſe alles daran ſetzen, ſeine Feſtſetzung in Belgien zu verhindern. 
Die Rolle als belgiſche Schutzmacht, die es nun einmal übernommen 
hat, gibt ihm natürlich einen guten Vorwand. Wenn der Beſitz 
Belgiens und im beſonderen der flandriſchen Küſte eine unbedingte 
deutſche Forderung iſt, ſo wird der Krieg weiter gehen, bis England 
ganz beſiegt iſt, und da an einen Frieden auf Gnade und Angnade, 
bei dem England alles bewilligen müßte, kaum zu denken iſt, wird 
es uns in dieſem Falle kaum etwas von dem herausgeben, was es 
uns im Kriege genommen hat. Wir müßten Belgien vielleicht mit 
dem Verzicht auf alle unſere Kolonien und der Preisgabe großer 
wirtſchaftlicher Intereſſen teuer erkaufen. Wenn wir dagegen Belgien, 
das wir jetzt als Fauſtpfand in den Händen haben, nicht etwa Eng⸗ 
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land einräumen, was für uns zu gefährlich wäre, aber frei geben und 
in dem Sinne, wie es oben erörtert worden iſt, neutral laſſen, jo wird 
England dafür bereit ſein, auch von ſeiner Seite Opfer zu bringen 
und uns die Pfänder, die es von uns in Händen hat, zurückzugeben. 
Wir müſſen hier ein Tauſchgeſchäft machen. Anſere Aneignung 
Belgiens wäre ein verewigter Kriegszuſtand; bei der nächſten Ge⸗ 
legenheit ſchlüge England wieder los. Nur unſer Verzicht auf Bel⸗ 
gien macht einen Frieden mit ihm möglich, bei dem wir nicht ſonſt 
zu viel verlieren und der auch von einiger Dauer iſt. 


4. Die orientaliſche Frage. 


Wie England in Belgien das Leben eines Bundesgenoſſen und 
zugleich ſein eigenes Intereſſe verficht, ſo verfechten wir im türkiſchen 
Orient gleichfalls das Leben des Bundesgenoſſen und zugleich unſer 
Intereſſe an eigener wirtſchaftlicher Betätigung. England hat hier 
vorläufig einen großen militäriſchen Gewinn davon getragen. Wäh⸗ 
rend es von Agypten und Indien her mit Leichtigkeit Truppen, 
Munition und Proviant heranführen konnte, hatte die Türkei beim 
unvollendeten Aus bau der Eiſenbahnen, der ja gerade wegen des 
langjährigen Widerſtandes von Seiten Nußlands und Englands 
unvollendet war, die größten Verkehrsſchwierigkeiten zu überwinden. 
So iſt es England gelungen, die Sinaihalbinſel wieder ganz in ſeine 
Hand zu bringen und darüber hinaus in Süd⸗Paläſtina einzudringen, 
ſo daß die unmittelbare Gefahr, die dem Suezkanal einmal drohte, 
wieder abgewandt iſt, ferner den mittleren Teil der arabiſchen Weſtküſte 
und vom perſiſchen Meerbuſen aus faſt ganz Meſopotamien zu erobern. 
Wenn es uns nicht gelingt, wenigſtens einen Teil dieſer militäriſchen 
Erfolge wieder rückgängig zu machen, muß es eine der wichtigſten An⸗ 
gelegenheiten des Friedensſchluſſes ſein, dieſe Gegenden zurückzuge⸗ 
winnen und den Beſtand der Türkei unverſehrt wiederherzuſtellen. 

England hat ſich vom Jahre 1882 an ganz Ägyptens bemäch⸗ 
tigt und ſeine Herrſchaft von da aus den Nil aufwärts bis in den 
ägyptiſchen Sudan ausgedehnt. Sein mehrmals feierlich wiederholtes 
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Verſprechen, Agypten wieder zu räumen, ſobald die Ordnung ber- 
geſtellt ſei, hat es nicht gehalten. Während des Krieges hat es nun 
einen weiteren Schritt getan, die Suzeränität des Sultans beſeitigt, 
den Khedive abgeſetzt und einen ganz von ihm abhängigen Khedive an 
ſeine Stelle geſetzt; es hat ſich mit anderen Worten Agypten einver⸗ 
leibt. Wenn das auch nur die Eroberung zum Abſchluß gebracht hat, 
die es 32 Jahre zuvor begonnen hatte, ſo iſt das doch kein Grund, 
über dieſe Rechtsverletzung ſtillſchweigend hinwegzugehen. Wenn 
es jetzt nicht gelingt, wie man am Anfange des Krieges wohl dachte, 
England aus Agypten hinauszuwerfen und die Selbſtändigkeit 
Agyptens wiederherzuſtellen, ſo muß ihm dieſer Erwerb jedenfalls 
ſtark in Rechnung geſtellt werden. 

Die Sinaihalbinſel war durch einen Vertrag vom Jahre 
1906 der Türkei ab⸗ und dem ganz unter engliſchem Einfluß ſtehenden 
Agypten zugeſprochen worden, weil England ſie als das Glaeis des 
Suezkanals betrachtet und darum nicht in fremden Händen laſſen 
wollte. Es wäre ſehr bedauerlich, wenn ſich dieſes Verhältnis jetzt 
nicht ändern ließe, ſondern die Sinaihalbinſel engliſch bliebe und 
England den Suezkanal allen Verträgen zum Trotz ſo befeſtigte, daß 
es ihn künftighin ſchon im Vorfelde verteidigen könnte. Zum minde⸗ 
ſten muß die Türkei das Land bis an den Golf von Akaba heran in 
feſten Beſitz bekommen und muß England ſeinen früheren Wider⸗ 
ſpruch gegen den Bau einer Eiſenbahn nach Akaba fallen laſſen; 
denn es iſt ſehr wichtig für die Türkei, einen Zugang zum roten 
Meere zu haben, der ihr Seehandel und auch die Entfaltung einer 
gewiſſen Seemacht möglich macht. Allerdings wird ſich England 
dagegen ſträuben, weil der Schiffahrtsweg nach Indien dadurch in 
der Flanke bedroht wird; aber gerade dies iſt eine Stelle, an der 
Englands Seeherrſchaft gebrochen werden muß. 

Auch der Beſitz von Mittel⸗ Arabien und namentlich von 
Mekka iſt für die Türkei ſehr wichtig. Mekka iſt die alte Kalifen⸗ 
ſtadt, der religiöſe Mittelpunkt des Iſlams, und wenn der Sultan 
ſeinen Einfluß dort verliert und England einen von ihm abhängigen 
Kalifen einſetzt, ſo bedeutet das eine Verminderung ſeines Einfluſſes 


206 


in der ganzen muhammedaniſchen Welt und im beſonderen eine ſehr 
große Schwächung feiner Herrſchaft über alle arabiſchen Land⸗ 
ſchaften. Darum muß er auf den Rückzug Englands von hier und 
die Wiederherſtellung ſeiner Autorität in Mekka dringen. 

Am perſiſchen Meerbuſen hatte ſich England ſchon vor 
dem Kriege in Ormus, in Koweit und am Schat el Arab bis Basra 
aufwärts feſtgeſetzt. Es hatte ſich auch die Schiffahrt auf den Flüſſen 
geſichert, die Ausbeutung der reichen Petroleumlagerſtätten und 
die Herſtellung großartiger Bewäſſerungsanlagen in Meſopo⸗ 
tamien in Angriff genommen. Aber die Bagdadbahn war, nach 
langem Hin und Her, eine Verſtändigung mit Deutſchland dahin 
erfolgt, daß das deutſche Unternehmen nur bis Basra geführt werden 
ſollte, der perſiſche Meerbuſen dagegen ganz in engliſchen Händen 
blieb. Im Kriege iſt England hier zum Angriffe vorgegangen; nach 
der ſchmählichen Niederlage von Kut el Amara hat es den Angriff 
von neuem angeſetzt, hat Bagdad erobert und iſt bis in die Nähe 
von Tekrit vorgedrungen. Es hat ganz beſtimmte Ziele vor ſich: 
es will ſich die Herrſchaft über den perſiſchen Meerbuſen ſichern, 
damit keine andere Macht an ihn und an den indiſchen Ozean heran 
kann, und es will den Beſitz und die wirtſchaftliche Ausbeutung 
Meſopotamiens erringen, das jetzt noch ein verödetes und dünn be⸗ 
wohntes Land iſt, durch Kulturarbeit aber wieder zur alten Frucht⸗ 
barkeit und Größe erweckt werden kann. Damit würde es ſeinem 
Weltreiche einen ſtrategiſch und wirtſchaftlich gleich wertvollen Stein 
einfügen; der Türkei aber ginge ein ſehr ſchöner Beſitz, vielleicht 
die reichſte Landſchaft in ihrem Beſtande, und uns ein ſehr lohnendes 
Feld der Betätigung verloren. Obgleich die Größe des Gebietes, 
das künſtlicher Bewäſſerung und intenſivſtem Anbau zugänglich iſt, 
früher überſchätzt worden iſt, ſo hat es doch ungefähr die Größe des 
Königreiches Sachſen, und bei ſeiner großen Sommerwärme könnte 
es uns Baumwolle und manche andere wichtige Erzeugniſſe in großen 
Mengen liefern. Vielleicht noch wertvoller ſind die ſehr reichen 
Petroleumlagerſtätten, die ſich von dem perſiſchen in das türkiſche 
Gebiet hinein erſtrecken. Es iſt ein Land, das in vieler Beziehung 
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mit Agypten verglichen werden kann, und wenn es auch wohl Jahr- 
zehnte dauern wird, bis es in derſelben Weiſe wie dieſes wirtſchaft⸗ 
lich erſchloſſen wird, ſo muß man doch in der Weltpolitik überhaupt 
mit langen Zeiträumen rechnen. Auch für den Weltverkehr hat es 
durch den Zugang zum perſiſchen Meerbuſen Wert; jedoch darf man 
dieſen Wert von unſerer Seite nicht überſchätzen, ſolange England 
den Meerbuſen ſelbſt abſperrt. Im Frieden werden die Erzeug⸗ 
niſſe Meſopotamiens vielleicht zum größeren Teile den Seeweg 
nehmen; aber ihre beſondere Bedeutung für uns liegt ja gerade 
darin, daß ſie uns auch auf dem Landwege über den Balkan und 
Klein⸗Aſien zugänglich ſind und darum auch in Kriegszeiten nicht 
verſperrt werden können. Daß der große Verkehr nach Indien 
dieſen Weg nimmt, kommt mir unwahrſcheinlich vor. 


5. Die Rückgabe unſerer Kolonien. 


In Gemeinſchaft mit feinen großen Kolonien Süd⸗Afrika, 
Auſtralien und Neu⸗Seeland ſowie mit Frankreich und Japan hat 
England den weitaus größeren Teil unſerer Kolonien erobert; nur 
in einem kleinen Winkel von Oſt⸗Afrika führen unſere Leute noch 
einen Heldenkampf. So ergibt ſich für uns als eine der hauptſäch⸗ 
lichſten Friedensforderungen die Wiederherſtellung unſeres Kolonial⸗ 
beſitzes. Vom ethiſchen Standpunkte aus, wie ihn der Papſt in feiner 
Note vertreten hat, haben wir dasſelbe Recht darauf wie Frankreich 
auf die Herausgabe ſeiner eroberten Provinzen oder Belgien auf 
ſeine Wiederherſtellung; vom Standpunkte der Macht brauchen wir 
die Pfänder, die wir in Europa haben, nur gegen unſere Kolonien 
herauszugeben. 

Es gibt ja allerdings, wie wir geſehen haben, in Deutſchland 
viele Leute, die auf die Kolonien keinen Wert legen und daher auch 
auf ihre Rückgabe verzichten würden, um lieber in Europa mehr zu 
bekommen und namentlich Belgien in der Hand zu behalten. Aber 
dieſe Beurteilung des Wertes der Kolonien iſt falſch (vergl. S. 63 ff.). 
Wir können uns nicht auf unſeren Heimatboden beſchränken, ſondern 
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müſſen uns draußen betätigen, können auch nicht nur in fremden 
Kolonien zu Gaſte gehen, wie wir es früher getan haben, ſondern 
müſſen eigene Kolonien haben, in denen wir uns ganz nach eigenem 
Ermeſſen betätigen können, die unſeren überſchüſſigen Kräften freien 
Naum zur Entfaltung gewähren und auch unſerer Schiffahrt und 
Seemacht zur Stütze dienen. 

Freilich wird die Forderung der Rückgabe unſerer Kolonien da⸗ 
durch erſchwert, daß Deutſch⸗Südweſt ganz und Deutſch⸗Oſt haupt⸗ 
ſächlich nicht von England ſelbſt, ſondern von der ſüdafrikaniſchen 
Union, Neu-Guinea und der Bismarckarchipel von Auſtralien, die 
Samoainſeln von Neu⸗Seeland erobert worden ſind, und daß wir 
an dieſe engliſchen Trabanten nicht direkt herankönnen. Aber wir 
müſſen auf das Mutterland einen ſo ſtarken Druck wie nur möglich 
ſetzen, um durch ſeine Vermittlung auf jene zu wirken, denn weder 
Kamerun noch Südweſt⸗ noch Oſt⸗Afrika noch die pazifiſchen Be⸗ 
ſitzungen dürfen wir leichten Herzens preisgeben. Im ſchlimmſten 
Falle muß England uns für das, was es uns nicht zurückgeben kann, 
einen gleichwertigen Erſatz aus ſeinem eigenen Kolonialbeſitze geben. 
Wenn wir es entſcheidend beſiegen, müſſen wir von ihm über die 
Rückgabe unſerer Kolonien hinaus die Abtretung eigener Kolonien 
fordern. Aus den Betrachtungen über das deutſche Kolonialreich 
kann man ungefähr entnehmen, um welche es ſich handeln würde. 


6. Die Freiheit der Meere. 


Auch das Problem der Freiheit der Meere iſt bereits in einem 
früheren Kapitel (S. 87 ff.) vom Standpunkt unſerer Lebensinter⸗ 
eſſen aus erörtert worden. Es wurde feſtgeſtellt, was Freiheit der 
Meere bedeutet, warum ſie ein Lebensbedürfnis für uns iſt und 
warum wir ſie von England erkämpfen, deſſen Seeherrſchaft brechen 
müſſen. Der U- Bootkrieg hat das doch nur inſofern getan, als nun 
auch Englands eigener Handel und eigene Verſorgung großen Schaden 
erlitten haben und immer ſchwieriger werden. Aber unſere Schiffahrt 
iſt dadurch nicht wiederbelebt, unſere wirtſchaftliche und politiſche 
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Verbindung mit überfeeifchen Ländern nicht wiederhergeſtellt worden; 
im Gegenteil hat uns die traurige Notwendigkeit des Anterſeeboot⸗ 
krieges manche neue Feinde zugezogen. Wenn Englands Seeherr⸗ 
ſchaft nicht gebrochen wird, ſo würde es uns in einem neuen Kriege 
das Meer wieder auf ganz dieſelbe Weiſe verſperren, uns wieder 
dieſelben Schäden zufügen, uns wieder in dieſelbe Gefahr der Aus⸗ 
hungerung verſetzen. Schon der Hinblick auf dieſe Möglichkeit muß 
den Wiederaufbau unſerer Schiffahrt, unſeres Aberſeehandels und 
unſerer Kolonien lahm legen. And darüber hinaus beſteht die Beforg- 
nis, daß England auch im Friedens zuſtande die bisherige Freiheit der 
Meere aufheben und unſeren Schiffen die Benützung ſeiner Häfen, die 
ſich bei ihrer Lage an den beſten Punkten alle Hauptwege des Welt⸗ 
verkehrs kaum umgehen laſſen, ſperren oder doch ſehr erſchweren und 
verteuern wird. Die Beſeitigung dieſer Gefahren durch den Sturz der 
engliſchen Seeherrſchaft und die Gewinnung der Freiheit der Meere ift, 
wie mir ſcheint, die zentrale Frage unſeres Verhältniſſes zu England. 

Die völkerrechtliche Feſtſetzung der Freiheit der Meere muß 
zwar einen wichtigen Punkt der Friedensunterhandlungen bilden, iſt 
aber nicht die Hauptſache und hat überhaupt nur Bedeutung, wenn 
Englands Willkür gebrochen wird, mit der es das Völkerrecht immer 
wieder verletzen würde, wenn es nicht ſeine überwältigende San 
verliert, dank deren es die Seeherrſchaft ausübt. 

Während des Krieges ſind manche phantaſtiſche Hoffnungen 
und Gedanken namentlich von ſolchen ausgeſprochen worden, denen 
die engliſche Seeherrſchaft überhaupt jetzt erſt zum Bewußtſein ge⸗ 
kommen iſt: der Gedanke, daß wir in England landen und ſeine Flotte 
zerſtören oder wegführen könnten, die Hoffnung, daß ſich die kleineren 
Mächte gegen das engliſche Joch erheben und ihm ſeine Stationen 
wegnehmen würden, der Gedanke, unſere Macht bis an den weſtlichen 
Ausgang des Kanals vorzuſchieben oder wenigſtens von der flandri⸗ 
ſchen Küſte aus England ſo drohend gegenüber zu treten, daß es uns 
in jeder Beziehung nachgeben müßte. Das find alles Utopien. Selbſt 
ein erfolgreicher Angriff auf den Kanal von Suez erſcheint heute 
ferner gerückt als am Anfange des un Der U- Bootkrieg wird 
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England wohl zur Nachgiebigkeit bringen, aber feine Kraft nicht 
brechen, und nur ein glücklicher Zufall könnte zur Zerſtörung der 
britiſchen Flotte führen. 

Trotzdem können wir hoffen, daß England auch ohne dieſe Ge⸗ 
waltmittel, durch den einfachen Verlauf der Dinge ſeine bisherige 
Abermacht zur See eingebüßt hat. Sie iſt urſprünglich aus der 
Natur des Landes heraus, als Folge ſeiner Stellung zum Meere 
und ſeiner guten Küſtenbeſchaffenheit, entſtanden, wurde dann durch 
den Reichtum an Kohle und Eiſen und die Entwicklung der engliſchen 
Induſtrie unterſtützt, hat jetzt aber ihren Hauptgrund in zwei be⸗ 
ſonderen Amſtänden gehabt: nämlich erſtens darin, daß ſich Eng⸗ 
land bei ſeiner Inſelnatur mit einer kleinen Landmacht begnügen und 
faſt ſeine ganze Kraft der Seemacht zuwenden konnte, und zweitens 
darin, daß es das rieſige für eine große Flotte erforderliche Kapital 
zur Verfügung hatte. In beidem aber hat der Krieg eine Wandlung 
herbeigeführt. England iſt während des Krieges eine Landmacht 
geworden, hat mit bewunderungswürdiger Energie die verhaßte 
allgemeine Wehrpflicht eingeführt und ein rieſiges Heer aus dem 
Boden geſtampft. Dieſen Schritt wird es nach dem Kriege nicht 
zurücktun können; es wird eine ſtarke Landmacht bleiben müſſen, 
aber gerade darum wird es nicht mehr im Stande ſein, ſeine See⸗ 
macht ſo vorab zu pflegen, wie es das bisher getan hat. And es 
wird auch das Geld dazu nicht mehr ſo wie bisher haben; denn der 
Krieg hat einen ſehr großen Teil des engliſchen Kapitals verſchlungen; 
während der größere Teil unſeres Kriegsaufwandes im Lande ge⸗ 
blieben iſt, iſt der größere Teil des engliſchen außer Landes gegangen. 
Ganz abgeſehen von der amerikaniſchen und japaniſchen Flotte, die 
jetzt nahe an die engliſche herangewachſen find, wird auch deren Aber⸗ 
legenheit über unſere deutſche nicht mehr ſo groß ſein können wie bisher. 
So ſehen wir gerade bei England, wie der Krieg ſelbſt, ganz abgeſehen 
von den Friedens beſtimmungen, eine Amkehr der Dinge bewirkt. 

Andererſeits können und müſſen wir unſere Seemacht durch 
eigene Anſtrengung vergrößern. Darum halte ich es für ſchädlich, 
wenn wir uns ganz auf die flandriſche Küſte verbeißen und nur in 
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ihrem Beſitz die Möglichkeit zu haben behaupten, England ent- 
gegenzutreten. Auch vom Orient aus können wir das tun, weil wir 
von dort aus den Kanal von Suez und damit den Seeweg nach 
Indien und Oſt⸗Aſien bedrohen. Die enge Verbindung mit Oſterreich⸗ 
Angarn, den Balkanſtaaten und der Türkei öffnet uns auch den Zu⸗ 
gang zum mittelländiſchen Meere. Durch eigene Stationen, die zu⸗ 
gleich als Landungspunkte unſerer Kabel dienen, können wir unſerer 
Schiffahrt und unſerem Nachrichtenverkehr größeren Schutz als bis⸗ 
her gewähren. Die Hauptſache iſt aber doch wohl der weitere Ausbau 
unſerer Flotte, die nicht nur im Stande ſein muß, unſere Küſten zu 
ſchützen, ſondern auch Englands Blockade zu brechen und auf dem 
Meere draußen unſere Handelsſchiffahrt aufrecht zu erhalten. Die 
Unterfeeboote haben in dieſem Kriege Anvergängliches geleiſtet und 
würden es in einem künftigen Kriege wieder tun; in welchem Ver⸗ 
hältniſſe wir große Kampfſchiffe und Anterſeebootſchiffe bauen, iſt 
eine marinetechniſche Frage. Aber jedenfalls werden wir in größerer 
Zahl als bisher Auslandskreuzer haben müſſen, wenn unſere Schiff⸗ 
fahrt und unſer Aberſeehandel nicht ſofort wieder geliefert fein follen. 

Dieſes Ergebnis unſerer Betrachtungen wird für viele un⸗ 
befriedigend ſein, die alles ſchwarz auf weiß ſehen wollen. Aber 
die Freiheit der Meere läßt ſich nicht ſchwarz auf weiß geben. Auch 
wenn wir fie im Friedens vertrage als völkerrechtlichen Grundſatz von 
England erzwingen, ſo hat das noch wenig Wert. Für ihre tatſäch⸗ 
liche Sicherung gibt es keine Beſtimmungen, ſie kann nur durch den 
Gang der Dinge hergeſtellt werden, und das nicht auf einmal, ſondern 
in allmählicher Entwicklung. Dieſe aber iſt vom Kriege angebahnt 
worden. 


7. Der Wirtſchaftsfriede. 

Der Friede mit England muß noch viel mehr als der Friede 
mit den anderen Mächten ein Wirtſchaftsfriede ſein und zwar in 
zweierlei Richtung: rückblickend auf den Schaden, den uns England 
zugefügt hat, und vorausblickend auf den EN den es uns in 
Zukunft zufügen will. 0 
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Wir müſſen von ihm Schadenerſatz für die jedem Völkerrechte 
Hohn ſprechenden Verletzungen deutſchen Privateigentums auf dem 
Meere und in überſeeiſchen Ländern verlangen, die es ſelbſt begangen 
oder zu denen es andere angeſtiftet hat. Dieſer Schadenerſatz iſt etwas 
anderes als die allgemeine Kriegsentſchädigung, weil er ſich nicht auf 
einen zum Kriege gehörigen, in einem Kriege unvermeidlichen, ſondern 
auf willkürlich und auch im Kriege rechtswidrig zugefügten Schaden 
bezieht. Anſere Reeder und Kaufleute und überhaupt unfere Lands⸗ 
leute draußen müſſen für die Schädigungen an ihrer Geſundheit und 
die Einbußen an ihrem Eigentum entſchädigt werden, und dieſe Ent⸗ 
ſchädigung kann nicht vom Deutſchen Reiche getragen, ſondern ſie 
muß von dem Arheber des Schadens, von England, verlangt werden. 
Dabei kann es ſich nicht um eine Abſchätzung des Schadens im Sinne 
eines Rechnungsbeamten handeln; in vielen Fällen iſt ja doch das 
ganze Lebenswerk zerſtört worden, das wieder aufgebaut werden 
muß. Wir müſſen verlangen, daß die Geſchäfte am ſelben Orte wieder 
aufgebaut werden können oder daß dafür eine vollkommen aus- 
reichende Ablöſungsſumme bezahlt wird. Alle die Deutſchen, deren 
Exiſtenz draußen freventlich vernichtet worden iſt, müſſen die Mittel 
bekommen, um ſie von neuem aufzubauen. 

Das führt uns zum zweiten, zu der Abwehr des wirtſchaftlichen 
Anheiles, das uns England auch in Zukunft noch zufügen will. Eng⸗ 
land hat den teufliſchen Plan ausgeheckt und ſeinen Bundesgenoſſen 
aufgeredet, nach dem Schluſſe des Krieges mit den Waffen einen 
Wirtſchafts krieg gegen uns zu führen, deutſche Niederlaſſungen überall 
in der Welt möglichſt zu verhindern, die deutſchen Fabrikate zu 
boykottieren, uns den Bezug der Nohſtoffe zu verſperren. Dieſer 
Wirtſchafts krieg ift eine ſehr große Gefahr für uns und um fo größer, 
je größer die Zahl der Staaten wird, die von England und den Ver⸗ 
einigten Staaten in den Krieg hineingezogen werden; militäriſch 
können ſie uns ja wenig tun, aber wirtſchaftlich können ſie uns 
erheblichen Schaden zufügen. Wenn der Plan wirklich zu ſtrenger 
Durchführung kommt, ſo werden unſere Schiffahrt, unſer Handel, 
unſere Induſtrie vollkommen lahm gelegt, unſere Bevölkerung zum 
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Stillftande und NRüdgange verdammt, unſerer politifchen und mili- 
tärifchen Kraft der Nährboden entzogen. Wir werden es bei dem 
Friedensſchluſſe mit jedem einzelnen Staate zur Friedens bedingung 
machen müſſen, daß er von einem ſolchen Wirtſchafts kriege abſieht; 
aber die größte Bedeutung hat dieſe Bedingung für den Frieden 
mit England, nicht nur wegen der ungeheueren Größe des britiſchen 
Reiches, das der größte Abnehmer unſerer Fabrikate und Lieferant 
der uns nötigen Nohſtoffe iſt, ſondern auch wegen der wirtſchaft⸗ 
lichen Abhängigkeit, in der ſich alle kleineren von ihm und den De 
einigten Staaten befinden. 

Wenn das britiſche Reich, worauf ja ſchon vor dem Kriege eine 
ſtarke Partei ſowohl in England ſelbſt wie in den Kolonien hin⸗ 
arbeitete, den bisherigen Freihandel aufgibt und ſich zollpolitiſch zu⸗ 
ſammenſchließt, ſo iſt das eine Maßregel der inneren Politik, gegen 
die andere Staaten an ſich kaum Einſpruch erheben können; aber eine 
Maßregel, die ihr Wirtſchaftsleben ſo ſchädigt, daß ſie die Frage 
aufwerfen werden, worin denn eigentlich das innere Recht des briti⸗ 
ſchen Rieſenreiches beſtehe. Dieſes iſt, wie ſchon früher geſagt wurde, 
für die anderen nur erträglich, ſolange es Freihandel hat; als ge⸗ 
ſchloſſener Handelsſtaat dagegen engt es ſie wirtſchaftlich ſo ein, daß 
ſie dagegen aufbegehren müſſen. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
wird Deutſchland die Frage nach der künftigen Zollpolitik des briti⸗ 
ſchen Reiches erheben müſſen. Aber es iſt fraglich, ob wir jetzt etwas 
dagegen tun können, außer der Gegenmaßregel eines mitteleuropäiſch⸗ 
türkiſchen Wirtſchaftsbündniſſes, über deſſen Wert ja aber die Mei⸗ 
nungen ebenſo auseinandergehen wie drüben die Meinungen über den 
Wert des größerbritiſchen Zollvereins. Beſtimmten Einſpruch aber 
müſſen wir gegen jede handels⸗ und überhaupt wirtſchaftspolitiſche 
Bevorzugung der Ententegenoſſen vor uns und gegen eigentliche Ab⸗ 
ſperrungsmaßregeln erheben. Wir ſind nach wie vor auf die Welt 
angewieſen, denn weder Mittel⸗Europa oder der Orient noch die 
Kolonien, auch wenn ſich unſer Kolonialreich ſehr erweitert, ſind 
eine genügende Grundlage unſeres Lebens; wir müſſen auch in der 
übrigen Welt kaufen und verkaufen und arbeiten können und dürfen 
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uns das nicht verfchließen laſſen. Solange uns England die Welt 
verſperren will, können wir nicht Frieden mit ihm ſchließen, können 
wir auch Belgien nicht räumen, müſſen unſere Schiffe und unſere 
Flieger nach England hinüber gehen, unſere Anterſeeboote engliſche 
Schiffe verſenken, wir in Gemeinſchaft mit den Türken zum Angriffe 
auf den Suezkanal und Agypten ſchreiten, um hier wertvolle Pfänder 
zu gewinnen, ja England am Leben zu ſchädigen. Ich glaube, daß 
der Verzicht auf den Wirtſchaftskrieg die allerwichtigſte Forderung iſt, 
die wir bei den Friedens verhandlungen an England zu ſtellen haben. 


8. Engliſche Weltherrſchaft und deutſche Weltgeltung. 


Ich habe oben ausgefprochen, daß es fich zwiſchen uns und 
England nicht ſo ſehr um einzelne Probleme als vielmehr um das 
Ganze, um den Zuſammenſtoß zwiſchen Englands bisheriger Welt- 
herrſchaft und unſerem Streben nach Gleichberechtigung in der Welt 
handelt. Darum wird der Krieg geführt. England hat ihn gewonnen, 
wenn es uns wieder in die Grenzen eines Kontinentalvolkes zurück⸗ 
weiſt, das nur nebenbei etwas Schiffahrt und Handel treibt und eine 
unbedeutende Aus fuhrinduſtrie hat. Wir haben ihn gewonnen, wenn 
wir den Bann Englands brechen, wenn es uns gelingt, die wirt⸗ 
ſchaftliche Stellung, die wir im Frieden errungen hatten und im 
Frieden künftig weiter auszubauen hoffen, zu ſchützen, gleichſam ihre 
Anerkennung durch England zu erzwingen; wir müſſen erreichen, daß 
die Erde künftig nicht mehr ohne uns aufgeteilt, ihre Schätze ohne 
uns vergeben werden können. Nicht daß wir eine Weltherrſchaft, 
d. h. einen überragenden Einfluß in der Welt für uns erftrebten — 
dieſe Forderung mancher Imperialiſten muß immer wieder zurück⸗ 
gewieſen werden —, wohl aber, daß wir Gleichberechtigung mit den 
anderen Großmächten fordern. Das Gleichgewicht, das England 
in Europa aufrecht erhalten will, muß vielmehr für die Erde im 
ganzen durchgeſetzt werden. Der Krieg iſt unentſchieden, wenn weder 
England uns niedergeworfen noch wir England ſo geſchwächt haben, 
daß es künftig unſere Rechte anerkennen und uns freie Bahn laſſen muß. 
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Die Entſcheidung einer ſolchen Lebensfrage kann natürlich nur 
zum Teil in Paragraphen gefaßt werden und in der Friedensakte 
zum Ausdrucke kommen. Zum anderen, wohl größeren Teile voll⸗ 
zieht ſie ſich nur im Gange der Dinge ſelbſt. Wir haben geſehen, daß 
die engliſche Weltherrſchaft in vier Dingen beſteht: in der Ausbreitung 
des angelſächſiſchen Volkstums über die Erde, im britiſchen Kolonial⸗ 
reich, in der auf die Lage Englands, ſeine zahlreichen Stationen, ſein 
Kabelnetz und ſeine Flotte begründeten Seeherrſchaft und in ſeiner 
wirtſchaftlichen und finanziellen Hegemonie, die allerdings den Charak⸗ 
ter des Monopols bereits verloren hatte, aber immer noch in einem 
großen Vorſprunge vor allen anderen Nationen beſtand. Die Zu⸗ 
kunft dieſer vier Dinge ſchaut ſehr verſchieden aus. Die Ausbreitung 
des Volkstums iſt eine unvergängliche Tatſache, an der nicht zu 
rütteln iſt, die größte Leiſtung und zugleich der größte Gewinn Eng⸗ 
lands in den vergangenen Jahrhunderten. Höchſtens kann im Laufe 
der Zeit eine Entfremdung eintreten; aber es läßt ſich gegenwärtig 
nicht danach an. Das britiſche Kolonialreich wird ſicher einmal zer⸗ 
fallen: an einzelnen Stellen machen ſich deutlich Zeichen innerer 
Morſchheit bemerkbar; aber daß wir es in dieſem Kriege in Stücke 
ſchlagen oder auch nur größere Stücke davon losreißen, wie es am 
Anfange des Krieges viele geträumt haben, iſt unwahrſcheinlich. 
Worum es ſich jetzt handelt, ift, Englands Seeherrſchaft, feine wirt⸗ 
ſchaftliche Herrſchaft und die auf beide zuſammen begründete Welt⸗ 
herrſchaft zu brechen. In welcher Weiſe und in welchem Maße 
dies geſchehen kann, iſt im vorigen Abſchnitte erläutert worden. 
Anſere Anterſeeboote haben fie in der Hauptſache gebrochen, 
England wird nicht mehr wagen, eine Seeherrſchaft gegen uns aus⸗ 
zuüben; auch die Vereinigten Staaten und Japan treten mehr und 
mehr gleichberechtigt daneben. Nachdem ſich England in der wirt⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit von anderen hatte überflügeln laſſen, 
verdankte es ſeinem in langer Zeit angeſammelten Kapital noch 
einen großen wirtſchaftlichen Vorſprung vor allen anderen. Dieſes 
Kapital hat es jetzt im Kriege leichtſinnig preisgegeben; die Herr⸗ 
ſchaft über den Geldmarkt hat es verloren. Mit der Seeherrſchaft 
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und der Herrfchaft feines Handels und feines Geldes erliſcht feine 
politiſche Weltherrſchaft. In dieſem Kriege hat fie fich noch furchtbar 
ſtark erwieſen und Portugal, Italien, Griechenland und in gewiſſer 
Weiſe auch Norwegen in ihren Bann gezogen, die Vereinigten 
Staaten und viele mittel⸗ und ſüdamerikaniſchen Staaten auf ihre 
Seite geführt. Aber der Krieg hat einen Keil in ſie getrieben. Wenn 
England und wir am Anfange dieſes Krieges einander ſo gegenüber⸗ 
geſtanden hätten, wie wir uns jetzt gegenüberſtehen und beim Aus⸗ 
bruche eines neuen Krieges, vor dem uns das Schickſal bewahren 
möge, einander gegenüberſtehen würden, wenn unſere Anterſeeboote 
jeden Zugang nach England bedrohten, unſere Kreuzer von feſten 
Stationen aus die Meere durchfurchten und engliſche Schiffe und eng⸗ 
liches Gut aufbrächten, die Balkanhalbinſel uns ungehinderten Durch⸗ 
gang nach Vorder⸗Aſien und freien Zugang zum mittelländiſchen 
Meere gewährte, die Türkei ſchnell eine ſtarke Armee im ſüdlichen 
Paläſtina ſammeln und den Angriff auf den Suezkanal und Agypten 
eröffnen könnte, ſo würden es ſich alle jene Staaten dreimal überlegen, 
ehe ſie für England Partei ergriffen. Dieſes wird durch den Krieg 
ſeine beſondere Stellung in der Welt verlieren und in die Reihe der 
anderen Mächte eintreten. Die Angelſachſen ſind keine bevorzugte 
Naſſe, wofür ſie ſich halten, von Gott zur Herrſchaft über die Welt 
beſtimmt. Man darf ihre Tüchtigkeit und ihre große Leiſtungen nicht 
verkennen; aber wir und andere Völker ſind ebenſo tüchtig und haben 
ebenſo große Leiſtungen aufzuweiſen. Es wäre ein Anglück für die 
Welt, wenn der angelſächſiſche Geiſt überall auf der Erde herrſchte; 
der deutſche Gedanke hat dasſelbe Recht! 

Wie wird ſich unſer tatſächliches Verhältnis zu England nach 
dem Kriege geſtalten? Wie das Gefühl der Völker! 

Bei uns hat vor dem Kriege doch wohl nur eine Minderheit 
Haß oder ſtarke Abneigung gegen England empfunden, während 
ſich die meiſten, der geiſtigen Verwandtſchaft folgend, immer mehr 
zu den Engländern als zu anderen Nationen hingezogen fühlten; 
namentlich im Auslande konnte man beobachten, daß ſich Deutſche 
und Engländer zuſammenfanden. Gerade darum hat das deutſche 
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Volk den Eintritt Englands in den Krieg, deſſen reale Motive es 
nicht einſah, beinah als einen Treubruch empfunden, und die Art, 
wie jenes den Krieg ſofort führte, den Krieg der Aushungerung und 
der Zerſtörung deutſchen Lebens und Eigentums überall in der Welt, 
ließ den Zorn mächtig emporflammen; aber der Haßgeſang Liſſauers 
war ebenſo unſchön wie undeutſch empfunden. Anſer Gerechtig⸗ 
keitsgefühl hat nach einer ſtrengen Beſtrafung Englands verlangt, 
wie fie jetzt durch den Anterſeebootkrieg vollzogen wird. And unſer 
nationaler Selbſterhaltungstrieb verlangt nach ſeiner Schwächung, 
die ſich zu vollziehen begonnen hat, aber noch nicht vollzogen iſt. 
Solange Englands Buße und Englands Schwächung noch nicht an 
das heranreichen, was es an uns geſündigt hat, wird das Gefühl 
des deutſchen Volkes ſtark gegen England gekehrt ſein; erſt ſeine Be⸗ 
ſtrafung und Schwächung wird uns zur Verſöhnung bereit finden. 

Das Volksempfinden der Engländer wird natürlich mehr oder 
weniger den umgekehrten Verlauf nehmen: vor dem Kriege ein dumpfer 
Groll des in ſeinem Behagen geſtörten Beſitzers; dann ein über⸗ 
legendes, von ſtarken Empfindungen freies, kalt grauſames Hinein⸗ 
gehen in den Krieg, um den unbequemen Wettbewerber zu züchtigen 
und klein zu machen, der Krieg faſt wie ein Sport angeſehen; ſchließ⸗ 
lich aber ein furchtbares Erwachen durch den grauſamen Ernſt des 
Krieges, der etwas ſo ganz anderes wurde, als ſie gedacht hatten, 
dem Hunderttauſende engliſcher Leben zum Opfer fallen, der an den 
Grundlagen des engliſchen Reiches rüttelt, das ſtolze Gebäude zum 
Einſturz zu bringen droht. Nun ſcheint doch auch bei den Engländern, 
die in ihrer Selbſtgerechtigkeit ihre Schuld nicht fühlen, ſondern den 
Krieg als deutſchen Frevel empfinden, der nationale Haß erwacht zu 
ſein, und er würde wohl nur im Falle des Sieges, nicht aber bei der 
von uns erhofften engliſchen Niederlage ſo bald wieder einſchlafen. 
Die Engländer werden es noch lange empfinden, daß wir die Ar 
an die Wurzel ihrer Weltherrſchaft gelegt haben. 

Aber nicht Volksgefühle dürfen und werden die Politik be⸗ 
Mirmen oder doch wenigſtens nicht allein und maßgebend beſtimmen, 
ſondern nüchterne Aberlegung des Staatswohles. Die Staatsräſon 
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hat, wie Bismarck immer wieder hervorgehoben hat, wenig mit den 
Zu⸗ und Abneigungen der Völker zu tun, geht als etwas Selbſtändiges 
neben ihnen her. Die große Frage iſt, ob die beiden Mächte einen 
Frieden, der ja doch einmal zwiſchen ihnen geſchloſſen werden muß, 
als wirklichen Frieden oder nur als Waffenſtillſtand anſehen werden, 
ob ſie einander entgegengekehrt bleiben, womöglich einen Wirtſchafts⸗ 
krieg führen und nur auf die Gelegenheit warten, ihren Widerſtreit 
in einem ſpäteren Kriege zum vollen Austrag zu bringen, oder ob 
ſie aufrichtig um friedliches Nebeneinanderleben bemüht ſein werden. 
Die Antwort auf dieſe Frage wird auch wieder je nach dem Aus⸗ 
gange dieſes Krieges und dem Ergebniſſe des Friedensſchluſſes ver⸗ 
ſchieden lauten; oder man kann vielleicht auch umgekehrt ſagen: die 
beiden Mächte werden den Frieden in verſchiedener Weiſe ſchließen, 
je nachdem ſie ihn nur als einen Waffenſtillſtand oder als einen wirk⸗ 
lichen Frieden betrachten wollen. 

Wenn man die Reden der engliſchen Staatsmänner lieſt oder 
die anderen Stimmen vernimmt, die von England zu uns herüber 
ſchallen, ſo erſcheint uns eine Verſtändigung in abſehbarer Zeit un⸗ 
möglich; denn ihnen iſt der Gedanke der engliſchen Weltherrſchaft 
noch etwas Selbſtverſtändliches, ſie wollen von unſerer Gleichberechti⸗ 
gung nichts wiſſen, geſtehen uns noch nichts von dem zu, was wir 
verlangen müſſen. Aber dieſe Reden ſind Kampfmittel, zu einem 
guten Teile darauf berechnet, den Mut und die Widerſtandskraft 
des engliſchen Volkes und der Bundesgenoſſen zu beleben. Der 
Glaube an ihr höheres Recht iſt den Engländern allerdings ange⸗ 
boren; es wird ihnen ſchwer werden, unſere Gleichberechtigung an⸗ 
zuerkennen. Aber ſie ſind andererſeits ſo durchaus praktiſche und 
realiſtiſche Menſchen, daß ſie der Wahrheit ins Geſicht ſehen und 
daraus die richtigen Folgerungen für ihren Handel ziehen werden. 
Sie werden erkennen, daß ſie uns nicht niederkämpfen können, daß 
ihr Kampf gegen uns ihnen ſelbſt die furchtbarſten Wunden ſchlägt, 
und daß das Beſtreben, die Weltherrſchaft zu bewahren, ſie die 
Weltmacht koſten kann. Aus dieſer Erkenntnis heraus werden ſie 
doch vielleicht vom Kampfe gegen uns abſtehen und lieber, unter 


219 


Amſtänden ſogar im Einverſtändniſſe mit uns, an die Löſung der 
vielen anderen ſchweren Aufgaben herangehen, die ihnen gerade durch 
ihre große Weltmacht in allen Teilen der Erde geſtellt ſind. 

Von unſerem deutſchen Standpunkte aus iſt ein wirklicher Friede 
mit England nur möglich, wenn es uns das gleiche Recht zugeſteht 
und namentlich auf jeden Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege verzichtet. 
Es mag ſein, daß unſere Entwicklung zu ſchnell und zu brüsk geweſen 
iſt, daß es bei langſamerer Entwicklung zu keinem Bruche mit Eng⸗ 
land gekommen wäre, ſondern das Ziel, auf das unſere Entwicklung 
hinſteuert, im Frieden hätte erreicht werden können — auf ſolche 
rückſchauende Kritik kommt es hier nicht an. Aber nachdem die Frage 
unſerer Stellung zur Stellung Englands in der Welt einmal an⸗ 
geſchnitten iſt und zu dem entſetzlichen, gewaltigen Kriege geführt 
hat, muß ſie zum Austrage gebracht werden. Jetzt können wir nicht 
wieder ruhen, als bis uns England unſer Recht in der Welt gönnt. 
Wir wollen ihm ſeinen rieſigen Kolonialbeſitz laſſen, ſolange es ihn 
nicht zu unſeren Angunſten mißbraucht; aber wir müſſen beanſpruchen, 
daß wir im Frieden und im Kriege die Meere frei befahren, überall 
Handel treiben, überallhin unſere Fabrikate abſetzen, von überallher 
unſere Nahrungsmittel und Nohſtoffe beziehen, überall arbeiten und 
deutſche Kultur verbreiten können. Wenn uns England das verſagen 
will, wenn es einen Wirtſchaftskrieg gegen uns führt, der an die 
Wurzeln unſeres Lebens greift, ſo iſt eine Verſtändigung mit ihm 
unmöglich, ſo kann der Frieden nur ein Waffenſtillſtand ſein, ſo 
müſſen wir uns alle Vorteile für einen neuen Krieg zu ſichern ſuchen, 
der dann unausbleiblich ſein und zum Antergange nicht nur der briti⸗ 
ſchen Weltherrſchaft, ſondern des britiſchen Reiches führen würde. 
Nicht bei uns, ſondern bei England liegt die Entſcheidung über das 
Geſchick der kommenden Zeit. Davon, ob in Englands Bruſt die 
praktiſche, verſtändige Einſicht oder der nationale Hochmut und die 
nationale Selbſtgerechtigkeit ſiegen, hängt es ab, ob die beiden großen 
Kulturnationen, denen ſo vieles gemeinſam iſt, ſich in Haß und 
Kampf verzehren oder in Eintracht oder doch wenigſtens in gegen⸗ 
ſeitigem Gewährenlaſſen an der Geſtaltung der Welt arbeiten. 
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9. Der Friede mit Portugal. 


Als ein Anhang zum Frieden mit England kann der Friede mit 
Portugal behandelt werden; denn Portugal iſt ja nur als Englands 
Vaſall, auf deſſen Geheiß und zu deſſen Nutzen, in den Krieg ge⸗ 
gangen. Zu deſſen Gunſten beſchlagnahmte es unſere in portugieſi⸗ 
ſchen Häfen liegenden Schiffe, ſo daß wir ihm den Krieg erklären 
mußten. England iſt verantwortlich für den Schaden, den uns Por⸗ 
tugal zugefügt hat, und da wir an dieſes nicht herankönnen, muß 
England es zwingen, uns Erſatz zu leiſten. Portugal muß mit ſeinem 
Kolonialbeſitz büßen, den es doch nicht verwerten kann. Schon vor 
längerer Zeit war ja eine Vereinbarung zwiſchen Deutſchland und 
England über eine zukünftige Teilung des portugieſiſchen Kolonial- 
beſitzes in Intereſſenſphären getroffen worden; an dieſe Vereinbarung 
müſſen wir, wenn auch in verändertem Sinne, anknüpfen. Es kann 
ſich jetzt nicht mehr bloß um wirtſchaftliche Rechte, ſondern es muß 
ſich um vollen Beſitz handeln, und neben den kontinentalen Kolonien 
müſſen auch die Inſeln in Betracht gezogen werden. Auf dem Kon⸗ 
tinent würde es ſich um das portugieſiſche Weſt⸗Afrika oder Angola 
handeln, das zuſammen mit dem franzöſiſchen Kongolande und dem 
belgiſchen Mündungsgebiete des Kongofluſſes Kamerun mit Deutſch⸗ 
Südweſt⸗Afrika (natürlich unter der Vorausſetzung, daß dieſes 
deutſch bleibt) verbinden und ein deutſch⸗weſtafrikaniſches Reich her⸗ 
ſtellen würde; das oſtafrikaniſche Mozambique liegt doch wohl zu 
ſehr im engliſchen Machtbereiche, als daß wir in ihm einen ſicheren 
Beſitz gewännen. Aber wohl noch wertvoller als Angola wären 
für uns die Azoren oder die Kapverden, weniger wegen ihres wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigenwertes, als wegen ihrer Lage in der Nähe der 
wichtigſten Dampferwege über den atlantiſchen Ozean, die ſie zu be⸗ 
ſonderen wichtigen Stützpunkten unſerer Schiffahrt und unſerer Flotte 
und zu Landungspunkten unſerer Kabel machen würde. Allerdings 
würde ihr Erwerb wohl auf ziemlich nachdrücklichen Widerſtand ſo⸗ 
wohl Englands wie der Vereinigten Staaten ſtoßen; aber wir müſſen 
hoffen, daß wir ihn brechen können. 
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XIII. | 
Der Friede mit den amerikanischen Staaten. 


m Februar dieſes Jahres ſind auch die Vereinigten Staaten in 
J die Reihe unſerer Feinde eingetreten, nachdem ſie ſich vom erſten 
Tage des Krieges an feindlich gegen uns geſtellt und uns in jeder 
Weiſe geſchädigt hatten. Dieſe Feindſchaft iſt für uns eine Aber⸗ 
taſchung geweſen, und wenn daran zum Teil auch politiſche An⸗ 
bildung des deutſchen Volkes ſchuld iſt, ſo iſt es doch in der Tat nicht 
leicht, ſich über die Beweggründe der Vereinigten Staaten Rechen- 
ſchaft zu geben. Ein wirklich durchſchlagender Grund der Feind⸗ 
ſchaft iſt eben nicht vorhanden; mehr als in irgend einem anderen 
Falle haben Stimmungen und perſönliche Meinungen obgeſiegt. Das 
macht auch jeden Ausblick in die Zukunft beſonders ſchwer. 

Nach den Erklärungen des Präſidenten Wilſon, denen ein großer 
Teil der öffentlichen Meinung zuſtimmt, treten die Vereinigten 
Staaten in den Krieg ein, um das Recht zu wahren und den Sieg 
Deutſchlands, des Feindes der Kultur und der Menſchlichkeit, zu ver⸗ 
hindern. Man wird dieſe Behauptung nicht einfach als Heuchelei 
bezeichnen können; die Amerikaner, in ihrer durch die Puritaner nach 
der neuen Welt übertragenen Selbſtgerechtigkeit, die in der Demo⸗ 
kratie das unbedingte Ideal ſieht, und in ihrer völligen Ankenntnis 
und Verſtändnisloſigkeit für europäiſche Dinge, glauben in der Tat 
an den Popanz, als der ihnen die deutſche Autokratie und der deutſche 
Militarismus erſcheinen, und halten es für ein Verdienſt, wenn ſie 
das deutſche Volk und die Menſchheit davon befreien. Daß unſere 
Verletzung der belgiſchen Neutralität und unſer Anterſeebootkrieg 
für uns notwendig und auch nur Gegenwirkungen gegen engliſche und 
franzöſiſche Akte waren, erkennen ſie nicht; ſie ſehen nur die Rechts⸗ 
verletzung und die Grauſamkeit, die darin liegt, und empfinden das 
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teilweiſe als perfönliche Beleidigung. Das wollen fie ſich nicht ge- 
fallen laſſen, das wollen fie beftrafen. 

Die Amerikaner der Vereinigten Staaten find eben doch Angel⸗ 
ſachſen; zwar iſt ſehr viel anderes Blut in ihren Volkskörper ein⸗ 
gefloſſen, aber die Einwanderer ſind immer nach einiger Zeit in der 
herrſchenden Nationalität aufgegangen, die beſtimmende Geiſtesrich⸗ 
tung iſt die angelſächſiſche. Sie ſind noch heute wirtſchaftlich und 
ſozial mit England mehr als mit irgend einem anderen Lande ver⸗ 
knüpft. Recht, Religion, Denkweiſe find engliſch. Sie nähren ſich 
von engliſcher Literatur. Sie empfangen ihre politiſchen Nach⸗ 
richten und ihr politiſches Arteil über Europa aus engliſchen Quellen. 
Kein Wunder, daß ſie auch dieſen Krieg ganz durch die engliſche Brille 
ſehen und von vornherein ganz für England Partei ergriffen haben. 

Lange hatte allerdings bei aller ſozialen und geiſtigen Ver⸗ 
wandtſchaft ein politiſcher Gegenſatz zwiſchen den Vereinigten Staaten 
und dem engliſchen Mutterlande beſtanden, der aus der Zeit der An⸗ 
abhängigkeitskämpfe herrührte und durch tatſächliche Intereſſengegen⸗ 
ſätze genährt wurde. Aber England hat es mit der großartigen Ge⸗ 
ſchicklichkeit ſeiner Staatskunſt, an der ſich unſere Staatsmänner und 
Politiker oft ein Muſter nehmen könnten, verſtanden, dieſen politiſchen 
Gegenſatz aus der Welt zu räumen. Als ihm 1895 bei ſeinem Grenz⸗ 
ſtreite mit Venezuela die Vereinigten Staaten ſchroff entgegentraten, 
gab England nach und erkannte die Monroedoktrin ausdrücklich an. 
Seitdem iſt ein Streitpunkt nach dem anderen beſeitigt worden und 
haben die beiden Reiche einander immer unterſtützt. Es iſt fraglich, 
ob außer dem Schiedgerichtsvertrag ein förmliches Bündnis zwiſchen 
ihnen beſtanden hat; tatſächlich aber kam ihr Verhältnis immer mehr 
auf ein ſolches hinaus. Es war eine Verſtändigung über die angel⸗ 
ſächſiſche Beherrſchung der Welt. Die Vereinigten Staaten bekamen 
von England freie Hand in Amerika und einen Rückhalt gegen Japan 
— in dem englifch-japanifchen Vertrage wurde ja der Bündnisfall 
gegen die Vereinigten Staaten ausdrücklich ausgeſchaltet —, England 
ſuchte darin einen Rückhalt zuerſt wohl hauptſächlich gegen Rußland, 
ſpäter gegen Deutſchland. And dieſen Rückhalt hat es jetzt gefunden. 
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Ein wirklicher politiſcher Gegenſatz der Vereinigten Staaten 
gegen Deutſchland hat ja nicht beſtanden. Eigentlich nur einmal, als 
ſie die Philippinen nahmen, war es zu einem leichten diplomatiſchen 
Zuſammenſtoße gekommen. Als unbequem empfanden die Vankees 
wohl den deutſchen Wettbewerb in Mittel⸗ und Süd⸗Amerika; aber 
einen politiſchen Beigeſchmack bekam dieſer Gegenſatz höchſtens dadurch, 
daß ſie die törichte Rederei mancher Alldeutſcher von einer deutſchen 
Beſitzergreifung in Süd⸗Braſilien, die ihnen natürlich vom engliſchen 
Nachrichtendienſt in pikanter Sauce aufgetiſcht wurde, ernſt nahmen. 

Die unfreundliche Stellung der Vereinigten Staaten gegen uns 
vom erſten Tage des Krieges an iſt zuerſt ganz von jenen Gefühls⸗ 
momenten beſtimmt geweſen. Aber bald kamen reale wirtſchaftliche 
Motive hinzu, die aus der engliſchen Seeherrſchaft entſprangen. Der 
Verkehr mit England und ſeinen Bundesgenoſſen war frei, der Ver⸗ 
kehr mit uns von den Engländern im Widerſpruch mit allen völker⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen unterbunden. Wohl haben die Vereinigten 
Staaten dagegen formellen Einſpruch erhoben; aber bei ihrer Freund⸗ 
ſchaft mit England und ihrer Stimmung gegen Deutſchland ſetzten 
ſie hinter ihren Einſpruch keinen Nachdruck, ſondern nützten lieber die 
Lage in ihrem geſchäftlichen Intereſſe aus. Es begann die Zeit der 
rieſigen Lieferungen nicht nur von Lebensmitteln und Rohſtoffen ge- 
wöhnlicher Art, ſondern auch von Waffen und Munition, die zwar 
völkerrechtlich geſtattet war, tatſächlich aber die Neutralität verletzte 
und die Intereſſen der Vereinigten Staaten immer enger mit unſeren 
Feinden verband. Dazu kamen große Anleihen. Das ganze Wirt⸗ 
ſchaftsleben der Vereinigten Staaten wurde auf dieſe einſeitige Mit⸗ 
arbeit am Kriege eingeſtellt und erzielte dadurch ungeheure Gewinne. 
Sie waren ſomit längſt in den Wirtſchaftskrieg gegen uns eingetreten. 
Das iſt es ja geweſen, was bei uns ſo große, gerechte Empörung er⸗ 
regt hat, und was uns dann ihre Kriegserklärung leicht, wohl zu 
leicht, hat aufnehmen laſſen. 

Die Vereinigten Staaten ſind allmählich in den Krieg hinein⸗ 
geglitten. So wie die Dinge lagen — ſie über uns, wir über ſie empört, 
ſie wirtſchaftlich ganz mit unſeren Feinden verflochten, wir durch ſie 
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auf das empfindlichfte geſchädigt und vom wirkungsvollen Anterſee⸗ 
bootkriege abgehalten —, konnte jeder Zufall zum Kriege führen, und 
wir hatten ja ſchon mehrmals unmittelbar davor geſtanden, bis ihn 
dann im Februar 1917 unſere Eröffnung des ſchonungsloſen U. Boot⸗ 
krieges mit der Bezeichnung beſtimmter, England umgebender Sperr⸗ 
gebiete zum Ausbruche brachte. Der Gedanke, bei dieſer Gelegenheit 
ein ſtarkes Heer zu ſchaffen, auf das die Vereinigten Staaten ihre 
Weltmacht gründen und gegen jedermann verteidigen könnten, hat 
mitgeſprochen, auch innerpolitiſcher Wettſtreit und Eiferſucht mag 
ihn begünſtigt haben; aber wir dürfen uns darüber nicht täuſchen; 
der Krieg iſt gegen uns gerichtet, und nun, da er da iſt, werden ihn die 
Amerikaner, trotz der ſtarken Abneigung, die in weiten Kreiſen da⸗ 
gegen beſteht, vorausſichtlich mit der ihnen eigenen Energie führen. 
Es wäre ein großer Leichtſinn von uns geweſen, ihn ſchon Anfang 
1916 um des U-Bootkrieges willen heraufzubeſchwören, den wir da⸗ 
mals ja noch gar nicht mit der nötigen Kraft führen konnten. Bei der 
räumlichen Entfernung der beiden Mächte iſt es ſehr ſchwer, ſich von 
dieſem Kriege eine Vorſtellung zu machen; aber ein Spaß iſt es nicht, 
wenn wir außer unſeren bisherigen Feinden nun auch dieſer ſtarken 
Macht im Kriege gegenüberſtehen. Wir müſſen durch energiſche 
Kriegs führung und auch durch politiſche Geſchicklichkeit den europäiſchen 
Krieg zum Ende zu bringen ſuchen, ehe die Amerikaner mit voller 
Kraft eingreifen können, ehe ſie ihr großes Heer fertig geſtellt und 
ſich den Schiffspark angeſchafft haben, der nötig iſt, um es herüber⸗ 
zubringen und fortdauernd mit allem Kriegsbedarf zu verſorgen. 
Vorläufig werden ſie, wie es heißt, militäriſch nur mit einigen 
Spezialwaffen, namentlich Fliegern, ernſtlich in den Krieg eingreifen 
können. Aber den Wirtſchaftskrieg führen ſie ſchon heute und fügen 
uns damit beträchtlichen Schaden zu. Während ſie vorher immer 
noch ein gewiſſes Neutralitätsgefühl hatten, das namentlich in ihrer 
Stellungnahme zu den europäiſchen Neutralen zur Geltung kam, geht 
jetzt gerade von ihnen die verſchärfte Abſperrung und der ſtarke po: 
litiſche Druck auf dieſe aus. Die wirtſchaftliche und finanzielle Anter⸗ 
ſtützung Englands und Frankreichs iſt wohl noch umfaſſender ge- 
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worden. Sie haben uns jetzt ſchon unſere in amerikaniſchen Häfen 
liegenden Schiffe und anderes Privateigentum genommen. And auch 
für die Zukunft müſſen wir vielleicht auf einen Wirtſchaftskrieg 
mit ihnen gefaßt ſein. 

Dazu kommt, daß die Vereinigten Staaten auch eine Anzahl 
mittel⸗ und ſüdamerikaniſcher Staaten, vor allem Braſilien, in den 
Krieg hineingezogen haben, und daß ſie an der Kriegserklärung Chinas 
ſtark beteiligt ſind. Wenn auch die militäriſche Bedeutung dieſer 
Kriegserklärungen wenig in Betracht kommt, ſo gehen dadurch doch 
wieder viele deutſche Schiffe und deutſches Eigentum verloren und 
wird die wirtſchaftliche Lage Deutſchlands nach dem Kriege erſchwert. 
Jetzt eben haben ſie, wie es ſcheint, auch Japan zu neuerlicher Auf⸗ 
nahme der Kriegshandlungen beſtimmt. 

Anſere Staatsleitung hat Recht darin gehabt, daß fie den Krieg 
mit den Vereinigten Staaten zu vermeiden geſucht hat; nur die 
zwingende Notwendigkeit des U. Bootkrieges hat es rechtfertigen 
können, ihn doch auf uns zu nehmen. Es läßt ſich heute noch nicht 
beurteilen, ob es überhaupt zum Kriege mit den Waffen kommt, ob 
die Vereinigten Staaten an unſerem Friedensſchluſſe mit England 
und Frankreich teilnehmen oder ob, was das Anerfreulichſte wäre, 
ein hängender Kriegszuſtand bleiben wird. Sie haben eigentlich kein 
poſitives Kriegsziel gegen uns außer unſerer „Beſtrafung“ und 
politiſchen und wirtſchaftlichen Schwächung. And wir erſt recht nicht 
ihnen gegenüber; wir ſind ganz in der Abwehr. Wir müſſen uns 
jeden Einſpruch in unſer Verfaſſungsleben verbitten, wie ſie ihn mit 
ihrer klaſſiſchen Anverſchämtheit erhoben haben; wir müſſen von ihnen 
und den ſüdamerikaniſchen Staaten Erſatz für den Schaden verlangen, 
den ſie uns zugefügt haben, und müſſen die Fortſetzung des Wirt⸗ 
ſchaftskrieges nach dem Kriege zu verhindern ſuchen; wir müſſen mit 
aller Energie dagegen ankämpfen, daß wir in den Vereinigten Staaten 
ſchlechter als andere europäiſche Mächte und in Mittel⸗ und Süd⸗ 
amerika ſchlechter nicht nur als dieſe, e auch als die Vereinigten 
Staaten geſtellt werden. 
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XIII. 
Der Friede mit Japan und China. 


ls der Krieg ausbrach, dachten viele bei uns, daß Japan aus 
ſeinem alten Gegenſatze gegen Rußland heraus auf unſere Seite 

treten würde. Sie bedachten nicht, daß das Bündnis Japans mit 
England in Geltung war, daß es ſich auch mit Nußland verſtändigt 
hatte, und daß es, bei ſeiner iſolierten Lage im Oſten und ſeinem alten 
Gegenſatz gegen die Vereinigten Staaten, als Feind Englands und 
Nußlands leicht in eine ſchlimme Lage kommen konnte, vor der es 
ſich hüten mußte. Daß es aber als unſer Feind in den Krieg ein- 
griff, kam doch unerwartet. Es iſt fraglich, ob ſein Bündnis mit 
England ihm die Verpflichtung dazu auferlegte und ob es bloß um 
dieſer Verpflichtung willen, falls ſie überhaupt beſtand, in den Krieg 
gegangen wäre. Eigene Intereſſen führten es in derſelben Richtung. 
Man hat bei uns oft die Dankbarkeit betont, die Japan uns für Be⸗ 
lehrung und geiſtige Anterſtützung ſchulde — dieſe Dankbarkeit, die 
ja übrigens zwiſchen uns und England geteilt iſt, wird in den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kreiſen ſicher empfunden —; aber man vergißt bei uns 
zu ſehr, daß unſere Politik Japan mehrmals in den Weg getreten 
iſt, daß wir zuſammen mit Nußland und Frankreich es nach dem 
Frieden von Schimonoſeki wieder aus der Halbinſel Liautung hin⸗ 
aus drängten, und daß unſere Neutralität während des ruſſiſch⸗ 
japaniſchen Krieges viel mehr Wohlwollen gegen Rußland als gegen 
Japan zeigte. Die Japaner haben dieſes Einſchreiten den Nuſſen 
Hund deren Freunden, den Franzoſen, viel leichter verziehen als uns, 
weil ſie unſere Beweggründe nicht verſtanden. Auch das bekannte 
Wort: „Völker Europas, wahret Eure heiligſten Güter,“ das den 
Gegenſatz der Raffe und der Kultur in den Vordergrund rückte, hat 
fie tief verletzt. Anſeren Diplomaten und Beamten draußen war dieſe 
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Stellung Japans gegen uns vollkommen bekannt, und fie waren auf 
feindliche Akte der Japaner gefaßt. Dieſe haben jetzt die Rache für 
Schimonoſeki genommen. Anſer ſchönes Kiautſchau lag ihnen doch 
zu bequem vor der Tür und mußte eine leichte Beute für ſie ſein. 
Das hatte man ja auch bei uns längſt eingeſehen, und gerade viele 
Kolonialpolitiker hatten darum die Beſitznahme von Kiautſchau über⸗ 
haupt als einen großen Fehler der deutſchen Politik bezeichnet. 
Ich glaube nicht, daß das richtig iſt; der Fehler unſerer Politik hat 
nur darin beſtanden, daß ſie auf das falſche Pferd geſetzt hat, daß 
fie in den 90er Jahren und ebenſo im folgenden Jahrzehnt mit Ruß: 
land ſtatt mit Japan gegangen iſt, daß ſie Kiautſchau nicht in einem 
damals wohl leicht zu erlangenden Einverſtändnis mit dieſem ge⸗ 
nommen hat. Denn nur von Japan drohte ihm wirkliche Gefahr, 
weil nur Japan eine überwältigend ſtarke Flotte in der Nähe hat 
und, wenn auch unter Verletzung der chineſiſchen Neutralität, auch 
von der Landſeite angreifen konnte; Flottenangriffen von der See⸗ 
ſeite her wäre es gewachſen geweſen. | 

Japan hat durch feine Abermacht Kiautſchau nach heldenhaftem 
Widerſtande der Beſatzung erobert und die beiden Inſelgruppen der 
Karolinen und Marianen beſetzt. Zum europäiſchen Kriege hat es 
nur durch Lieferung von Artillerie und Kriegsſchiffen einen Beitrag 
geleiſtet; eine wirkliche Teilnahme daran hat es bisher immer ab⸗ 
gelehnt. Auch der Vertrag mit den Vereinigten Staaten ſcheint 
darin keine Anderung zu bewirken. 

Mit Gewalt können wir Japan kaum zur Herausgabe ſeines 
Raubes zwingen, weil die Entfernung zu groß iſt und es uns in 
unſerem Bereiche keine Handhabe bietet. Auch einen mittelbaren 
Druck durch ſeine Bundesgenoſſen können wir kaum ausüben. Ge⸗ 
wiſſe wirtſchaftliche Schädigungen wären wohl möglich; aber es iſt 
ſehr fraglich, ob es klug wäre, dazu zu greifen, weil ein Wirtſchafts⸗ 
krieg auch uns großen Schaden verurſachen würde und wir doch jetzt 
jede unnütze Schädigung vermeiden müſſen. Wir müſſen wieder ein 
freundliches Verhältnis zu Japan anſtreben, weil wir nicht mit aller 
Welt in Anfrieden leben können. Der Gedanke der Naſſen⸗ und 
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Kulturverſchiedenheit, der bei uns wieder von jo vielen Philiſtern 
mit viel Behagen und wenig Witz breitgetreten worden iſt, darf 
nicht in Betracht kommen; ich habe im Lande ſelbſt nicht das Ge⸗ 
fühl gehabt, als ob die geiſtige Fremdheit ſo groß ſei. Die wirk⸗ 
lichen Intereſſengegenſätze ſind gering; denn über unſeren wirtſchaft⸗ 
lichen Anteil an China iſt eine Verſtändigung möglich. Das war 
ja auch der Gedanke des Auswärtigen Amtes, als es, in jener durch 
einen unglücklichen Zufall bekannt gewordenen Depeſche, durch Ver⸗ 
mittelung von Mexiko eine Verſtändigung mit Japan und ſeine 
Bundesgenoſſenſchaft im Kampfe gegen die Vereinigten Staaten 
zu erreichen verſuchte. Auch andere politiſche Kreiſe in Deutſchland 
hatten ja auf eine Verſtändigung mit Japan in der Form eines 
Deutſchland, Rußland und Japan umfaſſenden Dreibundes hinge⸗ 
ſtrebt. Aber vorläufig iſt Japan, vielleicht gerade unter dem Ein⸗ 
drucke jener Veröffentlichung, einen anderen Weg gegangen und hat 
ſich mit den Vereinigten Staaten verſtändigt. Unter dieſen Am⸗ 
ſtänden iſt es für uns, die wir nicht hinter die Kuliſſen blicken können, 
nicht möglich, beſtimmte Friedensziele aufzuſtellen und anzugeben, 
in welcher Weiſe uns Japan Genugtuung zu leiſten hat, ehe wir 
ihm die Hand zur Verſöhnung reichen können. 

Durch Japan, die Vereinigten Staaten und England — welche 
der drei Mächte dafür am meiſten getan hat, läßt ſich ſchwer feſt⸗ 
ſtellen — iſt auch China in den Krieg gegen uns hineingezerrt worden, 
obgleich zwiſchen China und uns nichts vorlag und es ja auch durch 
unſeren Anterſeebootkrieg nicht betroffen wurde. Auch dieſer Krieg 
hat natürlich keine militäriſche, wohl aber wirtſchaftliche Bedeutung: 
viel koſtbares deutſches Eigentum und unſere bisherige wirtſchaft⸗ 
liche Stellung gehen verloren. Wir werden viele Kraft daran ſetzen 
müſſen, um ſie wiederzugewinnen. 


XIV. 
Die deutſche Zukunft. 


er Friede und die deutſche Zukunft“ iſt der Titel dieſes Buches; 
denn allen ſeinen Erörterungen, auch wenn ſie ſich manchmal 
in Einzelheiten verlieren, liegt die gemeinſame Frage zu Grunde: wie 
muß der Friede ausſehen, um dem deutſchen Volke und dem Deut⸗ 
ſchen Reiche eine ſichere und ſchöne Zukunft zu gewähren? Die 
deutſche Zukunft iſt das Ziel, auf das alle unſere Wünſche gerichtet, 
dem alle Gedanken untergeordnet ſind, in dem auch die Betrach⸗ 
tungen dieſes Buches gipfeln. Allerdings nicht die Zukunft in der 
ganzen Ausdehnung des Wortes, ſondern nur die Zukunft der äußeren 
Stellung des Deutſchen Reiches und des deutſchen Volkes; nur auf 
ſie bezieht ſich der Krieg und beziehen ſich die Friedensverhand⸗ 
lungen. Es iſt teils Lüge, teils Selbſttäuſchung, wenn unſere Feinde 
behaupten, gegen unſere Verfaſſung und unſer inneres Staatsleben 
zu kämpfen, und wir lehnen es von vornherein grundſätzlich ab, uns 
mit ihnen darüber auseinanderzuſetzen. | 
Diefer größte Krieg aller Zeiten ift ein Markſtein in der Ge- 
ſchichte der Menſchheit, die danach ein ganz anderes Bild als vorher 
zeigen wird; er iſt ein Markſtein im beſonderen in der Entwicklung 
unſeres geliebten Vaterlandes. Wir kämpfen in ihm um unſer Daſein 
und unſer Lebensrecht. Faſt gegen die ganze Welt müſſen wir ſie er⸗ 
ringen. And wenn wir uns jetzt ihrer aller erwehren, wenn wir als 
Sieger aus dem Kriege hervorgehen, ſo hat er uns doch furchtbare 
Verluſte zugefügt, unſer Volk und unſere Volkswirtſchaft auf lange 
geſchwächt, auch auf manchen Schaden unſeres Staatslebens den 
harten Finger gelegt. Wir dürfen darum nicht in den Tag hinein 
wandeln, wie wir es in mancher Beziehung bisher getan haben, 
ſondern müſſen ernſthaft unſeren künftigen Lebensweg prüfen. Wir 
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müſſen ein Ideal unferer Zukunft vor uns haben, das aber keine 
luftige Phantaſie und keine großſprecheriſche Utopie fein darf, ſon⸗ 
dern das ſittlich begründet ſein und auch an der Kraft unſeres Könnens 
gemeſſen werden muß. 

Die Aufgabe des Friedensſchluſſes beſteht nach unſerer Meinung, 
wie ich ſie im zweiten Kapitel auseinandergeſetzt habe, nicht darin, 
den Zuſtand wiederherzuſtellen, wie er vor dem Kriege war; denn 
das hieße die Bedeutung des Krieges ganz verkennen. Er iſt dadurch 
entſtanden, daß die Dinge in der Welt nicht ſo waren, wie ſie ſein 
ſollten, daß ein Widerſpruch zwiſchen dem Beſitze der Völker und 
ihrer inneren Kraft beſtand, der nach Ausgleich ſtrebte. Dieſen 
Widerſpruch ſollte der Krieg beſeitigen, nach der Meinung unſerer 
Feinde, indem er uns zu Boden ſchlug, nach unſerer Hoffnung, die 
nun wohl in Erfüllung geht, indem er ihre Angriffe an unſerer ſtarken 
Wehr abprallen läßt. Die Aufgabe des Friedensſchluſſes iſt es, dieſem 
einen neuen Zuſtand begründenden Ergebniſſe des Krieges eine be⸗ 
ſtimmte, völkerrechtlich bindende Form zu geben. Der Friedensſchluß 
muß die Arſache des Krieges ſoweit wie möglich befeitigen. Darum 
haben unſere Betrachtungen mit der Anterſuchung der Arſache des 
Krieges begonnen; darum muß auch dieſe Schlußbetrachtung von ihr 
ausgehen, und ſie muß ſie ſogar, wenn auch in aller Kürze, in noch 
weiteren geſchichtlichen Rahmen ſpannen, um daraus die Lehren 
für die Geſtaltung der Zukunft entnehmen zu können. 

Deutſchland erlebte am Ende des Mittelalters und namentlich 
vom ſechzehnten Jahrhundert an eine Zeit völligen Niederganges, 
der im dreißigjährigen Kriege feinen tiefſten Punkt erreichte; ftaat- 
liche Zerſplitterung und innerer Streit, durch die Reformation ge⸗ 
ſteigert, während um uns herum ſtarke Nationalſtaaten entſtanden, ſo⸗ 
wie wirtſchaftliche Verödung in Folge der Verlegung der Hauptwege 
des Welthandels ſeit dem Zeitalter der großen Entdeckungen waren 
ſeine Arſachen. Etwa um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts 
wird ein Aufſtieg merkbar. Als erſtes kann man vielleicht die Schaffung 
eines neuen Preußens und die ſiegreiche Abwehrung der feindlichen 
Einkreiſung durch Friedrich den Großen anſehen; dieſe ſtaatliche 
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Entwicklung blieb jedoch noch weit von ihrem Ziele entfernt. Es tif 
charakteriſtiſch für das deutſche Volk, daß es die Höhe zuerſt im 
geiſtigen Leben erreichte, daß es zuerſt das Volk der Dichter und 
Denker wurde. Für Wirtſchaftsleben und Staatsleben war die Zeit 
noch nicht reif. Erſt im Zeitalter des Dampfes, als Dampfſchiffahrt 
und Eiſenbahnen die Nachteile der hinteren Lage und der Binnen⸗ 
landnatur beſeitigten oder doch minderten und die im deutſchen 
Lande und Volke liegenden Produktions möglichkeiten zur Geltung 
brachten, konnte ſich das deutſche Wirtſchaftsleben freier entfalten 
und aus der heimiſchen Beſchränktheit in die Welt hinausgehen. Erſt 
in dieſer Zeit und vielleicht im Zuſammenhange damit fand auch 
das alte Sehnen nach nationaler Einigung ſeine Verwirklichung, er⸗ 
ſtand, allerdings ohne Oſterreich, das neue Deutſche Reich. And als 
ſich nun dieſes mit ſeiner Großmacht ſchützend und fördernd hinter 
das deutſche Wirtſchaftsleben ſtellte, kam jene Zeit gewaltiger Ent⸗ 
wicklung, die wir ſtaunend und bewundernd, manchmal auch beinahe 
erſchrocken, miterlebt haben. Immer mehr ging Deutſchland auch 
Schiffahrt treibend, kaufend und verkaufend und arbeitend, hinaus 
in die Welt, und während das Deutſche Reich bei ſeiner Gründung 
noch ganz ein europäiſcher Kontinentalſtaat war, erwarb es nun 
bald, wenn auch in beſcheidenem Maße, Kolonien und nahm an den 
politiſchen Dingen in der ganzen Welt Anteil, beſchränkte es ſich 
nicht mehr auf europäiſche Kontinentalpolitik, ſondern kümmerte ſich 
um die Weltpolitik. 

Dieſe ungeheuere Entwicklung änderte das politiſche Weltbild 
vollkommen und mußte den älteren Mächten zuerſt in Europa, ſpäter 
auch in der übrigen Welt unbequem werden. Wo vorher gleichſam 
ein politiſch leerer oder paſſiver Raum geweſen war, in den die 
anderen, den Gegenſatz der beiden deutſchen Mächte Oſterreich und 
Preußen benützend, nach Belieben übergreifen konnten, erſtand jetzt 
eine ſtarke Macht, die ſich nicht nur jeden Abergriff verbat, ſondern 
auch in allen politiſchen Dingen, zuerſt nur den europäiſchen, ſpäter 
auch den außereuropäiſchen, mitreden wollte. Aus einem Gebiete der 
Land wirtſchaft, nach dem England und Frankreich ihre Fabrikate ab- 
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ſetzen konnten, wurde ein Induſtrieſtaat, deſſen Induſtrie, Handel 
und Schiffahrt ihnen empfindlichen Wettbewerb bereiteten. Durch 
dieſen neuen Mitbewerber im Wettkampf um die Güter der Welt 
fühlten fie ſich aus ihrer Ruhe aufgeſtört, in ihrem Spielraum beengt, 
in ihren Intereſſen geſchädigt und bedroht. Gegen ihn wollten ſie 
den alten Zuſtand aufrecht erhalten. Aber während unſer Vor⸗ 
dringen in friedlicher Arbeit und friedlichem Wettbewerb geſchah, 
ſuchten ſie die Verteidigung nicht in eigener friedlicher Arbeit, ſon⸗ 
dern in den Mitteln der Politik und zuletzt in der Gewalt der Waffen. 
Politiſch ſind ſie die Angreifer; die Schuld des Krieges liegt ganz 
bei ihnen. 

Die Feindſchaft gegen uns hat ſich allmählich, bei den ver⸗ 
ſchiedenen Gegnern zu verſchiedener Zeit, entwickelt. Es liegen ihr 
auch im einzelnen verſchiedene Motive zu Grunde, bei den einen mehr 
Motive der europäiſchen, bei den anderen mehr Motive der Welt⸗ 


politik, bei den einen nur Motive der Macht, bei den anderen auch 


Motive der Wirtſchaftspolitik — es iſt nicht nötig, das noch einmal 
zu erörtern —; gemeinſam iſt allen unſeren Feinden der Wunſch, 
uns niederzuringen und klein zu machen, Deutſchland in einen Zuſtand 
zurückzuwerfen, in dem es wieder ein Gegenſtand der Ausnützung 
und Ausbeutung für ſie würde und nicht die Kraft hätte, ihnen in den 
Weg zu treten. Sie wollen die Welt unter ſich aufteilen. Wenn 
fie den Sieg errungen hätten, wären ihnen zunächſt die Türkei und 
Oſterreich⸗Angarn zum Opfer gefallen. 

Die Geſchichte wird einſt mit Bewunderung von unſerem fieg- 
reichen Kriege gegen mehr als die Hälfte der Welt berichten, wird 
erzählen, daß wir von der Abermacht der feindlichen Heere nicht er⸗ 
drückt worden find, daß wir die Abſperrung und Aushungerung aus⸗ 
gehalten haben. And wenn ſie auch die tapfere Mitwirkung unſerer 
treuen Bundesgenoſſen, Oſterreich⸗Angarns, der Türkei und Bul⸗ 
gariens, rühmend anerkennen wird, fo wird fie doch vor allem die be- 
wunderungswürdige Leiſtung des deutſchen Heeres und die hervor⸗ 
ragende Ausdauer des deutſchen Volkes rühmen. Wir ſtehen heute 
noch mitten im Kampfe und wiſſen nicht, bis zu welchem Ziele er 
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uns führen wird. Je nach dem Temperament und je nach der militäri- 
ſchen und politiſchen Einſicht gehen die Urteile darüber auseinander, 
was wir oder was die Feinde noch erreichen können, und auch wie 
lange wir und wie lange ſie den Kampf noch fortſetzen wollen und 
können. Aber das läßt ſich heute mit ziemlicher Sicherheit als Er⸗ 
gebnis des Krieges ausſprechen, daß wir den Angriff der Feinde ab⸗ 
gewieſen haben und ſiegreich aus dem Kampfe hervorgehen, daß wir 
aber dabei auch ſchwere Verluſte erlitten haben. Wir können ſie nicht 
ſo beſiegen, um ihnen den Frieden zu diktieren, ſondern müſſen uns 
mit ihnen über die Friedens bedingungen verſtändigen, unſere Ge⸗ 
winne und Verluſte gegen ihre Gewinne und Verluſte ausgleichen. 
Aber bei dieſer Verſtändigung und dieſem Ausgleich bleibt ein Plus 
auf unſerer Seite; es iſt unſeren Feinden nicht gelungen, uns klein zu 
machen; im Gegenteil werden wir, von der ſchweren, aber vorüber⸗ 
gehenden Schwächung durch die Leiden und Verluſte des Krieges 
ſelbſt abgeſehen, mit feſt behaupteter, ja verſtärkter und erweiterter 
Stellung aus ihm hervorgehen. Anſere Soldaten haben nicht um⸗ 
ſonſt gekämpft, unſer Volk nicht umſonſt geduldet; ſie haben die Opfer 
für die Größe des Vaterlandes gebracht, und alle künftigen Gene⸗ 
rationen werden ihnen dankbar ſein. 

Anſer Krieg iſt ein Verteidigungskrieg, wir ſind ohne beſtimmte 
Ziele in ihn hineingegangen, und auch zuvor hatten wir uns vielleicht 
zu ſehr vom Strome der Entwicklung treiben laſſen, ſtatt unſere Zu⸗ 
kunft klar vorauszudenken. Darum iſt jetzt der Kampf der Meinungen 
in ſo bedenklicher, unſer ganzes Volksleben vergiftender Schärfe 
entbrannt. Am zwei verſchiedene Reihen von Fragen handelt es 
ſich: um die Form und um die räumliche Ausdehnung unferer Lebens: 
forderungen. 

Wollen wir uns von unſerer Macht tragen laſſen, ſoweit ſie reicht, 
um jede mögliche Sicherheit herzuſtellen und jeden möglichen Ge⸗ 
winn davonzutragen? Oder wollen wir unſere Macht immer durch 
Rückſicht auf Recht und Billigkeit zügeln, auch auf die Lebens ⸗ 
bedürfniſſe und Lebensnotwendigkeiten der anderen Rückſicht nehmen, 
die unſerigen mit den ihrigen in Einklang zu ſetzen ſuchen? Ein Friede, 
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der von jener Sinnes weiſe beherrſcht wird, ift ein Machtfriede; den 
Frieden, der von dieſer Sinnesweiſe beherrſcht wird, habe ich Ver⸗ 
nunftfrieden genannt. Wollen wir alſo einen Machtfrieden oder 
einen Vernunftfrieden ſchließen, und welchen der beiden Grundſätze 
wollen wir überhaupt in unſerem politiſchen Leben walten laſſen? 
Die alleinige Betonung der Macht ſucht alle möglichen Vorteile zu 
gewinnen, alle möglichen Nachteile auszuſchalten, die Intereſſen 
aller anderen den eigenen unterzuordnen, die anderen unter den 
eigenen Willen zu zwingen; ſie führt alſo notwendigerweiſe zu einem 
Streben nach Weltherrſchaft. Die Nückſichtnahme auf die Lebens- 
notwendigkeiten der anderen dagegen, manchmal wohl unter Verzicht 
auf eigene Wünſche, auf eigenen Gewinn, ja ſcheinbar auf die Ver⸗ 
mehrung der eigenen Sicherheit, führt zu einem Gleichgewichte der 
Großmächte in der Welt. Die Frage lautet ſomit in anderer Form: 
wollen wir eine deutſche Weltherrſchaft oder nur eine gleichberechtigte 
Stellung mit den anderen Großmächten erſtreben? Die Antwort 
kann, wie mir ſcheint, nicht zweifelhaft ſein. Die Zeit der Welt⸗ 
herrſchaften iſt heute, da ſich die europäiſche Kultur über die ganze 
Welt verbreitet hat, vorbei. Die letzte Weltherrſchaft iſt die auf die 
Beherrſchung der Meere begründete engliſche. Sie wird vielleicht 
ſchon in dieſem Kriege ihr Ende finden. An ihre Stelle wird aber 
keine neue Weltherrſchaft treten. Auch wenn wir wollten, könnten 
wir ſie nicht erringen. Zu ſtark ſtehen die anderen Staaten da; ſie 
würden ſich nochmals alle gegen uns zuſammenfinden und uns er⸗ 
drücken. Aber wir wollen es auch nicht; der Machtkoller iſt eine vor ⸗ 
übergehende Krankheit. Das deutſche Volk hat zu viel Achtung vor 
den anderen Gliedern der Menſchheit, als daß es ſie zu ſeinem Nutzen 
unterdrücken möchte, es empfindet dafür zu ſittlich. Nur unſer gleiches 
Recht mit den anderen wollen wir haben. Aber auf ihm wollen 
wir beſtehen; wir laſſen uns von den anderen nicht unterwerfen, er⸗ 
drücken, bei Seite ſchieben. Ein freies, geſundes, ſtarkes Deutſch⸗ 

land ſoll es ſein. | 
Hier nun fegt die zweite Fragenreihe betreffs unferer Zukunft 
ein. In den letzten vier Jahrhunderten iſt unſere Entwicklung dahin 
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gegangen, daß wir aus einem rein europäiſchen Volk und Reich ein 
Weltvolk geworden find und das Deutſche Reich Kolonial- und Welt⸗ 
politik zu treiben begonnen hat. Aber jetzt im Kriege ſind laute 
Zweifel ausgeſprochen worden, ob wir uns damit auf dem richtigen 
Wege befunden haben. Namentlich die ſchwere Lage, die durch die 
Abſperrung alles Seeverkehrs über uns verhängt worden iſt, hat den 
Anlaß zu dieſen Zweifeln gegeben; Selbſtverſorgung aus dem uns 
immer zugänglichen, durch Englands Seeherrſchaft nicht bedrohten 
Kontinentalraum iſt als oberſte Lebens forderung hingeſtellt worden; 
von außereuropäiſchen Ländern könnte höchſtens der Orient als 
Gebiet deutſcher Betätigung in Betracht kommen. Man kann wohl 
ſagen: das durchſchlagende Motiv dieſer Anſicht iſt der Zweifel an 
unſerer Kraft, die engliſche Seeherrſchaft zu brechen und Freiheit der 
Meere zu gewinnen; denn eine deutſche Kontinentalmacht kann die 
engliſche Seeherrſchaft beſtehen laſſen. Dieſe Anſicht ſcheint heute 
ſchon abzuflauen; die große Mehrzahl des deutſchen Volkes, ſoweit 
ſie ſich überhaupt in dieſen Dingen eine Meinung zu bilden ſucht, hat 
doch wohl die Aberzeugung gewonnen, daß das Gebiet des Deutſchen 
Reiches und feine kontinentale Nachbarſchaft nicht ausreichen, um 
das deutſche Volk zu ernähren, es mit allem, was es braucht, zu ver⸗ 
ſorgen und ihm genügenden Spielraum zu ſeiner Betätigung zu geben. 
Wir können auf unſere überſeeiſche Betätigung nicht verzichten, ja 
wir müſſen ſie noch zu erweitern ſuchen. And namentlich müſſen wir 
ſie politiſch und militäriſch ſichern, was wir bisher viel zu wenig ge⸗ 
tan hatten. | 

So ergeben ſich die Richtlinien für die Beſtimmung unferer 
Zukunft: nicht eine auf reiner Machtpolitik beruhende Weltherrſchaft, 
ſondern ein auf Rückſichtnahme und Verſtändigung beruhendes 
Gleichgewicht und gleiches Recht mit den andern; nicht Beſchränkung 
auf den europäiſchen Kontinent, ſondern Betätigung auch über See 
in der übrigen Welt, alſo, wenn wir die beiden Geſichtspunkte zu⸗ 
ſammenfaſſen, eine ebenbürtige Stellung im Staatenſyſtem. Das iſt 
das Idealbild der deutſchen Zukunft, auf deſſen Verwirklichung wir 
hinarbeiten müſſen. 
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Von ihm aus beſtimmen fich unfere einzelnen Lebensforderungen. 

Das erfte ift ein ſtarkes und geſundes Deutſches Reich. An dem 
wollen und können wir nicht taſten laſſen. Anſere Feinde haben auf 
allen Seiten Stücke davon abreißen wollen; von den meiſten ihrer 
Forderungen iſt es durch den Gang des Krieges ſtill geworden; nach 
Elſaß⸗Lothringen ſchreien die Franzoſen und mit ihnen die Engländer 
und Vankees heute noch. Aber gegen dieſe Forderung bäumt ſich 
das ganze deutſche Volk auf, ſie geht an unſere Ehre: wir haben es 
in dem Kriege von 1870/71 gewonnen, der unſere Einheit beſiegelte, 
es iſt zum größten Teile ein deutſches Land, es iſt politiſch und mili⸗ 
täriſch ein notwendiger Beſtandteil. Es darf dem Deutſchen Reiche 
nichts verloren gehen. Andererſeits iſt wohl ziemliche Einigkeit 
darüber hergeſtellt, daß wir dieſes nicht über ſeinen heutigen Beſtand 
hinaus erweitern wollen, weil es ſich bei einer Erweiterung nur um 
nichtdeutſche Landſchaften handeln könnte, die widerwillig in das 
Deutſche Reich einträten. Dieſes iſt zwar nicht ganz, aber über- 
wiegend ein Nationalſtaat und ſoll es bleiben. Die Schwärmerei 
für den übernationalen Staat, die ſich am Anfange des Krieges breit 
machte, iſt verraucht; wir erkennen zwar an, daß der Nationalitäten- 
ſtaat unter Amſtänden, ſo namentlich bei Oſterreich⸗Angarn, eine 
Notwendigkeit iſt, ſehen aber deutlich ſeine Nachteile gegenüber dem 
Nationalſtaat, in dem ſich Volk und Staat zuſammen finden, und 
wollen dieſen darum nicht preisgeben. Nur das Baltenland möchten 
manche in das Deutſche Neich einbeziehen; aber auch es würde in der 
Mehrheit ſeiner Bevölkerung national fremd ſein und geographiſch 
einen unglücklichen Auswuchs darſtellen. Sonſt wird, von kleinen 
Grenzgebieten abgeſehen, auch von den Annexioniſten heute nicht 
mehr Einverleibung ins Reich, ſondern nur eine Angliederung in der 
einen oder anderen Form gefordert. 

Gerade weil wir in der Mitte liegen und die anderen Staaten 
von allen Seiten auf uns drücken, empfinden wir unſeren Lebensraum 
als engbrüſtig und müſſen ihn wenigſtens an einigen Stellen er⸗ 
weitern, um den feindlichen Druck von unſeren Zentralorganen zu 
entfernen. Dazu kommt der Gedanke, der ſich in dieſem Kriege mit 
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fo furchtbarer Gewalt aufgedrängt hat, daß unfer heimiſcher Lebens- 
raum genügen ſollte, um uns im Notfalle zu ernähren und zu ver⸗ 
ſorgen, und daß er das jetzt nicht tut. Auch darum will man ihn 
erweitern: in Belgien und Nord⸗Frankreich würden wir Kohle, 
Eiſen, Induſtrie, in den Landſchaften im Oſten des Reiches Ackerland 
gewinnen. So vereinigen ſich die Motive der Landes verteidigung 
und der Volksverſorgung. Dazu hofft man, durch den Beſitz Belgiens 
das Mittel in die Hand zu bekommen, um auf England zu drücken 
und es zu zwingen, daß es uns das Meer frei gibt. Aber wenigſtens 
einem Teile dieſer Wünſche und Lebensbedürfniſſe ſtehen große Be⸗ 
denken und Schwierigkeiten gegenüber, weil fie auf die Lebensbedürf⸗ 
niſſe der anderen Staaten ſtoßen. Darum gehen hier die Meinungen 
im deutſchen Volke weit auseinander; namentlich über Belgien wird 
häßlicher Streit geführt. Während die einen, die nur in der größt⸗ 
möglichen Macht das Heil des Vaterlandes ſehen, die Grenze unſerer 
militäriſchen und politiſchen Herrſchaft ohne Nückficht auf die Rechte 
der kleineren Völker und der anderen Großmächte fo weit hinaus 
ſchieben wollen, wie es unſerem Machtbedürfnis entſpricht, und ſich 
dabei nicht entblöden, jede andere Anſicht für Mangel an Vater⸗ 
landsliebe zu erklären, erkennen die anderen die nationalen Rechte 
auch der Kleinen an und verwerfen Annexionen, die das Leben anderer 
Mächte ſo berühren, daß darüber keine Verſöhnung möglich iſt. Es 
ſcheint, daß ſich die Neichsregierung auf dieſen Standpunkt geſtellt 
hat und von ihm aus den Frieden ſchließen will. Oſt⸗Frankreich und 
Belgien werden danach, vielleicht mit Ausnahme einiger kleinerer 
Stücke, gegen die Herausgabe unſerer Kolonien und der von den 
Engländern eroberten türkiſchen Länder freigelaſſen werden, jedoch 
nur mit der Sicherheit, daß Belgien keinenfalls in die Hand Englands 
und Frankreichs fällt, ſondern in Wahrheit unabhängig und neutral 
wird. Im Oſten wird das ruſſiſche Reich zurückgedrängt und deſſen 
ſtarker Druck von uns genommen werden. Weichſel⸗Polen wird 
ſicher, die Oſtſeeprovinzen und Litauen werden wahrſcheinlich in 
der einen oder anderen Form in den deutſchen Einflußbereich ein⸗ 
bezogen. Dieſe Länder verlieren dadurch ja nicht eine Freiheit und 
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Selbſtändigkeit, die fie beſeſſen haben, ſondern werden vom ruſſiſchen 
Joche befreit und tun einen großen Schritt vorwärts zu politiſcher 
Freiheit und nationaler Selbſtändigkeit. Für uns erwächſt daraus 
eine Sicherung und eine Erweiterung unſeres Lebensraumes. Aber 
der Gedanke, daß von ihnen die Notdurft unſeres Lebens befriedigt 
werden könnte, iſt allerdings irrtümlich und muß aufgegeben werden. 
Was wir von hier an Erzeugniſſen der Landwirtſchaft bekommen 
können, reicht für unſeren Bedarf entfernt nicht aus. Das deutſche 
Volk iſt eben weit über das heimiſche Reichsgebiet und ſeine Nach⸗ 
barſchaft hinausgewachſen; es muß ſeine Lebenswurzeln auch außer⸗ 
halb einſenken, wenn es nicht verdorren und verkümmern will. Aber 
das Reich daheim muß der ſtarke Kern fein, 

Anſer zweites Lebens bedürfnis iſt der Beſtand Oſterreich⸗Angarns 
und das Bündnis mit ihm, und das große Ergebnis dieſes Krieges, 
der zur Zerſtückelung der Monarchie beſtimmt war, iſt die Erhaltung 
ihres Daſeins und ihres Beſtandes. Ich will hier nicht von dem 
eigenen Lebensrechte Oſterreich⸗Angarns ſprechen, ſondern nur von 
unſerem Intereſſe daran. Seit der Erklärung, die Bismarck 1876 an 
Nußland gegeben hat, und dem Bündnis, das wir 1879 geſchloſſen 
haben, iſt die Freundſchaft mit Oſterreich⸗Angarn die erſte Richtlinie 
unſerer auswärtigen Politik geweſen und muß es bleiben. Auch 
ein um Deutfch-Öfterreich vergrößertes Deutſches Reich könnte uns 
das weit nach Oſten und Südoſten ausgreifende Oſterreich⸗Angarn 
nicht erſetzen. Es gewährt uns die Deckung auf unſerer Südoſtſeite 
und den Zugang zum adriatiſchen Meere, zum Balkan, zum ſchwarzen 
Meere, und es wird das nach dem Ausgange dieſes Friedens in er⸗ 
höhtem Maße tun. Man ſtreitet noch darüber, ob ein Zollbündnis 
der beiden Reiche zweckmäßig ſei; aber eine wirtſchaftliche An⸗ 
näherung und Angleichung wird erfolgen müſſen, und politiſch und 
militäriſch muß das Bündnis noch feſter verankert werden als bisher. 
Hier muß ein feſter Bund hergeſtellt werden, mit dem unſere Feinde 
unter allen Amſtänden zu rechnen haben, der ſeine vereinigte Kraft 
in die Wagſchale der Weltpolitik werfen kann. Er muß ein Be⸗ 
ſtandteil der deutſchen Zukunft ſein. 
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Von ſehr großer Bedeutung für dieſe ift die im Kriege ge- 
wonnene Ordnung der Dinge in der Balkanhalbinſel. Der bisherige 
Zuſtand ließ Oſterreich-Angarn und damit auch uns nicht zur Nuhe 
kommen; hier ſollte unſere Einkreiſung vollzogen, von hier der Hebel 
zur Vernichtung Oſterreich-Angarns angeſetzt werden. Wahrſchein⸗ 
lich wird die Landkarte künftig keine größere Fläche mit der öſter⸗ 
reichiſchen Farbe bedeckt zeigen als bisher, ſondern nur Verſchie⸗ 
bungen der Balkanſtaaten unter einander; darum wiſſen diejenigen, 
die ihren Blick nur auf das äußere Bild der Landkarte heften, nichts 
daraus zu machen. And doch iſt hier ein ſehr großes Ergebnis erzielt 
worden. Der ruſſiſche und wahrſcheinlich auch der italieniſche Ein⸗ 
fluß werden von der Balkanhalbinſel verſchwinden und damit die 
Urſache der ewigen Unruhe. Bulgarien wird mit uns im Bunde 
ſtehen, Rumänien (oder wenigſtens die Walachei), Serbien, Monte⸗ 
negro, Albanien werden unſerem Einfluſſe unterworfen ſein. Wir 
werden hier nicht mehr eingeſchnürt ſein und haben eine ſichere Land⸗ 
verbindung mit dem Orient gewonnen. 

Die Bewahrung der Türkei vor der Aufteilung durch Rußland, 
England, Frankreich und Italien iſt ein weiteres ſehr großes Er⸗ 
gebnis dieſes Krieges. Wir wiſſen noch nicht, ob es uns gelingt, ſie ganz 
unverſehrt zu bewahren; aber die Gefahr der Zerſtückelung iſt ab⸗ 
gewandt. Wir wollen hier keine Herrſchaft ausüben — darum wird 
auch dieſes Ergebnis von den Machtpolitikern unterſchätzt —, aber 
wir hoffen in der Türkei, die uns nicht nur ihr Leben verdankt, ſondern 
auch künftig nur im Bunde mit uns ihres Lebens ſicher iſt, einen wert⸗ 
vollen Bundesgenoſſen zu gewinnen. Wir hoffen hier ein fruchtbares 
Feld wirtſchaftlicher Betätigung und auch eine Stelle zu finden, 
von der aus wir nötigenfalls den Hebel anſetzen können, um von 
England die Freiheit der Meere zu erringen. 

Aber wir glauben nicht, daß uns Vorder ⸗Aſien alle die über- 
ſeeiſchen Länder erſetzen kann, in denen wir bis zum Kriege Kolonien 


gehabt oder Handel getrieben und uns ſonſt wirtſchaftlich betätigt 


haben. Anſer Kolonialreich muß wieder auferſtehen, nicht nur ebenſo 
groß, ſondern größer als bisher. Frankreich und England, womöglich 
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auch Japan müſſen uns unſere Kolonien wiedergeben oder doch im 
Austauſche vollwertigen Erſatz dafür leiſten, und fie ebenfo wie 
Portugal und Belgien müſſen uns auch von ihrem eigenen Beſitze 
abgeben. Das iſt eine Lebens forderung, auf die wir nicht verzichten 
können. Gerade weil die Türen des britiſchen Reiches und der Ver⸗ 
einigten Staaten weniger offen ſein werden als bisher und uns durch 
ſie manche Schwierigkeiten auch in den kleineren, eigentlich neutralen 
Ländern bevorſtehen, müſſen wir unſeren Bedarf wenigſtens in 
einiger Zeit und einigermaßen in unſeren Kolonien decken können. Zu 
einer gedeihlichen deutſchen Zukunft gehört ein großer und guter 
deutſcher Kolonialbeſitz. 8 

Aber es gehört dazu auch die offene Tür nicht nur im Orient, 
ſondern auch in überſeeiſchen Ländern. Wir können nicht auf Handel 
und wirtſchaftliche Betätigung in allen Ländern der Erde verzichten. 
Der Orient, in dem wir doch auch nur im Wettbewerb mit anderen 
arbeiten, und unſer Kolonialbeſitz, auch wenn er viel größer wird, 
genügen uns nicht. Es liegt kein Grund vor, warum die mittel⸗ und 
ſüdamerikaniſchen Länder, China und manche andere, die ja auf 
wirtſchaftlichen Austauſch angewieſen ſind, nicht uns ebenſogut wie 
England und Frankreich, den Vereinigten Staaten und Japan zu⸗ 
gänglich ſein ſollen, warum nur dieſe und nicht auch wir uns aus 
ihnen verſorgen, aus ihnen Reichtum und Kraft gewinnen ſollen. 
In den feindlichen Staaten und ihren Kolonien werden unſer Handel 
und unſere wirtſchaftliche Betätigung vielleicht nicht wieder Fuß 
faſſen; aber in allen anderen Ländern müſſen wir uns wieder 
durchſetzen. Es wäre eine Verarmung unſerer Zukunft, wenn wir 
es nicht täten. 

Kolonialbeſitz und Weltwirtſchaft ſind auf die Dauer an ſichere 
Verbindung über das Meer gebunden, weil fie ſonſt immer wieder ab- 
geſchnitten und zerſtört werden können. Zur deutſchen Zukunft gehört 
Freiheit der Meere, die wir von England erkämpfen müſſen. Sie 
muß völkerrechtlich feſtgeſetzt werden; aber das bekommt erſt Wert, 
wenn ſie tatſächlich geſchützt iſt. Das Meer kann vom Menſchen nicht 
beſiedelt werden; es darf darum auch politiſch keines einzelnen Staates 


241 


Gebiet fein, ſondern muß allen in gleicher Weiſe zur Verfügung 
ſtehen. Dieſe volle Freiheit der Meere wird jetzt noch nicht zu er⸗ 
kämpfen ſein; dazu iſt Englands Macht doch noch zu groß. Aber wir 
müſſen ſie anbahnen. Ein neuer Krieg mit uns muß England ſo ge⸗ 
fährlich erſcheinen, daß es auf ihn lieber verzichtet und unſere Be⸗ 
wegungsfreiheit nicht antaſtet. And wenn es zu einem Kriege kommt, 
ſo dürfen wir nicht wieder ſo ganz von dem Meere verſchwinden 
müſſen und ſo völlig abgeſperrt werden können wie in dieſem Kriege. 
Wenn der Befig der flandriſchen Küſte, wie behauptet wird, das 
einzige taugliche Mittel iſt, um die Freiheit der Meere bei England 
durchzuſetzen, ſo dürfen wir ſie nicht aus der Hand geben. Aber das 
iſt doch wohl nicht richtig; durch Stationen, Auslandkreuzer und über⸗ 
haupt eine ſtarke Flotte, namentlich Anterſeeboote, die Englands 
Verbindung mit der Welt unterbinden, und zugleich durch die politiſche 
Bedrohung im Orient werden wir künftighin einen fo ſtarken Druck 
auf England ausüben können, daß es uns das Meer frei gibt. 

Als letzter, aber wichtigſter Beſtandteil der deutſchen Zukunft 
erſcheint die politiſche Macht, weil ſie ihr Rückgrat iſt, allem anderen 
erſt den Halt gibt. Darin haben unſere Machtpolitiker natürlich 
Recht: die Macht ſpielt eine jo große, entſcheidende Rolle, daß ein 
Volk ohne ſie verloren iſt. Wir brauchen eine ſtarke, allen anderen 
ebenbürtige Macht, aber — das muß gleich hinzugefügt werden 
keine Abermacht, die uns augenblickliche Vorteile gewähren, aber 
ſchließlich zum Verhängnis werden würde, durch die wir uns ſelbſt 
das Grab graben würden, weil ſie uns alle zu Feinden machen würde. 
Was wir erſtreben, iſt Gleichgewicht. Auch England kämpft ja und 
nicht erſt jetzt, ſondern ſeit langem für Gleichgewicht, aber nur für 
Gleichgewicht auf dem europäiſchen Kontinent, damit die europäi⸗ 
ſchen Kontinentalmächte ſich gegenſeitig binden, während es ſelbſt 
inzwiſchen die Welt beherrſchen will. Einſt iſt Europa der Schau⸗ 
platz faſt aller Geſchichte und Politik geweſen, europäiſche Macht 
war Weltmacht; heute hat ſich der Amkreis der Politik auf die ganze 
Erde erweitert, wirkliche Macht kann nicht auf Europa beſchränkt 
ſein, ſondern muß die ganze Erde oder wenigſtens große Teile der 
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Erde umfaſſen, muß Weltmacht fein. Es kommt nicht mehr auf das 
Gleichgewicht der Mächte in Europa, ſondern in der Welt an. And 
ſo ſteht das Ziel, das wir aufſtellen, in vollem Gegenſatze zum eng⸗ 
liſchen. Wir wollen ſeine und überhaupt jede Art von Weltherrſchaft, 
deren furchtbare Bedeutung wir jetzt in der allgemeinen Feindſchaft 
gegen uns erkennen, brechen und uns gleichberechtigt neben die anderen 
ſetzen. Wir wollen uns in der Welt betätigen; darum müſſen wir 
Weltmacht haben. Wir ſind ſchon bisher mächtig geweſen — hat 
unfere Kraft doch ausgereicht, um den Angriff der Abermacht fieg- 
reich abzuwehren —, aber unſere Macht war auf Europa beſchränkt, 
reichte nicht über die Meere hinüber. Alle überſeeiſchen Staaten 
ſtanden ganz unter dem Banne Englands und auch Frankreichs, der 
Vereinigten Staaten und Japans, hatten von uns nichts zu hoffen 
und nichts zu fürchten, ſind darum gegen uns gegangen. Dieſen 
Bann müſſen wir brechen, indem wir auch unſere überſeeiſche Macht 
ausbilden und anderen an Macht und Rechten ebenbürtig in die 
Welt hinaustreten. 

So wird aus dieſem Kriege ein größeres, mächtigeres und 
ſchöneres Deutſchland erſtehen. 

And es wird auch ein innerlich geſunderes und freieres Deutfch- 
land erſtehen. Macht nach außen iſt in unſerem Zeitalter hoch ent⸗ 
wickelter Kultur nicht möglich, wenn ſie nicht auf innere Einheit be⸗ 
gründet iſt. Anſer deutſches Volk hat dieſe Einheit, die fremden 
Beobachtern zu fehlen ſchien, gegen den Angriff unſerer Feinde in 
wundervoller Weiſe betätigt; aber fie wird auf die Dauer nur be. 
ſtehen bleiben, wenn der dringende Wunſch des deutſchen Volkes 
nach innerer Freiheit und größerer bürgerlicher Gleichheit in Er. 
füllung geht. Das iſt die große Bedeutung der inneren Ambildung 
des deutſchen Staatslebens, die jetzt während des Krieges eingeſetzt 
hat und während des Krieges einſetzen mußte, wenn der Krieg uns 
nicht zum Verderb werden ſollte. Wir haben furchtbare Verluſte er- 
litten; wir werden, auch wenn wir einen noch ſo vorteilhaften Frieden 
ſchließen, auf lange Jahre hinaus große Opfer bringen müſſen, um 
unſer Wirtſchaftsleben und unſere Staatskraft wieder aufzubauen. 
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Zu diefen Opfern ift nur ein Volk bereit, deſſen heißeſte Wünſche er- 
füllt find, das im Staate fein Glück ſieht. Jeder große Entwicklungs 
vorgang iſt mit Kampf verbunden: beſtehende Intereſſen, auch be⸗ 
rechtigte, werden verletzt und leiſten Widerſtand; der Anſturm über⸗ 
ſchreitet leicht die richtige Grenze. So möchte der ruhige Beobachter 
auch jetzt manches anders wünſchen und wendet ſich betrübt ab von 
dem gehäſſigen Zank der Parteien. Aber er ſieht darin nur eine 
Entwicklungskrankheit und blickt freudig vorwärts in die Zukunft, 
die uns ein mächtiges Deutſches Reich und ein geſundes und einiges 
deutſches Volk bringen wird. 
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